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Themenschwerpunkt: Multilaterale Kommunikation in der Stadtentwicklung

Stadtentwicklung ist ein Prozess, an dem viele Akteure beteiligt sind. Wer handlungsfähig 
werden will, muss also zwischen und mit diesen Akteuren agieren. Das ist aus der Gover-
nance-Perspektive unmittelbar einsichtig, wird aber – im Gefolge des »communicative turn« 
– in der Fachdiskussion häufig auf die Kommunikation mit »der« Öffentlichkeit reduziert. 
Es ist daher unser Interesse, den Blick (wieder) zu weiten und das Spektrum aller Akteure – 
differenziert, oder wie Patsy Healey nahe legt: im »feinen Korn « – in den Blick zunehmen. In 
diesem Sinne war von der Vielfalt der Akteure in Quartiers- und Stadtentwicklung schon in 
pnd|online II|2016 die Rede. In dieser Ausgabe setzen wir die Diskussion fort... 

Abb.: Eine Zukunftswerkstatt 
in Schwabach
© Lehtstuhl für 
Planungstheorie und 
Stadtentwicklung, RWTH 
Aachen University

… gleich mit zwei Beiträgen, die tatsächlich 
Fortsetzungsgeschichten sind:

Klaus Selle begann schon in der letzten 
pnd|online-Ausgabe mit einer »Geschichte 
der Entdeckungen«. In der ging es zunächst 
um das Selbstverständnis der Planungsfach-
leute. Im zweiten Teil wird nun der Wandel 
planungstheoretischer Konzepte beschrieben. 

Auch beim zweiten Beitrag dieser Ausga-
ben wird Begonnenes fortgesetzt: Sarah Gin-
ski, Klaus Selle, Fee Thissen und Lucyna Zalas 
erkundeten in einer Serie von Interviews mit 
Expertinnen und Experten, inwiefern »res-
sort- und akteursübergreifende« Arbeitsfor-
men in der »integrierten Stadtentwicklung« 
heute als »state of the art« gelten können. Ers-

te Ergebnisse wurden in der letzten Ausgabe, 
weitere sind in der aktuellen zusammenge-
stellt.  

Christian Diller, Sarah Karic, Sarah Ober-
ding setzen sich auch mit Planungsprozessen 
auseinander und fragen in ihrem Beitrag, ob 
und wenn ja wie sich formale Modelle von 
Planungsschritten und -abläufen in der Praxis 
wiederfinden lassen.   

Auf diese eher theoretischen und forschen-
den Zugänge zur Prozessgestaltung in der 
Stadtentwicklung folgen mehrere Berichte 
aus ganz unterschiedlichen Praxisfeldern: 
angefangen bei einem bundesweiten Prozess 
besondere Art, über Planungen auf der Quar-
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Die nächsten drei Beiträge sind den öffentli-
chen Räume, genauer ihrer Bedeutung in der 
gesellschaftlich vielfältigen Stadt gewidmet. 

Friederike Fugmann, Daniela Karow-Klu-
ge und Klaus Selle untersuchten Nutzung, 
Wahrnehmung und Bedeutung öffentlicher 
Räume in stadtgesellschaftlich vielfältigen 
Quartieren in Aachen, Essen und Saarbrü-
cken und stellen hier einige Ergebnisse dieser 
Studie vor. 

Ulrich Berding und Daniela Karow-Kluge 
umreißen den Stand der Diskussion zur Rolle 
öffentliche Räume als Orten der Begegnung. 

Im dritten Beitrag erläutern Friederike 
Fugmann und Daniela Karow-Kluge Metho-
den zur Erforschung öffentlicher Räume und 
berichten in ihrem Beitrag von Begegnungen 
mit freundlich grüßenden Passanten, mit auf 
den Bus wartenden Menschen, mit alkoholi-
sierten Personen, mit einem Kakadu und vie-
lem mehr.

Um Inklusion und Exklusion geht es auch 
in dem Beitrag von Manuela Lautenschläger 
und Otto Inhester, die Wohnformen für 
Menschen mit fortgeschrittener Demenz 
diskutieren. Einerseits sollen Betroffene 
möglichst am alltäglichen Leben teilhaben, 
andererseits können Demenzdörfer dieser 
schutzbedürftigen Gruppe besondere Bewe-
gungsfreiheiten ermöglichen.

Abschließend stellt Frank Betker neue 
Fördermaßnahme im Rahmen der Sozial-
ökologischen Forschung des BMBF zwischen 
Urbanität und Nachhaltigkeit dar. 

Lesetipps

Am Ende dieser Ausgabe stehen zwei 
Lesehinweise auf „Die gerettete Stadt.“ und 
„Mittler, Macher, Protestierer“ in der Stadt-
entwicklung.

Viel Vergnügen beim Lesen wünschen 
Sarah Ginski & Klaus Selle 

Aachen, im Mai 2017

tiersebene bis hin zur Untersuchung neuer 
Technologien:

Ein keinesfalls alltägliches Beteiligungs-
verfahren beschreiben Jan-Hendrik Kamla-
ge, Jan Warode, Stefan Schweiger, Friederike 
Behr und Björn Ahaus. Sie berichten von dem 
wohl umfangreichsten, teuersten, längsten 
und immer noch nicht abgeschlossenen Be-
teiligungsverfahren der deutschen Geschich-
te – der Suche nach einem Endlagerstandort 
für radioaktive Abfallstoffe.

Es folgt ein Beitrag von Tülin Kabis-Stau-
bach und Reiner Staubach, die nach den Mög-
lichkeiten und Grenzen von Beteiligung und 
Aktivierung in benachteiligten Stadtquartie-
ren fragen. Dabei geht es u.a. um die Proble-
me sozialer bzw. kultureller Selektivität bzw. 
Inklusivität. In ihren Überlegungen führen 
sie den Stand der Fachdiskussion mit ihren 
langjährigen Erfahrungen in der Dortmunder 
Nordstadt zusammen.

Sarah Gottwald, Maarit Kahila, Anna Bro-
berg erörtern in ihrem Beitrag wie man mit 
Hilfe neuer Technologien die so genannte 
Schwarmintelligenz im Planungsprozess 
nutzen kann. Sie stellen verschiedene web-
basierte Geoinformationssysteme vor und 
illustrieren anhand einiger Fallbeispiele, wie 
sie in unterschiedlichen Planungsphasen ein-
gesetzt werden können, um das Wissen von 
Bürgerinnen und Bürger für einen Planungs-
prozess nutzbar zu machen.  

Umschau

Die Umschau widmet sich in dieser Ausgabe 
zwei Themenkomplexen: dem Wohnen und 
den öffentlichen Räumen.

Zum ersten Themenkomplex fasst Gisela 
Schmitt die neuen Herausforderungen für 
die Wohnungspolitik zusammen und fragt, 
inwiefern alte Instrumente Abhilfe ange-
sichts der (neuen) Wohnungsknappheit und 
überteuerter Mieten in den Wachstumsregio-
nen schaffen können.  

Eberhard von Einem spitzt die Frage nach 
der aktuellen Wohnungspolitik noch einmal 
im Angesicht der Flüchtlingswelle zu und 
fragt provokant nach ihrem Versagen.
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Wenn heute gefragt wird, wie »multilaterale Kommunikation in Prozessen der Stadtentwick-
lung« (so der Titel eines Forschungsprojekts am Lehrstuhl für Planungstheorie und Stadtent-
wicklung, RWTH Aachen) tatsächlich gestaltet wird, dann ist diese Forschungsfrage ebenso wie 
die Praxis, auf die sie zielt, vor dem Hintergrund einer langen und widersprüchlichen Entwick-
lung zu sehen. Mit der »Geschichte der Entdeckungen« soll dieser historische Hintergrund ein 
wenig ausgeleuchtet werden. Nachgezeichnet werden zwei Entwicklungslinien: der Wandel der 
professionellen Selbst- und Rollenbilder (Teil 1 in: pnd|online II|2016) und Paradigmenwechsel 
in der auf Planung und Steuerung im Stadtentwicklungskontext bezogenen Theorien.

Im ersten Teil der Entdeckungsgeschichte standen die »mentalen Modelle« im Mittelpunkt, 
die Bilder, die Fachleute des Planens und Entwickelns von sich und ihrer Rolle hatten und ha-
ben. Dabei zeigte sich, dass die anfangs vorherrschende Vorstellung vom scheinbar autonomen 
Handeln Schritt für Schritt abgelöst wurde durch die Einsicht in die Notwendigkeit zur Koope-
ration (insbesondere mit denen, die Planinhalte realisieren). Im Nachvollzug des Wandels vom 
Monolog der Fachleute zur Kommunikation der Vielen wurde auch deutlich: Im Kern geht es 
nicht um das Reden über Stadtentwicklung, sondern um Stadtentwicklung selbst, denn die ist 
von der Kommunikation über sie nicht zu trennen.

Im zweiten Teil der »Geschichte der Entdeckungen« (die hier folgt) werden Paradigmen-
wechsel in der Theorie nachgezeichnet, die den Blick auf und das Verständnis von Planungs- 
und Entwicklungsprozessen veränderten. 

In einer Nachbemerkung wird der Versuch unternommen, die beiden Handlungsstränge 
der Entdeckungsgeschichte mit Blick auf die aktuelle Situation zusammenzuführen. Ohne zu 
viel vorwegnehmen zu wollen, liegt es nahe, dass es auch hier um »Herausforderungen« ge-
hen wird. Denn: Der Hang und Zwang zu Argumentation und Verständigung in oft turbulen-
ten Kommunikationsprozessen ist nicht nur in der Praxis eine permanente Herausforderung. 
Auch die Forschung hat es nicht leicht mit diesem Gegenstand. 

Ob und wie beides bewältigt wird – die kommunikative Praxis und ihre Darstellung und 
Reflexion aus forschender Distanz –, muss sich in dem Projekt zeigen, das Anlass und Aus-
gangspunkt der folgenden Überlegungen darstellt. Mit dessen Ergebnissen wird dann die Fort-
setzung dieser »Geschichte der Entdeckungen« zu schreiben sein.

Prof. Dr. Klaus Selle ist 
Inhaber des Lehrstuhls 
für Planungstheorie und 
Stadtentwicklung an der 
RWTH Aachen.
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vielschichtigen Wirklichkeit gerecht werden 
will, stößt auf eine Vielfalt von – insbesonde-
re methodischen – Problemen (9), für die es 
keine einfachen Lösungen gibt.

So schließt die »Geschichte der Entde-
ckungen«, wie nicht anders zu erwarten, mit 
Herausforderungen – und macht neugierig 
darauf, wie es wohl weitergehen kann und 
wird. Nach den »Mühen der Gebirge«, so sie 
denn überwunden sind, folgen auch hier die 
«Mühen der Ebene«.

1 | Die Natur der Aufgaben zwingt 
zur Verständigung: Vertrackte 
Probleme, fragmentiertes Handeln 
und die kommunikative Wende

Kehren wir noch einmal zurück in die Zeiten 
der Planungseuphorie (also die 60er und frü-
hen 70er Jahre des letzten Jahrhunderts), als 
man an die umfassende Plan- und Gestaltbar-
keit von Stadt und Gesellschaft glaubte. Getra-
gen wurde dieser Glaube von der Annahme, 
dass es für letztlich alle Aufgaben Lösungswe-
ge gibt, die dann zu finden sind, wenn man 
umfassend Informationen zusammenträgt 
und aus deren »synoptischer« Betrachtung 
rational Schlüsse zieht. Planung war – so ver-
standen – eine Aufgabe für rational denken-
den Fachleute und deren (damals leistungsfä-
higer werdenden) Computer. Es bedurfte nur 
der (politischen) Definition einer Aufgabe. 
Alles weitere war dann ein Problem der Da-
tenverarbeitung und logischen Maßnahmen-
ableitung. Diese, hier etwas holzschnittartig 
dargestellte Auffassung, hielt sich sehr lange. 
Obwohl es schon früh kritische Gegenstim-
men gab. Zwei Beispiele dafür: 

Eine andere Wahrnehmung der Akteure 
und ihres Handelns: Braybrookes und 
Lindbloms »science of muddling through«

Schon in den frühen 1960er Jahren erhoben 
die Ökonomen David Braybrooke und Charles 
E. Lindblom Einwände gegen die zu ihrer Zeit 
vorherrschenden Vorstellungen von Entschei-
dungsprozessen (vgl. ausführlicher: Selle 
2005, 66 ff.). Sie könnten nicht verstanden 
werden als logisches Ergebnis rationaler, auf 
umfassende Information gestützter Erkennt-
nis. Vielmehr seien sie Ausdruck der Ausei-
nandersetzung zwischen sozialen Akteuren, 
die ihren Interessen und Logiken folgend 
argumentieren und handeln. Solche Prozesse 
seien daher eine Art des »Durchwurstelns« 
(»The Science of muddling through«), dessen 

Dass sich der Blick von der rein fachlichen In-
nensicht auf eine Rundum-Perspektive wei-
tete –  und so Planen und Entwickeln heute 
als eine Tätigkeit zwischen und mit vielen Ak-
teuren verstanden werden kann –  ist neben 
praktischen Erfahrungen auch auf Impulse 
aus der Theorie-Entwicklung zurückzufüh-
ren. Wissenschaftliche Perspektivenwechsel 
halfen, räumliche Entwicklung und das Zu-
sammenwirken vieler Akteure im Raum ge-
nauer wahrzunehmen und besser zu verste-
hen. Einige der so gewonnenen Erkenntnisse 
hatten ihrerseits wiederum Rückwirkungen 
auf praktisches Handeln.

Auf einige dieser Anstöße wird im Fol-
gende hingewiesen. Auch hier wiederum 
nur in groben Strichen, viele Details und 
Verzweigungen der Debatten weglassend: 
Am Anfang steht die Fundamentalkritik am 
Konzept der »instrumentellen Rationalität«, 
das als realitätsfern erkannt und durch kom-
munikative bzw. argumentative Konzepte er-
setzt wurde (1). Zeitlich versetzt fand in den 
Politikwissenschaften eine Entwicklung statt, 
in der zunächst der Begriff »Planung« durch 
»Steuerung« und dieser dann durch »Gover-
nance« ersetzt wurde. Mit jeder dieser Ent-
wicklungsstufen versuchte man, näher an die 
Realitäten gesellschaftlicher Entwicklungen 
zu kommen (2). Ebenfalls als Annäherung an 
die Wirklichkeit kann die »Entdeckung der 
Akteure« (3) verstanden werden. An die Stelle 
staatszentrierter Betrachtungsweisen traten 
Bilder von großer Akteursvielfalt, die deutlich 
machten: gesellschaftliche Entwicklung geht 
von Vielen aus.

In und aus dieser Vielfalt der Akteure ent-
wickeln sich auch Städte. Es liegt daher nahe, 
deren Entwicklung ebenfalls aus der Gover-
nance-Perspektive wahrzunehmen (4), womit 
insbesondere die Bezüge zwischen den Ak-
teuren, die »Interdependenzen« und deren 
Gestaltbarkeit in den Blick geraten (5). Dass 
in diesem Zusammenhang Kommunikation 
eine wichtige Rolle spielt, liegt auf der Hand, 
so dass als letzter begrifflicher Meilenstein in 
dieser Entwicklungsgeschichte die »kommu-
nikative Interdependenzgestaltung« zu erläu-
tern ist (6).

Damit endet der Rückblick. Fasst man das 
Ergebnis der Entwicklungen in Praxis und 
Forschung zusammen, ergibt sich allerdings 
kein eindeutiges Bild (7). Vielmehr sind alte 
Denkmuster ebenso weiterhin wirksam wie 
schon aus früheren Entwicklungsepochen 
bekannte Restriktionen. Das gilt insbesonde-
re für das praktische Handeln (8). Eine For-
schung, die dieser widersprüchlichen und 
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Ergebnis kaum vorhersehbar oder gar planbar 
sei.

Ihren Beobachtungen nach passten The-
orie und Wirklichkeiten vor allem in zwei 
Punkten nicht zueinander:

ππ Veränderungen in der Gesellschaft könn-
ten nicht auf einen Schlag geplant und ge-
staltet werden, vielmehr vollzögen sie sich in 
kleinen Schritten, die zudem keinem großen, 
überwölbenden Plan folgten.

ππ Analyse, Bewertungs- und Entscheidungs-
prozesse seien innerhalb der Gesellschaft 
fragmentiert, »über eine große Zahl von Or-
ganisationen verstreut« (Braybrooke/Lind-
blom 1972, 140).

Dieser Frontalangriff auf die Planungsmo-
delle jener Zeit setzte an die Stelle des großen 
Plans die kleinen Schritte und an die Stel-
le eines planenden Zentrums das Handeln 
verschiedener Organisationen bzw. Akteurs-
gruppen, die miteinander agieren, aber auch 
konkurrieren.

Die Aufgabe im Blick: Horst 
Rittels »wicked problems«

Horst Rittel, Mathematiker und Designpro-
fessor wies schon in seinen Vorträgen aus den 
70er Jahren (die überwiegend erst später ver-
öffentlicht wurden) bereits darauf hin, dass 
»die Art von Problemen, mit denen Planer zu 
tun haben – gesellschaftliche Probleme – von 
Natur aus verschieden von den Problemen 
[sind], mit denen sich Wissenschaftler und 
vielleicht einige Ingenieurgruppen beschäfti-
gen« (1992, 20 f.).

Das zu seiner Zeit dominierende Pla-
nungsverständnis sei nur auf Probleme anzu-
wenden, wie sie sich etwa beim Schachspielen 
stellen: Das Ziel ist klar, das jeweilige Prob-
lem abschließend definiert, die möglichen 
Lösungswege festgelegt und die einzelnen 
Züge eindeutig als »richtig« oder »falsch« zu 
erkennen und so weiter …. Probleme dieser 
Art nannte Rittel »gutartig« und fügte iro-
nisch hinzu: Die könne man auch in Einzel-
haft lösen.

Die Probleme aber, mit denen Planung 
sich tatsächlich auseinanderzusetzen habe, 
sind demgegenüber, so Rittel, von ganz ande-
rer Art. Zum Beispiel

ππ sind sie nicht abschließend definiert
ππ haben keine festgelegten Lösungswege
ππ lassen kein »richtig« und »falsch« als 

Beurteilung zu, sondern nur ein »gut« oder 
»schlecht«.

Probleme dieser Art nannte Rittel »bösartig« 
(wicked). Ihrem Wesen nach bedürfen sie der 
Argumentation, der Verständigung darüber, 
was die Aufgabe sein könnte, welcher Art die 
Lösungswege und was gute oder schlechte Lö-
sungen sein könnten.

Planung kann demnach als ein Prozess 
verstanden werden, »in dessen Verlauf all-
mählich bei den Beteiligten eine Vorstellung 
vom Problem und der Lösung entsteht, und 
zwar als Produkt ununterbrochenen Urtei-
lens, das wiederum kritischer Argumentation 
unterworfen wird.« (a.a.O. 23)

 Daher bezeichnete man Rittels Überle-
gungen auch als »argumentatives Modell«: 
Der Prozess lebt vom Austausch der Informa-
tionen bzw. Argumente. Und: Die Organisa-
tion dieses Prozesses, das Ermitteln, Vermit-
teln, Austauschen und Verständigen ist ein 
wesentlicher Teil planerischer Arbeit.

Lange blieb der »Mainstream« der planungs-
theoretischen Diskussion von solchen Gegen-
stimmen unbeeinflusst. Ein entscheidender 
Wendepunkt wird gemeinhin erst sehr viel 
später datiert (1980er/90er Jahre) und mit 
Namen wie Forester, Friedmann, Healey, In-
nes, Fischer oder Fainstein etc. verbunden. 
Sie alle stehen, neben anderen, für den so 
genannte »communicative turn« in den Pla-
nungstheorien. 

 Auch diese Autorinnen und Autoren gin-
gen davon aus, dass das »rationale Planungs-
modell« keine angemessene Beschreibung 
der Realität lieferte: »The linear, stepwise 
process, assumed by the model of instrumen-
tal rationality, where policymakers set goals 
and ask questions, and experts and planners 
answer them, simply did not apply« (Innes 
1995, 185). Zentraler aber war, dass sie – in 
Anlehnung an Jürgen Habermas – einen an-
deren Rationalitätsbegriff in die Planungs-
diskussion einführten: »Habermas argues 
that, far from giving up on reason as an in-
forming principle for contemporary societies, 
we should shift perspective from an individu-
alized, subject-object conception of reason, 
to reasoning formed within inter-subjective 
communication« (Healey 1992, 150). 

 Wissen wird, da waren sich alle Autorin-
nen und Autoren dieser Theorie-Wende einig, 
sozial erzeugt und erst als solches für Planen 
und Handeln relevant. Dabei sei auch das 
Wissen der Laien von Bedeutung: »The study 
of practice shows that what ordinary people 
know is at least as relevant as what is found 
through systematic professional inquiry …« 
(a.a.O.). In dem Maße, wie die politische Steu-
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erung in Stadt und Region immer fragmen-
tierter werde, zeige sich zudem, dass weniger 
gesetzliche Verfahren oder institutionelle 
Strukturen von Bedeutung seien, als vielmehr 
Fragen der Interaktion: »Their inquiries lead 
these policy analysts to focus not on formal 
strategies, government structures and policy 
instruments, but on the interactive practices 
through which policy ideas are developed and 
disseminated, on policy discourses and the 
social relations of policy practices« (Healey 
1999, 1130).

Diese Interaktion ist vor allem Kommuni-
kation: »…the policy process is constituted by 
and mediated through communicative practi-
ces«. (Fischer/Gottweis 2012, 2)

In allen diesen verschiedenen Ansätzen wird 
nachhaltig Abschied genommen von der Vor-
stellung, Planen sei als rein sachrationaler 
Vorgang zu verstehen und zu gestalten. An 
die Stelle dieses alten Bildes tritt das von der 
sozialen (intersubjektiven) Erzeugung des 
Wissens, von der Notwendigkeit des Dialogs.

2 | Drei Theorie-Etappen: Planen, 
Steuern Entwickeln

Im Rückblick auf die politikwissenschaftliche 
Theorie- und Konzeptentwicklung in den vier 
Jahrzehnten zwischen 1970 - 2010 lässt sich 
ein Dreischritt identifizieren (vgl. Mayntz 
1996 sowie darauf aufbauend Benz u.a. 2007, 
Schuppert 2008), der in ähnlicher Form in 
der Planungstheorie nachvollzogen wurde: 

1. Am Anfang stand die »Planung« und mit ihr 
die Vorstellung einer Lenkung aller wesent-
lichen Aspekte der Stadtentwicklung (bzw. 
größerer räumlicher Einheiten) von einem 
Zentrum aus. Diese Theorie war zugleich 
komprehensiv (weil allumfassend gedacht), 
etatistisch (weil sie den Staat bzw. öffentliche 
Akteure in den Mittelpunkt stellte) und hie-

rarchisch (indem gleichsam »von oben« in 
gesellschaftliche Teilbereich hingewirkt wird).

2. Schon bald zeigte sich, dass diese »Pla-
nung« wenig bewirkt: »Die Art von Planung, 
die man bis dahin praktiziert hatte, funkti-
onierte offensichtlich nicht, weil das jewei-
lige Gestaltungsobjekt eben nicht bloß ein 
passiver, seine Formung durch die staatliche 
Politik willig über sich ergehen lassender Ge-
genstand ist, sondern aktiv und eigendyna-
misch Steuerungsimpulse verarbeitet« (Benz 
u.a. 2007, 12). Also rückten die Adressaten 
staatlichen Bemühens in den Mittelpunkt der 
Betrachtung und man sprach nun statt von 
Planung von »Steuerung«, die das Ziel ver-
folgt, das Handeln vieler Akteure gezielt zu 
beeinflussen und so Stadtentwicklungen zu 
steuern.

3. Aber auch mit dem Steuerungs-Konzept 
ließen sich bald Theorie und Wirklichkeit 
nicht mehr überein bringen. Es gab offen-
sichtlich nicht nur ein steuerndes Subjekt 
sondern deren viele, die mit ihrem Handeln 
auch zur gesellschaftlichen Entwicklung bei-
tragen. In der dritten Etappe der Theorieent-
wicklung nahm man daher Abschied von der 
Vorstellung »des Staates als einem der Gesell-
schaft übergeordneten politischen Entschei-
dungszentrums« (Heinelt 2006) und stellte 
fest, dass das »politische Steuerungshandeln 
nur ein sozialer Teilprozess [ist], der mit vie-
len anderen Teilprozessen interferiert und so 
zum sozialen Wandel beiträgt, ohne ihn len-
ken zu können. […] Das bedeutet, dass es zwar 
Steuerung in der funktionell differenzierten 
Gesellschaft gibt, aber keine politische Steue-
rung der Gesellschaft« (Mayntz 1996, 165)

Das ließ sich unmittelbar auf die Stadt-
entwicklung übertragen: Das planende und 
steuernde Handeln öffentlicher Akteure ist 
lediglich ein Impuls unter vielen anderen, die 
auf die Entwicklungen der Städte einwirken. 
Es gibt demnach Steuerung in der Stadtent-
wicklung, aber keine von einem Zentrum 
ausgehende Steuerung der Stadtentwicklung. 
Das Handeln vieler Akteure prägt die Stadt-
entwicklung. Stadtentwicklungsplanung und 
-politik sind also Versuche, in und mit der 
Akteurs-Vielfalt handlungsfähig zu werden. 

Auf einen für die Entwicklung des Planungs-
verständnisses (und die Rolle, die Kommu-
nikation dabei spielt) spezifischen Aspekt, 
muss hier ergänzend hingewiesen werden: 
Die politikwissenschaftliche Theorieentwick-
lung wurde jeweils dadurch vorangetrieben, 
dass man »Implementationsdefizite« erkann-
te. Will sagen: Es zeigte sich, dass »Planung« 
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oder »Steuerung« nicht zu den erwarteten 
Ergebnissen führten. Der (fehlende) Output 
löste also Lernprozesse aus. 

Das war in der Fachdiskussion zur Stadt-
entwicklungsplanung lange nicht so: Die dor-
tigen Planungstheorien und -modelle richte-
ten sich vor allem auf das Zustandekommen 
eines Planes. Was aus ihm wurde, welche Wir-
kungen er im Raum, auf den er sich bezog, 
auslöste, blieb ungefragt. Erst in dem Maße, 
wie das Planungsverständnis umsetzungs-
orientierter wurde, gerieten alle die Akteure 
in den Blick, die bei der Realisierung von – 
zum Beispiel – baulichen Planungszielen (als 
Grundstückseigentümer, Investoren etc.) von 
Bedeutung sind. Von hier ausgehend weitete 
sich, wie (im ersten Teil der »Entdeckungsge-
schichte«) beschrieben, der Akteurshorizont 
– bis letztlich die ganze, vielgliedrige Stadtge-
sellschaft als notwendiger Partner für öffent-
liche Bemühungen um Stadtentwicklung er-
kannt wurde. Damit einher ging ein weiterer 
Erkenntnisprozess: Alle diese Akteure warten 
nicht darauf, bis sie durch öffentliche Pla-
nungen angesprochen und aktiviert werden, 
sondern sind selbst auf vielfältige Weise ak-
tiv, wirken auf Stadtentwicklungen ein. Und 
damit wird auch der Punkt deutlich, auf den 
es hier besonders ankommt: Es ist nicht mit 
dem Erkennen der Akteure getan. Man muss 
sie auch als Gegenüber verstehen, die Bezüge 
zwischen ihnen in den Blick nehmen – und 
danach fragen, wie sie gestaltet werden (kön-
nen).

So verstanden bedeutet Stadt entwickeln: 
zwischen und mit verschiedenen Akteuren 
gemeinsame Angelegenheiten regeln. Dies 
kann auf unterschiedlichste Weise gesche-
hen: durch formelle Verfahren, informelle 
Vereinbarungen und vieles mehr (für die 
meisten Aufgaben der Stadtentwicklung ist 
ein »Mix« verschiedener Regelungen vorzu-
finden). Kommunikation wird dabei immer 
eine wesentliche Rolle spielen.

Diese Beschreibung entspricht ziemlich 
exakt einem Begriff aus den Politikwissen-
schaften. Er lautet: Governance. Was mit ihm 
bezeichnet wird und welche Bedeutung er für 
unser Thema hat, wird gleich erläutert. Zuvor 
ist jedoch noch von einer Entdeckung zu be-
richten, die mit der stufenweise Fortentwick-
lung der Theorien einher ging.

3 | Die Entdeckung der Akteure

In den ersten Vorstellungen davon, was Stadt-
planung ist oder sein sollte (vgl. Teil 1) gab 

es keine »Akteure«. Weder als Wort noch als 
Vorstellung. Es gab Sach- und Fachverstand, 
der sich scheinbar aus eigener Kompetenz 
mit Fragen der städtischen Entwicklung aus-
einandersetzte. Erst ein genauerer Blick in 
die Schriften aus jener Zeit macht deutlich, 
dass der Ort, von dem dieser Fachverstand 
aus agierte, staatlich (oder kommunal) sein 
musste. Schließlich hat das Städtebaurecht 
im Wesentlichen ordnungsbehördliche bzw. 
polizeirechtliche Wurzeln und so schien eine 
solche Zuordnung damals vermutlich selbst-
verständlich. 

Mit den aufkommenden Planungstheori-
en, vor allem in der planungseuphorischen 
Phase wurde diese Sichtweise unterstrichen 
und zugleich klarer: »Planung« war Aufgabe 
des Staates, genauer: staatlicher Bürokratien. 
Von »Akteuren« war immer noch keine Rede.

Erst als man begann, genauer zu betrach-
ten, welche Wirkungen von den großen Plan-
werken (nicht) ausgingen, traten Risse in 
der vorher monolithischen Vorstellung von 
»der Planung« auf. Zumindest innerhalb 
der öffentlichen Administrationen schien 
es horizontal (zwischen verschiedenen Res-
sorts) und vertikal (zwischen verschiedenen 
Ebenen) Grenzen zu geben, hinter denen 
jeweils eigene Denk- und Handlungsweisen 
vorherrschten. 

Aber es zeigte sich bald, dass dies allein 
die »Vollzugsdefizite« bei der Umsetzung 
staatlicher Pläne nicht zu erklären vermochte. 
Auch in der Gesellschaft selbst, auf die sich 
letztlich die Pläne richteten, schien nicht alles 
»plangemäß« zu verlaufen.

Mit dem steuerungstheoretischen Ansatz 
zog man daraus Konsequenzen: Man müs-
se genauer auf einzelne Gruppen schauen 
und gezielt Instrumente entwickeln, um ihr 
Verhalten zu steuern. Dies war wie selbstver-
ständlich Aufgabe des Staates: »top« steuert 
»down«. Aus dieser »etatistischen« Perspekti-
ve betrachtet waren denn auch die, die da ge-
steuert werden sollten »Adressaten«, die der 
»Steuerung« bedürfen, um aus übergeordne-
ter Sicht definierte Funktionen zu erfüllen.

Nun weiß man aus der jüngeren Geschich-
te der Städtebaupolitik, dass einige dieser Ad-
ressaten nicht immer ruhig blieben, sondern 
begannen, sich zu wehren: gegen stadtzerstö-
rende Verkehrsprojekte, Flächensanierungen 
usf. So fanden die »Betroffenen« Eingang ins 
damalige Vokabular.

Und schon bald folgte ein wichtiger zwei-
ter Schritt: Das StBauFG von 1971 machte 
die Betroffenen sogar zu »Beteiligten«. Ih-
nen wurde – neben den Eigentümern und 
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sonstigen Inhabern von Nutzungsrechten, 
die schon immer eine Sonderrolle im Verfah-
rensrecht inne hatten – Gelegenheit zur akti-
ven Mitwirkung an der Meinungsbildung im 
Planungsprozess gegeben. Das markiert eine 
wesentliche Zäsur – zunächst allerdings nur 
in kommunikativer Hinsicht und noch nicht 
im damaligen Steuerungsverständnis.

Das begann sich erst im Verlaufe der 
1980er Jahre zu ändern. Damals richtete 
man nicht mehr nur den Blick auf staatliches 
Handeln sondern fragte sich: Was eigentlich 
geschieht in einzelnen Handlungsfeldern? 
Wer macht dort was, wer erbringt dort wel-
che Leistungen? Und so wurde zum Beispiel 
erkennbar, dass »Wohlfahrt« nicht nur durch 
den Staat, sondern durch viele gesellschaftli-
che Kräfte »produziert« wird (vgl. z.B. Evers 
1988). Diese gesellschaftlichen »Kräfte« tre-
ten in unterschiedlicher Gestalt auf: als Un-
ternehmen, als Verband, als Initiative usf… 
Aber gemeinsam ist ihnen: Sie alle sind auf 
eigene Veranlassung und mit eigenen Mitteln 
aktiv – mithin: »Akteure«. 

Da war das Wort.
Im Rückblick mutet es sehr befremdlich 

an, wie lange man einer Vorstellung verhaf-
tet bleiben konnte, die diese Eigenaktivitäten 
in der Gesellschaft ignorierte und nur den 
»Staat« als gestaltende Kraft sah. 

Insbesondere im Bereich der Stadtent-
wicklung war ja evident, welch gravierenden 
Einfluss etwa große Unternehmen auf die 
Entwicklung ganzer Regionen hatten (wie 
oben bei den Marktakteuren gezeigt). Und 
als Stadtviertel nicht mehr großflächig abge-
rissen wurden, sondern in kleinen Schritten 
erneuert werden sollten, zeigte sich die enor-
me Bedeutung des privaten Grundeigentums, 
denn letztlich wirkte auf jeder Parzelle der 
»Eigen-Sinn« der Eigentümer. Dass in den 
Stadtviertel noch viele weitere (z.B. sozio-kul-
turellen) Aktivitäten wirksam und Potenziale 
zu erschließen sind, wurde ebenfalls zu die-
ser Zeit entdeckt. So entstanden z.B. »Lokale 
Partnerschaften« (vgl. Froessler u.a. 1994), 
in denen diese unterschiedlichen Kräfte zur 
Bewältigung gemeinsamer Aufgaben zusam-
menfanden.

Mit der »Entdeckung der Akteure« ging 
also vor allem die Erkenntnis einher, dass 
Staat und Kommunen in vielen Aufgabenbe-
reichen nur Handelnde unter anderen sind. 
Wollen sie Ihre Ziele erreichen, müssen sie 
mit anderen zusammenwirken, Netze bilden, 
kooperieren.

Aus Sicht der Forschung ist ein Hinweis 
auf die »Vielfalt von Akteuren« natürlich un-

befriedigend. Man möchte schon genauer 
wissen, wer das ist. Und so wurden immer 
wieder Versuche unternommen, die Vielzahl 
der Akteure zu ordnen. 

Am Anfang standen drei Kategorien, die 
Friedmann (2006, 275) so umriss: »roughly 
speaking, state, capital and organized civil 
society«. Diese Unterscheidung beruhte auf 
der Annahme, dass in jeder dieser Kategorien 
oder »Sphären« unterschiedliche Werte, Or-
ganisationsprinzipien etc. wirksam sind:

ππ die öffentlichen Akteure (Politik und Ad-
ministrationen auf allen Ebenen) orientieren 
sich am Gemeinwohl, handeln durch hierar-
chische Vorgaben und so fort …

ππ die Markt-Akteure (Grundeigentümer, 
Banken, Investoren, Wohnungsunterneh-
men, Baufirmen, Architekten, Ingenieure 
u.v.m.) orientieren sich an den Gesetzen der 
Märkte

ππ die (organisierte) Zivilgesellschaft (Ini-
tiativen, Vereine, u.s.f.) folgt einem breiten 
Spektrum von Werten, unter denen »Solida-
rität« hervorgehoben wird, handelt netzwerk-
förmig etc. …

ππ Das war und ist hilfreich, stellt aber in 
zweifacher Weise eine Vereinfachung dar:

ππ Es gibt viele Akteure, die nicht eindeutig 
einer dieser Sphären zuzuordnen sind (so 
stieß man z.B. auf die »intermediären Akteu-
re«; vgl. zu einem neueren Versuch der Ty-
penbildung: Beck/Schnur 2016, 60).

ππ Viele Akteure handeln auf mehrerlei Wei-
se: So steuert der Staat nicht nur hierarchisch, 
sondern bedient sich auch marktförmiger In-
strumente (etwa Entwicklungsgesellschaften 
im Städtebau), operiert netzwerkförmig etc.

Für unseren Diskussionszusammenhang 
folgt daraus vor allem: Die Akteurslandschaft, 
in der Stadtentwicklung gestaltet wird, ist 
sehr vielgestaltig. Wer hier Kommunikation 
abbilden und kommunikativ wirksam werden 
will, muss differenziert vorgehen.

Dabei hilft die Governance-Perspektive:

4 | Stadtentwicklung als Governanceprozess 

Das Wort »Governance« ist bislang noch 
nicht überzeugend ins Deutsche übertragen 
worden und der dahinter stehende Begriff hat 
zudem eine lange und verwirrende Interpre-
tationsgeschichte hinter sich, so dass Schup-
pert (2008) mit Recht von einem »anerkannt 
uneindeutigen Begriff« spricht. 

Auch über die Adaption des Begriffs in 
den Planungswissenschaften ist schon man-
ches geschrieben worden (vgl. u.a. Selle 
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2005/2013), so dass wir uns hier kurz fassen 
können. Es gibt eine Definition des Begriffs, 
die zwar ursprünglich für »Global Gover-
nance« geprägt wurde, sehr gut aber auch 
für die Stadtentwicklung Verwendung finden 
kann.

Danach ist Governance »…die Gesamtheit 
der zahlreichen Wege, auf denen Individuen 
sowie öffentliche und private Institutionen 
ihre gemeinsamen Angelegenheiten regeln. 
[…] Der Begriff umfasst sowohl formelle Insti-
tutionen und mit Durchsetzungsmacht verse-
hene Herrschaftssysteme als auch informelle 
Regelungen, die von Menschen und Institu-
tionen vereinbart…werden« (Deutscher Bun-
destag 2002b, 415).

Patsy Healey (2012, 333 ff.) ist es gelungen, 
diese ohnehin knappe Begriffserklärung noch 
kürzer zu fassen: »I use the term ›governance‹ 
here and elsewhere to refer to all forms of coll-
ective action, of which formal government ac-
tivity is one.«

Mit beiden Definitionen wird das bezeich-
net, was hier schon mehrfach für die Prozes-
se der Stadtentwicklung umschrieben wurde: 
Viele Akteure wirken mit ihrem Handeln auf 
Stadtentwicklung ein. Öffentliche Akteure ge-
hören dazu. Die Mittel, derer sich die Akteu-
re bedienen, sind vielfältig. Alle Akteure, alle 
Mittel werden in den Blick genommen. 

Hartmut Häussermann, Dieter Läpple und 
Walter Siebel (2008, 349 f.) beschreiben das 
Konzept der »Urban Governance« so: »Die 
Strukturtheorien des Marxismus haben das 
Kind der Stadtforschung insofern mit dem 
Bade ausgeschüttet, als die Erforschung der 
lokalen Politikprozesse überflüssig erschien. 
Mit der Governance-Theorie wird die Auf-
merksamkeit wieder auf die lokale Politikare-
na gelenkt – aber mit einer signifikanten Ver-
schiebung der Fragestellung: Nicht mehr, wer 
die Macht hat, seine Interessen durchzuset-
zen, soll beantwortet werden, vielmehr stellt 
sich nun die Frage: Wie kommt […] überhaupt 
Handlungsfähigkeit zustande? Macht ist nicht 
mehr einfach vorhanden, und es kommt nicht 
mehr lediglich darauf an, wer sie ergreift und 
in wessen Interesse ausübt – Macht im Sin-
ne von Handlungsfähigkeit muss hergestellt 
werden. Man fragt […] wie Macht in sozialen 
Prozessen erzeugt wird; nicht, wer regiert, 
sondern: Wie kann man überhaupt etwas 
erreichen? […] Bei der Beschreibung und Be-
wertung von Governance ist es daher zentral, 
danach zu fragen, wer dazu gehört bzw. aus-
geschlossen wird.«.

Governance bezeichnet also nicht eine 
andere Politik öffentlicher Akteure, sondern 

eine andere Sichtweise auf die Vielfalt des 
Handelns vieler Akteure. Was in unserem 
Fall heißt: Nicht die Stadtentwicklung ändert 
sich, sondern der Blick darauf. Insofern kann 
es zum Vermeiden von Missverständnissen 
beitragen, wenn man von »Governance-Pers-
pektive« spricht.

Aus dieser Perspektive wird Stadtentwick-
lung, wie Wolf Reuter (2004, 73) das einmal 
beschrieben hat, erkennbar als »wildes, cha-
otisch anmutendes […] Gemisch aus Akten 
jedweder Art«. Das gilt es »lesen« zu lernen – 
durch hinreichend präzise Beschreibung der 
Akteure, ihrer Aktivitäten und deren Bezüge 
untereinander.

An dieser Stelle gibt es womöglich doch 
noch eine Unklarheit: In den Definitionen 
war von der »Regelung gemeinsamer Ange-
legenheiten« und »forms of collective action« 
die Rede. Wann aber kann in der Stadtent-
wicklung von gemeinsamer Angelegenheit 
und gemeinsamem Handeln gesprochen 
werden?

Ist die Stadt und ihre Entwicklung wo-
möglich bereits die gemeinsame Angelegen-
heit? Tatsächlich interferiert ja das Handeln 
der Akteure im (begrenzten) Raum. So ent-
stehen Nutzungskonkurrenzen, Interessen-
kollisionen, aber auch wechselseitige Abhän-
gigkeiten, mögliche Synergien etc. Insofern 
ist etwa die Organisation der Raumnutzung 
eine gemeinsame Angelegenheit. Die findet 
alltäglich in Teilräumen statt – durch Kauf, 
Verkauf, Aneignung, Umnutzung, Umge-
staltung einzelner Flächen, durch die Verän-
derung von Lagegunst und Standortgefüge 
etc., aber auch als gezielter Prozess bezogen 
auf die Gesamtheit einer Gemeinde – z.B. im 
Zuge der Verständigung über die Art der Flä-
chennutzung im Rahmen der vorbereitenden 
Bauleitplanung. Es liegt daher aus meiner 
Sicht nahe, beides als »gemeinsame Angele-
genheit« zu verstehen: die Vielfalt alltäglicher 
Akte in ihren Abhängigkeiten untereinander 
ebenso wie die bewusst in Gang gesetzten 
Prozesse, in denen sich mehrere Akteure ge-
meinsam auf den Weg machen.

Phantomschmerz: Was wird aus der 
»etatistischen Perspektive«?

Die Theorieentwicklung in der Stadt- und 
Raumplanung war stets eng gebunden an das 
Handeln von Staat und Kommunen. Es ging 
immer um Aufgaben öffentlicher Akteure 
und die Frage, wie sie bewältigt werden könn-
ten.
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Insofern löst die Governance-Perspektive 
immer wieder Irritationen aus: Seien denn 
(mit dem oben beschriebenen Dreischritt) 
nun »Planen« und »Steuern« abgeschafft? 
Gäbe es keine staatliche Definitionsmacht, 
keine hierarchisch gesetzten Vorgaben, keine 
förmlichen Verfahren mehr?

Solche Fragen verfehlen ihren Gegenstand 
gleich mehrfach und treffen doch ein berech-
tigtes Interesse:

Worin bestehen die Missverständnisse?
1. Mit dem hier zugrunde gelegten Gover-

nancebegriff werden, wie es oben im Zitat 
heißt: »sowohl formelle Institutionen und mit 
Durchsetzungsmacht versehene Herrschafts-
systeme als auch informelle Regelungen« 
umfasst. Governance ist also »Oberbegriff 
für sämtliche vorkommenden Muster der In-
terdependenzbewältigung« (Benz u.a. 2007, 
13). Formelle Planungsverfahren, gesetzge-
berische Vorgaben, staatliche Steuerungs-
versuche unterschiedlicher Art, top-down-
Regelungen etc. sind weiterhin als typische 
Handlungsweisen des Staates umfasst.

2. Aber öffentliche Akteure handeln 
nicht nur hierarchisch, wie man am Beispiel 
der Stadtentwicklung gut zeigen kann: Pla-
nungs- oder ordnungsrechtliche Regelungen 
sind zwar im klassischen Sinne Formen hi-
erarchischer Steuerung, aber kommunale 
Entwicklungsgesellschaften oder Wohnungs-
unternehmen handeln marktförmig, viele 
Fragen der Innenstadtentwicklung, der Wirt-
schaftsförderung u.a. werden netzwerkför-
mig angegangen – und in noch mehr Hand-
lungsfeldern stoßen wir auf einen Mix von 
Steuerungsformen. 

3. Der Governance-Begriff ist (zumindest 
im hier verfolgten Verständnis) nicht norma-
tiv, schließt also alle Governance-Modi ein, 
ohne zu sagen, diese oder jene sei »richtiger«, 
»zeitgemäßer« o.ä.

Und was wäre das berechtigte Interesse?
Angesichts der aus der Governancepers-

pektive sichtbar werdenden Komplexität ist 
es forschungsökonomisch naheliegend wie 
auch inhaltlich begründbar, einzelne Akteure 
in den Vordergrund zu stellen und Prozesse, 
Akteure und Interdependenzen aus deren 
Sicht zu betrachten. In den Raumwissen-
schaften wird damit zudem einer gewissen 
Forschungstradition Rechnung getragen.

Wenn allerdings in der jüngeren politik-
wissenschaftlichen Diskussion vorgeschlagen 
wird, für staatliches Handeln auch weiterhin 
mit dem Steuerungsbegriff zu operieren und 
ihn von »Governance« abzugrenzen (vgl. u.a. 
Stoy 2016, 29 ff.) so erscheint das weder not-

wendig noch sinnvoll. Einerseits widerspricht 
das dem »Oberbegriff-Charakter« von Gover-
nance. Andererseits besteht die Gefahr des 
Rückfalls in alte Denkmuster der Steuerungs-
theorie indem Akteure auf ihre Adressaten-
Rolle reduziert und lediglich einzelne Instru-
mente zum Gegenstand der Analyse gemacht 
werden. 

Pierre und Peters (2000) haben vorge-
schlagen, verschiedene Governanceformen 
nach dem Grad staatlicher Mitwirkung zu 
unterscheiden. Sie reichen vom »state-centric 
model« auf der einen bis hin zum »governing 
without government« auf der anderen Seite 
des Spektrums. Damit ist z.B. eine Möglich-
keit zu Differenzierung und ggf. zur Eingren-
zung von Untersuchungsansätzen gegeben.

Für die Stadtentwicklung kann eine sol-
che Differenzierung durchaus hilfreich sein, 
denn man findet in den vielfältigen Prozessen 
der Stadtentwicklung eben solche Unterschei-
dungen vor: Handlungsfelder, in denen Staat 
und Kommunen 

ππ einen prägenden Einfluss haben (etwa 
Schule/Bildung, Flächenentwicklung), 

ππ lediglich Rahmen setzen (z.B. große Teile 
der Umweltpolitik, Wohnungsmarkt überall 
dort, wo die öffentlichen Akteure nicht mehr 
über eigene Unternehmen verfügen),

ππ Akteure unter vielen sind (lokale Kultur, 
Integration etc).

Ein Vorschlag: »Aufgaben- und 
Akteursorientierte« Betrachtung von 
Governanceprozessen in der Stadtentwicklung

Aus den bisherigen Überlegungen lässt sich 
ein für die Auseinandersetzung mit Stadtent-
wicklungsprozessen geeigneter Ansatz ablei-
ten: Um Stadtentwicklung als Governance-
prozess verstehen und gestalten zu können 
empfiehlt es sich,

ππ von Handlungsfeldern bzw. Aufgaben 
(etwa: Redevelopment, Klimapolitik, Flächen-
entwicklung, Naturschutz etc.) auszugehen

ππ nach den Akteuren zu fragen, die in die-
sen Feldern tätig (oder von dort getroffenen 
Maßnahmen betroffen) sind, um dann 

ππ die Interdependenzen und deren Gestal-
tung in den Blick zu nehmen. 

So lassen sich Akteurskonstellationen sinn-
voll abgrenzen, wechselseitige Bezüge identi-
fizieren sowie der je spezifische Steuerungs-
mix verstehen.

Dabei muss es dem Grundgedanken von 
Governance nicht widersprechen, wenn man 
»state-centric« vorgeht, also die Akteursviel-
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falt und ihre Bezüge untereinander aus der 
Sicht und dem Handlungsinteresse öffentli-
cher Akteure heraus betrachtet.

Eine solche aufgaben- und akteursbezoge-
ne Vorgehensweise (vgl. Klemme/Selle 2008, 
Kreuzer/Scholz 2012) ist nach unseren Er-
fahrungen am ehesten in der Lage, Prozes-
se der Stadtentwicklung in ihrer Komplexi-
tät angemessen abzubilden sowie Analysen 
zugänglich zu machen. Und, was in einer 
»Handlungswissenschaft« von nicht nachge-
ordneter Bedeutung ist: So lassen sich auch 
am ehesten praxistaugliche Konzepte für Pla-
nungs- und Entwicklungsprozesse gewinnen.

5 | Governance als Interdependenzgestaltung

Aus der Governance-Perspektive werden 
nicht nur die Akteure differenzierter sichtbar. 
Auch ihre Handlungsweisen und vor allem 
ihre Bezüge untereinander, die Politikwissen-
schaften verwenden hier den Begriff »Inter-
dependenzen«, sind in besonderer Weise von 
Belang.

Was sind solche Interdependenzen und 
wie werden sie »bewältigt«, wie es in den Po-
litikwissenschaften heißt? »Interdependenz-
bewältigung«, so führt etwa Uwe Schimank 
(2007, 30) aus, meine zunächst »Handlungs-
abstimmung« und die liege immer dann vor, 
wenn ein Akteur bei der Wahl des eigenen 
Handelns das schon geschehene oder für 
die Zukunft antizipierte Handeln anderer in 
Rechnung stellt: »Ein Akteur fragt sich also, 
was er angesichts des bereits erfolgten oder 
erwarteten Handelns seiner Gegenüber zur 
Realisierung seiner Intentionen am besten 
tut«. Dabei ist diesem Akteur bewusst, dass 
die anderen sich in Bezug auf ihn die gleiche 
Frage stellen.

Einige Beispiele aus der Stadtentwicklung: 
Die privaten Bauherren können ohne die 
Bauleitplanung und Infrastrukturvorleistun-
gen der Kommunen nur begrenzt wirksam 
werden, die Kulturpolitik bleibt weitgehend 
eine leere Hülle ohne die kulturellen Inter-
essen und Aktivitäten der Bürgerschaft, das 
CO2-Minderungsprogramm greift nur, wenn 
es den wirtschaftlichen Situationen verschie-
dener Eigentümertypen gerecht werden kann, 
die Revitalisierung der Innenstadt kann nur 
gelingen, wenn die Einzelhändler konzertiert 
und in Kooperation mit der Stadt agieren 
(und die Bürgerinnen und Bürger Interesse 
für die Konsum- und Kulturangebote zeigen), 
die soziale Stabilisierung von Stadtquartieren 
wird erst dann greifen, wenn Engagement-

potenziale vor Ort sinnvoll mit den sozialen 
Unterstützungssystemen in Verbindung ge-
bracht werden können und so fort. 

Die sich damit eröffnenden wechselseiti-
gen Abhängigkeiten und Bezugnahmen kön-
nen auf vielfältige Weise »bewältigt« oder – 
absichtsvoller ausgedrückt – gestaltet werden: 
Lediglich das Handeln der anderen beobach-
ten, es zu beeinflussen versuchen, Verhand-
lungen aufzunehmen, Vereinbarungen zu 
treffen, Kooperationen einzugehen etc. sind 
demnach mögliche Formen der Interdepen-
denzgestaltung. Alles dies finden wir in der 
Praxis der Stadtentwicklung. Wiederum seien 
nur einige willkürliche Beispiele genannt:

Die Detaillierung der Aussagen zu Art 
und Maß der Nutzung in einem Bebau-
ungsplan ist danach ebenso eine Form der 
Interdependenzgestaltung wie die vertrag-
lichen Regelungen bei Verkäufen aus städ-
tischen Grundstücksbeständen (vgl. hierzu 
z.B. Dziomba 2009). Die Verhandlungen im 
Zuge einer Bauvoranfrage zu einem Schlüs-
selgrundstück wären ebenso zu nennen wie 
das hinhaltende Taktieren bei einem anderen 
wichtigen Projekt, die Anträge auf Mittel zur 
Förderung von Maßnahmen eines Innen-
stadtprogramms ebenso wie die Vereinba-
rungen mit einem Naturschutzbund über die 
Mitwirkung bei einer Bachrenaturierung etc. 
pp. …

Während bei Beispielen dieser Art immer 
noch ein öffentlicher Akteur im Zentrum 
steht, werden aus der Governanceperspektive 
noch viele andere Bezüge und die Bemühun-
gen um ihre Gestaltung sichtbar: der Zusam-
menschluss einiger Einzelhändler zur Stabili-
sierung ihrer Geschäftslage, der hinhaltende 
Widerstand verschiedener Initiativen gegen 
die Aufweichung eines Nachtflugverbotes, 
das Zusammenwirken verschiedener sozialer 
Träger in einem benachteiligten Stadtquartier, 
der Aufbau eines Internetportals für Darstel-
lung und Vernetzung verschiedener Selbsthil-
feinitiativen durch eine lokale Stiftung und, 
und, und …

6 | Kommunikative Interdependenzgestaltung: 
»Governance as and by Communication«

Was haben die zuvor genannten Beispiele für 
Interdependenzgestaltung gemein? Sie sind, 
von ganz wenigen Ausnahmen abgesehen, 
ohne Kommunikation zwischen den Betei-
ligten nicht sinnvoll. Schuppert (2015, 132) 
drückt es so aus:»›Governance‹ ist unter den 
Bedingungen moderner, ausdifferenzierter 
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Gesellschaften immer auch, wenn nicht in 
erster Linie ›governance by and as communi-
cation‹«.

Diese Kommunikation ist in Prozessen 
der Stadtentwicklung zumeist »multi-lateral«, 
findet also zwischen einer Vielzahl von Akteu-
ren auf unterschiedliche Weise in verschiede-
nen Kontexten statt.

Lange Zeit wurde in der Praxis über 
»Kommunikation« als etwas gesprochen, was 
gleichsam außerhalb der Planungsprozesse 
stattfindet. Eine Art »Zugabe« in besonde-
ren Situationen. Das hing einerseits mit dem 
überkommenen Selbstbild der Fachleute (vgl. 
Teil 1) zusammen. Und lässt sich zugleich 
auch auf die oft vorzufindende Gleichsetzung 
von »Öffentlichkeitsbeteiligung« und »Kom-
munikation« zurückführen.

Inzwischen ist aber zumindest in der the-
oretischen Debatte deutlich geworden, dass 
Kommunikation nichts etwas den Gover-
nanceprozessen Äußerliches ist. Interdepen-
denzgestaltung nutzt Kommunikation nicht 
nur als Mittel, sondern sie ist auch Kommuni-
kation (»as and by«). Das Gleiche meint Patsy 
Healey, wenn sie als Titel eines Beitrages die 
Formulierung »Planning as a communicative 
process« (2012b) wählt.

In einem anderen Aufsatz, der im gleichen 
Jahr erschienen ist (Healey 2012a), rekapitu-
liert die Autorin noch einmal den »communi-
cative turn« in den Planungswissenschaften 
und kommt zu einigen, für unseren Zusam-
menhang bemerkenswerten Schlüssen: 

ππ »The communicative perspective directed 
much more attention to the micro practices 
of how planning work was performed, and to 
the way planners in practice context actually 
operated«(a.a.O. 335),

ππ »…the microdyamics of agency interaction 
matter – to the quality of planning work, but 
also to how governance works, and to outco-
mes, both material and mental« (a.a.aO. 337)

ππ »In conclusion, the communicative idea 
in the planning field […] has strengthened 
both analytic and normative sensibilities by 
directing attention to the fine grain of planning 
work« (a.a.O. 353)

Vereinfacht zusammengefasst: Wer den All-
tag des Planens und Entwickelns verstehen 
will, wer – im Sinne von Häussermann, Läpp-
le und Siebel (2008) – herausfinden will, wie 
man in der Stadtentwicklung überhaupt etwas 
erreichen kann, der muss genauer hinschau-
en und (insbesondere) die Kommunikation 
unter den Akteuren in den Blick nehmen. 
Wer Governanceprozesse in einem ausrei-

chend »feinen Korn« abbilden und verstehen 
will, wird den kommunikativen Aspekten der 
Interdependenzgestaltung ganz besondere 
Beachtung schenken (müssen).

7 | Die Mühen der Berge und Ebenen

»Die Mühen der Gebirge liegen hinter uns, 
vor uns liegen die Mühen der Ebenen«. Die-
ser Satz Bertold Brechts wird gern zitiert, 
wenn es scheint, als sei ein Durchbruch ge-
lungen, als habe sich zum Beispiel eine neue 
Idee durchgesetzt. Nun aber komme es dar-
auf an, dies auch umzusetzen, Wirklichkeit 
werden zu lassen. Was noch manche Mühen 
erfordern und wohl zur eigentlichen Bewäh-
rungsprobe werden könnte.

Etwa so könnte man die Situation be-
schreiben, in der wir uns heute in Sachen 
Kommunikation und Stadtentwicklung be-
finden: Dass akteursübergreifendes Denken 
und Handeln zwingend und dies nicht ohne 
intensives kommunikatives Bemühen zu 
haben ist, wird inzwischen in allen Handbü-
chern verkündet und zur Voraussetzung der 
Städtebauförderung in Bund und Ländern 
gemacht. Und auch seitens der Theoretiker 
wird bestätigt: Ja, nur so funktioniert »Gover-
nance«. Kommunikation ist zwar nicht alles, 
aber Governance ist ohne Kommunikation 
nicht zu denken.

Diese »Mühen der Gebirge« wurden in-
zwischen bewältigt, so scheint es. Lassen 
wir noch einmal die (im 1. Teil) dargestellten 
»Entdeckungen« der verschiedenen Akteurs-
gruppen Revue passieren. Sie mögen sich 
gelesen haben wie Entwicklungsgeschichten, 
in denen zunächst Nichtachtung oder Ge-
ringschätzung vorherrschten und diese dann 
schrittweise der Einsicht in die Notwendig-
keit, miteinander handlungsfähig zu werden, 
gewichen sei.

Ganz so war und ist es nicht. Denn viele 
Vorurteile dauern an und manche alte Bilder 
halten sich zäh bis heute. Einige Beispiele: 

ππ Generell dürfte weiterhin G.B. Shaws 
Vermutung, dass jede »Profession eine Ver-
schwörung gegen die Nicht-Fachleute« sei, 
für die meisten Berufsgruppen zutreffen. 
Diejenigen, die nicht über die eigene professi-
onelle Kompetenz verfügen, werden als Kom-
munikationspartner nur ungern akzeptiert.

ππ Insbesondere diejenigen Fachleute, die 
sich der Stadtbaukunst verpflichtet fühlen, 
halten die Kommunikation mit anderen, die 
nicht über das eigene ästhetische Vermö-
gen verfügen, bis heute für eine Zumutung, 



pnd|online I|2017 11| 18

www.planung-neu-denken.de

wenn nicht für ein Infragestellen der eigenen 
»Kernkompetenzen«.

ππ Allgemeiner ausgedrückt: Mit der 
Rittel’sche Erkenntnis, dass unsere Aufgaben 
der Verständigung (mit anderen) darüber be-
dürfen, welche Probleme zu lösen sind, was 
mögliche Lösungswege sein könnten und 
welche davon warum »gut« oder »schlecht« 
sind, hadert ein Großteil unseres Berufsstan-
des bis heute. Vielfach herrscht noch eine 
Haltung vor, die man etwas salopp so be-
schreiben könnte: Wir Fachleute wissen, »wie 
der Hase läuft« und und empfinden die Kom-
munikation mit Fachfremden als Zumutung 
und ›Hineinreden‹.

Diese Reste überkommenen Denkens be-
ziehen sich keinesfalls nur auf das Verhältnis 
zu Bürgerinnen und Bürgern. Vielmehr

ππ teilen nicht wenige weiterhin die skep-
tisch-distanzierte Haltung gegenüber der 
Rolle von Fraktionen, Ausschüssen, Rat etc. 
in Planungsprozessen – wenn auch in abge-
schwächter Form und zumeist nur mehr hin-
ter vorgehaltener Hand.

ππ halten sich bei manchen öffentlichen Ak-
turen Vorurteile gegenüber »der Wirtschaft«. 
Und umgekehrt: In Unternehmenskreisen 
hält man öffentliche (Planungs-) Verwaltun-
gen in ökonomischer Hinsicht vielfach noch 
für inkompetent und sieht sie ggf. auch als 
Bedenkenträger und Projektverhinderer.

So also stabilisieren sich alte Vorurteile ge-
genseitig. Da sind die »Mühen der Gebirge« 
also noch keinesfalls überwunden. 

Aber auch dort, wo man mit Überzeu-
gung oder Einsicht in die Notwendigkeit an 
akteursübergreifende Kommunikation, an 
die Verständigungsarbeit mit Vielen heran-
geht, führt das nicht gleichsam von selbst zu 
guten oder besseren Prozessen und Ergebnis-
sen: Die Mühen der Ebenen, die alltäglichen 
Hemmnisse einer multilateralen Kommuni-
kation sind vielfältig:

8 | »Mühen der Ebenen« – 
Herausforderungen in der Praxis

Wer Governanceprozesse in der Stadtentwick-
lung verstehen will, muss die Interdependen-
zen zwischen allen Akteuren in den Blick 
nehmen. Daher ist hier auch von »multila-
teraler« (also »vielseitiger«) Kommunikation 
die Rede. Diese Aufforderung zum 360°-Blick 
gilt selbstverständlich auch dann, wenn man 
den Hemmnissen und Herausforderungen 
der kommunikativen Interdependenzgestal-

tung auf die Spur kommen will: Denn auf 
allen Seiten (und zu ihnen hin) gibt es kom-
munikative Defizite, Schwierigkeiten oder 
zumindest Verständigungsprobleme. Dazu 
einige Illustrationen aus der Praxis, die der-
zeit noch nichts mehr sind als unsystemati-
sche Eindrücke (vgl. dazu auch ausführlicher 
die Aussagen von Fachleuten aus Praxis und 
Forschung bei Ginski u.a. 2016 und 2017 in 
dieser pnd-Ausgabe):

Wer zum Beispiel die öffentlichen Groß-
verwaltungen und ihre Kommunikation mit 
der »Außenwelt« in den Blick nimmt, wird 
schnell feststellen, dass große Teile der Admi-
nistration praktisch keinerlei Außenkontakte 
haben und diesen auch dort meiden, wo dies 
im Sinne von Transparenz wünschbar wäre.

Aber selbst dort, wo einzelne Teile der 
öffentlichen Verwaltung in erprobter Verbin-
dung zu Öffentlichkeiten und Schlüsselakteu-
ren der Stadtgesellschaft stehen, kann man 
feststellen, dass die inneren Abstimmungs-
notwendigkeiten enorm viel kommunikative 
Energien binden. Das führt nicht selten dazu, 
dass nach intensiver Außen-Kommunikati-
on lange Phasen interner Koordination und 
Durcharbeitung eintreten, die von Außen be-
trachtet nicht erklärlich sind. Und dann kann 
noch etwas geschehen, was ein Beteiligter und 
Betroffener so ausdrückt: »Dann kommen sie 
irgendwann wieder aus dem Gebüsch … und 
man reibt sich die Augen, was aus den Ergeb-
nissen geworden ist …«

Weitere typische Probleme: Maximierung 
von Anforderungen an externe Kooperanden 
durch das Aufaddieren von Einzelpositionen, 
die untereinander unabgestimmte »Parallel-
planung« verschiedener Ressorts, die jedes 
Bemühen um Integration blockieren kann, 
das Prinzip der »einheitlichen Verwaltungs-
meinung«, das die Kommunikation mit der 
Außenwelt enorm zu erschweren vermag … 
und so fort.

Natürlich geht es auch hier um Ressour-
cen. Und so stöhnen Verwaltungsmitarbeiter, 
dass sie mit immer weniger Personal immer 
mehr Kommunikationsaufgaben bewältigen 
müssen.

Aber auch »die Politik« tut sich schwer mit der 
Kommunikation: Einerseits sieht man insbe-
sondere die Öffentlichkeitsbeteiligung vieler-
orts immer noch als Konkurrenz zur reprä-
sentativen Demokratie. Und verheddert sich 
dann vollends mit der eigenen Rolle, wenn 
auch noch direkt-demokratische Instrumente 
intensiv genutzt werden. Andererseits ver-
langt man inzwischen bei vielen Fragen, die 
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sonst nur in Ausschüssen und Räten behan-
delt worden wären, von der Verwaltung nun 
auch dazu noch Öffentlichkeitsbeteiligung zu 
organisieren. Da die das aber nicht mehr aus 
eigener Kraft schafft, werden die Prozesse ex-
tern betreut. Während die Meinungsbildung 
in den politischen Gremien weiter läuft. Das 
kann dann Äußerungen wie die folgenden 
auslösen: »Die ›lassen« doch nur beteiligen. 
Ansonsten bleiben sie unter sich« … »An den 
Ergebnissen der Dialoge sind die nicht wirk-
lich interessiert. Es sei denn, es regt sich Wi-
derstand von den falschen Leuten.«

Mit der schon angesprochenen Rollenun-
sicherheit ist mancherorts auch eine gewisse 
Konfliktscheue in der lokalen Politik verbun-
den. Man vermeidet es, dort Entscheidungen 
zu treffen, wo das eigene Wählerpotenzial ne-
gativ betroffen sein könnte – und auch bereit 
und in der Lage ist, dies öffentlich zu artiku-
lieren.

Und weiterhin ist ein schon altbekann-
tes Problem wirksam: Vor Wahlen geschieht 
oft über lange Zeit nichts. Das hat viele Ur-
sachen, aber zugleich deutlich negative Kon-
sequenzen: Notwendige Entscheidungen 
werden nicht getroffen, Kommunikationen, 
deren Fortsetzung notwendig wäre, wird aus-
gesetzt und so fort…

Nicht zuletzt ist auch hier die Ressource 
Zeit ein Problem: Auch die Ratsmitglieder 
sind schon für ihre laufenden Aufgaben in 
einem Maße beansprucht, dass kaum Gele-
genheit bleibt, die vielen zusätzlich in Gang 
gesetzten Meinungsbildungsprozesse ange-
messen zu begleiten.

Um nun nicht in alter Manier nur »die da 
oben« als Problem anzusehen, muss darauf 
hingewiesen werden, dass auch die Öffent-
lichkeiten und die Kommunikation mit ihnen 
viele Probleme aufwerfen. Da dazu aber auch 
aus eigener Arbeit schon viel geschrieben 
wurde (vgl. u.a. Selle 2013, z.B. 349 ff.), soll 
es hier mit einigen Stichworten sein Bewen-
den haben: 

Die Frage, wer denn nun »das Volk« ist, 
stellt sich mit immer größerer Dringlichkeit. 
Will sagen: Lautstarke Gruppen kommen oft 
mit einem Alleinvertretungsanspruch daher 
(»Wir sind die Bürger«), der durch nichts le-
gitimiert ist. So wird es zunehmend schwie-
riger, ausgewogene Meinungsbilder zu erzeu-
gen und öffentlich zu vermitteln.

Und die Leisen im Lande werfen auch 
nicht nur das Problem auf, sie zu erreichen 
und ihre Sicht der Dinge hörbar zu machen. 
Bestimmte Gruppen und Milieus können 

zudem in den von ihnen gelegentlich als »ty-
pisch deutsch« oder »akademisch« angesehe-
nen Erörterungen keinen Sinn sehen.

Das ist nicht immer nur eine Frage kultu-
reller Distanz sondern auch der Substanz. Für 
wen sind denn die in den vielen Meinungsbil-
dungs-Prozessen behandelten Fragen tatsäch-
lich relevant? Was bewirken die Erörterungen 
wirklich – für wen? Hier wären weitere Fra-
gen zu stellen, die allesamt zum Nachdenken 
darüber anregen sollten, ob die Multiplikati-
on immer weiterer Kommunikationsprozesse 
tatsächlich in die richtige Richtung weist.

Zweifellos wären auch noch andere Akteure 
anzusprechen: etwa die der Märkte (die sich 
gern auf die Schutzbedürftigkeit ihrer Inter-
essen berufen und auf nicht-öffentliche Kom-
munikation und privilegierte Zugänge beste-
hen), die intermediären Akteure (bei denen 
sich oft die Frage stellt, für wen sie sprechen), 
die Medien (die Wichtiges und Verheerendes 
zur Kommunikation beitragen können) und 
so fort.

Aber die unsystematische Auflistung von 
Kommunikationsproblemen sei an dieser 
Stelle beendet – verbunden mit dem Hinweis 
darauf, dass es wichtig wäre, an die Stelle 
solcher Einzelbeobachtungen systematisch 
erhobenes Wissen zu setzen. Nur so wird 
der Alltag des Planens und Entwickelns, der 
»governance as and by communication«  in 
der notwendigen Detailschärfe (»fine grain«) 
sichtbar und verständlich.

9 | Herausforderungen für die Forschung

Mit der letzten Feststellung ist auch schon 
die Hauptaufgabe für die Stadtforschung 
umrissen: Überhaupt erst einmal erfassen 
und abbilden, was der Fall ist. Denn daran 
fehlt es. Es gibt unseres Wissens keine Dar-
stellungen von Stadtentwicklungsprozessen 
aus der Governanceperspektive, mit denen 
alle Akteure in den Blick genommen und – 
im »feinen Korn« kommunikativer Interde-
pendenzgestaltung – beschrieben wird, wie 
Handlungsfähigkeit entsteht, wer mit wem, 
wie die Planungs- und Entwicklungsprozesse 
gestaltet etc. (vgl. zum Stand der Forschung: 
Ginski/Selle 2015). 

Das klingt trivial, ist es aber nicht. Zwei 
große Herausforderungen sind schon bei die-
ser zunächst »schlicht« erscheinenden Aufga-
be, zu bewältigen:
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Wie lang ist die Englische Küste? Oder: Von den Problemen der Genauigkeit

Benoît Mandelbrot veröffentlichte 
1967 einen Artikel unter der 
Überschrift »How Long Is the 
Coast of Britain?«. Darin stellte er 
gewisse Ähnlichkeiten zwischen 
der Längenbestimmung einer 
Küste mit »selbstähnlichen« 
(fraktalen) Kurven fest. Wie er 
später gestand (http://users.
math.yale.edu/~bbm3/web_pdfs/
howLongIsTheCoastOfBritain.pdf), 
war es ein taktisches Manöver, die 
Alltagsfrage nach der Küstenlänge 
mit seinen, damals noch 
ungewohnten Überlegungen zur 
fraktalen Geometrie zu verbinden. 
Es gelang, denn seither bringt man 
weltweit Küstenlängen, Fraktale 
und Mandelbrot in einen direkten 
Zusammenhang.
Für unseren Zusammenhang sind 
natürlich die Fraktale und auch 
die englische Küstenlänge nicht 
wirklich von Belang. Sondern die 
Frage der Genauigkeit. Und die 
wiederum ist eng verknüpft mit der 
Wahrnehmung ein und desselben Gegenstandes aus unterschiedlicher Distanz. Das sei kurz erläutert: Es liegt auf der Hand, 
dass eine Küstenlinie umso länger zu werden scheint, je präziser man misst. Wegen der sehr unregelmäßigen Form mancher 
Küsten hängt die ermittelte Länge, wie es in der Wikipedia heißt »stark von der Genauigkeit der benutzten Kartengrundlage 
und der Genauigkeit der Messung ab«. Würde man die Reihe der Messungen aus der Abbildung oben verlängern, käme man 
bei Messabschnitten von, sagen wir, 100 Metern auf ein Vielfaches des ersten Wertes. Schaute man noch genauer hin würde 
die Länge scheinbar unendlich, oder wie Mandelbrot präzisierend hinzufügte: »undefinierbar« (»Geographical curves are so 
involved in their detail that their lengths are often infinite or more accurately, undefinable«).
Wenn Planungstheoretiker auf den Raum, das Land und die Städte schauten, dann geschah dies – um im vorherigen 
Bild zu bleiben – früher in sehr großen Messabschnitten. So gerieten ökonomische Faktoren als »Determinanten« der 
Stadtentwicklung ins Spiel, auch politische, soziale und andere… Bei detaillierterer Betrachtung wurden dann Strukturen, 
Organisationen, Gruppen sichtbar, bei noch genauerer Beschreibung einzelne Akteure und ihre Bezüge untereinander 
…. Das Bild wird so immer feinkörniger (um den Begriff von Healey noch einmal aufzugreifen). Aber die Detaillierung 
erreicht Grenzen: »messtechnischer« (also methodischer und forschungsökonomischer), aber auch inhaltlicher Art: Beim 
Individuum und seinen Befindlichkeiten angelangt, beginnt das Problem, um das es eigentlich geht (der Planungsprozess 
als Ganzer) zu verschwimmen, es wird – so betrachtet – »undefinable«. Ähnlich wie bei einem Bild, bei dem man aus 
größter Nähe, sozusagen in der Betrachtung des einzelnen Korn nichts mehr über das ganze Bild sagen kann. Forschung im 
Stadtentwicklungskontext ist also gehalten, bei allem Bemühen um Präzision oder Feinkörnigkeit eine gewisse Distanz zu 
halten – oder vor- und zurück zu treten, um das Ganze und seine Teile in Beziehung zueinander setzen zu können.
Letzteres ist noch aus einem anderen Grund anzuraten. Um wieder in das Mandelbrot’sche Bild zurück zu kehren: Die die 
Küstenlinien berechnenden Forscher betrachten den gleichen Gegenstand, wie die Bewohner der Küste – aber aus völlig 
verschiedener Distanz. Und man darf annehmen, dass die am Meer Lebenden wenig bis nichts mit den Erkenntnissen der 
Forschenden anfangen können.
Auch in der Stadtforschung war und ist so etwas immer wieder zu beobachten: Manche Forschungsberichte erscheinen in 
ihrer Darstellung von »Planungspraxis« gelegentlich nahezu grotesk vergröbernd und mithin irrelevant – zumindest aus 
der Perspektive der in der Praxis Agierenden. Offensichtlich haben beide das Gleiche im Blick, sehen und erleben aber völlig 
Verschiedenes. Für die Forschung ergibt sich daraus eine in vielerlei Hinsicht heikle Gratwanderung. Sie kann aber in dem 
Maße an Fallhöhe verlieren, wie der direkte Austausch mit denen gelingt, deren Agieren man zu untersuchen meint. Dialog ist 
also auch hier eine Antwort.

Abb.: CC BY-SA 3.0, https://commons.wikimedia.org/w/index.php?curid=642216, 
online unter: https://de.wikipedia.org/wiki/Küstenlänge
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1. Die Identifikation und Differenzierung der Ak-
teure. Der »Akteursbegriff« ist zunächst nicht 
mehr als ein erster Hinweis darauf, dass nicht 
nur Rahmenbedingungen und Strukturen 
Prozesse bestimmen, sondern Handelnde vor 
Ort innerhalb dieser Bedingungen mit ihrem 
(Inter-)Agieren Verlauf und Ergebnis von Pla-
nungs- und Entwicklungsprozessen prägen. 
Aber wer (inter)agiert da? Und wer nicht? 

Mit Fragen wie diesen wird der Blick zu-
nächst darauf gerichtet, was eigentlich ein 
Akteur ist: die Verwaltung oder doch das Pla-
nungsamt, das Umweltamt usf. oder doch 
Abteilungsleiter X und Abteilungsleiter Y … 
die Bürgerinitiative oder die Gruppe A und 
die Person B innerhalb der Initiative, die Poli-
tik oder doch Fraktion A oder B, Bezirksaus-
schuss C und D oder doch einzelne planungs-
politisch besonders profilierte Personen etc.? 
Diese Fragen sind auf’s Engste verbunden, 
mit dem Anspruch, die Prozesse im »feinen 
Korn« abzubilden. Wie fein kann oder muss 
das »Korn« sein? Wer so fragt, nähert sich Pro-
blemen an, die der Mathematiker Mandelbrot 
am Beispiel der englischen Küstenlänge illus-
trierte (sh. Info-Kasten) und auf die es wohl 
nur sehr pragmatische und wesentlich durch 
das vom (Forschungs-)Aufwand her Mögliche 
geprägte Antworten geben kann. 

Folgerungen dieser Art werden sich daran 
bemessen lassen, ob alle Akteure, die wesent-
lich Einfluss nahmen (in der notwendigen 
Differenzierung), erfasst sind. Aber was ist 
mit denen, die keinen Einfluss nahmen – ob-
wohl sie sie ihn hätten haben oder nehmen 
sollen? Oder aber: Wie steht es um die, die 
sehr wohl Einfluss nahmen ohne aber (für 
Außenstehende) sichtbar zu sein? 

Hier geht es einerseits um die Frage der 
»Sichtbarkeit« der Akteure. Zum anderen 
aber auch um normative Aspekte: Wer sollte 
oder müsste involviert werden (war es aber 
nicht)? Hier wird vor allem das fachliche 
Verständnis der Forschenden gefragt sein. 
Sie müssen von der Aufgabe, dem Inhalt des 
Planungsprozesses ausgehend fragen, ob alle 
zur Bewältigung der Aufgabe relevanten bzw. 
von ihr betroffenen (potentiellen) Akteure 
tatsächlich im Prozess erkennbar eine Rolle 
spielten – und falls nein: warum dies so war, 
welche Selektivität da wirksam wurde.

2. Die Identifikation der relevanten Kommunika-
tionsprozesse und ihre Bezüge zum »kommuni-
kativen Grundrauschen« in einer lokalen Arena. 
Methodisch mindestens ebenso vertrackt ist 
die Identifikation der dem jeweils untersuch-
ten Fall zuzuordnenden kommunikativen 

Aktivitäten. Auf den ersten Blick scheint das 
einfach: Der Blick in’s Internet etwa offenbart 
Zahl, Inhalt und Form der Veranstaltungen, 
die (z.B.) für ein integriertes Stadtentwick-
lungskonzept durchgeführt werden. Aber in 
der Regel handelt es sich da lediglich um die 
verschiedenen Schritte der Öffentlichkeitsbe-
teiligung. Man erfährt auf diese Weise wenig 
von den Abstimmungsprozessen innerhalb 
der Verwaltung, von der Meinungsbildung 
in der Politik oder informellen Abstimmun-
gen mit einzelnen Akteursgruppen. Womit 
wieder das Problem der »Sichtbarkeit« an-
gesprochen ist, das sich für die von Außen 
kommende Forschung stellt (und das selbst 
durch teilnehmende Beobachtung und mul-
tiperspektivische Befragungen nur bedingt 
zu beseitigen ist). Eine noch größere Hürde 
für das Verständnis der kommunikativen Pro-
zess stellt aber das dar, was hier als »kommu-
nikatives Grundrauschen« bezeichnet wird: 
Nahezu alle in einzelnen Stadtentwicklungs-
prozesse involvierten Akteure begegnen sich 
auch in anderen Zusammenhängen. Ob nun 
die Dezernentin regelmäßig Kontakte zu di-
versen Organisationen und Verbänden pflegt, 
der Naturschutzbund immer wieder mit dem 
Planungsamt in Konflikt gerät, das Verhältnis 
von Amt A mit Amt B und C schon seit lan-
gem spannungsreich ist, die Fraktionsvorsit-
zenden D und E gut »miteinander können«, 
die kommunale Entwicklungsgesellschaft 
noch kürzlich in einem anderen Zusammen-
hang positive Erfahrungen in der Kooperati-
on mit lokalen Wohnungsunternehmen ge-
macht hat … alles das und vieles mehr fließt 
auch in die Kommunikation zum jeweils zu 
untersuchenden Vorhaben ein. Es wird also 
nur sehr bedingt möglich sein, die auf einen 
Planungs- oder Entwicklungsprozess bezoge-
ne Kommunikation zunächst vom »kommu-
nikativen Grundrauschen«, also den ohnehin 
bestehenden Interdependenzen, zu separie-
ren und beides dann (das eine als Kontext des 
anderen) aufeinander beziehen zu können. 

Nach den erheblichen Herausforderungen 
des Beschreibens, folgen die nicht minder 
herausfordernden Versuche des Verstehens 
und Erklärens. Dabei geht es im Kern um die 
Untersuchung von Hypothesen zu den Ursa-
chen bestimmter Konstellationen, Verläufe, 
(Nicht-)Kommunikationen und so fort. Um 
nur einige Beispiele zu nennen: Warum wer-
den welche Akteure (nicht) beteiligt? Aus wel-
chen Gründen werden jeweils spezifische Me-
thoden und Verfahren der Prozessgestaltung 
eingesetzt? Welcher Zusammenhang zwischen 
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Inhalten (z.B. auf der Skala zwischen abstrak-
ten Konzepten auf der einen und auf konkre-
te Umgestaltung zielende Projekte auf der 
anderen Seite) und Beteiligtenkreisen sind zu 
erkennen? Welche Bedeutung haben Vorerfah-
rungen der Beteiligten mit ähnlichen Prozes-
sen? Wie wirkt sich, allgemeiner gesprochen, 
die lokale Planungs- und Politikkultur auf 
kommunikative Interdependenzgestaltung 
aus… Welchen Einfluss haben Gemeindegröße, 
Entwicklungsdruck und andere Rahmenbe-
dingungen auf die Gestaltung der Planungs-
prozesse? Und so weiter …

Und nicht zuletzt wird man von For-
schung in handlungsorientierten Disziplinen 
erwarten können, dass sie auch Folgerungen 
zieht, was wiederum auch heißt: normativ 
zu werden. Was etwa wäre eine »gute« Ge-
staltung von Kommunikationsprozessen? 
Welche Maßstäbe sind anzulegen? Mit Blick 

auf die Öffentlichkeitsbeteiligung mangelt es 
dazu nicht an Vorschlägen. Aber kann man 
sie auf die Gestaltung der kommunikativen 
Interdependenzen in komplexen Akteurskon-
stellationen insgesamt übertragen? Sehr 
wahrscheinlich nicht. Auch die Forderung 
»mehr Kommunikation« würde in Sackgas-
sen führen (wie sich jetzt schon gelegentlich 
in der Öffentlichkeitsbeteiligung zeigt; vgl. 
Selle 2013). Und selbst eine scheinbare Basis-
Anforderung wie »vollständige Transparenz 
herstellen« dürfte sich schnell als wirklich-
keitsfremd herausstellen. Aber was kann und 
muss man solchen Prozessen an Qualitäten 
abverlangen? Und was bleibt bestenfalls Rhe-
torik?

Kurzum: Es ist aus vielerlei Gründen nicht 
einfach, alle im Blick zu haben. Und daraus 
die richtigen Schlüsse zu ziehen.
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Die differenzierte Einbeziehung eines breiten Akteursspektrums gewinnt in der Praxis der 
Projekt-, Quartiers- und Stadtentwicklung zunehmend an Bedeutung. Mit Blick auf die Pro-
grammatik der »integrierten Stadtentwicklung« kann man »ressort- und akteursübergreifen-
de« Arbeitsformen möglicherweise sogar als »state of the art« betrachten. So etwa lautet eine 
der – auf den Stand der Praxis gerichteten – Prämissen des Forschungsprojektes »Multilaterale 
Kommunikation in Prozessen der Stadtentwicklung« (vgl. dazu auch den Beitrag von Sarah 
Ginski und Klaus Selle in pnd I|2015). 

Diese Voraussetzung steht in enger Verbindung mit einer weiteren, die sich auf die For-
schung bezieht. Danach ist es für das Verständnis von Governance im Stadtentwicklungskon-
text unerlässlich, die involvierten Akteure zu identifizieren und die Interdependenzen zwischen 
ihnen und ihren Aktivitäten auch und besonders unter kommunikativen Gesichtspunkten zu 
untersuchen.

Aber stimmt das? Werden diese Prämissen geteilt? Bedürfen sie der Modifikation? Und: 
Was folgt daraus für die empirische Arbeit im Forschungsprojekt? Das sind die Fragen, die wir 
in einer Serie von Interviews mit Expertinnen und Experten gestellt haben.

Im Folgenden stellen wir wesentliche Ergebnisse dieser sehr anregenden Gespräche vor. Bei 
der Darstellung orientieren wir uns am Aufbau des Interviewleitfadens: Am Beginn steht die 
Frage nach dem »Wer?« – welche Akteure haben welche Bedeutung in den Prozessen der Stadt-
entwicklung (Kap. 1). Danach werden die Antworten zu den Fragen »Warum/wozu?« (Kap. 
2) und »Wie?« zusammengestellt (Kap. 3). Den Abschluss der Ergebnisdarstellung bilden die 
Aussagen zu Rahmenbedingungen und Erfolgsfaktoren (Kap. 4).

Kapitel 1 und 2 wurden im ersten Teil der Veröffentlichung (pnd II|2016) wiedergegeben. In 
dieser Ausgabe folgen nun die Kapitel 3 und 4.

Sarah Ginski, Prof. Dr. 
Klaus Selle, Dr. Fee 
Thissen und Lucyna Zalas 
(von oben nach unten) 
bearbeiten am Lehrstuhl 
für Planungstheorie und 
Stadtentwicklung der RWTH 
Aachen das von der DFG 
geförderte Forschungsprojekt 
»Multilaterale Kommunikation 
in Prozessen der 
Stadtentwicklung«
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denn im weiteren Verlauf der Gespräche zeig-
te sich dann, dass die Aussagen auf verschie-
dene Situationen, Aufgabenstellungen oder 
Rahmenbedingungen Bezug nahmen. Auch 
das Verständnis von dem, was ein »Konzept« 
ist, ging auseinander. 

Verschiedene Situationen, 
unterschiedliche Anforderungen

Insofern lassen sich folgende »Situationen« 
oder »Elemente« der Kommunikationspro-
zesse unterscheiden:
•• Die ohnehin laufende Kommunikation: Es 

wurde darauf hingewiesen, dass sich die Ak-
teure ohnehin stets in vielfältigen Kommuni-
kationsbezügen zueinander befinden: »Das 
ist immer der Fall, offen ist die Frage, ob dies 
bewusst zu gestalten ist«. »Da reden schon 
ganz viele in unterschiedlichen Konstellatio-
nen miteinander… Kommunikation entsteht 
aus sich.« Diese Aussagen lassen sich z.B. 
auf die Kontakte innerhalb der verschiedenen 
Ressorts einer Verwaltung oder auf deren 
Bezüge zu gesellschaftlichen Organisationen 
etc. beziehen. Die Antworten nehmen also 
noch nicht auf eine spezifische Planungssi-
tuation Bezug, sondern richten den Blick auf 
alltägliche Verständigungsprozesse, die dann 

3 | Wie geht das? Konzepte, Elemente, 
Formate und Probleme der Kommunikation…

Welche Rolle spielen Kommunikationskon-
zepte? Gibt es bestimmte Tipps zur Metho-
denauswahl? Wann und wie werden zielgrup-
penspezifische Methoden angewendet? Die 
Vielfalt von Antworten auf diese Fragen fas-
sen wir im Folgenden zusammen.

3.1 Konzept im Prozess: Was wird 
vorab definiert, was ergibt sich?

Kommunikation in Planungs- und Entwick-
lungsprozessen ist oft über längere Zeiträu-
me zu gestalten, in denen unterschiedliche 
Methoden zum Einsatz kommen. Liegt dem 
dann ein zuvor erarbeitetes Konzept zugrun-
de oder wird das situativ, Schritt für Schritt 
entwickelt?

Die Antworten unserer Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartner signalisieren: 
Alles ist möglich. Denn sie reichen von »wir 
haben keine Kommunikationsstrategie« über 
»Minimalkonzepte müssen sein« bis hin zu 
»ohne Konzept geht es nicht«. 

Darin kommt nur auf den ersten Blick eine 
Meinungsverschiedenheit zum Ausdruck, 

Die Gesprächspartnerinnen und Gesprächspartner:

•• Dr. Kerstin Arbter (Büro Arbter - Ingenieurbüro für Landschaftsplanung, Wien)
•• Robert Bücking (Mitglied der Bremischen Bürgerschaft, Bremen) 
•• Frauke Burgdorff (Montag Stiftung Urbane Räume, Bonn; Urbane Nachbarschaft Samtweberei gGmbH, Krefeld)
•• Dr. Hanno Ehrbeck (Abteilungsleiter Städtebauliche Planung im FB Stadtplanung, Stadt Mannheim) 
•• Dr. Christine Grüger (südlicht – Moderation, Mediation, Planungsdialog, Freiburg)
•• Dr. Klaus Habermann-Nieße und Brigitte Nieße (plan zwei, Hannover)
•• Michael Isselmann (Amtsleiter Stadtplanungsamt Bonn) 
•• Prof. Dr. Harald Kegler (Labor für Regionalplanung Dessau/Ferropolis, Bauhaus-Universität Weimar)
•• Prof. Dr. Florian Kluge (Lehrgebiet Projektmanagement der Alanus Hochschule, Bonn)
•• Yvonne Knapstein (team ewen, Konflikt- und Prozessmanagement, Darmstadt) 
•• Oliver Kuklinski (PlanKom und Bürgerbüro Stadtentwicklung Hannover)
•• Prof. Dr. Detlef Kurth (Hochschule für Technik, Fakultät Architektur und Gestaltung, Stuttgart)
•• Hilmar von Lojewski (Beigeordneter des Deutschen Städtetages und des Städtetages Nordrhein-Westfalen für 	  

	 Stadtentwicklung, Bauen, Wohnen und Verkehr, Düsseldorf)
•• Gisela Nacken (ehem. Dezernentin Planung und Umwelt Stadt Aachen; ehemalige Fraktionsvorsitzende der Grünen  

	 im Landtag NRW, Aachen) 
•• Bernd Niedermeier (Planungsgruppe MWM, Aachen)
•• Prof. Klaus Overmeyer (urban catalyst studio, Berlin)
•• Wolfgang Pieper (Bürgermeister der Stadt Telgte)
•• Prof. Dr. Iris Reuther (Senatsbaudirektorin der Freien Hansestadt Bremen)
•• Prof. Dr. Holger Schmidt (Büro für Siedlungserneuerung, WohnBund-Beratung Dessau; TU Kaiserslautern)
•• Prof. Dr. Ursula Stein (Stein+Schultz Stadt-, Regional- und Freiraumplaner, Frankfurt a.M.; Universität Kassel)
•• Bernd Tischler (Oberbürgermeister der Stadt Bottrop)
•• Prof. Kunibert Wachten (Lehrstuhl für Städtebau an der RWTH Aachen; scheuvens + wachten plus, Dortmund)
•• Prof. Sophie Wolfrum (Lehrstuhl für Städtebau und Regionalplanung, TU München)
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allerdings Grundlage für eine projektspezifi-
sche Kommunikation sind oder sein können.
•• Grund- oder Minimalanforderungen (insbe-

sondere an die Kommunikation mit der Öffent-
lichkeit): Dazu gehören u.a. »Öffentlichkeits-
arbeit mit Flyern und Webinformationen etc., 
eine Auftaktveranstaltung zur Information, 
eine Werkstatt mit Arbeitsgruppen und eine 
Feedbackveranstaltung, die über Ergebnisse 
informiert.« Solche Anforderungen beziehen 
sich augenscheinlich auf das, was bereits als 
kommunikative »Grundleistung« bezeichnet 
wurde: Mit der Vielfalt alltäglicher Planungs-
aufgaben – etwa die Umsetzung der Ver-
fahrensanforderungen bei der Aufstellung 
von Bebauungsplänen – sind bereits kom-
munikative Anforderungen verbunden (z.B. 
Behörden-/Öffentlichkeitsbeteiligung, res-
sortübergreifende Abstimmungen), die es zu 
erfüllen gilt. Diese Grundleistungen werden 
allerdings, so ein Hinweis in den Gesprä-
chen, nicht immer vollständig erbracht. Ins-
besondere die Rückmeldung der Ergebnisse 
an die Beteiligten werde oft vernachlässigt.
•• Die umfassend(er)en, »maßgeschneiderten« 

Kommunikationskonzepte: Bei kritischen 
Projekten und in Drucksituationen wird (aus 
der Politik oder seitens der Verwaltungsspit-
zen) Auskunft darüber verlangt, wie »man 
das unfallfrei hinbekommen will«, das heißt: 
wie die Kommunikation so zu gestalten ist, 
dass ein tragfähiger Konsens entsteht. Diese 
Antwort verlangt in der Regel ein Konzept, 
in dem der Weg zum Konsens beschrieben 
wird. Für solche Situationen gilt: »Ohne 
Konzept geht es nicht. Einen Prozess vorzu-
strukturieren ist Voraussetzung, man kann 
da nicht hineinschlittern. Man muss immer 
eine Idee haben und den Akteuren erklären, 
wie man vorgehen will, dabei aber anpas-
sungsfähig sein.« Oder allgemeiner: »Wenn 
wir die Einlader sind, müssen wir eine Idee 
haben, wie es weitergeht.« 

Zudem spielen solche Konzepte immer dann 
eine Rolle, wenn 
•• Mittelgeber etwa für die Förderung im 

Rahmen integrierter Stadtentwicklung Kon-
zepte verlangen – z.B. zur Einbindung der 
verschiedenen Akteure  – und/oder
•• Leistungen an Externe vergeben werden 

sollen und der Auslobung eine Art Aufgaben-
stellung zugrunde liegt, der dann mit einem 
Konzept entsprochen werden muss, das 
seinerseits wieder Grundlage der Vergabe ist.

Eine wesentliche Übereinstimmung besteht 
jedoch dahingehend, dass jede kommunika-
tive Prozessgestaltung einer gewissen Flexibi-
lität bedarf: »Man muss sich das als so eine 
Art Kladde vorstellen, die man zu Beginn 
erarbeitet. Dieses Konzept sollte aber eine 
Art Lose-Blatt-Sammlung sein, so dass man 
immer noch Seiten einfügen oder unterein-
ander austauschen kann.« Schrittweise seien 
die Prozesse zu entwickeln, so dass man z.B. 
nach einer Auftaktveranstaltung inne hält 
und den nächsten Schritt mit dem Auftrag-
geber entwickelt. Denn: »Es gibt Projekte, die 
erstaunlich geräuschlos sind und Projekte, 
wo unerwartet Resonanz kommt und die An-
fragen auflaufen.« Darauf muss reagiert wer-
den können: »In solchen Situationen haben 
wir uns zusammengesetzt und weitere Stadt-
spaziergänge eingeschoben oder eine Veran-
staltung durchgeführt, die ursprünglich nicht 
vorgesehen war.« Kurzum: Das »Rahmen-
konzept dient der Gesamtdramaturgie, die 
das Spektrum der Kommunikationsformen 
aufzeigt und den zeitlichen Rahmen vorgibt, 
damit sich alle auf ein Gesamtverfahren ein-
stellen und auch zeitlich planen können. Die 
konkreten Formen werden dann im Prozess 
selbst entwickelt.«

Es gibt allerdings Grenzen für eine solche 
Flexibilität: Die liegen einerseits im zur Ver-
fügung stehenden Budget und – oft damit 
zusammenhängend – in der Starrheit der 
Ausschreibungs- und Vergabevorgaben bzw. 
deren Handhabung.

Der »Maßanzug« entsteht im »Vorprozess«

Zwischen »Startschuss und Ziel wird ein 
›Maßanzug‹, je nach Aufgabe, Konfliktträch-
tigkeit und Budget gestaltet.« Dieser Satz aus 
einem Interview fasst eine weitere Überein-
stimmung vieler Aussagen zusammen: Wenn 
denn ein »maßgeschneidertes« Konzept er-
arbeitet wird, dann muss es sich auch pass-
genau auf die jeweilige Situation beziehen. 
Ein Gesprächspartner beklagte, dass dies in 
der Praxis nicht immer so sei: »Die moder-
ne Technik macht es möglich – es wird ›copy 
and paste‹ gearbeitet. Es wird sich nicht mit 
der Situation vor Ort auseinandergesetzt.« Es 
sollte anders sein, darüber bestand Einigkeit: 
»Mein Anliegen ist, für die jeweiligen Aufga-
ben einen Prozess zu gestalten. Der besteht 
aus verschiedenen Formaten und Veranstal-
tungen, immer anders, immer angepasst an 
den Fall.«

»Das Konzept sollte eine Art 
Lose-Blatt-Sammlung sein, 
so dass man immer noch 
Seiten einfügen oder unterei-
nander austauschen kann.« 

»Mein Anliegen ist, für die 
jeweiligen Aufgaben einen 
Prozess zu gestalten. Der 
besteht aus verschiedenen 
Formaten und Veranstaltun-
gen, immer anders, immer 
angepasst an den Fall.«
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Für das Zuschneiden des »Maßanzuges« 
sind die oft erwähnten »Vor-Prozesse« (auch 
mehrfach als »Phase Null« bezeichnet) von 
großer Wichtigkeit: Hier erörtern die Auftrag-
geber und -nehmer die Rahmenbedingungen 
und Ziele und verständigen sich auf ein Kon-
zept für den gemeinsamen Weg. Auch mit 
kleinen »Vordenker-Gruppen« (Trialog aus 
Verwaltung, Politik und Bürgerschaft) wurden 
gute Erfahrungen zur Prozessvorbereitung 
gesammelt. In welcher Form auch immer: 
Es bedarf nach Auffassung vieler Befragter 
dieser Vorphase, in der wichtige Grundlagen 
geschaffen werden, aber auch immer noch 
Vieles offen bleiben muss:

»Meistens ist es ein langwieriger Prozess, 
die lokale Situation zu verstehen: wer einbe-
zogen wird, wer welche Rollen hat, wie die 
inhaltliche Ausgangssituation ist, wie es um 
den Rahmen bestellt ist… Erst dann mache 
ich einen Vorschlag, wie man ans Ziel kom-
men könnte – aber auch das ändert sich im 
Verfahren.« Auch aus Verwaltungssicht wird 
das so gesehen: »Die ›Anbahnung‹ des Pro-
zesses gehört dazu. Solche Beteiligungspro-
zesse sind eher ungewöhnlich im Verwal-
tungsablauf. Es bedarf einer Einstimmung, 
eines Vorgespräches und es hat sich gezeigt, 
dass Verwaltungen, die sich auf solche Pro-
zesse einlassen, sich auch schon im Vorfeld 
mit solchen Prozessen beschäftigt haben.« 

Auch dieser Anforderung stehen die klas-
sischen Vergabeverfahren im Wege: Sie sehen 
nicht nur kein Gespräch untereinander vor 
der Auslobung vor, sondern konfrontieren 
Interessierte mit detaillierten Leistungs- und 
Zeitlisten, die beispielsweise eine Zukunfts-
konferenz verlangen, an Stellen, wo andere 
Instrumente besser geeignet wären – oder in 
Phasen, in denen noch nicht einmal abzuse-
hen ist, was an der Stelle das geeignete Inst-
rument wäre. 

Abschließend sei noch darauf hingewiesen, 
dass diese Konzeptentwicklung – in der Vor-
phase ebenso wie bei der späteren flexiblen 
Anpassung – nicht im luftleeren Raum statt-
finden. Natürlich spielen harte Rahmenbedin-
gungen eine Rolle (Zeit, Personal, Budget). 
Aber es gibt auch »weiche« Faktoren – insbe-
sondere die Vorerfahrungen im Umgang mit 
Kommunikationsprozessen und die örtlich 
sehr unterschiedlichen Standards, die man 
an sie anlegt. So unterschieden einige unse-
rer Gesprächspartnerinnen und Gesprächs-
partner zwischen »Fortgeschrittenen« und 
»Anfängern« beim Kreis der Auftraggeber 
und Kommunen. Das bringt die Unterschie-

de sehr gut zum Ausdruck. »Es gibt Städte die 
sagen, wir wollen beteiligen…das ist wichtig 
für uns und das ist unser Standard. Die Städ-
te kennt man auch mittlerweile.« Und es gibt 
Länder wie Baden-Württemberg, in denen 
»eine erweiterte Beteiligung Mainstream ist.«

Die Frage nach den »Konzepten«, ihrer Be-
deutung in den mit ihrer Hilfe gestalteten 
Prozessen und Notwendigkeiten bzw. Mög-
lichkeiten der Flexibilität bedarf sicher noch 
weiterer Auseinandersetzung in fallbezoge-
nen Studien im Rahmen des Forschungspro-
jektes multi|kom. Mit den Ergebnissen der 
Befragung liegen jedoch wichtige Ausgangs-
punkte vor, auf die man sich dabei beziehen 
kann.

3.2 Wie kann man die Akteure erreichen und 
einbeziehen? Verfahren, Methoden, Formate 

Wir wissen inzwischen, wer warum (Kap. 1) 
und wie (Kap. 2) an multilateralen Kommu-
nikationen mitwirkt bzw. mitwirken soll. Nun 
stellt sich die Frage nach den Methoden, wie 
dies erreicht werden kann. Hier gehen wir 
wiederum die einzelnen Gruppen gesondert 
durch – wohl wissend, dass die pauschale Be-
handlung der Politik, der Öffentlichkeit usf. in 
der Praxis und im konkreten Untersuchungs-
zusammenhang immer weitergehender Dif-
ferenzierung bedarf.

Politik

Dass die frühzeitig bedachte und klare Ein-
beziehung der Politik in die kommunikativen 
Prozesse von großer Bedeutung ist, wurde be-
reits mehrfach unterstrichen.

Wie diese Einbeziehung zu gestalten ist, 
ergibt sich wiederum aus den jeweils kon-
kreten Ausgangssituationen: In den »Grund-
leistungen« bei »Standardaufgaben« gibt es 
vorgezeichnete Verfahrenswege. Da reicht, 
wie es in einem Gespräch hieß, der »normale 
Weg einer politischen Beschlussfassung« be-
stehend aus »Aufstellungsbeschluss, der die 
Ziele eines Verfahrens definiert, der vorge-
zogenen Öffentlichkeitsbeteiligung, Abstim-
mung und Beschlussfassung.« Das klingt ein-
fach, ist es aber nicht, denn dieser »normale 
Weg« kann statt durch ein Miteinander eher 
durch ein Nebeneinander der Arbeit von Ver-
waltung und Politik gekennzeichnet sein. Da 
wäre aus Sicht einzelner Gesprächspartnerin-
nen und Gesprächspartner auch schon mal 
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eine gemeinsame Informationsveranstaltung 
hilfreich.

In Prozessen der Kategorie »Sonderleis-
tung«, also den im oben beschriebenen Sinne 
gezielt gestalteten multilateralen Kommuni-
kationen, bedarf es im Rahmen der Vorpro-
zesse (»Phase Null«) einer Klärung, wann, wie 
und mit welchem Ziel eine solche Einbindung 
notwendig und gewollt ist. Dabei spielen, wie 
bei allen Fragen der Prozessgestaltung, lokale 
Gepflogenheiten eine wesentliche Rolle, hier 
insbesondere die örtliche politische Kultur.

Zunächst wird man im Rahmen der Kon-
zeptentwicklung und -konkretisierung ver-
schiedene (informelle) Vorgespräche führen, 
»um die Politik an Bord zu holen« oder »Mei-
nungsmacher bei den Fraktionen mitzuneh-
men«. In solchen Runden mit Informationen 
zum Vorhaben, kann man auch Politik für 
Prozesse begeistern, denn: »Die meisten ken-
nen nur ›Turnhalle mieten, Plan aufhängen, 
informieren‹ und wundern sich dann über 
Gemecker. Viele haben noch nie konstruktive 
Workshopverfahren mitgemacht.«

Auch eine frühe interfraktionelle Kommu-
nikation wird empfohlen: »Es ist gut zu wis-
sen, wie alle ticken – auch die Opposition.« 

In jedem Fall ist die Einbindung der jewei-
ligen Stadtoberhäupter zentral: Angesichts 
ihrer Bedeutung – insbesondere für das Ge-
lingen integrierter Konzepte (vgl. Kap. 1 und 
2) – bedarf es hier frühester Abstimmung im 
persönlichen Gespräch: »Es ist fast eine Bana-
lität: ein Vorgespräch, das den OB zur Unter-
stützung oder Neutralität bewegt.«

Dann gilt es zu entscheiden, für welche 
Formate eine aktive oder zuhörende Einbin-
dung der Politik wünschenswert wäre – und 
in welchen Situationen dies nicht der Fall ist. 
Wenn man etwa mit Bürgerinnen und Bür-
gern in einer Werkstatt arbeiten will, dann 
kann es ein Anliegen sein, diese Veranstal-
tungen »nicht von der Politik dominieren zu 
lassen.« In solchen Fällen sind etwa neben 
Bürgerworkshops auch Gemeinderatswork-
shops Mittel der Wahl. 

Diese Abstimmung der Rolle von poli-
tischen Mandatsträgern im Prozess kann 
durchaus auch heikel sein. Das gilt insbe-
sondere für Wahlkampfzeiten. Aber auch im 
sonstigen Alltag ist es nicht immer leicht zu 
entscheiden, in welchem Planungsstadium 
man an die Politik herantritt: »Da liegt man 
meistens falsch, weil, wenn man frühzeitig 
kommt, dann heißt es: ›Es ist ja noch alles of-
fen. Ihr habt ja noch gar nichts. Wir können 
noch keine Entscheidung treffen.‹ Struktu-
riert man die Dinge vor und hat schon erste 

Ziele formuliert und Verfahren vorgedacht, 
dann heißt es: ›Ihr seid schon viel zu weit, wir 
wollen von Anfang an mitreden.‹« 

Eine wichtige und anscheinend oft nicht 
zu Ende gedachte Frage ist auf das Verhält-
nis informeller und temporär eingeführter 
Erörterungsformate zu vorhandenen Gremi-
en und Verfahren gerichtet: »Wenn ich eine 
Stadtteilkonferenz o.ä. bilde, wie grenze ich 
das vom Bezirksbeirat ab, um nicht zwei Gre-
mien zu haben, die Stadtteilentwicklung be-
treiben? Welche besitzt mehr Legitimität?« Er, 
so fügte der Gesprächspartner hinzu, sei »der 
Auffassung, dass längerfristige Entwicklun-
gen und kontinuierliche Begleitung von Pro-
zessen eine originär politische Aufgabe ist, 
die (er) eher in einem Bezirksbeirat-Gremium 
sehe. Hier stellt sich die Frage, wie kriege ich 
sie zur öffentlichen Diskussion, wie belebt 
man das, damit es auch nicht zur Abschre-
ckung der Bürger ist.« 

Verwaltung

Wenn es um die Stichworte »Verwaltung« 
und »Kommunikation« geht, bringen das 
viele unserer Gesprächspartnerinnen und 
Gesprächspartner mit der Notwendigkeit 
verbesserter interner Kommunikation in Ver-
bindung: Die »Verwaltung ist kein monolithi-
scher Block, sondern wir haben unterschied-
liche Fachabteilungen und unterschiedliche 
Sichtweisen auf dasselbe Thema.« »…Bei der 
Fragestellung, ob ein Spielplatz mit Bäumen 
oder Sträuchern bepflanzt wird, ist nicht nur 
der Dialog zwischen dem Planer und einem 
Amt für Stadtgrün erforderlich, sondern auch 
ein Kinder- und Jugendamt oder ein Ord-
nungsamt oder weitere, die man einbeziehen 
muss.« 

Neben solchen projektbezogenen Abstim-
mungen gibt es auch zahlreiche Versuche, 
mit Hilfe regelmäßig stattfindender Runden 
– z.B. einer »Baukonferenz« oder »Runder Ti-
sche« – Querinformation und abgestimmtes 
Handeln zu ermöglichen. Diese treten zu den 
ohnehin bestehenden Abstimmungen etwa 
im Verwaltungsvorstand oder in Amtsleiter-
runden hinzu.

Solche internen Abstimmungen sind auch 
für die Kommunikation nach außen, insbe-
sondere die Bündelung von Beteiligungs-
verfahren wichtig, weil »es sonst schnell zu 
Abnutzungseffekten kommt, wenn drei Fach-
bereiche zu drei Planwerken beteiligen.« 

Generell lässt sich sagen, dass vielerorts 
die Einsicht gewachsen ist, dass selbst klas-

»Die meisten kennen nur 
›Turnhalle mieten, Plan 
aufhängen, informieren‹ und 
wundern sich dann über 
Gemecker. Viele haben noch 
nie konstruktive Workshop-
verfahren mitgemacht.«

»Verwaltung ist kein mo-
nolithischer Block, sondern 
wir haben unterschiedliche 
Fachabteilungen und unter-
schiedliche Sichtweisen auf 
dasselbe Thema.«
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sische Verfahrenswege durch unmittelbare 
Kommunikation verbessert werden können: 
•• »Wenn ich ein einfaches Bauleitplanver-

fahren nehme, dann sind da rund 50 Träger 
öffentlicher Belange zu beteiligen. Das ist ein 
eingespieltes Verfahren, das inzwischen auch 
technisch ganz einfach über eine Internet-
plattform abgewickelt wird. (…) Trotzdem 
wählen wir [als Verwaltung; Anmerkung 
der Verfasser] häufig bei wichtigen Trägern 
öffentlicher Belange das Vorab-Gespräch. 
Zum Beispiel gehen wir bei Fragen der 
Siedlungsentwicklung in aller Regel erst mal 
zur Bezirksregierung und besprechen diese 
Dinge vor. Dadurch kriegen wir ein Gefühl, 
ob wir da völlig auf dem Holzweg sind oder 
das Vorhaben funktionieren kann.« 
•• Im »Ämterdurchlauf« sind Stellungnah-

men einzelner Ämter zu bestimmten Vorha-
ben formell vorgesehen: »Wenn sie einander 
mündlich vorgetragen werden, ist das effekti-
ver, als wenn da schriftliche Stellungnahmen 
abgegeben werden, die müssen dann später 
ohnehin geschrieben werden. Daher machen 
wir inzwischen häufig vorab Verwaltungsge-
spräche.«

Allerdings kollidiert die gute Absicht nicht 
selten mit alten Haltungen: »Wir möchten 
erreichen, dass Verwaltungsabteilungen sich 
fragen: ›Was kann ich einbringen?‹ Leider 
fragen sich viele: ›Wofür bin ich zuständig?‹ 
Das ändern zu wollen heißt aber: Dicke Bret-
ter bohren. Das hat viel mit den Traditionen 
einzelner Abteilungen zu tun.« In einem an-
deren Zusammenhang wurde mit Blick über 
die Grenzen der Verwaltung hinaus sogar 
von einem »genetischen Code einer Stadt« 
gesprochen, der ganz wesentlich die Kommu-
nikationskultur präge – auch in der und mit 
der Verwaltung: Dieser Code ist nur schwer 
zu ändern oder umzuprägen. Aber man kann 
eine Beteiligungskultur auch beginnen, man 
kann lernen und an Erfahrungen wachsen… 
Es ist keine gottgegebene Situation, aber es 
bedarf eines bestimmten Nachdrucks, einer 
Kontinuität in der Umsetzung.

Einige der Befragten berichteten von klei-
nen Veränderungen (die sicher noch nicht 
den «genetischen Code« ändern):
•• »Ich habe z.B. gute Erfahrungen gemacht, 

wenn sich zwei oder drei an die Spitze stel-
len und den Prozess auch in der Verwaltung 
vorantreiben«.
•• »Ich habe gute Erfahrungen damit 

gemacht, intern Experten zu koppeln. Also 
zum Beispiel innerhalb der Verwaltung das 
Wissen und die Erfahrung ausgebildeter 
Moderatoren aus dem sozialen Bereich für 

Planungsaufgaben zu nutzen. So bleibt das 
Wissen auch nach einem Prozess (und ohne 
externe Begleitung) in der Verwaltung.« 

Marktakteure

Marktakteure sind letztlich alle Bewohnerin-
nen und Bewohner einer Stadt. Im Interview-
kontext wurden mit dem Wort jedoch vor al-
lem Eigentümer und Investoren bezeichnet. 
Deren Bedeutung für die Stadtentwicklung 
– und die Kommunikation darüber – war im 
Prinzip unstrittig, allerdings: »Die großen 
Mächtigen« sind schwer zu kriegen und »ma-
chen ihr eigenes Ding.« Mit kleineren Ge-
werbetreibenden oder Einzelhändlern könne 
man hingegen gut zusammenarbeiten (Bei-
spiele: Einzelhandelsinitiativen, Standortge-
meinschaften etc.). Generell aber gelte: »Man 
muss sie aus ihrer Nische herausholen, denn 
sie haben eigene Denkmuster.« 

Die Einbindung in Kommunikationspro-
zesse geschieht zumeist in Sonderformaten, 
um Marktakteuren die Möglichkeit zu geben, 
»im kleineren Kreis offen zu sprechen« . 
Wenn die Kommunen selbst aktiv sind, gibt 
es auch die Möglichkeit, Marktakteure, insbe-
sondere potentielle Investoren, über Qualifi-
zierungsverfahren oder Wettbewerbe in die 
Prozesse einzubinden.

Allerdings wurde auch darauf verwiesen, 
dass es in der Praxis vielfach Vorabsprachen 
zwischen der Kommune und den Projektträ-
gern gibt, »an denen man dann auch festhal-
ten möchte, wenn man in die Öffentlichkeit 
geht.« Das kann durchaus heikel werden. 
Daher empfiehlt ein Gesprächspartner, in 
solchen Fällen offen zu kommunizieren, dass 
diese Art Vorrunden und Gespräche stattfin-
den oder stattgefunden haben.

Dort, wo Formen der Kommunikation 
unter direkter Beteiligung der Öffentlichkeit 
möglich sind, wird auch empfohlen – z.B. 
mit Grundeigentümern und Vermietern – ge-
meinsame Werkstätten durchzuführen, »da-
mit auch Kommunikation zwischen Eigen-
tümern und Nutzern/Bewohnern stattfindet. 
Ein Austausch untereinander ist wichtig« und 
kann den Prozess auch inhaltlich fördern. 

Vereine, Verbände

Im Wissen, dass Verbände auch Macht aus-
üben können (z.B. wenn sie Klagerechte ha-
ben, gut organisiert sind und/oder Öffentlich-
keit zu mobilisieren wissen), wird frühzeitige 
Einbindung empfohlen, um Polarisierungen 
zu vermeiden und Kompromisslinien zu fin-

»Wir möchten erreichen, 
dass Verwaltungsabteilungen 

sich fragen: ›Was kann ich 
einbringen?‹ Leider fragen 

sich viele: ›Wofür bin ich 
zuständig?‹ Das ändern zu 

wollen heißt aber: Dicke 
Bretter bohren.«
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den. Dafür stehen verschiedene Formate zur 
Verfügung – gezielt als Fachgespräche oder 
im Kontext größerer Veranstaltungen, wobei 
verhindert werden muss, dass fachkundige 
und artikulationsstarke Vertreterinnen und 
Vertreter der Organisationen die sonstigen 
Anwesenden »übertönen«.

Aufsuchende Beteiligung und Einzelge-
spräche kommen häufig zum Einsatz, auch, 
weil es »um Befindlichkeiten geht – die wol-
len gesondert eingebunden werden, um ihre 
Rolle zu betonen.« Aber es kann auch hilf-
reich sein, »sie kombiniert mit anderen Part-
nern einzubinden«, z.B., um verschiedene 
Einschätzungen sichtbar zu machen und die 
eigenen ggf. im Dialog mit anderen Akteuren 
zu modifizieren.

Stadtöffentlichkeiten

Das Methodenrepertoire zur Öffentlichkeits-
beteiligung ist reichhaltig und eröffnet ein 
breites Spektrum von Möglichkeiten. Ent-
sprechend sind die diesbezüglichen Äuße-
rungen in den Interviews lediglich als Schlag-
lichter zu verstehen und nicht als Wiedergabe 
der Vielfalt. Einige Beispiele: 

Schon in formell definierten Verfahren kön-
nen Änderungen mehr Kommunikation be-
wirken, indem z.B. in öffentlichen Sitzungen 
von Bezirksausschüssen etc. nach jedem Ta-
gesordnungspunkt Gelegenheit für Rückfra-
gen aus der Bürgerschaft eingeräumt werden, 
anstatt wie üblich erst am Ende der Sitzung: 
»Es ist unbequem für die Verwaltung, aber 
wir werden nicht dafür bezahlt, um uns wohl 
zu fühlen, sondern, um etwas Sinnvolles für 
die Stadt zu machen.« 

Wichtige Differenzierungsmöglichkeiten 
bilden die Gruppengröße und die gezielte 
Gruppenansprache – von der Angebotsveran-
staltung für alle bis zur Kleingruppe und dem 
Einzelgespräch:
•• die »Offenen Kommunikationsformen, 

wie das offene Forum, bei dem praktisch alle 
die Chance haben sich einzubringen oder 
der Stadtspaziergang, der allen offen steht« 
werden als wichtig und nützlich angesehen. 
»Je offener der Vorgang, umso offener müs-
sen auch die Methoden sein – z.B. ein World-
Café, Workshopformate mit Metaplan o.ä.. 
Ein Wechselverhältnis zwischen Information 
und Arbeitsgruppenatmosphäre muss dann 
entstehen. Da braucht man nicht so super 
formalisierte Verfahren. Das Kommunikative 
muss im Vordergrund stehen.« 

•• Im »Ideenmarkt« präsentieren die Akteu-
re ihre Idee (Kern, Motivation, Mehrwert für 
Quartier, beteiligte Akteure) auf einem vorbe-
reiteten Plakat. Die offene Ideenrunde dient 
dem Kennenlernen der Akteure und des 
Ortes – es ist ein Einstiegsmoment in das 
Verfahren, das sich dann auf räumliche und 
sachliche Ebenen aufspaltet. Das Verfahren 
hat Signal- und Impulsgeberfunktion.
•• »Bewährt haben sich eigene Formate für 

kontinuierliche und eher von Fachöffentlich-
keiten getragene Auseinandersetzungen mit 
wichtigen Fragen der Stadtentwicklung«.
•• In kleinen Arbeitskreisen können be-

stimmte Gruppen in einem relativ geson-
derten Raum ihre Anliegen und Themen 
einbringen. Diese Ergebnisse können dann 
wieder im Forum öffentlich kommuniziert 
werden. »Die besten Erfahrungen mache 
ich damit, dass man in kleinen Kreisen oder 
im persönlichen Gespräch mit einzelnen 
Akteuren vermittelt und um Unterstützung 
und positive Begleitung wirbt. Das ist die 
beste Gewähr dafür, dass Missverständnis-
se ausbleiben.« »Oft kommen Leute, um zu 
meckern – das ist bei großen öffentlichen 
Runden schwierig. Je kleiner die Runde, 
desto weniger ist das ein Problem.«
•• Jugendliche und Kinder sind eigene 

Zielgruppen, die eigener Formate bedürfen. 
Kinder können durch Schulen und Lehrer 
vertreten werden.
•• Persönliche Gespräche können mit 

Einzelnen geführt werden, um sie in einem 
Prozess mitzunehmen. 

Viele dieser Formen werden vorrangig von 
bestimmten Gruppen und Milieus genutzt 
und sind damit in unterschiedlichem Maße 
sozial selektiv. Daher wird zunehmend auch 
(wieder) mit Gruppen gearbeitet, die über ein 
Zufallsverfahren (z.B. aus der Einwohnerkar-
tei) zusammengesetzt werden. Damit erreicht 
man auch »Gruppen, die sonst nicht kommen 
und gewährleistet so, dass nicht stets ›die 
Gleichen‹ dabei sind«. »Wir haben in einigen 
Fällen nicht einfach öffentlich eingeladen, 
sondern Menschen über einen Zufallsgenera-
tor per Brief eingeladen, sich an Prozessen zu 
beteiligen. Das ist vielleicht ein Instrument, 
das man viel häufiger nutzen sollte, es ist aber 
deutlich aufwändiger.«

Dass es gilt, mit der Vielfalt an Möglichkeiten 
erfindungsreich und prozessspezifisch um-
zugehen, wurde schon erwähnt. Mit dem fol-
genden Zitat wird das noch einmal unterstri-
chen: »Man kann bei der Formatsuche kreativ 

»Es ist unbequem für die 
Verwaltung, aber wir werden 
nicht dafür bezahlt, um uns 
wohl zu fühlen, sondern, 
um etwas Sinnvolles für die 
Stadt zu machen.«
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werden: Das fängt an mit Vieraugengesprä-
chen, Stammtischen, bei denen es zehn feste 
Ansprechpartner gibt und jeder bringt einen 
mit; temporäre künstlerische Interventionen, 
auch in öffentlichen Räumen, wo unorgani-
sierte und einfach Vorbeikommende ange-
sprochen werden u.a. … Es gibt Gruppen, die 
kommen nicht zu einer reinen Infoveran-
staltung, nicht zur klassischen Bürgerbetei-
ligung, aber zu einem fröhlichen Stadtfest.«

Medien

Die Nutzung der neuen und klassischen Me-
dien wird generell als notwendig angesehen 
– vor allem, um eine Informationsbasis bereit 
zu stellen und laufend über den Prozess zu 
informieren (vgl. auch Kap. 2). Weiterführen-
de Informationen lassen sich jedoch im direk-
ten Dialog besser transportieren: »Alles, was 
über die Medien vermittelt wird, habe ich nur 
zu einem bestimmten Grad in der Hand. Und 
manche Dinge sind so komplex, dass ich sie 
auch mal in Ruhe erläutern muss. Das geht 
nicht in einem 100-Zeilen-Bericht und auch 
nicht in einer E-Mail. Das persönliche Ge-
spräch ist da schon ganz wichtig.«

Mit Blick auf die lokale Presse wird die oft-
mals sehr unterschiedliche Qualität der Re-
dakteure und mangelnde Kontinuität in der 
Berichterstattung erwähnt. Damit rückt aus 
der Sicht einiger Befragter die eigene Öffent-
lichkeitsarbeit in den Vordergrund. Wichtig 
ist es auch, sehr genau zu überlegen, welche 
Veranstaltungen presseöffentlich sind oder 
nicht: »Bei Runden Tischen und anderen Ge-
sprächen im geschützten Raum ist Presseein-
bindung fast ein ›no go‹.«

Die Bedeutung der neuen Medien wurde 
in den Gesprächen eher zurückhaltend bis 
skeptisch eingeschätzt. Unstrittig wichtig 
sei in jedem Fall eine Website mit den not-
wendigen Informationen zu Inhalten und 
Verfahren. »Auch aktive Blogs oder Facebook-
Gruppen können zur Information dienen 
und Leute anlocken.« Ansonsten aber gelte: 
»Neue Medien sind hip, sollten aber nicht 
nur, weil sie Mode sind, eingesetzt werden.« 

Akteure, die schwer zu erreichen sind

Die oft beklagte »Beteiligungsferne« mancher 
Gruppen scheint eher ein inhaltliches und 
gesellschaftliches als ein methodisches Prob-
lem zu sein. Denn: »Grundsätzlich gilt: Man 
kommt an jede Zielgruppe heran, wenn man 
angemessene Methoden und Instrumentari-
en nutzt und Ressourcen hat.« 

Hier gewinnt vor allem die »aufsuchende 
Beteiligung« an Bedeutung: 
•• »Es gibt Gruppen, die zu den üblichen 

Veranstaltungen nicht kommen, da funktio-
niert die Einbindung nur vor Ort«. 
•• »Bei schwierigen Akteuren sind informel-

le Gespräche am wichtigsten«, die man aber 
zu den anderen Kommunikationsformen hin 
vermitteln muss.

Unterstrichen wird auch, dass nicht alle 
erreicht werden müssen. »Vieles geht über 
Vertreter« – »z.B. Sozialarbeiter, Gemeinwe-
senarbeiter, Quartiersmanager, Bewohner-
vertretungen, Mieterbeiräte«. Hier könne 
man auch auf das Repertoire aus der Sozialen 
Stadt zurück greifen: »…da geht es um Akti-
vierungsstrategien und Manpower vor Ort, 
das sind dann nicht nur Planer, sondern auch 
Sozialarbeiter...« 

Ein Hinweis auf mögliche, aber sicher noch 
zu diskutierende Grenzen solcher Bemühun-
gen:   »Man kann mit 20% des Geldes 80% 
der Zielgruppen erreichen – dann wird es 
immer schwieriger – ich muss immer mehr 
Geld ausgeben, um noch eine kleine Gruppe 
zu erreichen … Hier kommt man an die Gren-
zen der Finanzierbarkeit. Selbst wenn man 
manche Gruppen nicht zu fassen kriegt, kann 
man das den politischen Entscheidungsträ-
gern kommunizieren. Sie müssen bei ihrer 
Entscheidung bedenken, dass da ein blinder 
Fleck ist.«

Weitere methodische Hinweise:
•• »Ein straffes Zeitkonzept und ein ver-

tretbarer Zeitrahmen führen zu mehr 
Beteiligung – sonst schließe ich ganz viele 
aus. Bei einer Abfolge von mehreren langen 
Sitzungen steigt jeder aus. Es gibt einen 
kleinen Kreis von Aktiven in Bürgerinitiati-
ven – demgegenüber steht eine Inflation von 
Beteiligungsmöglichkeiten. Bei verstetigten 
Formaten diffundieren viele weg und es 
bleibt ein kleiner harter Kern.«
•• Keine reinen Sender-Empfänger-Formate, 

sondern gemeinsame Methodenbestim-
mung.
•• Stadtteilspaziergänge sind konkrete 

Angebote, um ins Gespräch zu kommen. 
»Unter diesem Format kann sich jeder etwas 
vorstellen.« 
•• »Wenn ich den ›Otto-Normal-Verbrau-

cher‹ möchte, muss ich rausgehen an den 
Stammtisch.«
•• Jugendliche können über Spezialformate 

wie Jugendworkshops (angepasste Uhrzeit, 
Ort (Jugendheim), lockere Arbeitsatmosphä-

»Neue Medien sind hip, 
sollten aber nicht nur, weil 
sie Mode sind, eingesetzt 

werden.«

»Es gibt Gruppen, die kom-
men nicht zu einer reinen 

Informationsveranstaltung, 
nicht zur klassischen Bürger-

beteiligung, aber zu einem 
fröhlichen Stadtfest.«
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re) erreicht werden, ebenfalls über Onlinebe-
teiligung oder über Jugendorganisationen.
•• Kinder wurden z.B. durch Spielleitpla-

nung aktiviert: »Kinder sind gut einzubin-
den, wenn es um Themen geht, mit denen 
sie sich alltäglich beschäftigen, wenn es zum 
Beispiel um Spielplätze geht. (…) Da gibt es 
Erfahrung in den Soziale Stadt-Gebieten. 
Hilfreich bei der Einbindung von Kindern 
sind Kindergärten und Schulen. Man kann 
sie aber auch bei Freizeitaktivitäten aufsu-
chen.«
•• Senioren: »Bei den ganz Alten kann man 

gut mit den betreuenden Organisationen 
arbeiten.«

Abschließend ist noch auf eine »beteiligungs-
ferne« Gruppe einzugehen, von der in der 
Regel nicht die Rede ist: Denjenigen, die ge-
meinhin ihre eigenen Zugangswege zu Ent-
scheidungen in Stadtpolitik und -verwaltung 
haben und nur Ausnahmsweise in öffentli-
chen Veranstaltungen mitwirken. Auch sie 
lassen sich in Kommunikationsprozesse ein-
binden, sofern es gelingt »Ernsthaftigkeit und 
Stringenz des Prozesses darzulegen – dann 
kriegt man diese Gruppen an den Tisch« – 
allerdings zumeist nur in »geschützten Räu-
men«. Ansonsten bleiben nur »persönliche 
Zugänge«.

Die Rolle der Moderation bei der 
Gestaltung von Prozessen

Auf die Bedeutung externer Moderation für 
die Gestaltung kommunikativer Prozesse 
wurde schon verwiesen (Kap. 1 und 2). Hier 
sei noch einmal auf die Frage nach der fachli-
chen Qualifikation eingegangen: 

Vielfach wurde früher für eine Moderati-
on plädiert, die vor allem in kommunikativ-
methodischer Hinsicht versiert sein sollte, 
fachlich aber keine Bezüge zum Gegenstand 
haben müsse. Das wird von den Befragten an-
ders gesehen: 
•• »Es muss unbedingt die Mischrolle sein. 

Die Entkopplung von Inhalt und Moderation 
hat sich als wirklich fatal erwiesen.« 
•• »Inzwischen sage ich ›ja‹ (zu Fachmode-

ration). Weil immer auch ein Stück Beratung 
drin steckt, worauf die Akteure achten müs-
sen. Ein Beispiel: Ganz früher, als die Mode-
rationsmethodik entwickelt wurde, hat man 
gesagt, man versteht am besten gar nichts 
vom Fach und wendet die Methode perfekt 
an. Dazu ein Praxisbeispiel: Die Auftraggeber 
schlagen für einen Runden Tisch bzw. ein 
Werkstattverfahren zum Parkraumkonzept 

einer Stadt bestimmte Akteure vor und mir 
fällt auf, dass von Seiten der Stadt das Thema 
Stadtgestaltung fehlt. Ich fragte nach und 
erntete Augenrollen – man trifft auf einen 
internen Konflikt, den es zu gestalten gilt. 
Wenn wir das Parkraumkonzept jedoch ohne 
die Abteilung gemacht hätten, dann wäre es 
nachher garantiert bereits in der Verwaltung 
blockiert worden. Wenn ich nicht fachlich 
ausgebildet wäre, hätte ich nicht gemerkt, 
dass das Thema Stadtgestaltung fehlt.«

Wenn wir unsere Gesprächspartner rich-
tig verstanden haben, heißt das: Gute Mode-
ration setzt – anders als früher einmal postu-
liert – Fachkenntnisse voraus. Dennoch ist es 
sinnvoll, die Rollen derer, die inhaltlich-fachli-
che Positionen einbringen, unterscheidbar zu 
machen von jenen, die für die Moderation des 
Verständigungsprozesses zuständig sind.

4 | Erfahrungen? Einflussfaktoren 
und Rahmenbedingungen…

Immer wieder ist zu beobachten, dass einan-
der sehr ähnliche Kommunikationskonzepte 
(was Aufgabenstellung und Formate etc. be-
trifft) von Ort zu Ort sehr unterschiedlich ver-
laufen. Wir fragten unsere Gesprächspartne-
rinnen und Gesprächspartner also zunächst, 
ob sie ähnliche Erfahrungen gemacht haben 
–  und was die Gründe dafür sein könnten 
(4.1). Damit wurde der Blick zugleich auf die 
Rahmenbedingungen, die auf die (kommu-
nikative) Gestaltung von Planungsprozessen 
einwirken, gerichtet (4.2). Eher resümierend 
waren dann die abschließenden Fragen: 
Wann kann ein Kommunikationsprozess als 
gelungen angesehen werden? (4.3) An wel-
chen Problemen (zwischen wem?) liegt es, 
wenn Prozesse ins Stocken geraten (4.4)? 
Und: Was sind für die Gesprächspartnerin-
nen und Gesprächspartner die wesentlichsten 
Erfahrungen, die sie mit multilateraler Kom-
munikation gewonnen haben (4.5)?

4.1 Ähnlicher Prozess, anderer Verlauf: 
Woran könnte das liegen?

Die Beobachtung, dass in der Konzeption 
ähnliche Kommunikationsprozesse sehr ver-
schieden verlaufen können, wurde durchweg 
geteilt:

»Das würde ich genau so unterschreiben« 
hieß es unter anderem, denn jeder Prozess 
sei unterschiedlich und hätte so etwas wie 
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eine eigene Biografie. Dafür wurden drei zen-
trale Gründe genannt: 

1. Akteure: »Natürlich waren die Prozesse ähn-
lich, aber die Menschen waren so verschieden...« 

Aus den Aussagen der Gesprächspartne-
rinnen und -partner wird deutlich, dass der 
Verlauf von Kommunikationsvorhaben von 
den beteiligten Akteuren beeinflusst werden. 
Ihre unterschiedliche Herkunft, Stellung, 
Kompetenz, und nicht zuletzt ihre (Vor-)Er-
fahrung mit Kommunikationsprozessen und 
ihr Engagement in solchen Verfahren prägen 
ganz wesentlich ihre Haltung und damit Kon-
zeption und Verlauf der Prozesse. 

2. Planungskultur vor Ort und Vertrauensba-
sis:  »Planungskultur ist immer das Gewächs ei-
ner Stadt oder eines Stadtteils« 

… und diese ergibt sich aus einer beste-
henden lokalpolitischen Kultur, also dem In-
teresse und der Wertschätzung, welche die 
Politik derartigen Prozessen entgegenbringt. 
Vielfach wird in dem Zusammenhang auf 
die Vertrauensbasis verwiesen, die zwischen 
den beteiligten Akteuren bestehen sollte, z.B. 
zwischen Verwaltung, Politik und externen 
Prozessgestaltern. In Bezug darauf wurde in 
den Gesprächen deutlich, dass sich Vertrau-
ensverhältnisse und Planungskulturen in 
Prozessen aber auch verändern (können). Ex-
emplarisch beschreibt das ein Gesprächspart-
ner wie folgt: 

»Es gibt gewisse Grunderfahrungen, die 
man sowohl bei längerfristig angelegten als 
auch bei kurzfristigen Prozessen feststellen 
kann: Bei neu startenden Prozessen gibt es 
eine Startphase der Skepsis und des vorsichti-
gen Herantastens. Wenn eine erste Basis für 
den Austausch gefunden wurde, folgt ein ge-
wisser Enthusiasmus. Wenn es aber von den 
– noch von breiter Zustimmung getragenen 
– Zielvorstellungen in die konkrete Planung 
geht, stößt man auf Schwierigkeiten und es 
folgt eine Ernüchterungsphase.«

3. Thema, Aktualität, Zeitpunkt:  »Es ist manch-
mal so, dass ein bestimmtes Thema zu einer be-
stimmten Zeit gar nicht auf fruchtbaren Boden 
fällt. (…) Es gibt auch das Phänomen, dass Leu-
te eines Themas überdrüssig werden. (…) Und 
dann gibt es Themen, von denen man gar nicht 
erwartet hat, dass sie so eine große Resonanz fin-
den. Die sind dann zum richtigen Zeitpunkt ge-
setzt und die Leute bringen sich ein.«

Beispielhaft zeigt dieses Zitat auf, dass 
Prozessverläufe auch von ihren Inhalten 
und deren Aktualität bzw. Zeitgebundenheit 

abhängig sind. So wurde z.B. in mehreren 
Gesprächen auf die Flüchtlingskrise verwie-
sen, die unerwartete Wendungen in einige 
Prozesse gebracht hätte. Aber es bedarf nicht 
solcher epochalen und globalen Impulse, um 
verändernd auf den Verlauf der Prozesse zu 
wirken. Deutlich wird: Prägend für den Ver-
lauf und die Entwicklung von Kommunikati-
onsprozessen sind sowohl »innere Gründe« 
wie »äußere Rahmenbedingungen«.

4.2 Welche Rahmenbedingungen: wirken auf 
die Gestaltung von Planungsprozessen ein?

»Da ich immer wieder unterschiedliche Rah-
menbedingung habe, kommt zwischen ›null 
Auswirkung‹ und ›umsetzbaren Ergebnissen‹ 
jede Menge Unterschiedliches heraus«. Mit 
dieser Äußerung wird die Brücke zwischen 
der Frage nach unterschiedlichen Verläufen 
und der Bedeutung des jeweiligen Kontextes 
geschlagen.

In den Gesprächen wurde ein breites 
Spektrum relevanter Rahmenbedingungen 
genannt. Es lassen sich unterscheiden: poli-
tische, ökonomische, personelle, gesellschaft-
liche und planerische Einflussfaktoren. Sie 
überwölbend gibt es auch so etwas wie »glo-
bale Megatrends« oder »lokale Megathemen«, 
die sich unmittelbar auswirken. Hier wurde, 
die Aktualität des Themas in der Interview-
phase legt das nahe, häufig die Flüchtlingsfra-
ge und ihre Bedeutung für die Städte gennant.

ππ Politische Rahmenbedingungen: Mehrfach 
wurden wir darauf hingewiesen, dass vor al-
lem Wahlen starken Einfluss haben können: 
sowohl durch die Wahlkampfzeiten wie auch 
durch politische Wechsel, die sich im Gefolge 
der Wahlen ergeben.

ππ Ökonomische Rahmenbedingungen: Einer-
seits ist die wirtschaftliche Situation der Kom-
munen – wie schon erwähnt – eine zentrale 
Rahmenbedingung: »Es geht neben den fach-
lichen Dingen immer auch um die Ressour-
cen – das ist eine extrem wichtige Frage.« An-
gesichts der finanziellen Situation der Städte 
spielt zudem die Frage der Verfügbarkeit von 
Fördermitteln eine wesentliche Rolle. Und 
auch das politische Gewicht wirtschaftlich 
starker Akteure in den Kommunen wurde in 
diesem Zusammenhang genannt.

ππ Personelle Rahmenbedingungen: Vorhande-
ne personelle Kapazitäten spielen ebenfalls 
eine wichtige Rolle. Dabei geht es nicht nur 

»Planungskultur ist immer 
das Gewächs einer Stadt.«

»Da ich da immer wieder 
unterschiedliche Rahmenbe-

dingung habe, kommt zwi-
schen ›null Auswirkung‹ und 

›umsetzbaren Ergebnissen‹ 
jede Menge Unterschiedli-

ches heraus.«
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um Quantität, sondern auch um Vorerfah-
rungen, Kompetenz, Engagement, Koopera-
tonsfähigkeit und die Bereitschaft, sich auf 
inhaltlich offene Prozesse einzulassen. Und 
einmal mehr wurde in diesem Zusammen-
hang erwähnt, welche Bedeutung die lokale 
Planungskultur hat (»Wie sieht die Kultur 
zwischen Verwaltung und Politik aus, wie ge-
hen sie miteinander um«?) und wie wichtig 
es ist, dass »starke« Galionsfiguren, (Ober-
bürgermeister, Dezernentinnen etc.), die 
Prozesse glaubwürdig nach innen und außen 
vertreten.

ππ Gesellschaftliche Rahmenbedingungen: Zu 
diesem Stichwort wurden einerseits allgemei-
ne gesellschaftliche Trends und Befindlich-
keiten angesprochen – von der Pluralisierung 
der Lebensstile bis hin zu Verunsicherung 
und Vertrauensverlust. Andererseits geht 
es auch um konkrete lokale Bedingungen – 
etwa vorlaufende und die Stimmung prägen-
de Meinungsbildung in den Medien, Bereit-
schaft und Befähigung zur Revision einmal 
eingenommener Standpunkte etc.

ππ Planerische Rahmenbedingungen: Neben 
inhaltlichen Rahmensetzungen und Vor-
festlegungen ist in diesem Zusammenhang 
auch die Einbettung informeller Prozesse in 
formal definierte Verfahrensschritte und Sys-
tematiken zu nennen. Hier sahen einige der 
Interviewten z.B. Reibungen zwischen den 
Anforderungen einiger Förderprogramme 
und der inhaltlich wünschenswerten Gestal-
tungsfreiheit in Beteiligungsprozessen. Da-
her müsse in Frage gestellt werden, so ein 
weiterer Hinweis: »Welche Grundsystematik 
ist vorhanden? Was ist seitens der Verwaltung 
getragen, stadtgesellschaftlich gefordert und 
politisch unterstützt?«

4.3 Wann ist ein Kommunikationsprozess 
gelungen?

Eine Kommunikation in Stadtentwicklungs-
prozessen ist nach Auffassung unserer Ge-
sprächspartnerinnen und Gesprächspartner 
gelungen, …

ππ … wenn transparent und ehrlich kommuni-
ziert wird – sowohl im Hinblick auf Prozessziele, 
als auch Restriktionen, Probleme und Beteiligten-
kreise:

»…wenn man (aufrichtig und vertrau-
ensvoll) miteinander ins Gespräch kommt«. 
Dazu sei es wichtig, so die Befragten, dass 

ein Vertrauensverhältnis zwischen den Be-
teiligenden und Beteiligten aufgebaut wird, 
z.B. dadurch, dass sich die beteiligten Bürge-
rinnen und Bürger angenommen und ernst-
genommen fühlen. Das sei der Fall, wenn 
ein offener Prozessverlauf gegeben sei, die 
Interessen der Bürgerinnen und Bürger gut 
reflektiert und angenommen würden und die 
Teilnehmenden (dadurch)   »Selbstwirksam-
keit« erführen. 

ππ … wenn die Akteure im Gespräch bleiben und 
sich dabei weiterentwickeln:

Ein kommunikativer Prozess sei dann er-
folgreich, so hieß es,  »...wenn es gelingt, in 
einem Prozess in all seinen Phasen die Kom-
munikation mit der Öffentlichkeit, intern mit 
den Akteuren und mit denjenigen, die sich 
aktiv daran beteiligen, aufrecht zu erhalten.« 

Ein Erfolgskriterium sei auch, ob und in-
wieweit sich »Bürgerinnen und Bürger ein-
bringen, mitarbeiten und dabei auch Kritik 
äußern«. Erwähnt wurde auch das Anstoßen 
von Lernprozessen, die Identifikation mit 
dem Projekt und Veränderungen im Umgang 
miteinander.

ππ … wenn die Frage, was Erfolg sei, gemeinsam 
gestellt und beantwortet werde:

Ein Gesprächspartner erklärt, dass  »die 
für den Prozess relevanten Akteure gemein-
sam den Erfolg definieren«. Dieser sei von 
den offensichtlichen und verborgenen Zielen 
abhängig: »Wenn die verborgenen Ziele sich 
nicht mit den gemeinsam definierten Zielen 
decken, kann ein Prozess nicht funktionie-
ren. Die verborgenen Ziele sind die treiben-
den in einem Prozess, nicht die nach außen 
definierten oder vorgeschobenen.« 

Daher sei es wichtig, dass Prozesse von 
Anfang an für die Öffentlichkeit und die betei-
ligten Akteure transparent gemacht würden, 
dass Entscheidungsstränge nachvollziehbar 
sind und dass sie nicht von vornherein auf 
ein bestimmtes zu erzielendes Ergebnis fest-
gelegt sind. 

ππ … wenn es zum Schluss ein Ergebnis gibt, das 
umgesetzt wird und das dem Gemeinwohl dient:

Der überwiegende Teil der Gesprächs-
partnerinnen und -partner berichtet, dass sie 
es als Erfolg ansehen, wenn Kommunikati-
onsprozesse in ein Ergebnis münden, das 
dann auch umgesetzt wird. Sie beschreiben, 
dass sie es als gelungen ansehen, wenn diese 
Umsetzung von den Beteiligten mitgetragen 
wird, »wenn alle damit zufrieden sind« und 
wenn das Ergebnis auch für planende Fach-

»Ein kommunikativer Pro-
zess ist erfolgreich, wenn es 
gelingt, in all seinen Phasen 
die Kommunikation mit 
der Öffentlichkeit, intern 
mit den Akteuren und mit 
denjenigen, die sich aktiv 
daran beteiligen, aufrecht zu 
erhalten.«
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leute tragbar ist. Andere sind (schon) zufrie-
den, wenn Planungen durch Kommunikation 
verbessert werden und andere Akteure (hier 
die Politik) von einer solchen  »vernünftigen« 
Arbeit überzeugt werden können. 

Erfolgreich seien Prozesse nur dann, 
wenn es nach dem Prinzip der Abwägung 
zu einer sachlichen Entscheidungsfindung 
kommt. Dabei sollte das Interesse aller Betei-
ligten, das Wohl der Stadtgesellschaft, im Vor-
dergrund stehen. Erfolgreich sei Kommuni-
kation also, wenn es eine breite Zustimmung 
für ein Ergebnis gibt. 

ππ … wenn der Wunsch entsteht, dass sie fortge-
setzt wird: 

Zwei Gesprächspartnerinnen halten Kom-
munikation auch dann für gelungen, wenn 
sich in einem einzelnen Quartiers- und Stadt-
entwicklungsprozess eine bestimmte Kultur 
des Umgangs miteinander entwickelt und 
die Begeisterung und Bereitschaft entsteht, in 
ähnlichen Verfahren  »weiterzumachen«. Er-
folgreich sind die Prozesse also auch, »wenn 
ein Verfahren nochmal angewendet wird und 
sich eine bestimmte Kommunikationskul-
tur, auch innerhalb der Verwaltung, fortsetzt 
und das Interesse von Beteiligten an der Sa-
che bestehen bleibt«. Eine solche Nachhal-
tigkeit setzt Kontinuität und Verlässlichkeit 
voraus: »Ich muss heute sagen können, dass 
wir uns im Mai wieder treffen und dass die 
Verwaltung im Mai dann auch wirklich ein 
Treffen macht. Es muss auch gesetzt sein, 
dass wir es beim nächsten Baugebiet wieder 
so machen.«

4.4 Stolpersteine: Was sind die 
wesentlichen Hindernisse auf dem Weg 
zu einer gelingenden Kommunikation?

Kommunikative Planungsprozesse geraten 
ins Stocken, …

ππ … wenn mangelndes Mitwirkungsinteresse 
herrscht:

Deutlich wurde in den Gesprächen, dass 
es ganz individuelle Gründe geben kann, war-
um sich Akteure nicht an Planungsprozessen 
beteiligen. Diese reichen von der Unfähigkeit 
oder dem Unwillen Einzelner, sich auf ein 
Verfahren einzulassen, über personelle Dis-
sonanzen zwischen bestimmten Akteuren bis 
hin zu fachlich unterschiedlichen Aufgaben- 
und Rollenvorstellungen. 

Mehrfach genannt wird darüber hinaus 
das Vertrauen zwischen den Akteuren:  »In-

wieweit vertrauen Politik und Bürgerschaft 
der Verwaltung und darauf, dass sie eine ver-
nünftige Lösung sucht?«. Diese Frage lässt 
sich selbstverständlich in jede beliebige Rich-
tung stellen. Wenn hier in vorherigen Prozes-
sen schlechte Erfahrungen gemacht wurden, 
wirkt sich das auf die Stimmung der Akteure, 
ihr Vertrauen in die Prozesse und ihr Mitwir-
kungsinteresse aus: »Was ein Kernkommuni-
kationsproblem ist, wenn Leute nicht so rich-
tig Bock auf etwas haben oder misstrauisch 
sind.«

ππ … wenn unehrlich, intransparent und unzu-
reichend kommuniziert wird: 

In Umkehrung der oben genannten Po-
sitivkriterien sind fehlende Transparenz und 
fehlende Bereitschaft zu offener Kommuni-
kation zentrale Hemmnisse. Tatsächlich sei 
beides durchaus nicht immer gewünscht: 
»Es kann schon von Anfang an sein, dass 
Prozesse nicht so transparent laufen, da Po-
litik und Verwaltung das nicht wollen und 
nicht fördern«. Ein Gesprächspartner er-
gänzt:  »Manchmal bekommen wir auch ir-
gendwelche Zügel angelegt. (Es gibt) Dinge, 
die wir nicht sagen dürfen…«. 

Damit der diesbezüglichen Hemmnisse 
nicht genug. In einem Interview wurde gleich 
eine ganze Abfolge aufgezählt: »Erster Stol-
perstein ist, dass sich Verwaltung gar nicht 
über die Ziele verständigt, die ein Prozess 
erreichen soll. Zweiter Stolperstein: Es gibt 
zwar irgendwo im Hause eine Vorstellung, 
was der Prozess leisten soll, sie wird aber 
nicht fachbereichübergreifend kommuniziert 
oder diskutiert. Nächster Stolperstein ist die 
Frage, wer wird wann informiert und als ers-
tes eingebunden. Manchmal kann es richtig 
sein, erst in die politischen Gremien zu ge-
hen, manchmal kann das aber auch falsch 
sein.«

ππ … wenn zu früh Standpunkte bezogen wer-
den und am falschen Ende diskutiert wird: 

»Man muss sich nicht darüber streiten, ob 
ein Gebäude mit dunklen oder roten Pfannen 
eingedeckt werden soll, solange nicht geklärt 
ist, ob überhaupt ein Gebäude errichtet wer-
den soll. Man kann sich über die Wahl der 
Farbe so zerstreiten, dass überhaupt kein Ge-
bäude entsteht, obwohl sich bei dieser Grund-
satzentscheidung vielleicht alle einig gewesen 
wären«. 

»Inwieweit vertrauen Politik 
und Bürgerschaft der Ver-
waltung und darauf, dass 

sie eine vernünftige Lösung 
sucht?«
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ππ … wenn die internen Abstimmungsprozesse 
zu lang werden: 

Dass Quartiers- und Stadtentwickluns-
prozesse langwierig sind, ist kein Novum. 
Dennoch zeigen die Gespräche, dass sie auch 
zu lange dauern können: »(...) wenn ein Pro-
zess damit startet, möglichst viele über einen 
langen Zeitraum einzubinden, dann kann er 
sich auch totlaufen und an Fahrt verlieren. 
Es muss in einem überschaubaren Zeitraum 
auch ein Ergebnis geben.« Ansonsten kann 
Desinteresse, oder – schlimmer noch – Miss-
trauen entstehen. Eine der Ursachen dafür ist, 
dass »Behörden oft für Verhinderung statt für 
Ermöglichung stehen.« »Pausen« im Prozess 
haben viele Ursachen: »Gemeinderatsvorla-
gen und -verläufe, aber auch interne Beratun-
gen. Auch Rückkopplungen in der Fraktion, 
Pausen durch Wahlen verzögern die Prozesse, 
die teilweise entlang der gemeinderätlichen 
Sitzungskalender verlaufen.« Eine Prozessbe-
gleiterin empfiehlt daher im Interview, dass 
auch in solchen Phasen oder wenn Projekte 
ins Stocken geraten, »mit den (Akteuren) im-
mer mal wieder etwas gemacht wird, um am 
Thema zu bleiben«, damit die Prozesse nicht 
in Vergessenheit geraten (mehr dazu in Kap. 
3). 

ππ … wenn es innerhalb von Verwaltung und 
Politik oder zwischen diesen Akteuren zu Rei-
bungen, Konflikten oder Entscheidungsunlust 
kommt:

(Politische) Egoismen, Machtkämpfe, Op-
positionsspiele und Intrigen – »irgendwie ist 
das ja alles das Gleiche« – können zu politi-
schen Blockaden führen, die kommunikative 
Planungsprozesse ins Stolpern geraten las-
sen. 

Auch Konkurrenzen und Hierarchien in-
nerhalb von Verwaltung erschweren interne 
Abstimmungen und können dermaßen hem-
men, dass Prozesse sinnlos oder unmöglich 
werden. So werden Bemühungen um ressort-
übergreifendes Handeln oftmals als Domi-
nanzstreben einzelner Ämter oder Abteilun-
gen interpretiert, wie die beiden folgenden 
Zitate belegen: »Allein das Wort ›integrierte 
Entwicklung‹ nervt hier schon viele… Bevor 
sich das als Denke in den Köpfen durchsetzt, 
muss man viel ackern …«. Und: 

»Da habe ich heute noch mit zu kämpfen 
… , dass integrierte Ansätze von den Kollegen 
in den anderen Ressorts abgeblockt werden, 
weil die meinen: ›Jetzt kommt der wieder mit 
seinem ›Allmachtanspruch‹ und mischt sich 
ein‹.« 

ππ … wenn relevante Akteure nicht mitmachen 
oder vergessen werden: 

Nicht zuletzt geraten Prozesse ins Sto-
cken, wenn Verwaltung und Politik nicht ent-
scheidungswillig sind oder die wesentlichen 
Entscheider bzw. notwendige Partner über-
gangen bzw. nicht eingebunden werden.

In all den großen und kleinen Stolpersteinen 
kann auch etwas Positives stecken, wie einer 
unserer Gesprächspartner anmerkte: 

 »Das Stocken von Prozessen ist auch Aus-
druck lebendiger Diskussionskultur!«.

4.5 Was ist besonders wichtig?

Die Frage, welche Erfahrungen mit der viel-
fältigen Kommunikation den Gesprächspart-
nerinnen und -partnern besonders wichtig 
waren, wird auf unterschiedliche Weise be-
antwortet – teils rückblickend, teils empfeh-
lend, teils kritisierend, teils vorausschauend. 
Einige zentrale Aspekte sollen hier hervorge-
hoben werden…

ππ Beteiligung ist zur wesentlichen und selbstver-
ständlichen Voraussetzung geworden!

Generell ist zu erkennen, dass eine mul-
tilaterale Beteiligung in Stadtentwicklungs-
prozessen als wesentlich und zunehmend 
selbstverständlich angesehen wird, da »Pla-
nung«, »Umsetzung« und ein »gegenseitiges 
Verständnis« durch sie gefördert werden. So 
erklärt ein Gesprächspartner: »Kommunikati-
on ist eine zentrale Aufgabe für alle, die mit 
Dorf- und Stadtentwicklung zu tun haben. 
(...) Es wird immer mehr komplexe Projekte 
mit einer bunten Vielzahl von Akteuren ge-
ben und es bedarf der Menschen, die in der 
Lage sind, solche Prozesse zu steuern, zu ge-
stalten, auch zu entwerfen (…).«

ππ Verständlich und auf Augenhöhe kommuni-
zieren!

Die zusammenfassenden Schilderungen 
der Befragten zeigen darüber hinaus, dass es 
bei derartigen Prozessen ›auf die Akteure an-
kommt‹: »Der Schlüssel, das A und O, sind 
persönliche Kontakte.« Beschrieben wird, 
dass es wichtig sei, dass die vielfältigen Ak-
teure eine »gemeinsame Sprache« fänden, 
dass es eine gegenseitige Akzeptanz gibt 
(auch dafür, dass zum Wohl der Allgemein-
heit ggf. Einzelinteressen zurückgestellt wer-
den müssen) und dass Auseinandersetzung 
auf Augenhöhe stattfindet. Es gilt also, eine 
klare Sprache zu finden: »Kommunikations-
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fähigkeit: Man spricht, wie man spricht und 
nicht wie ein Planer spricht. Das muss man 
wissen und lernen.« Ganz ähnlich klang das 
bei einem anderen Gesprächspartner: »Un-
sere ›Planersprache‹ kann man ja auch nicht 
wirklich jemandem zumuten. Aber viele kön-
nen nichts anderes.«

ππ Keine Pseudobeteiligung!
Ein Gesprächspartner verwies darauf, dass 

Kommunikation kein Selbstzweck sein solle, 
denn »Stadtplanung hat die Aufgabe, Räume 
zu entwickeln und Planerinnen haben den 
Auftrag, sie zu gestalten.« Der kommunikati-
ve Prozess müsse sich auf diese Aufgabe be-
ziehen und daran messen lassen.

Prozesse müssten »ehrlich« geführt wer-
den und dürften keine »Marketingaktion« 
sein. Nicht selten, so wird man die verschie-
denen Aussagen in dieser Richtung deuten 
können, ist das aber wohl nicht so. Das wür-
de sich, so eine Vermutung, ändern, wenn 
man – mit Konsequenz – auf die Ergebnisse 
schaute: »In der Städtebauförderung werden 
die vorgeschriebenen (Beteiligungs-) Konzep-
te nicht evaluiert, es wird nicht gefragt, wie 
es wirklich läuft und es wird bei guter Praxis 
nicht honoriert und bei Placebo-Beteiligung 
nicht geahndet … Gäbe es ein solches Kont-
rollinstrumentarium, gäbe es auch nicht so 
viel Pseudobeteiligung.«

ππ Die Gestaltung der Beteiligung muss stim-
men!

Neben der Substanz der Kommunikations-
prozesse muss selbstverständlich auch deren 
Gestaltung stimmen – und dazu braucht es 
eine gute Organisationsstruktur, eine gelun-
gene Koordination von Akteuren und Aufga-
ben und ausreichend Zeit und Ressourcen. 
Dazu gehört, 

…die Koordination von Prozessen: Laufen 
mehrere Prozesse nebeneinander her, kann 
es zu Abnutzungseffekten kommen;

…ein guter Auftakt: »Die Auftaktveranstal-
tung spielt eine zentrale Rolle für die Wahr-
nehmung eines Projektes. Sie sollte daher 
entsprechend gestaltet werden, um zu zeigen, 
welche Bedeutung es hat.«

…ein guter Abschluss: Beteiligung muss 
ein »Ende mit Paukenschlag« haben; 

… absehbare Wirkung: »Die hohe Schule 
wäre es, alle Verfahren an Umsetzungspro-
zesse zu koppeln.«

ππ Vertrauen ist das Allerwichtigste!
Besonders wichtig sei jedoch der Aufbau 

einer Vertrauensbasis zwischen den Beteilig-
ten. Das wurde mehrfach betont: »Eine offe-
ne Gesprächskultur mit und zwischen Politik, 
Verwaltung und Multiplikatoren bzw. lokalen 
Schlüsselvertretern« sei wesentlich: »Wenn 
eine Vertrauensbasis da ist, dann kann man 
einfach mal schnell anrufen und Dinge klar-
stellen.« Gelegentlich bedürfe es dabei auch 
»geschützter Räume«. Zentral aber seien 
»Beteiligungskultur und das Beteiligungsver-
ständnis der Akteure« sowie die Frage, ob es 
gelingt, ein positives Bild von den Chancen 
der Prozesse zu zeichnen. Ein solches Bild 
kann einen Prozess tragen. Dafür braucht es 
Vertrauen und eine gemeinsame Sprache.« 
Einmal mehr: »Vertrauen ist sowieso das Al-
lerwichtigste – und die Leute müssen dir das 
dann auch zutrauen.«

Nachbemerkung

Die Interviewserie, deren Ergebnisse hier 
dargestellt wurden, gehörten zu den ers-
ten Arbeitsschritten im Forschungsprojekt 
»Multilaterale Kommunikation in Prozessen 
der Stadtentwicklung«. Zusammen mit zwei 
Dialog-Veranstaltungen, in denen das Thema 
mit Kolleginnen und Kollegen aus Planungs-
praxis und -forschung erörtert wurde, gaben 
sie wichtige Anstöße für die nachfolgenden, 
vor allem empirisch ausgerichteten Untersu-
chungsschritte des Projektes. Darüber wird 
später zu berichten sein. Vorerst sei darauf 
verwiesen, dass die komplette Auswertung 
der Interviewserie verbunden mit zwei Kurz-
berichten zu den multi|kom-Dialogen im 
Frühsommer 2017 in den PT_Materialien 
(http://www.pt.rwth-aachen.de -> Publikatio-
nen) erscheinen wird.
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1. Einleitung 

Ein Großteil der planungstheoretischen De-
batten ist explizit oder implizit mit der Frage 
der Struktur von Planungsprozessen verbun-
den. Bei den im Laufe der Jahrzehnte unter-
breiteten Vorschlägen ist eine gewisse Trend-
linie der Modellentwicklung zu verzeichnen: 
vom einfachen linearen hin zu einem kreis-
laufartig oder gar modularen Ablauf, der z. B. 
auch das in Deutschland diskutierte Modell 

der strategischen Planung kennzeichnet (vgl. 
z. B. Vallée et al. 2012). Diese Modelle lassen 
sich auch dahingehend betrachten, ob sie de-
skriptiv (das Modell ist empirisch vorzufin-
den), präskriptiv (das Modell ist empirisch 
regelhaft vorzufinden) oder normativ (das 
Modell soll angewendet werden) ausgerichtet 
sind. Ein Teil der planungstheoretischen De-
batte arbeitete sich zumindest implizit an der 
Frage ab, ob die normativ postulierten Model-
le, die angeben wie geplant werden soll, in der 

REviewed

REviewed
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ππ Einfaches lineares Modell mit einmaligem 
Durchlauf: Meyerson/Banfield (1955), Lass-
well (1956), Fürst (2001), Streich (2005), 
Kitchen (2007). Auch wenn dieses Modell be-
reits in den späten 1950er Jahren als zu ein-
fach und daher realitätsfern kritisiert wurde, 
taucht es interessanterweise in der Literatur 
auch in späteren Jahren immer wieder auf, 
z. T. vermutlich aber eher aus didaktischen 
Gründen.

ππ Lineares Modell mit u. U. mehreren 
Durchläufen: McLoughlins (1969), McDo-
well (1986), Wiechmann (2008). In diesem 
Modell ist nur eine große Rückkopplung vor-
gesehen, in der der der Planungsprozess im-
mer wieder vollständig durchlaufen werden 
muss.

ππ Inkrementelle Modelle wurden als radi-
kale Reaktion auf einfache lineare Modelle 
vorgeschlagen: Braybrooke/Lindblom (1963), 
Quinn (1980), dann aber als »mixed scan-
ning« Etzioni (1967) oder »perspektivischer 
Inkrementalismus« Ganser (1991) in ihrer 
Radikalität relativiert. Die inkrementellen 
Modelle unterscheiden sich von den linearen 
Modellen durch ein kleinteilig-schrittweise-
flexibles Vorgehen, das eine schematisierte 
Darstellung nicht sinnvoll erscheinen lässt, 
da die einzelnen Schritte je nach Situation 
neu definiert werden und auch Schritte aus-
gelassen werden können. Daher sind diese 
Modelle in der Abb. 1 auch nicht aufgeführt.

ππ Lineares Modell mit zirkulären Rückkopp-
lungen: Harris (1967), Meise/Volwahsen 
(1980), Braam (1987), Albers (1988), Spitzer 
(1995), Müller-Ibold (1997), Taylor (1998). 
In Schönwandts Planungsmodell der dritten 
Generation (Schönwandt 2002) können wie 
bei Alexander (1985) zwischen einzelnen 
Phasen eigene Kreisläufe entstehen. Diese 
Modelle gehen jedoch von einem gemein-
samen Ausgangspunkt aus, was vor allem 

Realität auch so regelmäßig vorzufinden sind, 
dass sie als präskriptive Modelle bezeichnet 
werden können. Die Modelle stammen zum 
großen Teil aus dem Erfahrungswissen von 
Praktikern und Forschern, basieren aber in 
der Regel nicht auf systematischen empiri-
schen Untersuchungen und stellen insofern 
aus wissenschaftlicher Sicht Heuristiken dar. 
Der Beitrag soll dem erstaunlichen Mangel 
an Arbeiten abhelfen, die explizit und syste-
matisch der Frage nachgehen, inwieweit re-
ale Planungsprozesse empirisch überhaupt 
durch diese Planungsmodelle abzubilden 
sind. Dazu werden zunächst die wesentlichen 
Modelle der Struktur des Planungsprozes-
ses vorgestellt (Abschnitt 2). Danach werden 
die Ergebnisse eigener empirischer Unter-
suchungen präsentiert: zum einen wird da-
bei der Frage nachgegangen welche Phasen 
des klassischen Planungsmodells empirisch 
überhaupt vorzufinden sind (Abschnitt 3.1), 
zum andern wird behandelt, welche Rück-
kopplungsschleifen zwischen den einzelnen 
Phasen bestehen (Abschnitt 3.2). Aus diesen 
Befunden wird in Abschnitt 4 das Modell 
skizziert, das die formale Grundstruktur der 
Planungsprozesse vermutlich am besten ab-
bildet.

2. Stand der Forschung: Ablaufmodelle 
des Planungsprozesses

Hoffmann/Schreiber (2016) ermitteln in ei-
ner umfassenden internationalen Literatur-
analyse insgesamt 30 Modelle des Planungs-
prozesses, die sich in ihrer Grundstruktur in 
fünf Hauptgruppen einordnen lassen, von 
denen vier in Abb. 1 dargestellt sind: 

Die Modellgruppen stellen sich im Einzelnen 
so dar:

Abbildung 1: Grundformen 
von Planungsmodellen

 
Quelle: Hoffmann/Schreiber 

2016
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in Schönwandts Parole »Probleme zuerst« 
(Schönwandt 2011) zum Ausdruck kommt.

ππ Zirkuläres Modelle ohne lineare Grund-
richtung: In dieser jüngsten Modellgruppe 
wird die Flexibilität des Übergangs zwischen 
den einzelnen Phasen weiter betont und dabei 
ein allgemein verbindlicher Ausgangspunkt 
des Planungsprozesses zumindest zum Teil 
aufgeben. Das Modell von Friend & Hickling 
(1987) hat modularen Charakter. Die Modelle 
von Sinning (2006), Kühn (2008) und Vallée 
et al. (2012) wurden alle im Zusammenhang 
mit der Debatte um strategische Planung vor-
geschlagen, die auch den alten Dualismus 
zwischen linearen und inkrementellen Mo-
dellen wieder neu aufnahm und dabei vor 
allem das Thema der Kommunikation und 
Partizipation in Planungsprozessen betonte.

Über die Jahrzehnte betrachtet am häufigsten 
in der Literatur vertreten ist das lineare Mo-
dell mit zirkulären Rückkopplungen. Jedoch 
werden auch ältere Modelle in jüngeren Dar-
stellungen immer wieder erwähnt und es fällt 
auf, dass in den letzten Jahren der zirkuläre 
Aspekt der Modelle und die Flexibilität des 
Einstiegs in den Prozess bis hin zum modula-
ren Charakter stärker betont wurden.

Abb. 2 zeigt drei konkrete Planungspro-
zessmodelle: das klassische Modell des Pla-
nungsablaufs und zwei in jüngerer Zeit vor-
geschlagene Modelle strategischer Planung: 
eines davon mit einem linearen Grundablauf 
mit großer Rückkopplung und ein anderes, 
das vollständig zirkulär angelegt ist.

Ähnliche Debatten wie zu den Planungs-
prozessmodellen waren auch in den Politik-

wissenschaften zu beobachten. Hier scheint 
sich – zumindest in Deutschland und den 
entsprechenden politikwissenschaftlichen 
Lehrbüchern – der Policy-Cycle als ein Mo-
dell zur Strukturierung von Politikprozessen 
ansatzweise etabliert zu haben. Nach seinem 
Modell werden gesellschaftlich definierte Pro-
bleme im System von Politik und Verwaltung 
stufenweise bearbeitet und gelöst oder zu-
mindest neu gefaßt. Die einzelnen Stufen des 
Politikprozesses sind nahezu identisch mit 
den Stufen des klassischen Planungsprozess-
modells: Problemdefinition, Agenda-Setting, 
Politikformulierung, Politikimplementie-
rung, Politikevaluierung, Problemterminie-
rung. Das Policy-Cycle Modell ist sowohl hin-
sichtlich seiner theoretischen Erklärungskraft 
als auch seiner empirischen Evidenz kritisiert 
worden. Die Kritik reicht von der mangelnden 
theoretischen Begründung für die behauptete 
Abfolge der Phasen über die zu starke Ver-
nachlässigung von Verhandlungen und die 
Verhaftung im Bild des hierarchischen Staa-
tes als zentralen Akteur der Politik bis hin zur 
grundlegenden Kritik, dass politische Prozes-
se überhaupt als Problemlösungsprozesse 
zu betrachten seien. Tatsächlich ist die klare 
Abfolge der Phasen empirisch oft schwer ab-
zugrenzen und es gibt nur wenige empirische 
Arbeiten, die diese Abgrenzungen von Phasen 
stringent durchhalten können. Wenngleich 
der Policy-Cycle also keinesfalls im Sinne ei-
nes kausalen Determinismus interpretiert 
werden darf und auch immer die Wechsel-
wirkungen zwischen den einzelnen Phasen 
Gegenstand der Analyse sein müssen, so ist 
jedoch sein zumindest heuristischer Wert für 
eine zeitliche Gliederung von Politikprozes-

Abb. 2: Drei konkrete 
Planungsprozessmodelle 
 Quelle: Wiechmann 2008: 67, 
19.; ARL 2011: 7
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sen und der normative Wert als Messlatte für 
die rationale Gestaltung von Politikprozessen 
unzweifelhaft (Lauth/Thery 2012: 276, Jann/
Wegrich 2009: 86, Héritier 1993). 

3. Lassen sich Planungsprozesse in 
Planungsmodellen empirisch fassen 
und formal darstellen? Ergebnisse 
einer empirischen Untersuchung.

In der nachfolgenden Auswertung wird an-
hand empirischer Auswertungen von Fall-
beispielen überprüft, welches der in Abb. 1 
dargestellten formalen Modelle des Planungs-
prozesses der Realität am nächsten kommt. 
Die Betrachtung geht zwei Fragen nach:

ππ Welche Schritte/Phasen in Modellen des 
Planungsprozesses sind überhaupt erkenn-
bar (Abschnitt 3.1)?

ππ Welche Rückkopplungen bestehen inner-
halb von und zwischen Schritten/Phasen (Ab-
schnitt 3.2)?

Grundlage ist eine im Rahmen des 2013 - 
2016 von der DFG finanzierten Projekts »Pla-
nungsmethoden im Communicative Turn« 
durchgeführte systematische Auswertung 
von insgesamt 105 Artikeln aus deutschen 
Fachzeitschriften: Standort (20), Planerin 
(20), Stadt und Raum (19), VHW-Nachrichten 
(13), Informationen zur Raumentwicklung 
(10), Raumforschung & Raumordnung (9), 
Raumplanung (7), pnd|online (7) im Zeit-
raum von 2003 - 2014. Selektionskriterium 
für die Beispielauswahl war, ob aus dem Ar-
tikel eine genauere Beschreibung der Phasen 
des Planungsprozesses ersichtlich war. Ge-
genstand der Auswertung war lediglich die 
Frage, ob in den Informationen zu den Pla-

nungsprozessen überhaupt Informationen 
zu dieser Phase gemacht wurden, die Art der 
Informationen wurde nicht für jede Phase 
vertieft qualifiziert. Vor allem in den älteren 
Fallbeispielen ist es durchaus möglich, dass 
bestimmte Arbeitsschritte damals zwar absol-
viert, aber nicht in den Artikeln erwähnt wa-
ren. Die Informationen aus den Artikeln wur-
den in einer Datenbank zusammengefasst. 
Diese Beispiele sind in der Tabelle im Anhang 
dargestellt. Es handelt sich um Fälle aus ei-
nem breiten Spektrum der Raumplanung: vor 
allem Stadterneuerung/Flächenrecycling und 
Stadtentwicklungsplanung, aber auch sek-
torale Planungen (Umwelt, Wirtschaft, Ver-
kehr) sowie einige regionale Ansätze. In der 
Fallauswahl wird also, wie auch in den analy-
sierten Fachzeitschriften, ein sehr breites Ver-
ständnis von Raumplanung angelegt, das hi-
nausgehend über das klassische Verständnis 
der ordnungspolitischen Flächensteuerung 
und Infrastruktursicherung auch entwick-
lungsorientierte Ansätze umfasst.

Die hierbei gewonnenen Informationen 
bilden die Grundlage für die Beantwortung 
der ersten Frage, welche Phasen im Pla-
nungsmodell überhaupt erkennbar sind. Zur 
Beantwortung der zweiten Frage nach den 
Rückkopplungen in und zwischen den Pha-
sen wurden insgesamt 20 dieser Planungsbei-
spiele (in der Anhangtabelle hervorgehoben) 
vertieft betrachtet. Das Auswahlkriterium war 
hier vor allem die Verfügbarkeit ausreichen-
der Informationen zu den jeweiligen Phasen.

3.1 Welche Schritte in den Modellen 
des Planungsprozesses werden in 
der Praxis überhaupt ausgefüllt?

Die Bewertungsgrundlage für die Beantwor-
tung dieser Frage bildet das inhaltlich gefüllte 
klassische lineare Modell des Planungspro-
zesses, das in Abb. 2 links dargestellt ist. Es 
enthält die sieben Schritte Problemformulie-
rung – Erste Zielformulierung – Bestands-
analyse – Angepasste Zielformulierung – 
Alternativenformulierung/-bewertung und 
-auswahl – Umsetzung – Monitoring/Evalu-
ierung. Wenngleich in der planungstheoreti-
schen Debatte mittlerweile zahlreiche andere 
Modelle vorgeschlagen wurden, erscheint die-
ses klassische Modell für die Erfassung realer 
Planungsprozesse einfacher operationalisier-
bar als die anderen. Das in Abb. 2 in der Mitte 
dargestellte relativ aktuelle Modell der Strate-
gischen Planung nennt z. B. die Vorbereitung 
und die Verbreitung des Plans als eigene Pha-

Abb. 3: Nennung der 
Planungsphasen in 105 

betrachteten Fallbeispielen aus 
der Raumplanung (absolute 

Nennungen)
 

Quelle: eigene Darstellung
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sen, die jedoch als eher technische Teilschritte 
zu bezeichnen wären.

In der Anhangtabelle ist im Detail darge-
stellt, ob zu den jeweiligen Phasen in den 105 
Beispielen Aussagen gemacht wurden. Abb. 3 
zeigt das zusammengefasste Ergebnis:

Während in praktisch allen Fällen zu den 
Phasen der Problemformulierung und ersten 
Zielformulierung und immerhin in 2/3 der 
Artikel Aussagen zur Bestandsaufnahme und 
revidierten Zielformulierung und zur Umset-
zung gemacht wurden, sind die Phasen der 
Alternativenentwicklung/-bewertung/-aus-
wahl und Monitoring/Evaluierung deutlich 
seltener dokumentiert. 

3.2. Zwischen welchen Schritten/Phasen 
gibt es welche Rückkopplungen?

Für diesen zweiten Auswertungsschritt wur-
den 20 Fallbeispiele detaillierter betrachtet. 
Dabei wurden die Informationen aus der 
o. g. Datenbank durch Expertengespräche er-
gänzt, die in der Regel mit den Autoren der 
Zeitschriftenartikel geführt worden waren. 
Für diesen Teil Auswertung wurde von einem 
noch weiter vereinfachten Ablaufmodell aus-
gegangen, in dem nur noch die Phasen Vor-
bereitung, Planungsphase 1 (Problemformu-
lierung, Bestandsanalyse), Planungsphase 2 
(Leitbilder, Ziele, Maßnahmen und Planungs-
phase 3 (Planumsetzung, Evaluation) unter-
schieden werden. Innerhalb dieser Phasen 
lassen sich aber wiederum einzelne Arbeits-
schritte differenzieren, die in den einzelnen 
Prozessen unterschiedlich ausgeformt und 
unterschiedlich miteinander verbunden sind 
und in denen bestimmte Methoden zum Ein-
satz kamen (vgl. Abb. 5 ff. im Anhang). Ein 
blauer Kasten markierte einen Arbeitsschritt. 
Die meisten dieser Arbeitsschritte waren 
kommunikative Formate wie z. B. Zukunfts-
werkstätten, aber auch Fachgutachten sind 
hier aufgeführt.

Die Pfeile in links-rechts-Richtung zeigen 
die Grundrichtung der Abfolge der einzelnen 
Schritte an. Wenn die Arbeitsschritte in einer 
Horizontale angeordnet sind bedeutet dies, 
dass sie bereits in der anfänglichen Projekt-
planung formuliert waren. Arbeitsschritte, 
die von diese Linie abweichen, kamen im Ver-
laufe des Prozesses ungeplant dazu: Wenn 
z. B. deutlich wurde, dass die vorgesehenen 
Inhalte nicht wie geplant in einer Zukunfts-
werkstatt erarbeitet werden konnte, wurden 
weitere Zukunftswerkstätten durchgeführt.

Die Hauptentwicklungsrichtung des Pro-
zesses ist durch die dicken blauen Pfeile ge-

kennzeichnet. Zwischen diesen einzelnen 
Schritten lassen sich zudem drei Typen von 
Rückkopplungen identifizieren (dünne Pfeile 
in rechts-links-Richtung).

ππ Kleine Rückkopplungsschleifen: Bei die-
sen werden im nachfolgenden Arbeitsschritt 
lediglich ergänzende Informationen gesam-
melt, ohne dass jedoch die Ergebnisse des 
vorlaufenden Arbeitsschritts revidiert wer-
den.

ππ Große Rückkopplungsschleifen: Bei die-
sen werden im nachfolgenden Arbeitsschritt 
Ergebnisse des vorlaufenden Arbeitsschrittes 
revidiert, wenn z. B. Ziele neu formuliert oder 
ein Maßnahmenkatalog modifiziert wird.

ππ Phasenübergreifende Rückkopplungs-
schleifen. In diesen selteneren Fällen erfolgen 
die Rückkopplungen und Revisionen sogar 
über mehrere Phasen hinweg.

Auch die 20 intensiver betrachteten Fallbei-
spiele entstammen einem breiten Planungs-
spektrum: Stadterneuerung, Stadtentwick-
lungsplanung, Bauleitplanung, sektorale 
Planungen. Die Planungsprozesse und die 
Umsetzung (soweit sie sich aus den Infor-
mationen genau datieren ließ) dauerten im 
Durchschnitt 5,3 Jahre, wobei sieben Beispiel 
noch nicht abschlossen sind (hier wurde das 
Jahr 2015 als »Abschluss« angesetzt). Sieben 
Beispiele dauerten zwei Jahre. Den zeitlichen 
Ausreißer nach oben bildet das Fallbeispiel 
Stadtumbau Wolfen, das 1992 begonnen wur-
de und noch nicht abgeschlossen ist.

Die Beispiele lassen sich im Hinblick auf 
die Muster der Stufen ihrer Planungsprozes-
se in fünf Gruppen einordnen.

In Gruppe 1 (Anhang Abb. 5) finden sich 
die drei Beispiele, in denen es zu Projektbe-
ginn gar keinen klar formulierten Phasen-
ablauf gab. Die Prozesse dieser Phase waren 
mit 2,3 Jahren sehr kurz. In allen Projekten 
waren Rückkopplungen zu beobachten: Klei-
ne Rückkopplungen waren in den Prozessen 
»Stadtgewässer Freiburg« und »ExWoSt Kli-
mawandel Essen« zu finden. Der Planungs-
prozess des Fallbeispiels »Interkulturelle 
Stadtentwicklung Kommunen NRW« (2001 
- 2003) ist auch von großen Rückkopplun-
gen geprägt, die sowohl aus finanziellen als 
auch aus gesellschaftlichen und anderen Pro-
blemen resultierten. Entscheidungen wurden 
dauerhaft überarbeitet und es fanden Rück-
sprünge zu vorherigen und Verschiebungen 
einzelner Planungsschritte statt, um alterna-
tive Lösungswege zu erarbeiten.

Im Unterschied zu diesen Beispielen lag 
den Beispielen aus den Gruppen 2 - 5 eine Ab-
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laufplanung des Gesamtprozesses zugrunde, 
häufig schon deshalb, weil es vom Fördergeld-
geber gefordert war. 

In Gruppe 2 (Anhang Abb. 6) finden sich 
die beiden Beispiele, mit einem einfachen li-
nearen Ablauf der Phasen. Die Schritte wur-
den wie geplant absolviert und es gab keine 
Rückkopplungen. Lediglich in der Umset-
zungsphase kam es zu Abweichungen aus 
unterschiedlichen Gründen: weil sich die 
Umsetzungsergebnisse von den Planungen 
unterschieden (»3Stadt2 Osnabrück«), aber 
auch, weil die Umsetzung erst gar nicht im 
Ablauf vorgesehen war (»Partizipative Pla-
nung Seniorinnen Pirmasens«). Mit durch-
schnittlich zwei Jahren sind die Beispiele aus 
dieser Gruppe am kürzesten.

In Gruppe 3 (Anhang Abb. 7a und 7b) sind 
die meisten der hier analysierten Beispiele 
einsortiert, insgesamt acht. Diese sind durch 
kleine Rückkopplungsschleifen – allesamt in 
der Planungsphase – gekennzeichnet. Sie ent-
standen meist dadurch, dass nicht das gesam-
te Arbeitsprogramm eines Arbeitsschrittes 
wie geplant absolviert werden konnte und zu-
sätzliche Arbeitsschritte erforderlich wurden. 
Es kam dabei jedoch zu keiner Revision des 
vorliegenden Arbeitsschrittes. Die Rückkopp-
lungen bezogen sich lediglich auf den direkt 
vorgelagerten Arbeitsschritt, so dass das ge-
samte Prozessmuster übersichtlich blieb. Im 
Fallbeispiel »Neues Hulsbergviertel Bremen« 
gingen einige der im dritten Schritt erarbei-
teten Ergebnisse direkt in die Umsetzung, 
andere mussten in einem weiteren Arbeits-
schritt der Planungsphase noch qualifiziert 
werden. Mit 4,1 Jahren lag die Dauer dieser 
Beispiele etwas unter dem Durchschnitt. Im 
Beispiel »Gender Mainstreaming Berlin« 
kam es nicht zur Umsetzung.

In Gruppe 4 (Anhang Abb. 8) sind die 
beiden Beispiele eingeordnet, in denen gro-
ße phaseninterne Rückkopplungsschleifen 
zu beobachten waren, die auch zu Revisionen 
der Ergebnisse der jeweils vorherigen Phase 
führten. Mit 7 Jahren liegt die Dauer der Pro-
zesse über dem Durchschnitt:

ππ Im Fallbeispiel »Quartiersmanagement 
Esslingen« (2002 - 2009) zeigte sich bereits 
in der Planungsphase, dass einige Ziele zu 
ambitioniert angesetzt waren, weshalb sie 
durch die Lenkungsgruppe angepasst wur-
den. Rückmeldungen von Akteuren vor Ort 
bildeten die Grundlage für Rückkopplungen 
in diesem Prozess. Durch die Anpassung der 
Ziele wurde auch das integrierte Handlungs-
konzept überarbeitet. Gleichwohl wurde das 

Konzept dennoch nicht vollständig wie ge-
plant umgesetzt.

ππ Im Fallbeispiel »ISEK Magdeburg« (2008 
- heute) wurden in verwaltungsinternen Ab-
stimmungen, jedoch auch noch während der 
Bürgerbeteiligung erarbeitete Leitbilder im-
mer wieder verändert, um aktuelle Themen 
der Politik stärker einzubeziehen. Vor allem 
mussten die erarbeiteten Planungsalterna-
tiven durch die Rahmenbedingung eines er-
neuten Hochwassers revidiert werden.

In Gruppe 5 (Anhang Abb. 9) sind schließlich 
die vier Fallbeispiele mit den Rückkopplun-
gen eingeordnet, die sogar phasenübergrei-
fend erfolgten. Die durchschnittliche Dau-
er der Prozesse ist mit 9,6 Jahren in dieser 
Gruppe am höchsten, sie enthält auch die bei-
den Beispiele mit der längsten Dauer. 

Für vier der Beispiele konnten Informatio-
nen zu den Gründen der phasenübergreifen-
den Rückkopplungen gewonnen werden:

ππ »Grüne Insel Saarbrücken-Kirchberg« 
(2009 - 2011) ist ein Beispiel für einen Prozess 
mit phasenübergreifenden Rückkopplungen, 
wo nach feststehenden Ergebnissen und be-
reits erfolgter Umsetzung eine Wiederholung 
der Ziel- und Alternativenentwicklung statt-
fand. Nach Abschluss des Projektes wurden 
bei diesem Fallbeispiel weiterhin Workshops 
durchgeführt, in welchen folgende Schritte 
besprochen und bearbeitet werden. 

ππ Eine regelmäßige Modifizierung des 
Leitbildes und eine Anpassung auf aktuelle 
Rahmenbedingungen führten zu Rückkopp-
lungen im Fallbeispiel »Stadtumbau Wolfen-
Nord« (seit 1992), dem längsten der hier 
betrachteten Planungsprozesse. Die aktuelle 
Situation auf dem Wohnungsmarkt in diesem 
Fallbeispiel veranlasste des Weiteren phasen-
übergreifende Rückkopplungen, da auf Ent-
wicklungen reagiert werden musste. 

ππ Sowohl Rückkopplungen während der 
Phase der Ziel- und Alternativenentwicklung 
als auch phasenübergreifende Rückkopp-
lungen fanden im Fallbeispiel »Gärten der 
Nationen/Stadtachse Wolfsburg Westhagen« 
(2002 - 2010) statt. Rückkopplungen sind in 
der ständigen Überarbeitung der Zielvorstel-
lungen und Entwicklung neuer Ziele zu fin-
den, was auf die sehr intensive Beteiligung 
der Bürger zurückzuführen ist. Die phasen-
übergreifenden Rückkopplungen in diesem 
Prozess erklären sich durch seine Zergliede-
rung. Die Abschnitte wurden jeweils einzeln 
bearbeitet und bereits in Teilen umgesetzt, 
was die Motivation zur Beteiligung bei den 
Bürgern deutlich steigerte. 
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ππ Das bislang elf Jahren dauernde Fallbei-
spiel »Stadtentwicklungskonzept Ludwigs-
burg« (seit 2004) ging insofern am weites-
ten, als hier der gesamte Planungsprozess 
beginnend mit der Problemdefinition erneut 
durchlaufen wurde. Die Anpassung der Zie-
le und die Entwicklung von Alternativen und 
damit einhergehende Rückkopplungen sowie 
Konferenzen in bestimmten Perioden nach 
den ersten Umsetzungen sind in diesem Fall-
beispiel die Ursache für phasenübergreifende 
Rückkopplungen. Eine Weiterentwicklung 
wird hier durch ein eigenes Managementsys-
tem sichergestellt, um die Dynamik des Pro-
zesses beizubehalten.

Insgesamt sind die Zusammenhänge der 
strukturellen Komplexität der betrachteten 
Planungsprozesse mit ihrer Dauer plausibel: 
Am kürzesten dauerten die Beispiel aus der 
Gruppe mit einfachen linearen Prozessen 
ohne Rückkopplungsschleifen, am längsten 
die Prozesse aus der Gruppe mit phasenüber-
greifenden Rückkopplungen.

4. Diskussion und bilanzierender 
Modellvorschlag: Alternativlose 
konsensorientiere Planung?

Die Untersuchungsmethodik der Betrach-
tung von in Fachzeitschriften publizierten 
Beiträgen bringt zwar den bekannten »Origi-
nalitätsbias« mit sich. In solch einer Daten-
grundlage ist der »Normalfall der Planung«, 
an dem sich ein allgemeines Modell des Pla-
nungsprozesses orientieren sollte, gegenüber 
innovativen und interessanten Beispielen un-
terrepräsentiert, wie bereits Selle (2005: 443) 
feststellte. Gleichwohl wurden aus der Ana-
lyse wertvolle Anhaltspunkte gewonnen, wie 
ein allgemeines Modell raumbezogener Pla-
nung aussehen könnte, das sowohl präskrip-
tiven als auch normativen Charakter trägt.

Die 20 intensiver betrachteten Beispiele 
geben deutliche Hinweise, welches der dar-
gestellten formalen Modelle des Planungs-
prozesses die Realität insofern am besten 
wiedergibt, als sich die meisten Beispiele mit 
diesem Modell fassen lassen: es ist das lineare 
Modell mit zirkulären Rückkopplungen (Abb. 
2, zweites Modell von rechts). Dieser Befund 
korrespondiert mit der Beobachtung, dass 
dieses Modell über die Jahre hinweg betrach-
tet in der Literatur am häufigsten vorgeschla-
gen wurde.

Das rein lineare Modell ohne Rückkopp-
lungsschleifen ist dagegen in seiner einfa-

chen Struktur nur in wenigen Planungspro-
zessen vorzufinden. Das lineare Modell mit 
nur großen Rückkopplungen ignoriert die 
Tatsache, dass kleine Rückkopplungen häu-
figer vorzufinden sind als große. Auf der 
anderen Seite vernachlässigt jedoch das im 
Zuge der jüngeren Debatten um strategische 
Planung vorgeschlagene zirkuläre Kreislauf-
modell die in den Planungsbeispielen trotz 
aller Rückkopplungen vorzufindenden Line-
aritäten und Regelmäßigkeiten im Ablauf zu 
sehr. Es fanden sich zwar einige Beispiele mit 
Rückkopplungen, in denen tatsächlich der ge-
samte Planungszyklus von vorne durchlaufen 
werden musste, dies waren aber Ausnahmen. 
Zudem erfolgt der Neueinstieg in den Pla-
nungsprozess fast immer mit der Problemde-
finition und der Bestandausnahme und nicht 
an irgendeinem anderen Punkt. Das zirkulä-
re Modell ohne lineare Grundrichtung lässt 
sich zwar normativ begründen, insofern es 
eine hohe Flexibilität in der Anlage der Pla-
nungsprozesse fordert. Unter dem Anspruch 
einer deskriptiv-präskriptiven Abbildung von 
Planungsprozessen waren die Regelmäßig-
keiten was den Anfang, die Reihenfolge und 
das Ende des Planungsprozesses betrifft, in 
den betrachteten Beispielen jedoch größer als 
es das zirkuläre Kreislaufmodell postuliert. 
Gleichwohl liefern die Modelle der strategi-
schen Planung Anregungen für die einzelnen 
Planungsphasen.

Abb. 4: Vorschlag für ein 
präskriptiv-normatives 
lineares Modell mit zirkulären 
Rückkopplungen für Prozesse 
raumbezogener Planung
 
Quelle: eigene Darstellung
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Abb. 4 zeigt den aus den Untersuchun-
gen abgeleiteten Modellvorschlag, der die vier 
Hauptphasen »Vorbereitungsphase/Start – 
Planerstellung 1 – Planerstellung 2 – Planum-
setzung« aufweist. Die Phase der Planerstel-
lung ist dabei jene mit den differenziertesten 
Mustern und den meisten Arbeitsschritten. 
Durch die Vielzahl der eingetragenen Rück-
kopplungen wird zwar der Eindruck einer sehr 
hohen Komplexität des Modells suggeriert, 
die empirischen Untersuchungen zeigten je-
doch, dass dem nicht so ist. Bei der Mehrheit 
der Rückkopplungen handelt es sich lediglich 
um kleine Rückkopplungen, meist zu dem 
direkt vorgelagerten Arbeitsschritt innerhalb 
der gleichen Planungsphase. Diese führen 
auch nur in wenigen Fällen zur regelrechten 
Revision des vorgelagerten Schrittes. Phasen-
übergreifende Rückkopplungen sind dagegen 
seltener und dass ein Planungsprozess voll-
ständig von vorne durchlaufen werden muss, 
ist die Ausnahme. 

Durch die Einbeziehung der Ergebnisse aus 
der quantitativ angelegten Betrachtung der 
105 Planungsbeispiele lassen sich zudem wei-
tere Anhaltspunkte zu den Inhalten der ein-
zelnen Teilphasen gewinnen:

Die Tatsache, dass der überwiegende Teil 
der Beispiele auf einem am Anfang definier-
ten Ablauf basierte, rechtfertigt es, wie im Mo-
dell der strategischen Planung vorgeschlagen, 
von einer eigenständigen Phase der Planung 
des Planungsprozesses zu sprechen. Dass 
ein Planungsprozess überhaupt geplant wird, 
setzt zumindest eine allererste grobe Problem-
definition von irgendeiner Seite – meist wohl 
von Politik und Verwaltung – voraus. Danach 
folgt die erste Planungsphase: In einigen der 
Beispiele waren zwar die Planungsziele klarer 
formuliert als die Probleme, dennoch scheint 
die normative Forderung Schönwandts (2011) 
Parole »Probleme zuerst« in der Mehrheit 
der Planungsfälle verfolgt worden zu sein, 
zumindest in der nachträglichen Darstel-
lung der Beispiele. Es lässt sich empirisch 
weiterhin auch bestätigen, dass es wie im 
klassischen Planungsmodell vorgeschlagen, 
zwischen einer ersten und einer zweiten, 
konkreteren Phase Leitbild/Zielformulie-
rung unterschieden werden kann, die von der 
Phase der Bestandsaufnahme/Strategischen 
Analyse verbunden werden. Wenngleich sich 
seit einigen Jahren die in Modellen der stra-
tegischen Planung explizit erwähnte SWOT-
Analyse (Wiechmann 2008: 19) in der Praxis 
als sehr gut geeignete Methode bewährt hat, 
sowohl die Ergebnisse einer Bestandsanalyse 

zu bündeln, als auch bereits erste strategische 
Zielsetzungen einfließen zu lassen, so ist sie 
im Modell dennoch nicht explizit genannt, da 
andere Methoden auch nicht aufgeführt sind.

Bis hierhin kann das Modell als präskrip-
tiv bezeichnet werden, die skizzierten Phasen 
waren mit einer hohen Regelmäßigkeit in den 
betrachteten Beispielen zu finden. Für zwei 
weitere Phasen trifft dies jedoch nicht zu: 
zum ersten die Phase der Alternativenbewer-
tung, zum zweiten die Phase der Evaluation 
bzw. des Controllings/Monitorings. Da diese 
Phasen in der Mehrzahl der betrachteten Pla-
nungsfälle nicht erkennbar auftreten, gehen 
sie nur in die normative Lesart des Modells 
ein: sie sollten also nach unserer Auffassung 
Bestandteile des Planungsprozesses sein und 
wenn dies nicht der Fall ist, wäre zu erfor-
schen weshalb nicht. 

Das Fehlen einer eigenständigen Phase 
der Evaluation und des Monitorings/Cont-
rollings ist kein neuer Befund. Das Defizit 
in den meisten Handlungsfeldern raumbe-
zogener Planung hinsichtlich einer systema-
tischen Ex-Post-Evaluation wird seit langem 
beklagt (Diller 2012). Immerhin hat es hier 
in vielen Handlungsfeldern, wie etwa der 
Stadterneuerung (IZR 2016) in den letzten 
Jahren auch in Deutschland beträchtliche 
Fortschritte gegeben. Dazu kommt, dass eine 
andere Form der Evaluation, nämlich die Ex-
Ante-Evaluation in einer Reihe von Planun-
gen sogar vorgeschrieben ist, insbesondere in 
Form der Strategischen Umweltprüfung; wo-
mit wiederum das Thema Alternativenbewer-
tung angesprochen ist. Dieser »Normalfall 
der alltäglichen Raumplanung« ist mit seinen 
Routinen vermutlich in den hier betrachteten 
Beispielen unterrepräsentiert. In jedem Fall 
spricht aber die normative Lesart des Modells 
dafür, die Phase Evaluation dennoch explizit 
in dem Modell aufzuführen. Die für die wei-
tere Forschung interessante Frage, zu der in 
dieser Untersuchung aufgrund fehlender Bei-
spiele der Evaluation/des Monitorings keine 
weiteren Erkenntnisse gesammelt werden 
konnten, ist jedoch vor allem, ob diese Phase 
in einem allgemeinen Modell tatsächlich nur 
am Ende des Planungsprozesses aufgeführt 
sein sollte, wie dies die klassischen Modelle 
vorsehen. Alleine schon der Evaluationstypus 
der gesetzlich geforderten Ex-Ante-Evaluation 
ist im Phasenmodell ja nicht am Ende, son-
dern während der Planerstellung verortet. 
Dazu kommt, dass die Debatte in der Evalu-
ationsforschung dahin geht, Evaluation – im 
Extremfall als »formative Evaluation« (Scri-
ven 1996) – von Anfang an prozessbegleitend 
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auszurichten. Damit fiele sie in den Aufga-
benbereich des umfassenden Projektmanage-
ments, wie etwa auch die Informationsarbeit. 
In einem Planungsprozessmodell wäre sie 
dann tatsächlich vollständig zirkulär zu veror-
ten, wie es auch im Modell der strategischen 
Regionalplanung vorgeschlagen wurde (Abb. 
2, rechts). Ob und inwieweit allerdings eine 
solche von der Wissenschaft geforderte, den 
gesamten Prozess begleitende Evaluation in 
der Praxis der Raumplanung wirklich vorhan-
den ist, kann hier nicht beurteilt werden. Es 
scheint hier daher für ein sowohl präskripti-
ves als auch normatives Modell plausibler, in 
das Planungsmodell die Phase der Evaluation 
und des Controllings zum einen in die Phase 
der Planerstellung (Ex-Ante-Evaluation mög-
licher Maßnahmen) und in der Umsetzungs-
phase (Ex-Post-Evaluation) zu verorten.

Der überraschendste Befund der Unter-
suchung war das weitgehende Fehlen einer 
erkennbaren Phase der Alternativenentwick-
lung, -bewertung und -auswahl und dies, ob-
wohl es ja gerade für diese Phase im Katalog 
der Planungsmethoden z. B. mit Nutzen-
Kosten-Analysen und Nutzwertanalysen eine 
Reihe von brauchbaren und etablierten Me-
thoden gibt. In nicht einmal einem Viertel der 
untersuchten Beispiele wurden explizit Alter-
nativen entwickelt, bewertet und priorisiert. 
Damit fehlt in vielen der dokumentierten Pla-
nungsbeispiele eines der traditionellen Merk-
male der Raumplanung: das transparente 
Denken in und Abwägen von Handlungsalter-
nativen. Dies korrespondiert mit dem Befund 
aus Erhebungen zum Einsatz von Planungs-
methoden, wonach die eigens zur Alternati-
venbeurteilung und -auswahl entwickelten 
Methoden wie etwa Nutzen-Kosten-Analysen 
und Nutzwertanalysen einen verglichen mit 
Methoden der kommunikativen Prozessge-
staltung sehr geringen Verbreitungsgrad ha-
ben, der vermutlich im Laufe der Jahre sogar 
leicht rückläufig war (Diller 2010).

Diese könnte vor allem auf drei Gründe 
zurückzuführen sein, die sich nicht ausschlie-
ßen, sondern überlagern:

ππ Zum ersten: Die Alternativenentwicklung 
ist derart in andere Phasen integriert und 
verzichtet auf die expliziten Methoden der 
Alternativentwicklung, dass sie zwar implizit 
vorhanden, aber nicht als eigene Phase er-
kennbar ist. 

ππ Zum zweiten: in kommunikativen Prozes-
sen erarbeitete Konzepte sind häufig auf eine 
so vorzeitige Konsensbildung angelegt, dass 
es gar nicht mehr zur Erarbeitung von explizi-
ten Alternativen kommt. 

ππ Zum dritten: In Stadt- und Regionalent-
wicklungskonzepten werden häufig nicht Pla-
nungsalternativen formuliert, sondern additi-
ve Projektlisten erstellt, deren Projekte nicht 
unbedingt untereinander abgewogen werden. 

Genaue Aussagen zu den Gründen waren aus 
dieser Untersuchung wegen zu geringer Fall-
zahlen nicht abzuleiten. Ungeachtet dieser 
Befunde dürften es vor allem die Planungs-
felder der Infrastrukturplanung und hierin 
vor allem das Verfahren der formellen Stra-
tegischen Umweltprüfung sein, in denen die 
Methoden der Alternativenbewertung in der 
Praxis nach wie vor am ehesten zum Einsatz 
kommen. Zumindest für Planungstypen wie 
die Stadtentwicklungsplanung, Regionalent-
wicklungskonzepte und den Stadtumbau er-
scheint es besser, nicht von Alternativenbil-
dung, -bewertung und -auswahl im engeren 
Sinne zu sprechen, sondern die umfassende-
re Formulierung »Ableitung von Planungsva-
rianten, Maßnahmen und Projekten« zu ver-
wenden. Aber auch für diese Planungstypen 
stellt sich die Frage, wie hier mit Varietäten 
umgegangen wird. Ist die explizite Formulie-
rung von Alternativen, zwischen denen dann 
transparent entschieden werden muss, gar 
durch einen Common Sense der konsenso-
rientierten Raumplanung ersetzt worden, in 
dem Prozesse so gestaltet werden, dass gar 
keine konkurrierenden Alternativen formu-
liert werden, sondern vom Beginn an eine 
einzige Konsenslösung erarbeitet wird? Wie 
transparent sind eigentlich die Prozesse, die 
zu additiven konsensfähigen Projektlisten 
führen, die dann aber nicht vollständig um-
gesetzt werden? Die Tatsache, dass es eine 
explizite Alternativenentwicklung in zahlrei-
chen Prozessen der raumbezogenen Planung 
offenbar gar nicht gibt, wirft damit auch in-
teressante demokratietheoretische Fragen 
auf, wie etwa die nach den Formen und Be-
dingungen der Entscheidungsfindung: Kon-
sensbildung vs. Mehrheitsentscheidung. Ne-
ben der konkreten Verortung der Methoden 
von Evaluation/Controlling/Monitoring im 
Planungsprozess ist dies auch für die weitere 
planungstheoretische und planungsmethodo-
logische Forschung interessant.
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Abb. 5: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen ohne zu Beginn klar formuliertem Phasenablauf (Gruppe 1)

Nr. 1
Stadtgewässer Freiburg  

(2001-2003)

Nr. 32
Interkulturelle Stadtentwicklung 

NRW (2001-2003)

Nr. 69
ExWoSt Klimawandel Essen 

(2010-2013)

Phasen: 
1 = Planungsphase 
2 = Planungsphase
3 = Umsetzungsphase

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 6: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit einfachem linearem Phasenablauf ohne Rückkopplungen (Gruppe 2)

Nr. 87
3Stadt2 Osnabrück  
(2002-2004)

Nr. 12
Partizipative Planung Senioren 
Pirmasens  
(2009-2010)

Phasen: 
1=Planungsphase 1; 
2=Planungsphase 2; 
3=Umsetzungsphase

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 7a: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit kleinen phaseninternen Rückkopplungsschleifen (Gruppe 3) (I)

Nr. 31
Hulsbergviertel Bremen  

(seit 2011)

Nr. 9
Einzelhandelskooperation 

Ostfriesland  
(2001-2003)

Nr. 35
Handlungskonzept Landkreis 

Neuwied  
(2007-2008)

Phasen: 
1 = Planungsphase 
2 = Planungsphase
3 = Umsetzungsphase

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 7b: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit kleinen phaseninternen Rückkopplungsschleifen (Gruppe 3) (II)

Nr. 44
Stadtumbau Gelsenkirchen City 
(seit 2005)

Nr. 70
Gender Mainstreaming 
Freiraumplanung Berlin (2004-
2005)

Phasen: 
1=Planungsphase 1; 
2=Planungsphase 2; 
3=Umsetzungsphase

Nr. 47
Stadtumbau Wilhelmshaven 
(2003-2007)

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 7c: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit kleinen phaseninternen Rückkopplungsschleifen (Gruppe 3) (III)

Nr. 48
ISEK Frankfurt(Oder)  

(seit 2014)

Nr. 73
Integriertes 

Stadtentwicklungskonzept 
Filderstadt (seit 2008)

Nr. 79
Bielefeld Kesselbrink  

(2008-2012)

Phasen: 
1 = Planungsphase 
2 = Planungsphase
3 = Umsetzungsphase

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 8: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit großen phaseninternen Rückkopplungsschleifen (Gruppe 4)

Nr. 58
Quartiermanagement Esslingen  
(2002-2009)

Nr. 43
ISEK Magdeburg  
(seit 2008)

Phasen: 
1=Planungsphase 1; 
2=Planungsphase 2; 
3=Umsetzungsphase

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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Abb. 9: Ablauf der Planungsprozesse in den Beispielen mit phasenübergreifenden Rückkopplungsschleifen (Gruppe 5)

Nr. 53
Grüne Insel Saarbrücken- 

Kirchberg (2009-2011)

Nr. 72
Stadtumbau Wolfen  

(seit 1992)

Nr. 68
Wolfsburg Westhagen  

(2002-2010)

Phasen: 
1 = Planungsphase 
2 = Planungsphase
3 = Umsetzungsphase

Nr. 26
Stadtentwicklungskonzept 

Ludwigsburg (seit 2004)

Nummerierung siehe Tabelle S. 17
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1 StadtGewässer Freiburg 2002-
2003

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • • • • • • 7

2 Flächenmonitoring Wallenhorst 2004 - Flächenrecycling • • • • • • • 7

3 Revitalisierung von Brachflächen Brandenburg, 
Stuttgart 
(u.a.)

- Flächenrecycling • • • • • • • 7

4 City Park Karlsruhe Karlsruhe 1996-
2001

Flächenrecycling • • • • • • • 7

5 »Betriebsvergleich« Werbegemein-
schaften 2001 

Hannover 2001 Wirtschaftsent-
wicklung

• • • • • • • 7

6 Kundenmanagement im Standortmar-
keting

Rastatt (Regi-
on Karlsruhe)

2001- Wirtschaftsent-
wicklung

• • • • • • • 7

7 Monitoring und Bewirtschaftung von 
Oberflächengewässern

Rheinland-
Pfalz

2006-
2009

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • • • • • • 7

8 Zukunft Ruhr 2030: Regionalstrate-
gien 

Ruhrgebiet 2006- Wirtschaftsent-
wicklung

• • • • • • • 7

9 Initiative zur Einzelhandelskoopera-
tion 

Ostfriesland 2002-
2004

Wirtschaftsent-
wicklung 

• • • • • •  6

10 Bedarfsentwicklung sozialer Infra-
struktur

Bremerhaven 2005 Siedlungspla-
nung

• • • • • •  6

11 Entwicklungsoptionen des Quartiers 
"Weitlingstraße"

Berlin 2005-
2020

Stadtentwicklung • • • • • •  6

12 Partizipative Planung mit Seniorinnen 
und Senioren

Pirmasens 2009-
2010

Siedlungspla-
nung

• • • • • •  6

13 Leitbilder des Naturschutzes niedersächsi-
sches Elbtal

1997-
2001

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • • • • •  6

14 Modellprojekt zur Regenwasserbe-
wirtschaftung

Welheim - Siedlungspla-
nung

• • • • • •  6

15 Modellprojekt zur Regenwasserbe-
wirtschaftung

Dortmund 
(Scharnhorst-
Ost)

2000- Siedlungspla-
nung

• • • • • •  6

16 Nachhaltige Erneuerung der Heinrich-
Lübke-Siedlung

Frankfurt 2009-
2015

Siedlungspla-
nung

• • • • •  • 6

17 Berliner Platz Essen  Siedlungspla-
nung

• • •  • • • 6

18 Die Vergleichende Kurortanalyse 
(VKA)

Rastatt (Nds) 1999, 
2002

Wirtschaftsent-
wicklung

• • • • • •  6

19 Verkehrslandeplatz Rügen Rügen 2000-
2003

Verkehr • • • •  • • 6

20 Gewerbeleerstand als Ressource Berlin (Neu-
kölln)

2005-
2008

Flächenrecycling • • • •  • • 6

21 Regionalmanagement-Initiative Miesbach 
(Landkreis)

2007 
(ca.)-

Wirtschaftsent-
wicklung

• • • •  • • 6

22 Handlungskonzept Wohnen Medebach 
(HSK)

2010-
2011 

Siedlungspla-
nung

• • • •  • • 6
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23 Integriertes Handlungsprogramm 
Klimaschutz

München 2007 
(ca.)-

Umwelt • •  • • • • 6

24 Quartiersentwicklung Hamburg-
Steilshoop

2007 - Stadtentwicklung • • • •  • • 6

25 Eigentümer-Standort-Gemeinschaft 
gegen Leerstand

Leipzig 2008 - Wirtschaftsent-
wicklung

• • • •  • • 6

26 Stadtentwicklungskonzept Ludwigs-
burg

Ludwigsburg 2004 - Stadtentwicklung • • • •  • • 6

27 Großwohnsiedlungen gestalten Berlin 2009 - Stadtentwick-
lung, Wirt-
schaftsentwick-
lung

• • • •  • • 6

28 Skaterpark Halle 2010-
2013

Siedlungspla-
nung

• •  • • •  5

29 Kolorado-Studie Halle (Saale, 
Neustadt)

2001- Stadtentwicklung • • • • •   5

30 GEP Münster "Emscher-Lippe" Münster 1992-
1996

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • •  • •  5

31 Neues Hulsbergviertel Bremen 2011 Siedlungspla-
nung

• •   •   3

32 Modellprojekt Interkulturelle Stadtent-
wicklung

Bergkamen, 
Königswinter, 
Duisburg

2001-
2003

Stadtentwicklung • • • •  •  5

33  Kapitel "Freizeit und Erholung" im 
Regionalplan München 

München 
(Region)

1998-
2001 

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • • •  •  5

34 Konzepte zur Lösung von Verkehrs-
problemen 

Hamburg - Verkehr • • • •  •  5

35 Erstellung eines Handlungskonzepts Neuwied 
(Landkreis)

2006-
2007

Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

36 Naturnaher Spiel-, Bewegungs- und 
Naturerfahrungsraum

Esslingen am 
Neckar

2010-
2011

Freiraumplanung • •  • • •  5

37 Harmonische Einheit von Wohnquar-
tier und Spielraum

Berlin 2008- Freiraumplanung • • • •  •  5

38 Freizeitpark Velbert Velbert 2008- Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

39 Parkour Hustadt Bochum - Freiraumplanung • • • •  •  5

40 Wohnumfeldverbesserung der Lip-
schitzhöfe

Berlin (Gropi-
usstadt)

- Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

41 Grüner Fächer Leverkusen Leverkusen - Stadtentwicklung • •  •  • • 5

42 Modellprojekt "Kriminalprävention im 
Städtebau"

Lingen (Ems) 2003-
2005

Stadtentwicklung • • • •  •  5

43 Stadtumbau Magdeburgs (Stadtum-
baukonzept)

Magdeburg 
(Neu Ol-
venstedt)

2002 Stadterneuerung • • • •  •  5

44 Stadtumbau Gelsenkirchener City Gelsenkirchen - Stadterneuerung • • • •  •  5
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45  BMBF Projekt "Energieeffiziente 
Stadt Delitzsch"

Delitzsch 2011 - Siedlungspla-
nung, Umwelt

• •  •  • • 5

46 Wohnprojekt für Jung und Alt in 
Dortmund

Dortmund 2003 - Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

47 Stadtumbau Wilhelmshaven Wilhelmsha-
ven

2002 - Stadtentwicklung • • • •  •  5

48 Stadtumbauprozess Frankfurt 
(Oder)

2000 - Stadtentwicklung • • • •  •  5

49 Stadtumbau Ost Leinefelde 1993 - Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

50 Nexthamburg Hamburg 2009 - Stadtentwicklung • • • •  •  5

51 Büroflächenvollerhebung Wuppertal Wuppertal 2008 - Wirtschaftsent-
wicklung

• • • •  •  5

52 Wohn- und Versorgungsmodell für 
ältere Migranten

Oberhausen 2007 - Siedlungspla-
nung

• • • •  •  5

53 Grüne Insel Kirchberg Saarbrücken 2009 - Siedlungspla-
nung

• •  •  • • 5

54 Altersgerechte Quartiersentwicklung Remscheid 
und Essen

2008-
2011

Stadtentwicklung • •  •  • • 5

55 ISEK Salzgitter Salzgitter 2002- Stadterneuerung • • • •   • 5

56 Karow-Nord Berlin (Pan-
kow)

1995-
2001

Stadtentwicklung • • • •   • 5

57 Eilenburger Bahnhof Leipzig   Stadterneuerung • • • •  •  5

58 Quartiersmanagement Esslingen Esslingen am 
Neckar

2001-
2003 

Stadtentwicklung • •  •  •  4

59  Wohnbaugenossenschaftsneugrün-
dungen 

Berlin (Prenz-
lauer Berg)

2000- Stadtentwicklung • •  •  •  4

60 Erneuerung und Entwicklung Köln 
Kalk

Köln (Kalk) 1990er Siedlungspla-
nung

• •  •  •  4

61 Stadtteilmarketing in Düsseldorf Düsseldorf 1994- Wirtschaftsent-
wicklung

• •  •  •  4

62 Bewegte Welten: Wie Schulhöfe aus-
sehen sollten

Frankfurt 
(Oder) ( Han-
sa Nord)

2007- Siedlungspla-
nung

• •  •  •  4

63 Campus am Stern in Potsdam Potsdam 2006-
2012

Siedlungspla-
nung

• •  •  •  4

64 4-Generationen-Park in Wathlingen Wathlingen 2009- Freiraumplanung • •  •  •  4

65 S-Bahn-Ausbau und Siedlungsent-
wicklung Rhein-Neckar

Osterburken - Verkehr • • • •    4

66 BID als Akteure in der Innenstadtent-
wicklung

Gießen 2004-
2009

Wirtschaftsent-
wicklung

• • •   •  4

67 Städte im Klimawandel Region Stutt-
gart

Stuttgart 2008- Umwelt • • • •    4

68 Gärten der Nationen und Stadtachse Wolfsburg, 
Westhagen

2002-
2010 

Siedlungspl., 
Stadterneuerung

• •  •  •  4
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69 Stadt begegnet Klimawandel Essen Essen 2011 Umwelt • •  •  •  4

70 Gender Mainstreaming in der Frei-
raumplanung

Berlin 2005 Freiraumplanung • •  •  •  4

71 Nachhaltige Stadtentwicklungspla-
nung

Hamburg 
(Eimsbüttel)

- Siedlungspla-
nung

• •  •  •  4

72 Stadtumbau Ost Wolfen-Nord 1999 Stadtentwicklung • •  •  •  4

73 Integriertes Stadtentwicklungskon-
zept Filderstadt

Filderstadt 2008 Siedlungspla-
nung

• •  •  •  4

74 Einzelhandelsprojekt Bruchsal Bruchsal -2006 Stadterneuerung • • •    • 4

75 Güterverkehrszentrum Kornwestheim Kornwestheim 1999- Flächenrecycling, 
Verkehr

• • •    • 4

76 Stadtumbaukonzept Schwerin Schwerin 1995- Stadtentwicklung • • • •    4

77 Neuer Stadtteil Kronsberg Hannover  Siedlungspla-
nung

• • •   •  4

78 Osdorfer Born Hamburg  Freiraumplanung • • •   •  4

79 Kesselbrink Bielefeld  Stadtentwicklung • • •   •  4

80 Camp King Oberursel 2001-
2004

Stadtentwicklung • • •   •  4

81 Oberzentrum Dessau-Roßlau-Aken Dessau-Roß-
lau, Aken

2001-
2002

Wirtschaftsent-
wicklung

• •    •  3

82 Ein Garten für Menschen mit Demenz Paderborn 
(Cammann-
Haus)

- Freiraumplanung • •  •    3

83 Das neue Emschertal Emscherre-
gion

1990er 
-

Siedlungspla-
nung, Umwelt, 
Wirtschaft

• •  •    3

84 Die "aw hallen" in Saarbrücken-
Burbach

Saarbrücken 1997-  Stadterneuerung • • •     3

85 Wittenberge Wittenberge 1990- Stadtentwicklung • • •     3

86 Stadtentwicklungs- und Stadtmarke-
tingkonzept Rheinbach

Rheinbach - Wirtschaftsent-
wicklung

• • •     3

87 3stadt2 Osnabrück 2002-
2006

Siedlungspla-
nung

• • •     3

88 PHOENIX-Projekt Dortmund 1999- Flächenrecycling • • •     3

89 Stadtkrone Ost in Dortmund Dortmund 1995-
2001

Flächenrecycling • • •     3

90 HafenCity Hamburg Hamburg 1997 - Flächenrecycling • • •     3

91 Energieeffiziente Wohnformen Frankfurt 1990er 
-

Umwelt- und 
Freiraumplanung

• • •     3

92 Stadterweiterung Südwest Nauen 1990-
1998

Siedlungspla-
nung

• •    •  3

93 Gemüsegarten Dortmund - Flächenrecycling • •    •  3

94 Stadtentwicklungsplan Grünau Leipzig 1990er-
2001

Siedlungspla-
nung

• •    •  3



pnd|online I|2017 21| 22

www.planung-neu-denken.de

N
r.

Pr
oj

ek
t 

K
om

m
un

e

Z
ei

tr
au

m
 

Pl
an

un
gs

fe
ld

Pr
ob

le
m

fo
rm

ul
ie

ru
ng

Z
ie

lfo
rm

ul
ie

ru
ng

B
es

ta
nd

sa
uf

na
hm

e 

Z
ie

la
np

as
su

ng

A
lte

rn
at

iv
en

en
tw

ic
kl

un
g

U
m

se
tz

un
g 

M
on

ito
ri

ng
 E

va
lu

ie
ru

ng

Ph
as

en
ne

nn
un

ge
n

95 Rabenplatz Bielefeld  Stadterneuerung • •    •  3

96 Freiraumsicherung Waldshut-
Tiengen

 Freiraumplanung • •    •  3

97 Spiel- und Freizeitfläche Zirkusweg Hamburg 2005 - Umwelt • • •     3

98 Urbanes Wohnen Jahnplatz Osnabrück 2000-
2005

Flächenrecycling • • •     3

99 Kooperation mit privaten Investoren, 
städtebaul. Großprojekte

München 1990- Siedlungspla-
nung

• •      2

100 Leitbild Autovision Wolfsburg Wolfsburg 1990e)- Stadtentwick-
lung, Wirtschaft

• •      2

101 Entwicklungskonzeption der Alten 
Hafenreviere

Bremen 1990er 
- 

Flächenrecycling •  •     2

102 k3 - kleiner, klüger, kooperativ Eisleben 2010 Stadtentwicklung • •      2

103 Tollplatz Freiburg  Freiraumplanung  •    •  2

104 Spielplatzbau als Beteiligungsprojekt Wetzlar 2009-
2012

Stadtentwicklung • •      2

105 IBA Sachsen-Anhalt Halle (Saale) 2003- Stadterneuerung  •      1

Summe

10
3

10
4

70 72 24 77 27 47
7
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Mit der partizipativen Suche nach einem Endlagerstandort für hoch radioaktive Abfallstoffe 
betritt Deutschland Neuland. Alle bisherigen Versuche einen geeigneten Ort für ein Endlager 
zu finden, sind am Widerstand von Politik, Energiewirtschaft und der Anti-AKW-Bewegung 
gescheitert (Radkau 2011). Die Gefahr eines erneuten Scheiterns ist nach Einschätzung fach-
kundiger BeobachterInnen beim aktuellen Versuch größer als die eines Erfolges (Leggewie/
Nanz 2013). Als Reaktion auf die enormen Herausforderungen wurde nach Beschlüssen im 
Bundestag und Bundesrat das umfangreichste, teuerste und längste Beteiligungsverfahren der 
deutschen Geschichte auf den Weg gebracht. Ziel ist es, mit einem partizipativen Suchverfah-
ren, das höchstmögliche Ansprüche an die Beteiligungsqualität stellt, ein Maximum an Ver-
trauen, Legitimation und letztlich Akzeptanz zu schaffen. Nur so glauben die Initiatoren die 
Chance zu wahren, einen geeigneten Standort für die Ewigkeitslasten (Brunnengräber 2015) bis 
zum Jahr 2031 ausfindig machen zu können.1

Das Ergebnis der Beratungen der Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe2 sieht 
ein auf Jahrzehnte bestehendes, lernendes Entscheidungs- und Beteiligungssystem vor, gebil-
det aus unterschiedlichen Gremien und Institutionen auf regionaler, überregionaler und nati-
onaler Ebene, rückgekoppelt an Bundestag und Bundesrat als demokratisch legitimierte Ent-
scheidungsinstanzen (StandAG 2013). Ein komplexes Beteiligungssystem soll in den nächsten 
Jahren entstehen, das bislang ohne historisches Vorbild ist. Diese sui generis Struktur ist ein 
Extremfall politischer Beteiligung für den es bisher weder begrifflich präzisierte Beschreibun-
gen noch ein entwickeltes, analytisches Instrumentarium zur wissenschaftlichen Begleitung 
und Evaluation gibt.

1 	 Hingewiesen sei hier auf die Diskussion, die sich um die Frage dreht, wie man atomare Endlager kenn-
zeichnen könnte, damit spätere Generationen, die unserer Sprache nicht mehr mächtig sind, sie als solche erkennen 
können (Buser 2010). Ein Vorschlag im Endlagerdiskurs ist die Kennzeichnung durch das Gemälde Der Schrei des 
norwegischen Künstlers Edvard Munch.

2	  Die Kommission Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe wurde im April 2014 auf Basis des Standortauswahl-
gesetzes (StandAG 2013) durch den Deutschen Bundestag eingesetzt und arbeitete Empfehlungen zur Endlagerung 
radioaktiver Abfallstoffe aus. Die Kommission bestand aus 32 Mitgliedern (VertreterInnen der Wissenschaft, Religion, 
Umweltverbände, Industrie und Gewerkschaften sowie Mitglieder des Bundestages und von Landesregierungen) und 
zwei Vorsitzenden. Im Juli 2016 stellte die Kommission den Abschlussbericht mit Handlungsempfehlungen zur End-
lagersuche vor.
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noch nicht genau bestimmt und müssen in 
den nächsten Jahren entwickelt werden. Dazu 
gehören beispielsweise Formen der Online-
Beteiligung und Öffentlichkeitsinformation. 

Im Dezember des Jahres 2016 nahm das 
erste informelle Gremium, das Nationale Be-
gleitgremium (NBG) seine Arbeit auf.4 Es ist 
zentrale Instanz und Knotenpunkt im neu 
geschaffenen Gremien- und Institutionsge-
füge der Endlagersuche. Das NBG setzt sich 
aus Personen des öffentlichen Lebens und 
zufällig ausgewählten LaienbürgerInnen zu-
sammen.5 Geplant ist, dass dort alle wesentli-
chen Informationen im Verlauf des Prozesses 
zusammenlaufen, gebündelt und durch die 
Mitglieder interpretiert und bewertet werden. 
Das NBG fungiert als intermediäre Struktur 
zwischen Öffentlichkeit und Staat, vertreten 
durch Bundesregierung, Bundestag und Bun-
desrat. Diese Art der Konsultative (Leggewie/
Nanz 2016) berichtet dem Bundestag regel-
mäßig über den Fortgang des Suchprozesses 
und schlägt nach Bedarf, Veränderungen im 
Suchprozess vor (Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfallstoffe 2016: 393; NBG 
2017). In seinen Tätigkeiten ist das NBG in 
hohem Maße unabhängig von Akteuren der 
Tagespolitik. Diese Unabhängigkeit gewähr-
leistet unter anderem eine Geschäftsstelle mit 
eigenen Ressourcen, die die Arbeit des Gre-
miums unterstützt und die Möglichkeit, wis-
senschaftliche Gutachten in Auftrag zu geben 
sowie Anhörungen zu veranstalten. Sowohl 
die Zusammensetzung des Gremiums als 
auch die institutionelle Unabhängigkeit sol-
len das NBG als Garant für Glaubwürdigkeit, 
Gemeinwohlorientierung und Kontinuität im 
Auswahlprozess machen.

Das NBG kann nicht nur wissenschaftli-
che Studien in Auftrag geben, sondern auch 
durch die Berufung eines wissenschaftlichen 
Beirats, kontinuierliche wissenschaftliche 
Expertise zur Unterstützung seiner Arbeit 
hinzuziehen. Damit steht dem NBG wissen-
schaftliche Kompetenz und Expertise etwa 
in sozialwissenschaftlichen, ethischen, geo-

4	  Siehe zum NBG und dessen Aufgaben auch: 
http://www.nationales-begleitgremium.de/DE/Begleit-
gremium/Aufgaben/aufgaben_node.html

5	  Zurzeit besteht das NBG aus neun Mitglie-
dern. Sechs Mitglieder sind Personen mit gesellschaftlich 
hohem Ansehen und drei Mitglieder sind zufällig ausge-
wählte LaienbürgerInnen, wovon ein Mitglied eine Ver-
treterIn der jungen Generation ist. Nach der Evaluierung 
des StandAG soll das NBG aus 18 Mitgliedern bestehen. 
Dabei wird sich die Anzahl der anerkannten Persönlich-
keiten auf 12 und die der LaienbürgerInnen auf sechs er-
höhen.

Im folgenden Beitrag skizzieren wir in einem 
ersten Schritt die zentralen Institutionen und 
Gremien des Beteiligungssystems3 auf Basis 
des Kommissionsberichtes, um anschlie-
ßend die geplanten Schritte im partizipati-
ven Suchprozesses zu beschreiben, die zur 
Eingrenzung und letztlich zur Auswahl des 
Standortes für das Endlager führen sollen. 
In einem zweiten Schritt argumentieren wir 
– mit Rückgriff auf aktuelle Forschungslite-
ratur der Beteiligungsforschung –, dass für 
dieses komplexe, emergente Beteiligungs-
system bisher kein geeignetes analytisches 
Instrumentatrium vorliegt. Dabei stellen wir 
die Notwenigkeit einer ganzheitlichen, stär-
ker systemischen Perspektive auf das Beteili-
gungssystem heraus, um die Komplexität des 
Arrangements zu erfassen sowie Prozesse 
und Wirkungen analysieren zu können.

Grundzüge des komplexen Beteiligungs- 
und Entscheidungssystem 

Wie könnte ein komplexes Entscheidungs- 
und Beteiligungssystem gestaltet sein, um bis 
zum Jahr 2031 ein demokratisch legitimiertes 
Endlager für hoch radioaktive Stoffe ausfindig 
zu machen? Die Gestaltungsvorschläge der 
Kommission Lagerung hoch radioaktiver Ab-
fallstoffe wurden vor dem Hintergrund fehlen-
der Erfahrung, hoher Unsicherheit, enormer 
Komplexität und eines extremen Zeithori-
zonts getätigt (Sommer 2015). Ein durchdach-
tes Beteiligungsarrangement sollte entstehen, 
das sowohl die bestehenden Institutionen der 
repräsentativen Demokratie, wie Bundestag, 
Bundesrat, Bundesregierung, Landesregie-
rungen und Bundesbehörden integriert als 
auch neue, stärker informelle Gremien und 
Prozesse der Beteiligung entwickelt. Ziel der 
Kommissionsarbeit war es, ein Konzept zu 
erarbeiten, das den Zielkonflikt aus nötiger 
Robustheit gegenüber Veränderungen ei-
nerseits und dem Bedarf eines flexiblen und 
lernfähigen Beteiligungssystems anderseits, 
adressiert. 

Die Kommission hat nach monatelanger 
Arbeit einen Entwurf für ein Beteiligungssys-
tem dieser Art vorgelegt. Dabei blieben viele 
Fragen und Aspekte bis heute ungeklärt.. Vie-
le der Beteiligungsmöglichkeiten sind dabei 

3	  Wir beziehen uns dabei auf die erweiterten 
Formen der Beteiligung. Daneben existieren zusätzlich 
Grundformen, wie Stellungnahmen, Erörterungstermine 
oder strategische Umweltprüfung (Kommission Lagerung 
hoch radioaktiver Abfallstoffe 2016: 384)
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logischen oder technischen Fragen zur Ver-
fügung. Dem NBG ist zudem der Partizipa-
tionsbeauftragte zugeordnet, der auch durch 
dieses benannt und abgerufen werden soll. 
Der Beauftragte dient als Ansprechpartner, 
der den Auswahl- und Beteiligungsprozess 
begleitet, Einsprüche von Einzelpersonen und 
Regionen aufnimmt und wirkungsvoll in den 
Prozess einbringen soll. Seine Aufgabe dabei 
ist es zwischen den Entscheidungsinstanzen 
zu vermitteln und Impulse zur Veränderung 
an verschiedene Institutionen des Systems 
wie etwa Bundestag und -rat zurückzuspie-
len. Im Sinne einer Mediationsinstanz ist der 
hauptamtlich angestellte Beauftragte vor al-
lem dafür zuständig, aufkommende Konflikte 
unabhängig zu bearbeiten und dem NBG da-
rüber zu berichten. Als Kontaktstelle für Bür-
gerInnen stellt sie als Konfliktvermittlung in 
konkreten Fällen eine eigenständige Funktion 
im Prozess dar (Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfallstoffe 2016: 392).

Bundestag und Bundesrat übernehmen 
in diesem System die Aufgabe, demokratisch 
legitimiert, kollektiv bindende Entscheidun-
gen zu treffen. Die Entscheidungsinstanzen 
gewährleisten eine hohe Legitimation durch 
Wahlen, eine Rechenschaftspflicht auch über 
den Prozessverlauf hinaus gegenüber der 
Bevölkerung und eine kontinuierliche Bear-
beitung der Aufgabe durch die einbezogenen 
Ministerien, Bundesämter und Behörden. 

In der ersten Phase des Suchverfah-
rens werden ausgehend von der »weißen 
Landkarte« erste räumliche Eingrenzun-
gen vorgenommen. Begleitend dazu soll die 
Fachkonferenz »Teilgebiete« als neues Be-
teiligungsgremium geschaffen werden. Die 
Konferenz hat die Aufgabe ein Forum für 
VertreterInnen der Kommunen, der Zivilge-
sellschaft, sowie der BürgerInnen aus diesen 
Teilgebieten zu ermöglichen. Damit soll eine 
frühzeitige Beteiligung regionaler Interessen 
ermöglicht werden mit dem Ziel das Beteili-
gungsparadoxon6 zu entschärfen (Kommissi-
on Lagerung hoch radioaktiver Abfallstoffe 
2016: 393). Diese Form der überregionalen 

6	  Das Paradoxon besagt, dass dann, wenn die 
Gestaltungsmöglichkeiten am größten sind, nämlich 
in der Phase der Planung und Politikformulierung, das 
Interesse und die Mobilisierung von Bürgern aufgrund 
der hohen Abstraktion der Planung, der (noch) geringen 
Informationen, der Komplexität des Themas und der 
zumeist noch unklaren Betroffenheit am geringsten ist. 
Dem Gegenüber ist die Betroffenheit und das Interesse 
der Bürgerschaft dann am höchsten, wenn es nur noch 
geringe Gestaltungsmöglichkeiten gibt und die Imple-
mentierung der Politik kurz bevor steht.

Beteiligung soll im Laufe des Verfahrens 
durch die Fachkonferenz »Rat der Regionen« 
(siehe unten) ersetzt werden.

Die Regionalkonferenzen wiederum sind 
dafür vorgesehen, die unmittelbare Beteili-
gung der direkt Betroffenen aus den Regi-
onen sicherzustellen und den Prozess der 
zur Auswahl führt, kritisch zu begleiten. Die 
Konferenzen informieren die Öffentlichkeit 
und beteiligen die lokale Bürgerschaft sowie 
andere Anspruchsgruppen wie Landtage, 
Kreistage, Kommunen, Unternehmen, Ver-
treterInnen der Bürgerinitiativen und Zivilge-
sellschaft. Die Regionalkonferenzen bestehen 
dabei aus zwei Gremien, der Vollversamm-
lung und dem VertreterInnenkreis. In der 
Vollversammlung sind alle BürgerInnen der 
betroffenen Regionen eingeladen, die das 
kommunale Wahlrecht besitzen. Sie wählen 
den VertreterInnenkreis, der die operativen 
Aufgaben der Regionalkonferenzen über-
nimmt. Zudem bildet die Vollversammlung 
ein öffentliches Diskussionsforum bei dem 
die Öffentlichkeit Anträge stellen und Vor-
schläge einreichen kann. Der VertreterInnen-
kreis besteht aus VertreterInnen aus Politik, 
Wirtschaft, Verwaltung und Zivilgesellschaft 
sowie EinzelbürgerInnen der Regionen. Bei 
Konflikten im Auswahlprozess dienen die 
Konferenzen als kommunikativer Raum, um 
diese mit den Akteuren vor Ort konstruktiv zu 
bearbeiten.

Um eine Vernetzung und einen Aus-
tausch zwischen den verschiedenen potenti-
ellen Standortregionen zu ermöglichen, wird 
die Fachkonferenz »Rat der Regionen« einge-
richtet. In der Fachkonferenz sind Delegier-
te der jeweiligen Regionalkonferenzen sowie 
der Gemeinden, in deren Gebieten Zwischen-
lager errichtet wurden, vertreten. Dabei sind 
nicht mehr als 30 Teilnehmende für den Rat 
der Regionen vorgesehen. Die Fachkonferenz 
nimmt eine vergleichende Perspektive ein 
und blickt auf die unterschiedlichen Prozesse 
in den Regionen. Die betroffenen Regionen 
erhalten ein dialogorientiertes Gremium, das 
diese dabei unterstützen soll eine gemeinsa-
me und distanziertere Problemsicht zu entwi-
ckeln und auf Herausforderungen und Prob-
leme im Prozess hinzuweisen. Auch Konflikte 
und gegenläufige Interessen können identifi-
ziert und im besten Fall ausgeglichen werden 
(Kommission Lagerung hoch radioaktiver Ab-
fallstoffe 2016: 401f.).

Die Kommission hat zudem den Bedarf 
für eine unabhängige Instanz identifiziert, die 
für den Beteiligungsprozess, dessen Konzep-
tion, Umsetzung und Qualität verantwortlich 



Jan-Hendrik Kamlage, Jan Warode, Stefan Schweiger, Frederike Behr und Björn Ahaus:  
Analyse komplexer Beteiligungs- und Entscheidungssysteme ...4| 9

www.planung-neu-denken.de

ist und nicht damit beauftragt ist, dass Endla-
ger ausfindig zu machen und zu prüfen. Ein 
Vorhabensträger, der sowohl einen fairen und 
überparteilichen Beteiligungsprozess umset-
zen als auch möglichst schnell ein Endlager 
finden soll, unterliegt Interessenskonflikten, 
die zumeist zu Lasten der Prozessfairness 
und Unparteilichkeit gehen (Nanz et al. 2015). 
Im StandAG und im Rahmen der Kommissi-
onsarbeit wurden daher eine Neuordnung der 
Organisationsstruktur und eine Trennung der 
Regulierungs- und Betreibertätigkeiten der 
Behörden angedacht. Das neu entstandene 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit (BfE) wird sämtliche Aufgaben zur 
Regulierung, Genehmigung und Planfeststel-
lung bei der Entsorgung radioaktiver Abfälle 
übernehmen und formal Träger der Öffent-
lichkeitsbeteiligung sein.7 Die Bundesgesell-
schaft für Endlagerung (BGE) fungiert als 
erster Betreiber zukünftiger Endlager und ist 
zwar zu einer Mitwirkung an der Öffentlich-
keitsbeteiligung verpflichtet, agiert aber nicht 
als Träger der Beteiligung (Kommission Lage-
rung hoch radioaktiver Abfallstoffe 2016: 
389f.).

Es ist geplant, dass System der Beteili-
gung nach allgemeinen Gerechtigkeits- und 
Fairnessmaßstäben zu gestalten8, um nicht 

7	  Laut Kommissionsbericht fallen darunter 
Aufgaben wie etwa die Organisation von Beteiligungs-
verfahren, die Gründung der Regionalkonferenzen, die 
Ressourcenausstattung der Regionalkonferenzen, das 
Hinzuziehen von Dienstleistern oder die Dokumentation 
des Prozesses (Kommission Lagerung hoch radioaktiver 
Abfallstoffe 2016: 385). 

8	  Als Maßstäbe für Beteiligungsverfahren gel-
ten dabei unter anderem: eine frühzeitige Beteiligung, 
wenn möglich bereits während der Phase der Politikfor-
mulierung, eine heterogene Zusammensetzung der Teil-

Anlass für weitere Konflikte und Mobilisie-
rungen zu geben. Allgemein anerkannte 
Qualitätsmerkmale für Beteiligungsprozesse 
dienen als Orientierungshilfe für die Gestal-
tung eines anpassungsfähigen und robusten 
Beteiligungssystems (Nanz/Fritsche 2012).

Die Ausführungen machen deutlich, dass 
hier ein komplexes Arrangements von unter-
schiedlichen, arbeitsteilig angelegten infor-
mellen und formellen9 Gremien und Institu-
tionen entstehen wird, dessen Eigenschaften 
und Wirkungen zum jetzigen Zeitpunkt noch 
nicht absehbar sind. Nach der statischen Per-
spektive auf die Gremien und Institutionen 
der Beteiligung richten wir nun den Blick auf 
die Prozessschritte, die zur Auswahl des End-
lagerstandortes führen sollen. 

Die Prozessperspektive auf die Endlagersuche

Ausgangspunkt des Suchprozesses zur End-
lagerung radioaktiver Abfälle ist die »weiße 
Landkarte«. Diese Metapher steht für einen 
atompolitischen Neustart bei der Suche nach 
einem Endlagerstandort in Deutschland. In 
Abgrenzung zur Praxis der Vergangenheit 
soll ein Standort in einem evidenzbasierten, 
fairen und transparenten Verfahren gefun-
den werden (Kommission Lagerung hoch 
radioaktiver Abfallstoffe 2016: 22). Kein 
Bundesland, keine Region und auch keine 
zuvor debattierten und geprüften Orte sind 
von der möglichen Auswahl ausgeklammert. 
Der geplante Suchprozess lässt sich grob in 
vier Phasen gliedern (siehe Abbildung 2): In 
der Vorbereitungsphase wird das Standort-
auswahlgesetz durch den Bundestag geprüft 
und verabschiedet. Gleichzeitig werden das 
Bundesamt für kerntechnische Entsorgungs-
sicherheit (BfE), die Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) und das Nationale Be-
gleitgremium gegründet. 

nehmerschaft, die Möglichkeit Argumente auf gleicher 
Augenhöhe auszutauschen, wirkliche Möglichkeiten zur 
Mitgestaltung und Einflussnahme, transparente Prozes-
se und Ergebnisse, Offenheit der Verfahren und die Mög-
lichkeit Einfluss auf die Ergebnisse der Verfahren zu neh-
men, Publizität der Prozesse und Ergebnisse gegenüber 
der Öffentlichkeit (Kamlage et al. 2014: 200)

9	  Informelle Verfahren beschreiben alle (noch) 
nicht verfasst, unkonventionelle Formen der politi-
schen Beteiligung im Gegensatz zu den formellen und 
damit verfassten, gesetzlich geregelten Formen wie die 
Anhörungen im Rahmen von Planfeststellungs- und 
Raumordnungsverfahren oder klassische Beteiligungs-
mechanismen der direkten Demokratie wie Referenden, 
Volksentscheide und Bürgerbegehren.

Abbildung 1: Das 
Entscheidungs- und 

Beteiligungssystem zur 
Endlagerstandortsuche
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In der ersten Phase des Suchverfahrens, 
für die rund 3 Jahre veranschlagt sind, ist 
geplant eine Eingrenzung der Regionen vor-
zunehmen. Ausgehend von Daten, die bei 
den geologischen und anderen Fachbehör-
den vorliegen, werden anhand geologischer 
Ausschlusskriterien und Mindestanforde-
rungen10 zunächst Teilgebiete durch die BGE 
vorgeschlagen. Der Bericht kann durch die 
Fachkonferenz Teilgebiete kommentiert und 
modifiziert werden. Anschließend werden 
auf Grundlage weiterer Abwägungen zu den 
Teilgebieten Standortregionen für eine über-
tägige Erkundung identifiziert. Dabei kön-
nen die neu etablierten Regionalkonferenzen 
die Vorschläge erörtern und gegebenenfalls 

10	  Die Kriterien, die die Auswahl des Standortes 
bestimmen, unterscheiden sich nach Ausschlusskrite-
rien- und Mindestanforderungen sowie Abwägungskri-
terien. Erstere sind beispielweise geologische Kriterien 
für die unterirdische Lagerung der Abfälle und letztere 
umfassen kontinuale Kriterien, die mehr oder weniger 
zutreffend sind wie beispielweise die Zustimmung der 
Bevölkerung in der Region.

Nachprüfanträge erteilen. Die erste Phase 
wird durch ein Bundesgesetz zu den übertä-
gig zu erkundenden Standortregionen sowie 
ein Erkundungsprogramm verabschiedet 
(Kommission Lagerung hoch radioaktiver Ab-
fallstoffe 2016: 407f.).

In der zweiten Phase des Prozesses wird 
die übertägige Erkundung der Standortregi-
onen vorgenommen mit dem Ziel, Standorte 
für eine untertägige Erkundung zu finden. 
Die BGE führt in dieser circa vier Jahre an-
dauernden Phase die Erkundungen durch 
und liefert einen Vorschlag für untertägig zu 
erkundende Standorte. Die Regionalkonfe-
renzen können, auch im Austausch mit dem 
Rat der Regionen, diese Vorschläge erörtern 
und Anpassungen beantragen. Geplant ist 
diese Phase mit einem Bundesgesetz zur 
Festlegung auf die untertägige Erkundung 
von Standorten abzuschließen.

In der letzten Phase des Suchprozesses, 
die etwa sechs Jahre andauern wird, werden 
durch die BGE-Standorte untertägig erkun-
det und bewertet. Anschließend stellt die 

Vorphase: Weiße 
Landkarte

Weiße Landkarte
Aufbau des Betei-
ligungssystems

Phase 1: Eingrenzung der  
Regionen

Schritt 1: Auswahl Teilgebiete
Schritt 2: Standortregionen an-
hand von vorliegenden geologi-
schen Daten

Phase 2: Übertägige Erkundung

Übertägige Erkundung durch: 
Erkundungsprogramm; sozio-
ökonomische Potenzialanalyse

Phase 3: Untertägige  
Erkundung

Vertiefte geologische Erkun-
dung und Standortentschei-
dung

Abgabe des Kom-
missionsberichtes

Evaluierung des 
StandAG durch 
Bundestag

Einrichten des 
Nationalen Be-
gleitgremiums

Fachkonferenz Teilgebiete 
erörtert Bericht zu Teilgebieten; 
Regionalkonferenzen erörtern 
Vorschläge

Berichte der Gremien

–> Bundestag und Bundesrat 
beschließen übertägig zu erkun-
dende Standortregionen

Regionalkonferenzen erörtern 
Vorschläge und erteilen ggf. 
Nachprüfaufträge

Berichte der Gremien

–> Bundestag und Bundestrat 
beschließen untertägig zu erkun-
dende Standorte

Regionalkonferenz erörtert Vor-
schlag sowie Vereinbarung und 
erteilt ggf. Nachprüfaufträge

Berichte der Gremien

–> Bundestag und Bundestrat 
beschließen Standort und 
Standortvereinbarung
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Abbildung 2: Der Prozess 
des Beteiligungs- und 
Entscheidungssystems zur 
Endlagersuche
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Gesellschaft einen Vorschlag für eine Stand-
ortauswahl sowie eine Standortauswahlver-
einbarung vor. Die betroffene Region und 
die Regionalkonferenz diskutieren diesen 
Vorschlag. Am Ende des Verfahrens wird ein 
Bundesgesetz zum Standort und der Stand-
ortvereinbarung erlassen. In allen Phasen 
des Suchprozesses soll(en) die (regionalen) 
Öffentlichkeit(en) über verschiedene online 
und face-to-face Angebote informiert und 
konsultiert werden. 

Aus der Beschreibung des Beteiligungssys-
tems und des Prozesses wird ersichtlich, dass 
das System der Beteiligung einerseits hinrei-
chend flexibel und lernfähig sein muss: Zum 
einen, um Fehlentwicklungen, beispielswei-
se im Zusammenwirken der Gremien und 
Institutionen, zu korrigieren. Zum anderen, 
um neue wissenschaftliche Erkenntnisse, 
beispielsweise mit Blick auf die naturwis-
senschaftlichen Eignungskriterien, in das 
Beteiligungssystem zu integrieren. Anderer-
seits sollte es robust gegenüber kurzfristigen 
politischen Stimmungsveränderungen und 
veränderten Regierungskonstellationen sein, 
um ein hohes Maß an Stabilität über die Zeit 
hinweg zu sichern. Es wird also ein System 
angestrebt, das gleichzeitig resilient und fle-
xibel ist. Um Fehlsteuerungen zu erkennen 
und ein solches System effizient und effektiv 
im Sinne der gesetzten Ziele umzusetzen, 
braucht es eine evidenzbasierte, begleitende 
Evaluation und Bewertung der Prozesse, der 
Institutionen und Gremien und der Wirkun-
gen.

Die Systemperspektive in der Beteiligungs- 
und Evaluationsforschung

In den letzten fünfzehn Jahren lässt sich die 
dynamische, weltweite Verbreitung von ein-
zelnen Beteiligungsformaten beobachten 
(Participedia 2016). Der Formatbegriff impli-
ziert dabei wiederkehrende Abläufe der Orga-
nisation und Umsetzung sowie Methoden der 
Kommunikation und Entscheidungsfindung, 
die konstitutiv für abgrenzbare Formate sind 
(Alcántara et al. 2013; Nanz/Fritsche 2012). 
Prominente Beispiele hierfür sind Planungs-
zellen, Bürgerinnenräte, Runde Tische und 
Bürgerhaushalte, um nur einige zu nennen. 
Durch die Energiewende und den Aus- und 
Umbau der Infrastrukturen treten allerdings 
vermehrt stark idiosynkratrische und komple-

xere Beteiligungsverfahren in Erscheinung11, 
die unterschiedliche Beteiligungsformate 
und -formen integriert zur Anwendung brin-
gen. Diese Verfahren zeichnen sich durch 
eine Kombination von informellen und for-
mellen, online und face-to-face sowie vari-
ierenden Beteiligungsformen/Formate für 
unterschiedliche Zielgruppen aus (beispiel-
weise Zivilgesellschaft, Politik, Verbände und 
andere organisierte Interessengruppen). In 
aller Regel benötigen diese Beteiligungspro-
zesse mehrere Monate, haben komplexe und/
oder konfliktgeladene Beratungsgegenstände 
sowie variierende Akteurskonstellationen. 
Diese komplexen dialogorientierten Beteili-
gungsprozesse sind individuell gestaltet. Die 
einzelnen Elemente und Formen der Mitwir-
kung bauen dabei kaskadenartig aufeinander 
auf. Am Beispiel des informellen Beteili-
gungsprozesses im Rahmen des Forschungs-
projektes Demoenergie (Demoenergie 2016) 
lässt sich der Aufbau und das Zusammenspiel 
zwischen den Beteiligungsformaten/-formen 
und den einzelnen Verfahrensschritten ver-
deutlichen. Ziel des komplexen Beteiligungs-
verfahrens war es, mit lokal betroffenen Bür-
gerInnen eine gemeinsame Trassenvariante 
im Netzausbau der Energiewende zu finden, 
die erstens raumverträglich und zweitens 
möglichst wenig Lasten und Risiken für die 
Bevölkerung vor Ort hatte.

Zum Ablauf: Der Prozess hatte zwei Ebe-
nen: In drei öffentlichen Veranstaltungen, 
zu denen alle BürgerInnen der Ortschaften 
eingeladen waren, konnten diese Trassenvor-
schläge und andere Aspekte einbringen und 
Informationen über die Trassenplanung ein-
holen. Die zweite Ebene bildete das Trassen-
untersuchungsteam (TUT). Es bestand aus 
ca. 20 Mitgliedern. Davon waren acht per Los 
ausgewählte BürgerInnen sowie Bürgermeis-
ter, VertreterInnen von lokalen Verbänden, 
dem Forstamt, der Unteren Naturschutzbe-
hörde, dem Landratsamt, VertreterInnen von 
TenneT12 und von diesen beauftragten Um-
weltplanerInnen und TrassiererInnen zusam-
men. Die Ergebnisse der ersten Beteiligungs-

11	  Siehe dazu beispielsweise die Beteiligungs-
verfahren zum Bundesumweltplan 2030 (bmub.bund.
de/buergerraete-umweltpro-gramm/) oder zum Klima-
schutzplan 2050 (http://buergerdialog.klimaschutz-
plan2050.de/) sowie zu Aus- und Neubau von Stromtras-
sen (demoenergie.de) 

12	  TenneT ist neben Elia, Amprion und EnBW 
einer der vier Übertragungsnetzbetreiber in Deutsch-
land.
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schritte (öffentliche Auftaktveranstaltung) in 
den jeweiligen Formaten (TUT und öffentli-
che Veranstaltungen) wurden im folgenden 
Beteiligungsschritt weiter verarbeitet, um am 
Ende einen gemeinsamen Lösungsvorschlag 
(Abschlussveranstaltung) auszuarbeiten. Die 
partizipativ ausgearbeiteten Ergebnisse wur-
den anschließend durch den Vorhabensträger 
in das formelle Planungsverfahren einge-
bracht. Komplexe und lange Beteiligungspro-
zesse dieser Art lassen sich analytisch schwer 
erfassen und von ihrem Umfeld abgrenzen. 
Dies hat zwei Gründe: Erstens sind diese in-
dividuell gestaltet, entsprechen also keinen 
beschriebenen Formaten und weichen in 
der Umsetzung und im Verlauf oft von den 
Planungen ab, unterliegen also gravieren-
den Veränderungen in Beratungsprozessen; 
zweitens ist das Zusammenwirken zwischen 
informellen und formellen, online und face-
to-face Gremien und Prozessen einerseits 
und dem sich verändernden Kontext ander-
seits analytisch kaum zu erfassen (Richter 
et  al. 2016: 18). Mehr noch: Durch das Zu-
sammenspiel unterschiedlicher Prozesse und 
Formen der Beteiligung und dessen Umfeld 
über einen längeren Zeitraum wirken diese 
reflexiv aufeinander und beeinflussen sich 
wechselseitig. So entstehen sich verändernde, 
emergente Strukturen mit neuen Eigenschaf-
ten sowie zuweilen nicht intendierten Wir-
kungen (ein Überblick zur Emergenz liefert 
Hartig-Perschke 2009). Die Emergenz zeigt 
sich darin, dass die einzelnen Beteiligungs-
formate jeweils für sich Wirkungen auf die 
TeilnehmerInnen, die Öffentlichkeit und den 
Kontext erzeugen. Davon zu unterscheiden 
sind die Wirkung des gesamten komplexen 
Beteiligungsverfahrens, also der Summe der 
zur Anwendung kommenden Elemente, For-
mate und Beteiligungsformen, die mehr sind 
als die Summe ihrer einzelnen Teile. 

Als Reaktion auf das Aufkommen dieser 
komplexen, langandauernden Beteiligungs-
prozesse, hat die theoretische und empirische 
Beteiligungsforschung damit begonnen eine 
stärker ganzheitlichere Perspektive auf diesen 
Forschungsgegenstand zu entwickeln. Der 
Blick auf die Beteiligungsprozesse erweitert 
sich und nimmt zunehmend auch das kom-
plexe Zusammenwirken zwischen verschiede-
nen Teilen und Beteiligungsformen einerseits 
und Kontexten anderseits auf (Kamlage et al. 
2012; KWI/IASS 2016). Die Beiträge zum 
systemic turn (Mansbridge et al. 2012), versu-
chen die stark format- und einzelfallzentrierte 

Forschung13 (eine Übersicht bietet KWI/IASS 
2016: 12ff.) zu erweitern und den Fokus auf 
ein Gesamtsystem der Deliberation und Be-
teiligung zu lenken (Owen/Smith 2015). Der 
Systembegriff impliziert dabei eine gewisse 
Dauerhaftigkeit und Komplexität politischer 
Strukturen. Mansbridge differenziert dabei 
zwischen unterschiedlichen Elementen eines 
»deliberativen Systems« auf einem Kontinu-
um zwischen formellen Arenen der Beratung 
beispielsweise in Parlamenten sowie in infor-
mellen dialogorientierten Minipublics (Fung 
2007). Die Systemperspektive erlaubt dabei 
einen veränderten Analysefokus: »A systemic 
approach allows us to analyze the division of 
labour among parts of a system, each with its 
different deliberative strengths and weaknes-
ses, and to conclude that a single part, which 
in itself may have low or even negative deli-
berative quality with respect to one ideal, may 
nevertheless make an important contribution 
to an overall deliberative system« (2012: 4). 
Diese ganzheitliche Perspektive bietet dem 
Anspruch nach die Möglichkeit, Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Teilen des 
Beteiligungssystems, neue Eigenschaften 
und Fähigkeiten sowie intendierte und nicht 
intendierte Wirkungen zu erfassen und zu 
bewerten. Eine Analyseperspektive die am 
Beispiel des komplexen Beteiligungssystems 
erprobt und methodisch noch entwickelt wer-
den sollte. 

13	  Es liegen beispielsweise Studien zu Bürger-
haushalten (Esterling et al. 2010), Planungszellen (Die-
nel 1986), Mediationsverfahren (Geis 2005) oder Kon-
sensuskonferenzen (Schicktanz/Naumann 2003) vor (zur 
Vielfalt der Verfahren siehe Fritsche/Nanz 2012; Partici-
pedia 2016).

Abbildung 3: 
Beteiligungssystem am 
Beispiel Demoenergie
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Fazit

In den nächsten Jahren entsteht ein einzig-
artiges Beteiligungs- und Entscheidungs-
system im Rahmen der Endlagersuche, dass 
über Jahrzehnte Bestand haben soll. Der 
Endlagersuchprozess ist ein Extremfall der 
Beteiligungsforschung und erweitert das Fall-
spektrum der komplexen dialogorientierten 
Beteiligungsverfahren in Richtung langan-
dauernde Systeme. Das Beteiligungssystem 
der Endlagersuche etwa ergänzt dauerhaft die 
Institutionen der repräsentativen Demokra-
tie, um konsultative Institutionen und Gre-
mien. Es ist davon auszugehen, dass dieses 
System Rückwirkungen und Wechselwirkun-
gen beispielsweise auf Bundestag, Bundes-
rat und Bundesbehörden haben wird. Dass 
stark idiosynkratische und emergente Beteili-
gungsarrangement wird neue Eigenschaften, 

Merkmale und zuweilen nicht intendierte 
Wirkungen hervorbringen. Um nun diese 
komplexe sui generis Struktur zu evaluieren 
und zu analysieren, braucht es zunächst eine 
noch zu entwickelnde Systemperspektive auf 
den Forschungsgegenstand und ein generisch 
entwickeltes Analyseschema, dass sowohl die 
Prozesse und Wirkungen der einzelnen Betei-
ligungselemente/Formen erfasst als auch das 
Zusammenspiel der Elemente, Eigenschaften 
und die intendierten und nicht intendierten 
Wirkungen auf der Systemebene.

Eine neue Forschungsagenda spannt sich 
auf, die stärker die Interaktion und die Inte-
gration der unterschiedlichen Beteiligungs-
formen, deren systemische Wirkungen, das 
Zusammenspiel und die Wechselwirkungen 
in komplexe Governance-Strukturen in den 
Blick nimmt. 
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1. Ausgangsbedingungen in Quartieren der Sozialen Stadt

Damit sich die Dimensionen der Herausforderung bei Ansätzen der »Beteiligung und Aktivie-
rung im Stadtteil« zumindest annähernd erschließen, ist zunächst der Blick auf die generel-
len Ausgangsbedingungen der Partizipation auf der Quartiersebene zu richten. Dabei werden 
»Quartiere der Sozialen Stadt« als Referenzgebiete herangezogen, da davon auszugehen ist, 
dass Anstrengungen zur Beteiligung und Aktivierung hier gewissermaßen »unter erschwer-
ten Bedingungen« erfolgen. Sie stellen im Hinblick auf die »Feinjustierung« der jeweiligen 
Beteiligungsformate und -settings sowie die sozial-kommunikativen Kompetenzen der damit 
befassten Fachleute höhere Anforderungen:

ππ Von der Programmlogik her sind diese 
Gebiete dadurch charakterisiert, dass dort 
multiple Problemkonstellationen und insbe-
sondere ein überdurchschnittlich hoher An-
teil an Menschen in prekären Lebenslagen 
anzutreffen sind. Zugleich leben diese Men-
schen unter sie benachteiligenden, räumlich-
materiellen Bedingungen (z.B. Wohnumfeld, 
Infrastrukturausstattung, Umwelt). Als inner-
städtische »Ankunftsquartiere« mit Schleu-
senfunktion oder auch als periphere »Rele-
gationsgebiete« mit drohendem dauerhaften 
sozialen Abstieg (vgl. Kurtenbach 2014, 65; 
Häussermann/Kapphan 2004, 212ff.) gehö-
ren sie zu den »Fokuswohnquartieren« von 
Migrant/innen.1 Ihre Bewohner/innen er-
bringen damit zugleich die hauptsächliche 

Integrationsarbeit für die jeweilige Stadtge-
sellschaft (vgl. Staubach 2010).

ππ Bei einem nach wie vor hohen Anteil an 
benachteiligten Haushalten sind auch diese 
Quartiere mit den voranschreitenden Indivi-
dualisierungs- und Pluralisierungsprozessen 
heterogener geworden. Dies gilt ebenso für 
die traditionellen Migrantengruppen – zumal 
die Zuwanderung der letzten Jahre zugleich 
deutlich diverser geworden ist (vgl. Vertovec 
2007). Der aktive Umgang mit Vielfalt und 
Differenz wird damit zur unumgänglichen 
Notwendigkeit (vgl. Beer 2015, 298).

ππ Überlagern sich soziale und ethnische 
Segregation, dann treten gerade hier die von 
Ausgrenzung bedrohten sozialen Gruppen in 
ungleich direkterer Weise als in anderen Tei-
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Moderationstechniken (Charette-Verfahren, 
Open-Space, World-Café u.v.a.m.) sind hinzu-
gekommen. Immer mehr Handbücher und 
Online-Wegweiser liefern hier entsprechende 
Praxishilfen (vgl. lebensministerium.at/ÖGUT 
2005; DIALOGIK 2011; Senatsverwaltung für 
Stadtentwicklung und Umwelt Berlin 2011; 
BMVBS 2012; Nanz/Fritsche 2012). Gerade 
im Bereich der internetgestützten Metho-
den und Instrumente finden sich zahlreiche 
Entwicklungsschübe (Web_2.0, Social Media 
etc.).3 Viele Arbeitsformen orientieren sich in 
ihrem Angebotscharakter allerdings an den 
Kommunikationsstilen und Beteiligungsdis-
positionen der gesellschaftlichen Leitmilieus 
oder des bürgerlichen Mainstreams (vgl. Selle 
2002). Dabei zeigt sich, dass auch die alter-
nativen (informellen) Handlungs- und Gestal-
tungsmöglichkeiten zunächst primär von je-
nen genutzt werden, die bereits mit den alten 
Beteiligungsangeboten umzugehen wussten 
(Strohmeier 1997, 133).4

Vor diesem Hintergrund wird kaum 
überraschen, dass aus Quartieren der Sozi-
alen Stadt trotz vereinzelt durchaus beein-
druckender innovativer Beispiele mit großer 
Regelmäßigkeit über Schwierigkeiten bei 
Ansätzen zur Beteiligung und Aktivierung 
benachteiligter Bewohner/innen – insbeson-
dere aber des Erreichens von Personen und 
Gruppen mit Migrationshintergrund – be-
richtet wird (vgl. Hanhörster/Reimann 2009, 
68ff.; IfS 2011, 99ff.).5 Exemplarisch seien 
hier die Ergebnisse der »Analyse qualitativer 
Prozesse« im Rahmen von Befragungen in 
den Programmgebieten der Sozialen Stadt 
in NRW angeführt, bei denen deutlich wird, 
dass stets nur eine Minderheit der Bewoh-
ner/innen erreicht werden konnte. Durch-
aus selbstkritisch wurde in den Befragun-
gen die Reichweite der Beteiligungsansätze 
vielfach als unzureichend eingeschätzt. Ein 
oftmals geäußerter Kommentar lautete, dass 
»immer nur dieselben Leute kommen«. Die 
im Hinblick auf Vergleichsgebiete geringe-
re Beteiligung wurde insbesondere mit der 
stärkeren Betroffenheit der Bewohner/innen 
von Arbeitslosigkeit, niedrigeren Bildungsab-
schlüssen sowie sprachlichen und kulturellen 
Barrieren erklärt. Die Autor/innen der Stu-
die interpretierten diese Ergebnisse dennoch 
eher als ermutigend und verwiesen darauf, 
dass darüber hinausgehenden Ansprüchen 
an die Aktivierungsfähigkeit der Gebietsbe-
völkerung wohl unrealistische Einschätzun-
gen zugrunde lägen (IfS/IfP 2008, 116; vgl. 
Polzin 2013, 2). Insgesamt sind damit eher 
begrenzte Effekte bei der angestrebten Betei-

len der Stadt – im Hinblick auf den Zugang 
zu den Ressourcen Arbeit, Wohnen, Bildung 
etc. – in unmittelbare Konkurrenz zueinan-
der. Dort bereits lebende gesellschaftliche 
Außenseiter/innen (ob mit oder ohne Migra-
tionshintergrund) sehen vielfach gerade Neu-
zuwander/innen als zusätzliche Desintegrati-
onsgefahr. Nicht von ungefähr tendieren sie 
mitunter dazu, sich durch Zuschreibung ab-
wertender und stigmatisierender Stereotypen 
von ihnen zu distanzieren. Zugleich kann es 
sie für ethnisierende und auf Entsolidarisie-
rung zielende politische Parolen empfänglich 
machen (»Spaltung des unteren Drittels«). 
Mit Blick auf die in unseren Städten zu bewäl-
tigende aktuelle Zuwanderungsdynamik wird 
hier zu Recht von der Herausforderung einer 
»doppelten Integration« gesprochen (ehema-
liger Bundestagspräsident Wolfgang Thierse 
2016).

ππ In diesen Quartieren wohnen die meis-
ten Menschen, die nicht wählen dürfen, und 
dort gehen die meisten Leute, die wählen dür-
fen, nicht zur Wahl (Strohmeier 1997, 2010). 
Trotz hoher Migrantenanteile dominiert in 
diesen Stadtteilen häufig trotzdem noch die 
Perspektive der etablierten Gruppen der frü-
heren Mehrheitsgesellschaft und ihrer tradi-
tionellen Repräsentant/innen mit der Folge 
eines signifikanten Vertretungsdefizits (vgl. 
Hallenberg 2014; Vester 2007). Angesichts 
der deutlichen Lücken in der demokratischen 
Rückbindung der Stadtteilbevölkerung stellt 
sich hier umso mehr die Frage, inwieweit (in-
formelle) Beteiligungsangebote gegebenen-
falls die repräsentative (Parteien-)Demokratie 
sinnvoll ergänzen können (Decker u.a. 2013, 
108f.).

2. Beteiligung und Aktivierung in 
Quartieren der Sozialen Stadt2

Seit den 1970er Jahren sind zum einen im 
Zusammenhang mit formellen Planungsver-
fahren der öffentlichen Hand wichtige Min-
deststandards (v.a. Informations- und Anhö-
rungsrechte) der Bürgerbeteiligung etabliert 
worden (vgl. Bischoff u.a. 1995; Staubach 
1997a; Selle 2013). Zum anderen erfolgten 
über informelle Ansätze der Kommunikation 
und Kooperation mit lokalen Akteur/innen 
wertvolle Impulsgebungen für die Weiter-
entwicklung des Beteiligungsrepertoirs. Die 
prozeduralen und gruppenmethodischen 
Verfahren zur Interaktion mit Planungsbe-
troffenen erfuhren seitdem eine deutliche 
Ausdifferenzierung. Neue Arbeitsformen und 
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ligung und Aktivierung vor allem der benach-
teiligten Bevölkerung zu konstatieren (vgl. 
Sauter 2009, 210f.). In jenen Stadtteilen, in 
denen diesbezüglich weitergehende Erfolge 
zu verzeichnen sind, konnte in der Regel an 
eine systematische Vorfeldarbeit der stadtteil-
bezogenen sozialen Arbeit angeknüpft wer-
den (vgl. Hinte 2001).

Die hier beschriebenen Selektivitäten in 
den Beteiligungs- und Aktivierungsstrategi-
en spiegeln sich auch bei der Wahrnehmung 
und Erfassung von bürgerschaftlichem En-
gagement im Rahmen der Freiwilligensur-
veys der Bundesregierung wieder, die seit 
1999 alle fünf Jahre durchgeführt werden 
(vgl. Deutscher Bundestag 2012). Sie waren 
zum einen auf einen Methoden bedingten 
»Bias« zurückzuführen (Telefon-Interviews 
ausschließlich in deutscher Sprache!). Zum 
anderen erklärten sie sich durch das dabei zu 
Grunde gelegte und fast ausschließlich aus 
der Perspektive der Aufnahmegesellschaft 
definierte Verständnis von »Engagement«, 
das teilweise Aktivitäten umfasste, die aus 
migrantischer Sicht als selbstverständliche 
Alltagspraxis vollzogen werden und deshalb 
nicht als »Engagement« aufgefasst werden 
(Uslucan 2015, 29).6 Auch aus Untersuchun-
gen zum Engagement und zur Beteiligung 
von Jugendlichen ist bekannt, dass sich ver-
ändernde, stärker informelle und temporäre 
Formen des freiwilligen Engagements kei-
nesfalls kurzerhand als Rückgang der Enga-
gementbereitschaft interpretieren lassen (Te-
ney/Hanquinet 2012).

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass die 
Ausgangsvoraussetzungen im Hinblick auf 
Ressourcenausstattung und sozial-kommu-
nikative Kompetenzen bei unterschiedlichen 
Individuen und Gruppen nicht nur sozial 
ungleich verteilt sind, sondern diese zugleich 
auf strukturelle Selektivitäten in den Beteili-
gungsstrukturen und Kommunikationsfor-
maten treffen. Fähigkeiten und Bereitschaft 
zur Beteiligung sind bei Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte ebenso sozial selektiv 
entwickelt (IfS 2011, 179). Nur wenige der 
zu identifizierenden Barrieren sind zudem 
»migrantenspezifisch«. Dazu gehören ne-
ben sprachbedingten Hürden, rechtlichen 
Unsicherheiten in der Bleibeperspektive und 
eingeschränkten politischen Bürgerrech-
ten vor allem negative Vorerfahrungen mit 
staatlichen Instanzen bis hin zu Gewalt und 
Diskriminierung im Herkunftsland. Gleich-
wohl wirken auch die hierzulande seitens 
der Aufnahmegesellschaft erfahrenen Zu-

rückweisungen, Ungleichbehandlungen oder 
gar rassistischen Anfeindungen nur wenig 
motivierend auf die Beteiligungsbereitschaft. 
Erfahrungen »fehlender Anerkennung« und 
»erlebter Machtlosigkeit« können die Beteili-
gungschancen (nicht nur) von Migrant/innen 
regelrecht blockieren (Roth 2009, 23; vgl. 
Beer 2015, 298). Frank Gesemann u.a. (2013, 
59) kommen in ihrer Untersuchung zum 
»Stand der kommunalen Integrationspolitik 
in Deutschland« deshalb zu dem Schluss, 
dass die Beteiligung von Migrant/innen an 
den kommunalen Entscheidungs- und Ge-
staltungsprozessen mehr Aufmerksamkeit 
verdient.

3. Sozial- und Systemvertrauen als 
Voraussetzung von Gestaltungsvertrauen

Klaus Peter Strohmeier hat wiederholt darauf 
aufmerksam gemacht, dass politische Partizi-
pation in formellen ebenso wie in informel-
len Verfahren in der Regel sozial integrierte, 
mit einem Mindestmaß an Sozialvertrauen 
sowie Vertrauen in die Funktionsfähigkeit 
des Demokratiesystems ausgestattete Bürger/
innen voraussetzt. Vor dem Hintergrund von 
Desintegrations- und Stigmatisierungserfah-
rungen im eigenen Lebensalltag erscheint 
Misstrauen allerdings oftmals als die zumin-
dest subjektiv rationalere Verhaltensoption 
(Strohmeier/Kersting 2003, 242). Auch ne-
gative persönliche Vorerfahrungen (z.B. mit 
kommunalen oder staatlichen Instanzen) 
können eine geringer entwickelte Vertrau-
ensfähigkeit zur Folge haben, so dass ins-
gesamt eher ein »Habitus des Misstrauens« 
vorherrscht (Strohmeier 1997, 174f.; vgl. auch 
Roth 2009, 22ff.).

So bestätigen die Ergebnisse der Milieu-
forschung, dass prekäre Milieus in einem 
eher räumlich und sozial begrenzten Raum 
vorwiegend mit »ihresgleichen« interagieren. 
»Prekäre« pflegen demnach einen einfachen 
Kommunikationsstil, während eine gehobene 
und sehr korrekte, bildungsbürgerliche Spra-
che auf sie schnell abschreckend wirken und 
zum kommunikativen Rückzug führen kann 
(vhw 2013, 184ff.). Die in prekären Lebensla-
gen oftmals anzutreffende eher gestaltungs-
pessimistische, resignativ-apathische Grund-
haltung der Erwachsenen bildet zugleich 
einen prägenden Entwicklungskontext für 
Kinder und Jugendliche (Strohmeier 2010, 
80). Da es sich bei den Programmgebieten 
der Sozialen Stadt überwiegend um demogra-
phisch junge Quartiere handelt, erscheinen 
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positive Beteiligungs- und Mitmach-Erfah-
rungen (sprich »Schulen der Demokratie«) 
um so wichtiger. Zumal die fehlenden eben-
so wie die (insbesondere in jungen Jahren) 
erlebten Angebote zur Beteiligung und Mit-
wirkung und damit verbundene bzw. ausblei-
bende Selbstwirksamkeitserfahrungen ent-
scheidend dafür sind, ob diese Kompetenzen 
verkümmern oder tatsächlich zur Entfaltung 
gelangen (Knauer/ Sturzenhecker 2005).

Vertrauten Menschen wird eher Vertrauen 
zuteil als Fremden (Strohmeier 1997, 169). In 
der Stadt gehört die Begegnung mit Fremden 
(unabhängig von Aspekten der Nationalität 
oder ethnischen Zugehörigkeit bzw. Zuschrei-
bung) aber zum chronischen Normalzustand 
(vgl. Siebel 2015, 195ff.). Insbesondere die 
weniger mobilen und von Prekarisierung be-
troffenen – bzw. bedrohten – Bevölkerungs-
gruppen in den Ankunftsquartieren können 
bei einem andauernden Austausch in der Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung ein 
Gefühl von Vertrautheit mit den Nachbarn 
und damit auch das für die soziale Interakti-
on notwendige »Sozialvertrauen« nur schwer 
entwickeln.

Für das Ziel der Beteiligung und Aktivie-
rung in der Sozialen Stadt können auch »So-
zialkapitalkonzepte« hilfreiche Ansatzpunk-
te liefern (vgl. Huning 2005, 254ff.). Neben 
Normen und Netzwerken stellt nach Robert 
D. Putnam »soziales Vertrauen« ein wesent-
liches Bedingungsmoment für die Bildung 
von Sozialkapital dar. Angesichts der durch-
schnittlich geringeren Verfügbarkeit von 
ökonomischem Kapital kommt gerade in be-
nachteiligten Stadtteilen sozialem Kapital als 
Ressource eine umso höhere Bedeutung zu. 
Dabei sind verschiedene Typen von sozialem 
Kapital zu unterscheiden: So kann vor allem 
bei Zuwander/innen das soziale Bindungs-
kapital (»Bonding social capital«) sehr ausge-
prägt entwickelt und im Sinne einer Binnen-
integration in der eigenen Community in der 
Phase des Ankommens durchaus unterstüt-
zend und hilfreich sein. Es kann langfristig 
allerdings auch exkludierend wirken (»Mobi-
litätsfalle«), da es sich vornehmlich auf die ei-
gene Gruppe richtet. Soziales Brückenkapital 
(»Bridging social capital«) ist hingegen der 
gruppenübergreifenden Interaktion dienlich 
und kann damit inkludierende Wirkungen 
entfalten (vgl. Putnam 2000).

In benachteiligten Stadtteilen mit beson-
ders heterogener und stark fluktuierender 
Bevölkerung übernehmen intermediäre Ins-
tanzen zumeist eine unverzichtbare Katalysa-
torfunktion für das Zustandekommen grup-

penübergreifender Kontakte (vgl. Gesemann/
Roth 2015, 39ff.; vgl. Filsinger 2005, 34). Als 
»Trust-« bzw. »Informations-Broker« tragen 
sie dazu bei, strukturelle Gräben zwischen 
unterschiedlichen Gruppen zu überbrücken 
und durch Transformation von sozialem Bin-
dungskapital in soziales Brückenkapital die 
Inklusionschancen zu erhöhen (IRS 2014, 
6). Über die auf verschiedene Adressat/innen 
zugeschnittenen Anlässe und Gelegenheiten 
für einen gemeinsamen Kommunikations-
prozess kann gewissermaßen der »Humus« 
gebildet werden für ein zivilgesellschaftliches 
Engagement von bis dahin eher auf sich selbst 
bezogenen Bewohner/innen (vgl. Hinte 2001; 
Huning 2005, 264f.). Durch die Zufuhr exter-
ner Ressourcen – etwa die kommunikativen 
Vermittlungs- und Unterstützungsleistungen 
des Quartiersmanagements oder der lokalen 
Gemeinwesenarbeit – soll letztlich darauf 
hingearbeitet werden, dass das Sozialkapital 
der Quartiere über politische Interessenver-
tretung, Lobbyarbeit und damit einhergehen-
de überlokale Vernetzung als soziales Verbin-
dungskapital (»Linking social capital«) sogar 
auf gesamtstädtischer Ebene wirkmächtig 
werden kann.

Entscheidend bei den damit einhergehen-
den sozialen Interaktions- und Lernprozessen 
ist einerseits, welche konkreten Erfahrun-
gen die Bürger/innen miteinander, mit dem 
Quartiersmanagement und der Verwaltung 
machen, andererseits, welche tatsächlichen 
Einflussmöglichkeiten ihnen eröffnet wer-
den (Huning 2005, 264). Dies verweist wie-
derum auf die Notwendigkeit der politischen 
Einbindung der Bewohner/innen und ihrer 
angemessenen Repräsentanz in den lokalen 
Institutionen (vgl. Roth 2009, 18ff.).

4. Beispiele der Beteiligung und Aktivierung 
in der Dortmunder Nordstadt

Sozialräumlicher Arbeitsansatz 
des Planerladen e.V.

Die Verfasser/innen konnten seit den 1980er 
Jahren im Rahmen des Planerladen e.V. viel-
fältige praktische Erfahrungen mit der He-
rausforderung der Beteiligung und Aktivie-
rung sammeln – darunter vor allem auch von 
Migrant/innen. Diese bezogen sich überwie-
gend auf Handlungsansätze in der Dortmun-
der Nordstadt. Als gründerzeitliches Stadt-
erweiterungsgebiet hinter dem Bahnhof mit 
inzwischen wieder über 60.000 Einwohner/
innen fungierte sie schon von Beginn an als 
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Ankunftsort und Integrationsschleuse für Mi-
grant/innen. Typisch ist die fast durchgängig 
überdurchschnittlich hohe Binnen- und Au-
ßenwanderung.

Der Arbeitsansatz des Planerladen, Verein 
zur Förderung demokratischer Stadtplanung 
und stadtteilbezogener Gemeinwesenarbeit 
e.V., basiert auf dem Grundsatz der »aktivie-
renden Einmischung«, d.h. dass Bewohner/
innen »nicht nur individuell kompetent ge-
macht, sondern auch strukturell in die Lage 
versetzt werden, ihre Interessen (…) zu finden 
und zu artikulieren« (Baum 2012, 586). Beim 
»Planen aus der Nähe« wird durch Ortsnähe 
und niedrigschwellige Ansprache auch eine 
kommunikative Nähe ermöglicht. Dies erhöht 
zugleich die Kontakt- und Interaktionschan-
cen mit weniger mobilen und durchsetzungs-
mächtigen Bewohner/innen (Staubach 2013, 
52). Dabei werden nicht nur die lebensweltli-
chen Probleme der verschiedenen Individuen 
und Gruppen in den Blick genommen, son-
dern insbesondere auch die Möglichkeiten 
einer schrittweisen Ressourcenentwicklung 
(»Empowerment«) offen gelegt (vgl. Kabis-
Staubach 2011; Hermanns 2012).

Ein frühes Beispiel der Stärkung der 
Selbstorganisation von Migrant/innen ab 
Mitte der 1980er Jahre umfasste die Unter-
stützung mehrheitlich türkischstämmiger 
Mieter/innen in einem massiv von Instand-
haltungsmängeln und baulichen Verfallser-
scheinungen gezeichneten gründerzeitlichen 
Wohnblock (»Schüchtermann-Block«). Der 
Planerladen begleitete hier die Mieter/innen 
bei der Gründung eines Bewohnervereins, 
der dann eine behutsamere Modernisierungs-
strategie durchsetzen konnte. Die spätere 
Neugestaltung des Blockinnenbereichs unter 
Nutzung öffentlicher Fördermittel und mit 
intensiver Beteiligung der Mieter/innen wur-
de schließlich sogar im Auftrag des Enkels 
des früheren Eigentümers realisiert. In einem 
anderen Fall konnte der Ankauf von zur Pri-
vatisierung anstehenden Werkswohnungen 
(Projekt Borsigstraße) des damaligen Stahl-
konzerns Hoesch mit überwiegend migran-
tischen Haushalten durch die (zu jener Zeit 
noch) landeseigene Ruhr-Lippe-Wohnungs-
gesellschaft initiiert sowie die behutsame 
Modernisierung und die Neugestaltung der 
Hofbereiche vom Planerladen mit intensiver 
Mieterbeteiligung und sozialer Begleitung 
umgesetzt werden (Staubach 1997b).

Ein weiteres Beispiel ist die Unterstüt-
zung einer Gruppe türkischer Frauen, die 
sich um eine angemessene Sprachförderung 
ihrer Kinder in den Schulen sorgte. Die Kern-

gruppe formierte sich schrittweise in den 
Frauengesprächskreisen und Nachbarschafts-
foren des Planerladen e.V.. Im Ergebnis grün-
deten die beteiligten Frauen den Dortmunder 
Türkischen Elternverein DOTEV e.V., der 
sich heute als Lobbyorganisation lokal und 
sogar überregional systematisch für bessere 
Bildungschancen von Kindern und Jugendli-
chen mit Zuwanderungsgeschichte einsetzt. 
Und auch die Entstehung des Vereins »Yeşil 
bostan – Gemüsegarten e.V.« als Trägerverein 
zur Bewirtschaftung einer von türkischstäm-
migen Migrant/innen als Grabeland genutz-
ten Brachfläche im städtischen Eigentum ist 
auf die vermittelnde und aktivierende sozial-
räumliche Arbeit des Planerladen zurückzu-
führen (vgl. Kabis-Staubach 2008; Staubach 
2013, 35).

Selbstorganisation von Neuzuwander/
innen aus Südosteuropa

Ein jüngeres Beispiel der Stärkung von Selb-
storganisationsansätzen, bei dem Gruppen 
erreicht wurden, die in Beteiligungsstrategi-
en zumeist außen vor bleiben, illustriert die 
sozialräumlich angelegte und aufsuchende 
Aktivierungsarbeit »von unten« (vgl. Stau-
bach 2014, 544 ff.). Im Zusammenhang mit 
der Zuwanderung aus den EU-Erweiterungs-
ländern Bulgarien und Rumänien fokussierte 
sich der öffentliche Diskurs vor allem auf die 
Ausweitung der Straßenprostitution sowie 
auf den sog. »Arbeiterstrich«, wo sich Neu-
zuwander/innen angesichts eingeschränkter 
Arbeitnehmerfreizügigkeit als »Tagelöhner/
innen« verdingten. Zudem wurden Neuzu-
wander/innen aus Südosteuropa, unter ihnen 
nicht zuletzt Roma, als Problemverursacher 
für die von der Presse alarmistisch als sog. 
»Ekelhäuser« beschriebenen Erscheinungs-
formen von Desinvestition und Verwahrlo-
sung im Stadtteil angeprangert. Gerade für 
kinderreiche Familien stellten diese herun-
tergekommenen Gebäude oftmals die letzte 
Zufluchtsmöglichkeit dar, da sie auf dem re-
gulären Wohnungsmarkt meist keine Chance 
haben und auch aus den bestehenden Hilfe-
systemen für Wohnungsnotfälle herausfallen. 
Anstatt die Profiteure (Anbieter/innen bzw. 
Vermittler/innen von Schwarzarbeit und Ma-
tratzenlagern, Zuhälter oder Schleuser) anzu-
klagen, wurden massiv deren Opfer angegan-
gen. Dass hier Neuzuwander/innen nicht nur 
mit prekären sondern menschenunwürdigen 
Wohnsituationen zu kämpfen hatten, wurde 
hingegen kaum zum Stein des Anstoßes.
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Mit der im Mai 2011 gestarteten Akti-
on »Blickwechsel« machte der Planerladen 
schließlich darauf aufmerksam, dass bei der 
Diskussion über die Problematik der Stra-
ßenprostitution, der Schwarzarbeit und der 
verwahrlosten Problemimmobilien in der 
Nordstadt die eigentlichen Verursacher und 
Profiteure in das Visier genommen werden 
sollten. Als erster Baustein wurde eine Ban-
ner-Aktion gestartet und ein radikaler Pers-
pektivenwechsel eingefordert: Es ging vor al-
lem um die Abkehr von der vorherrschenden 
»Sündenbockpolitik«. Als weiteren Anstoß 
für einen Blickwechsel verstand der Planerla-
den auch die mit anderen Institutionen (u.a. 
Mieterverein Dortmund, Obdachlosenzeit-
schrift bodo) organisierte Veranstaltung zur 
Situation der Roma im Viertel Stolipinowo in 
Plowdiv (Bulgarien). Im Rahmen aufsuchen-
der und aktivierender Gespräche im Vorfeld 
der mit ca. 150 Menschen gut besuchten Vor-
führung des Dokumentarfilms »Im Ghetto – 
die Roma von Stolipinowo« im Depot-Theater 
hatten sich Mitarbeiter/innen des Planerla-
den darum bemüht, auch Neuzuwander/in-
nen von der Sinnhaftigkeit einer Teilnahme 
zu überzeugen. Tatsächlich hatte die Banner-
Aktion dafür eine erste Vertrauensbasis ge-
schaffen. Sie wurde von den Betroffenen als 
klares Signal des gegenseitigen Respekts und 
der Einforderung von fundamentalen Men-
schenrechten verstanden. Nach der Filmprä-
sentation fand ein Podiumsgespräch statt, in 
das sich auch die ca. 30 Vertreter/innen aus 
den Reihen der EU-Neubürger/innen aus 
Bulgarien aktiv einbrachten (Staubach 2013, 
43ff.). Erstmals wurde nicht »über«, sondern 
»mit« ihnen geredet.

Ab Herbst 2013 begleitete der Planerladen 
über mehrere Monate den Prozess der Grün-
dung einer Selbstorganisation von Zuwande-
rer/innen aus Bulgarien und Rumänien als 
»Solidaritäts- und Freundschaftsverein der 
Neuzuwanderer Dortmund e.V.« mit heute 
über 70 Mitgliedern – darunter auch Roma. 
Als EU-Bürger/innen steht diesen ein Wahl-
recht auf der kommunalen Ebene zu. Kurz vor 
den Kommunalwahlen 2014 fand auf Initiati-
ve des vom Planerladen mit über 30 Koopera-
tionspartner/innen gegründeten »freundes-
kreis nEUbürger und roma« im Stadtteil eine 
Diskussionsveranstaltung mit den zu dieser 
Zeit im Rat vertretenen demokratischen Par-
teien statt. Im Anschluss daran stellte sich der 
bis dahin amtierende und schließlich auch 
neue Oberbürgermeister den Fragen von ca. 
100 Neuzuwander/innen und hieß diese in 

Dortmund ausdrücklich auch persönlich will-
kommen.

Erfolgsfaktoren gelingender sozialräumlicher 
Beteiligung und Aktivierung

In der Nordstadt ist bis in die jüngste Vergan-
genheit eine ausgesprochen geringe Präsenz 
sozial benachteiligter Haushalte sowie gene-
rell auch von Migrant/innen bei den Beteili-
gungsangeboten an den verschiedenen Pro-
grammen der Sozialen Stadt festzustellen. 
Seitens der institutionellen Akteure wurde 
dies stets mit fehlender Beteiligungs- und En-
gagementbereitschaft der betreffenden Haus-
halte erklärt. Es sei eben ungemein schwer, an 
die Betroffenen heranzukommen und diese 
einzubinden, da diese sich in ihre abgeschot-
teten »Parallelgesellschaften« zurückzögen.

Die Erfahrungen des Planerladens spre-
chen allerdings dafür, dass diese offensicht-
lichen Selektivitäten zum einen wesentlich 
dem Charakter und den Formaten der jewei-
ligen Beteiligungsangebote geschuldet sind. 
Beteiligungsrunden, in denen die politischen, 
administrativen und sonstigen institutionel-
len Stakeholder – nicht nur zahlenmäßig – 
überlegen sind, fehlt es deutlich an Zugangs-
offenheit für nicht-organisierte Bewohner/
innen. Zum anderen erweist sich die geringe 
interkulturelle Öffnung vieler institutioneller 
Akteur/innen als massive Zugangsbarriere. 
Dass der seit 2011 für die Stadt Dortmund 
im Quartiersmanagement-Nordstadt tätige 
Träger es sich leisten konnte, auf eine dezi-
dierte interkulturelle Ausrichtung in der Be-
setzung des mehrköpfigen Teams zu verzich-
ten, obwohl weit mehr als zwei Drittel der 
Bewohnerschaft des Stadtteils einen Migra-
tionshintergrund aufweisen, spricht für sich 
(Kabis-Staubach/Staubach 2012, 21).

Neben Kultur- und Sprachvermittler/in-
nen ist der »Dialog auf Augenhöhe« eine Vo-
raussetzung für gelingende Kommunikation. 
Dabei muss zugleich auf geeignete Formate 
der Ansprache zurückgegriffen werden (u.a. 
aufsuchende Arbeit). Ist durch praktische 
Hilfen und verlässliche Kommunikation erst 
eine tragfähige Vertrauensbasis aufgebaut, 
stellt sich schrittweise auch die vielfach ein-
geforderte Kooperations- und Mitwirkungsbe-
reitschaft ein (vgl. Kabis-Staubach/Staubach 
2012). Bei der Ansprache der Neuzuwander/
innen aus Südosteuropa waren seitens des 
Planerladens zunächst vor allem auch Tür-
kisch sprechende Mitarbeiter/innen im Ein-
satz. Zusammen mit dem über die Banner-
Aktion erarbeiteten Vertrauensvorschuss 
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konnte so relativ unvermittelt ein Kontakt zu-
nächst zu den oft auch des Türkischen mäch-
tigen Bulgar/innen aufgebaut werden. Die 
bunte Zusammensetzung des Teams bringt 
nicht nur Vorteile für die interkulturelle Kom-
petenz und Sprachfähigkeit, sondern wird 
von der Klientel nicht zuletzt als Signal der 
eindeutigen Wertschätzung von Vielfalt und 
der Anerkennung von Differenz wahrgenom-
men (vgl. Hanhörster/Reimann 2009, 15). Da-
bei kann es nicht schaden, dass ein Großteil 
der Mitarbeiter/innen nicht bloß temporär 
unter der Woche im Stadtteil Präsenz zeigt, 
sondern auch selbst dort wohnt. Dies bleibt 
bei der Klientel durchaus nicht unbemerkt, 
vermittelt Augenhöhe und eröffnet zugleich 
zusätzliche Einblicke in die Lebenswelten 
und -lagen der Bewohner/innen – den ent-
sprechend professionellen Umgang mit Nähe 
und Distanz natürlich vorausgesetzt.

5. Ansatzpunkte für mehr Vielfalt und 
soziale Inklusivität bei der Beteiligung 
und Aktivierung im Stadtteil

Vertrauensbildende Maßnahmen

Angesichts eines vor allem in Ankunftsstadt-
teilen insgesamt hochgradig fluktuierenden 
Umfeldes braucht es »Kümmerer«, die mit 
hoher interkultureller Kompetenz, Authen-
tizität und ausgeprägter Empathiefähigkeit 
kontinuierliche Beziehungsarbeit leisten und 
schrittweise Vertrauen aufbauen. Bei einer 
chronisch misstrauisch-gestaltungspessimis-
tischen Klientel bedarf dies zunächst vor al-
lem vertrauensbildender Erfahrungen. Dies 
setzt nicht zuletzt entsprechende (Zeit-)Res-
sourcen voraus.7

Als Katalysatoren der hier in Gang zu set-
zenden sozialen Interaktions- und Austausch-
prozesse erfordert dies von den Kümmerern 
neben Offenheit und Einfühlungsvermögen 
sowie der Fähigkeit zum »aktiven Zuhören« 
vor allem auch ein hohes Maß an »lebenswelt-
licher Kundigkeit« (Filsinger 2005, 35f.). Glei-
chermaßen braucht es ein breites fachliches 
Know-how zur Lösung von Alltagsproblemen 
– zumindest aber zur Herstellung von Zugän-
gen zu den entsprechenden sozialen Hilfesys-
temen. Dies setzt verlässliche Schnittstellen 
zu den lokalen Beratungs- und Betreuungsin-
frastrukturen und damit eine gut entwickelte 
sozialräumliche Vernetzung voraus. Wegen 
seiner »Schlüsselfunktion« sollte ein Quar-
tiersmanagement-Team zudem möglichst in-

terdisziplinär mit Planungs- und Sozial-Profis 
aufgestellt sein.

Interkulturelle Öffnung von 
Beteiligungsansätzen

Die interkulturelle Öffnung von Beteiligungs-
angeboten kann in Quartieren der Sozialen 
Stadt Impulse zur Reduzierung des notori-
schen »Vertretungsdefizits« liefern. Ange-
sichts einer deutlich wachsenden Deckungs-
ungleichheit zwischen den Bewohner/innen 
und den (Wahl-)Bürger/innen kommen gera-
de auf die lokalen Politiker/innen neue An-
forderungen zu. Sie stehen nun um so mehr 
in der Verantwortung, nicht nur die Anlie-
gen ihrer traditionellen politischen Klientel, 
sondern einer sehr heterogenen Gesamtbe-
völkerung abzuwägen und auszubalancieren 
(Staubach 2014, 553). Damit sich die Vielfalt 
des Stadtteils stärker im Handeln der institu-
tionellen Stakeholder widerspiegelt, ist eine 
»systematische Diversity-Strategie« zu entwi-
ckeln (Beer 2013). Diese sollte ein elementarer 
Baustein des Integrierten Handlungskonzep-
tes sein, um die Chancen von Vielfalt gezielt 
für die Zukunftsfähigkeit des Stadtteils zu 
nutzen.

Mit der quantitativ deutlich zunehmenden 
Vielfalt in der eigenen Mieterschaft ist inzwi-
schen auch in der institutionellen Wohnungs-
wirtschaft die Bereitschaft gestiegen, sich im 
Hinblick auf Migrant/innen kundenorientier-
ter aufzustellen. Neben spezifischen Service-
Angeboten kommt hier der interkulturellen 
Schulung und dem Training der Mitarbeiter/
innen mit Kundenkontakt sowie einer ent-
sprechend klaren Positionierung der Unter-
nehmensleitung eine besondere Bedeutung 
zu. Darüber hinaus gilt auch hier die Nähe 
zum Kunden durch Quartiersbezug und -prä-
senz (z.B. Vor-Ort-Teams) als ein entschei-
dender Erfolgsfaktor (GEWOS 2015, S. 45ff.).

Beim Aufbau eines »interkulturellen 
Quartiersmanagements« (Filsinger 2005) 
geht es nicht nur um die Einführung »inter-
kultureller Tandems«. Besonders wichtig sind 
möglichst zugangsoffene und lebensweltnahe 
Gelegenheitsstrukturen zur gruppenüber-
greifenden Begegnung, die als möglichst 
neutrale »Orte der Integration« aufeinander 
abgestimmte Angebote und Anlässe für un-
terschiedliche Nutzergruppen bieten (vgl. 
Heckenroth u.a. 2014, 137; BBSR 2015). Die 
verantwortlichen Moderator/innen interkul-
tureller Begegnung müssen entsprechend 
Haltung zeigen, indem sie sich bei diskrimi-
nierenden oder gar rassistischen Äußerungen 
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keinesfalls bedeckt halten, sondern vielmehr 
eine Kultur der Anerkennung und des gegen-
seitigen Respekts einfordern. Nur so bleiben 
sie gegenüber den von Diskriminierung und 
Stigmatisierung Betroffenen glaubwürdig 
und können den notwendigen Schutzraum 
für interkulturelle Dialogprozesse sichern. 
Dabei ist ihre vordringliche Aufgabe die Ver-
sachlichung ethnisch aufgeladener Diskurse 
(Staubach 2010).

Darüber hinaus geht es um die Thema-
tisierung und Moderation bzw. Vermittlung 
konfligierender Interessen. Diese gilt es zu 
entethnisieren und auf ihre sozioökonomi-
schen Bedingtheiten oder unterschiedliche 
Lebensstilorientierungen zurückzuführen. 
Zum vorherrschenden Integrationsmodus 
wird hier statt Konfliktvermeidung die Regu-
lierung und Zivilisierung, d.h. letztlich die 
Austragung von Konflikten (Sander/Heitmey-
er 1997, 448f.). Ganz im Sinne der von dem 
Sozialpsychologen Gordon W. Allport (1954) 
entwickelten »Kontakthypothese« werden 
etwa durch moderierende Intervention die 
notwendigen Voraussetzungen für einen er-
folgreichen Ausgang von gruppen- und mili-
euübergreifenden Kontakten geschaffen und 
deren potenziell vorurteilsreduzierende Wir-
kungen genutzt (Asbrock u.a. 2012; Staubach 
2010, 2016; Anhut/Heitmeyer 2000). Auch 
dies geht nicht ohne entsprechende Kompe-
tenzen und (Zeit-)Ressourcen. 

Soziale Inklusivität der Beteiligungsformate 
und -settings sicherstellen

Mit der interkulturellen Öffnung vorhan-
dener Partizipationsangebote allein ist es 
aber nicht getan. Insbesondere die sozialen 
Selektivitäten, die mit den gängigen Betei-
ligungsangeboten einhergehen, sprich ihre 
Mittelschichtslastigkeit, sind damit noch kei-
nesfalls überwunden. Dies verweist auf die 
Notwendigkeit einer »Passung« zwischen den 
objektiven und subjektiven Beteiligungsdis-
positionen der Partizipant/innen einerseits 
und den Beteiligungsformaten und -settings 

andererseits (vgl. auch Staubach 1997a, 69f.; 
Fritsche/Güntner 2014, 314f.). Bleibt die Un-
gleichheit in den Beteiligungsvoraussetzun-
gen unberücksichtigt, entsteht Beteiligungs-
ungerechtigkeit (Knauer/Sturzenhecker 
2005).

Bei von Armut und Ausgrenzung betrof-
fenen Akteur/innen steht vor allem der kurz-
fristige persönliche Nutzen im Vordergrund. 
Deshalb sind für sie am ehesten projekthafte 
Angebote interessant. Erfolg versprechend 
sind vor allem Beschäftigungs- und Quali-
fizierungsoptionen mit regulärer Erwerbs-
perspektive oder aber Gelegenheiten zum 
Selber-Machen und zur Selbstversorgung 
(z.B. Mietergärten nach subsistenzwirtschaft-
lichem Prinzip zur Deckung des Eigenbe-
darfs), bei denen sie durch eigenes Tun ihre 
unmittelbaren Lebensbedingungen konkret 
erfahrbar positiv verändern (Strohmeier/
Kersting 2003, 244f.; vgl. Steckel 2008, 34f.).

Am Anfang der Quartiersentwicklung 
sollte immer eine »Stakeholder-Analyse« ste-
hen, mit deren Hilfe sowohl die bereits viru-
lenten als auch die noch stillen potenziellen 
»anspruchsberechtigten Interessen« syste-
matisch identifiziert und beleuchtet werden. 
Durch die Feinjustierung in der Ansprache 
sowie der Verfahren und Formate kann den 
Vorerfahrungen und den lebensweltlichen 
Anforderungen der lokalen Stakeholder 
Rechnung getragen werden (»lokale Maßar-
beit«). So können beteiligungsungewohnte 
Gruppen, darunter Migrant/innen ebenso 
wie Jugendliche, eher über »entgegenkom-
mende Strukturen« sowie personenbasier-
te Kommunikation erreicht werden (z.B. 
»Peergroup«-Mentoren bzw. -Lotsen, Mund-
zu-Mund-»Propaganda«).8 Für Begegnung 
und Interaktion sollten möglichst lebenswelt-
nahe Orte gewählt werden, die keine wichti-
gen Stakeholder ausschließen. Nur auf diese 
Weise kann das auch bei benachteiligten Be-
wohner/innen prinzipiell durchaus vorhan-
dene Beteiligungs- und Engagementpotenzial 
freigelegt und mobilisiert werden (vgl. Hal-
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lenberg 2014, 111; Kabis-Staubach/Staubach 
2008).

Anmerkungen

(1) »Fokuswohnquartiere« bilden die Haupt-
Wohnstandorte von Migrant/innen. Hier 
überlagern sich hohe wohnörtliche Konzent-
ration an Haushalten mit Migrationshinweis 
und sehr geringe Kaufkraft. In Deutschland 
wurden rd. 1.500 von Zuwanderung geprägte 
Quartiere mit dieser Konstellation identifi-
ziert, die sich auf mehr als 550 Kommunen 
verteilen (BMVBS 2010, 18).

(2) Im Folgenden wird ein erweitertes Ver-
ständnis von »Partizipation« zugrunde ge-
legt, wie es in seinem normativen Anspruch 
in Programmansätzen der »Sozialen Stadt« 
zum Tragen kommt. Es reicht weit über das 
formal-rechtliche Verständnis der Beteiligung 
von Bürger/innen an öffentlichen Planungs-
verfahren hinaus, begreift diese vielmehr als 
handelnde Subjekte mit je spezifischen Inter-
essen, Sichtweisen und Ressourcenverfügbar-
keiten (vgl. Selle 2013). Zugleich reflektiert es 
den in der gebietsbezogenen Städtebauförde-
rung erfolgten Paradigmenwechsel von der 
vorwiegend defizitorientierten und kompen-
satorischen Intervention von oben hin zur 
ressourcenorientierten und integrierten Ent-
wicklung von Quartieren auf der Basis lokaler 
Partnerschaften (vgl. Froessler u.a. 1994).

(3) Dazu gehören u.a.: beteiligungskompass.
org; mitarbeit.de; oegut.at; participedia.net; 
partizipation.at ; peopleandparticipation.net; 
stadtteilarbeit.de; wegweiserbuergergesell-
schaft.de

(4) Die Angebote digitaler Beteiligung eröff-
nen angesichts der »digitalen Spaltung« vor 
allem den beteiligungsgeübten bildungs- und 
technikaffinen Gruppen neue Partizipati-
onswege und verstärken damit tendenziell 
zusätzlich deren Artikulationskraft (vgl. vhw 
2013).

(5) Auch die für die soziale Integration in 
Nachbarschaft und Quartier in den Ankunfts-
stadtteilen oftmals sehr bedeutsame instituti-
onelle Wohnungswirtschaft tat sich lange Zeit 
schwer damit, sich in ihren Serviceangeboten 
und mieterorientierten Kommunikationsan-
strengungen vermehrt für die spezifischen 
Belange migrantischer Mieter/innen zu öff-
nen (vgl. Staubach 2005; Münch 2012, 421ff.).

(6) Zur Aufhellung des diesbezüglichen Er-
kenntnis- und Wahrnehmungsdefizits haben 
inzwischen diverse Studien beigetragen (vgl. 
u.a. Huth 2002 und 2012; Halm/Sauer 2007; 
Kabis-Staubach/Staubach 2008; Müssig/
Worbs 2012). In dem aktuellen Freiwilligen-
survey 2014 wurde schließlich darauf Wert 
gelegt, die bisherigen systematischen Selek-
tivitäten möglichst zu vermeiden (vgl. Simon-
son u.a. 2016).

(7) Der in Bezug auf das örtliche Quartiers-
management vielfach zu hörende Slogan 
»Wir kommen, um zu gehen« (vgl. Schön 
2016, 221) erweist sich damit als dysfunktio-
nal. Denn angesichts eines ständigen »Kom-
mens und Gehens«, das auch vor den lokalen 
Vertreter/innen der institutionellen Akteure 
(Wohnungswirtschaft, Verbände, Parteien 
etc.) keineswegs halt macht, muss das Quar-
tiersmanagement in einem Ankunftsstadtteil 
neben anderen sozialräumlichen Integrati-
onsorten einen zusätzlichen verlässlichen 
Ankerpunkt bieten.

(8) Frank Gesemann und Roland Roth (2015, 
41) verweisen im Hinblick auf die Aktivie-
rung und Mobilisierung der Engagement-
potenziale von Migrant/innen hier zu Recht 
auf die Notwendigkeit der Einbeziehung von 
Multiplikator/-innen und die Kooperation mit 
Migrantenselbstorganisationen.
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Abstract

Entscheidungen in der Stadtplanung werden im Kontext einer Gesellschaft getroffen, in der 
Wissen zur wichtigsten Ressource gehört. Sehr viel Wissen schlummert in der lokalen Bevöl-
kerung – auch abseits von Bürgerinitiativen und Interessengruppen. Wie kann man dieses 
Wissen erheben und es effektiv in den Planungsprozess einbeziehen? Neue Technologien, wie 
kartenbasierte Internetbeteiligungsforen, unterstützen den Austausch mit den Menschen vor 
Ort und ermöglichen einen gegenseitigen Lernprozess zwischen und innerhalb der BürgerIn-
nen, PlanerInnen und EntscheidungsträgerInnen. Wir zeigen Beispiele verschiedener Städte in 
denen räumliche Informationen von BürgerInnen den Planungsprozess in den unterschiedli-
chen Phasen unterstützen. 

Sarah Gottwald, M.Sc., hat 
Geographie und Umweltplanung 
an der CAU Kiel und der TU 
Berlin studiert. Sie promoviert 
an der LU Hannover zu dem 
Thema Bürgerbeteiligung 
und Planungsprozessen und 
unterstützt Maptionnaire 
Projekte im deutschsprachigen 
Raum. Dr. Maarit Kahila, hat 
an der Aalto Universität zu 
Entscheidungsunterstützungs-
systemen in der Planung 
promoviert. Sie ist Mitgründerin 
von Mapita und Mitentwicklerin 
der Mapitonnaire Anwendung. 
Neben der Arbeit in der Forschung 
unterstützt sie mit Mapita 
Bürgerbeteiligungsprozesse. Dr. 
Anna Broberg, hat an der Aalto 
Universität zu kinderfreundlichen 
Städten promoviert. Sie ist 
Mitgründerin von Mapita und 
Mitentwicklerin der Maptionnaire 
Anwendung. Als CEO von Mapita 
berät und unterstützt sie Kunden in 
der Anwendung von Maptionnaire, 
um Bürgerbeteiligungsprozesse 
effizient zu gestalten. 

Neue Herausforderungen in der Stadtplanung 
und neue Möglichkeiten für Beteiligung

Die Stadtplanung wägt stets zwischen Ent-
wicklung und Veränderung der Lebensum-
welt auf der einen Seite und dem Erhalt des 
Bestehenden und Charaktergebenden auf der 
anderen Seite ab. Auf diese Herausforderung 
trifft man auch in vielen deutschen Städten 
und Gemeinden, die zum Beispiel auf neue 
Lebensformen (steigende Zahl der Single-
haushalte), Arbeitsstrukturen (Pendler mit 
Teilzeitwohnbedarf) oder Migration reagieren 
müssen ohne die bestehende Lebensqualität 
der BürgerInnen einzuschränken. 

Gleichzeitig werden die Städte immer 
»smarter«: Sie nutzen digitales Wissen zum 
Erreichen nachhaltiger Entwicklungsziele. 
Wissen wird zur wichtigsten Ressource un-
serer Gesellschaft und PlanerInnen müssen 
dem Rechnung tragen (Streich 2005). Um 
Städte sinnvoll zu planen, bedarf es vieler 
Akteure. Eine zentrale Aufgabe der PlanerIn-
nen ist es, verschiedene Akteure der Zivilge-
sellschaft zu vernetzen und sie durch digitale 
Werkzeuge und Prozesse zu unterstützen. So 
entwickelt sich die Rolle des Stadtplaners in 
der intelligent vernetzten Gesellschaft zu ei-
nem Moderator, der die komplexen Entwick-
lungsmuster versteht. Digitalisierung kann 
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lunteer Geographic Information, VGI) und 
PPGIS unterschieden werden. Durch VGI 
Methoden erhobene Daten werden nicht ex-
plizit angefordert, sondern spontan durch 
Freiwillige gesammelt und bereitgestellt. 
Bekannte VGI Projekte sind Wikimapia und 
OpenStreetMap. Im Gegensatz dazu, werden 
PPGIS Daten von einer bestimmten Dienst-
stelle (Universität, Planungsbüro, Amt) an-
gefordert, zum Beispiel während eines For-
schungsprojekts oder eines partizipativen 
Planungsprozesses. 

Tulloch (2008) beschreibt PPGIS als ein 
Feld innerhalb der Geoinformationswissen-
schaften, welches sich mit den verschiedenen 
Formen beschäftigt, wie die Öffentlichkeit 
unterschiedliche räumliche Technologien 
nutzt, um sich an Planungsprozessen zu be-
teiligen. PPGIS ermöglicht darüber hinaus 
Kommunikation direkt auf der Karte oder 
dem Planungsentwurf in einem verständli-
chen visuellen Format, welches auch für Per-
sonen ohne technische Expertise zugänglich 
ist (Carver et al. 2001). 

PPGIS und VGI sind verwandte Begriffe, 
die einen Prozess zur Erfassung und Nut-
zung von räumlichen Informationen durch 
die Öffentlichkeit beschreiben (Brown & 
Kyttä 2014). Während PPGIS Instrumente 
häufig webbasiert und in der Forschung ent-
standen sind, wurden VGI Instrumente eher 
von Laien entwickelt, um freiwillig geogra-
phische Daten zu erstellen, zu sammeln und 
zu verbreiten (Goodchild 2007; Hall et al. 
2010). VGI ermöglicht das »crowdsourcen« 
von räumlichen Informationen, welche von 
einer großen Anzahl von Menschen in der 
online Community erzeugt wurden (Sui et 
al. 2012). Obwohl gemeinsames Entscheiden 
als eines der Ziele von »Crowdsourcen« ver-
standen werden kann, geht es in den meisten 
VGI Projekten eher um das Sammeln und 
Visualisieren räumlicher Informationen zu 
bestimmten Themen. Für PPGIS und VGI va-
riieren die Ziele, der geographische Kontext, 
die Datenqualität, die Stichprobenmethode, 
die Datenerhebung, die Eigentumsrechte 
der Daten und die verwendete Kartierungs-
technologie je nach Projekt (Brown & Kyttä 
2014). Anders als in PPGIS Projekten, ist die 
Datenvalidierung durch Stichproben nicht 
Kernbestandteil von VGI Projekten. Obwohl 
PPGIS und VGI Instrumente das Potential 
haben, Informationen von einer breiten Be-
völkerungsmasse zu sammeln, geschieht dies 
nicht automatisch. In vielen PPGIS Projekte 
war die Erreichbarkeit limitiert und nur ein 

Beteiligungsprozesse verbessern und die un-
terschiedlichen Stimmen einer vielfältigen 
Gesellschaft effizient aufnehmen und wieder-
geben. Traditionelle Beteiligungsmethoden 
können ergänzt werden durch Instrumente, 
welche Soziale Medien und andere Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien 
(ICT) nutzen, wie zum Beispiel Web-basierte 
Geoinformationssyteme (webGIS). Die zen-
trale Frage ist nicht, wer die Beteiligung or-
ganisiert, sondern wie die verschiedenen Be-
teiligungspraktiken – formell und informell 
– kombiniert und die gewonnenen Informa-
tionen in den Beteiligungsprozess integriert 
werden können. 

Demokratische und effiziente Beteili-
gungsprozesse fordern die Berücksichtigung 
verschiedener Möglichkeiten zur Einbindung 
der BürgerInnen. Mit existierenden Beteili-
gungsmethoden und -prozessen, wie öffent-
lichen Anhörungen, Workshops, etc. kann 
eine inklusive und effektive Mitwirkung nur 
bedingt geleistet werden, da diese Methoden 
eher BürgerInnen anziehen, die fähig und 
geübt sind ihre Meinung zu äußern und zu-
sätzlich zeitlich verfügbar sind. Stadtplanung 
sollte offener gegenüber kontroversen Mei-
nungen der allgemeinen Öffentlichkeit sein. 
Obwohl die Digitalisierung viele neue und in-
spirierende Möglichkeiten zur Unterstützung 
von Beteiligungsprozessen hervorgebracht 
hat, sollten die Nutzung und der Nutzen mit 
Bedacht in Bezug auf den jeweiligen spezifi-
schen Planungsprozess eingeschätzt werden. 

Ein Beispiel des voranschreitenden Digi-
talisierungsprozesses im Bereich der parti-
zipativen Stadtplanung sind webGIS Instru-
mente, wie Öffentlichkeitsbeteiligungs-GIS 
Methoden (aus dem Englischen: Public Par-
ticipation GIS, PPGIS). Im weiteren Verlauf, 
werden wir eine kurze Einführung zu PPGIS 
geben und die Potentiale und Herausforde-
rungen von PPGIS Instrumenten in den ver-
schiedenen Planungsphasen diskutieren und 
mit von uns begleiteten Fallstudien illustrie-
ren. 

Wenn BürgerInnen Ihre eigenen Erfahrungen, 
Werte und Meinungen kartieren 

Forscher und Praktiker verschiedener Diszip-
linen haben unterschiedliches Vokabular bei-
getragen, um partizipative GIS zu beschrei-
ben (z.B. Brown & Kyttä 2014). Räumliche 
Daten, gesammelt von verschiedenen infor-
mellen Quellen, können grob in Freiwillige 
Geoinformationen (aus dem Englischen: Vo-
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kleiner Teil der Bevölkerung nahm an Umfra-
gen teil (Schlossberg & Shuford 2005).

Die kommerzielle Maptionnaire Anwendung 
ist zunächst, im Jahr 2005, als SoftGIS Me-
thodik an der Aalto Universität in Finnland 
entwickelt worden. Maptionnaire ermöglicht 
jedem ohne GIS- und Programmier-Fähig-
keiten PPGIS Umfragen zu erstellen und die 
Daten zu analysieren (https://maptionnaire.
com/). Maptionnaire ist ein sehr fortgeschrit-
tenes Beispiel für PPGIS und wurde bereits 
von über 30.000 Finnen genutzt. Auch in an-
deren Ländern wie Deutschland, Japan, Aust-
ralien, Neuseeland, den USA, Polen, Portugal, 
Iran, Österreich, Mexiko und Brasilen wird 
es bereits eingesetzt. Maptionnaire ist ein 
Internet-basiertes PPGIS Instrument, wel-
ches es ermöglicht räumliche Erfahrungen 
der BürgerInnen zu erheben und dieses Wis-
sen in Forschungsprojekte und Planungspro-
zesse zu integrieren (Kahila & Kyttä 2009). 
Mit dieser Methodik wurden bereits Erhebu-
nen zu verschiedenen Themen (z.B. kinder-
freundliche Stadt, wahrgenommene Sicher-
heit, Zugang zu Ökosystemleistungen, Abb.1) 
und mit unterschiedlichen Gruppen (u.a. 
Kinder, Jugendliche und Ältere Menschen, 
Gottwald et al. 2016, Kyttä et al. 2012) durch-
geführt. (Abb. 1). Folgend werden wir auf die 
Erfahrungen der letzten Jahre zurückgreifen 
und einen kritischen Blick auf die Anwen-
dung von PPGIS Instrumenten und Einbin-
dung von PPGIS Daten in den verschiedenen 
Phasen des Planungsprozesses werfen. 

Der Einsatz von PPGIS Daten in den 
verschiedenen Planungsphasen

Das Partizipative Planungsunterstützungssys-
tem ist ein konzeptueller Ansatz, der genutzt 
werden kann, um Planungsprozesse mit ver-
schiedenen Beteiligungsinstrumenten und 
-aktionen zu unterstützen (Kahila 2015). Der 
Ansatz hebt Beteiligung als soliden und kon-
tinuierlichen Bestandteil des Planungs- und 
Entscheidungssystems hervor. Partizipative 
Planungsunterstützungssysteme basieren 
auf einem wissensbasierten Planungsansatz. 
Das bedeutet: (1) Offenheit für verschiedenen 
Wissensformen, (2) Akzeptanz kontrover-
ser Perspektiven der Akteure, (3) Integration 
verschiedener Beteiligungsinstrumente und 
-praktiken in den Planungsprozess und (4) 
Sensitivität für lokale Praktiken und Kontexte.

Folgend werden die verschiedenen Planungs-
phasen und die Rolle von Beteiligung vorge-
stellt. Dabei beziehen wir uns auf den metho-
dischen Ansatz zur partizipativen Planung 
von Horelli (2002), dieser stellt einen spiral-
förmigen Zyklus bestehend aus den Phasen 
der Initiierung, der Planung und des Designs 
(Planentwürfe und Planungsentscheidung), 
der Implementierung, Evaluierung und War-
tung und der Verwaltung des Bestehenden 
dar (Abb.  2). Ein besonderer Fokus liegt im 
Folgenden auf den Potentialen und Heraus-
forderungen von PPGIS Instrumenten in der 
Unterstützung der Beteiligung. Beispiele ver-
schiedener Städte, die mit Maptionnaire gear-
beitet haben, illustrieren die Anwendung. Die 
größte Herausforderung ist es, die Konzepte, 
Ideen und Instrumente in die tägliche Pla-
nungspraxis zu integrieren. Daher ist es das 
Ziel die vorhandene Lücke zwischen verfüg-

Abbildung 1: PPGIS in der 
Stadtplanung- und Forschung, 
Auswahl verschiedener 
Themenbereiche ©Maarit 
Kahila 2017

Abbildung 2: Methodischer 
Ansatz zur partizipativen 
Planung, Horelli 2002, S.615
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baren Möglichkeiten und tatsächlicher An-
wendung zu spezifizieren. 

Was und wo ist eigentliche das 
Problem? – Frühe Initiierung

In der frühen Initiierungsphase eines Pla-
nungsprozesses, sollte die Auswahl der ak-
tuellen Probleme und Planungsgegenstände 
durch einen Beteiligungsprozess unterstützt 
werden. Derzeitig geschieht dies in der Stadt-
planung eher selten. Die Initiierungsphase 
sollte sowohl die Rolle informeller Wissens-
kreierung durch öffentliche Diskussionen, 
unterstützt durch digitale Instrumente, als 
auch die Rolle formellen Wissens durch ver-
schiedene Studien, anerkennen. Daher kann 
diese Phase häufig in die Evaluierungsphase 
übergehen (siehe unten). Gegenwärtig ist die 
Rolle der Beteiligten eher schwach in dieser 
Phase. EntscheidungsträgerInnen, Plane-
rInnen und Interessengruppen aber auch 
individuelle Akteure könnten ihren Beitrag 
leisten und den Problemfindungsprozess zu 
beeinflussen, der zur Eröffnung eines neuen 
Planungsprozesses führt. 

Unsere Beobachtungen zeigen, dass PP-
GIS Instrumente hier sehr hilfreich sind. 
Sie können für eine systematische und breit 
angelegte Datenerhebung genutzt werden, 
welche eine Grundlage zur Problemidentifi-

zierung bildet oder positive und schützens-
werte Aspekte des Stadtbildes hervorhebt. 
Bisher gibt es nur begrenzte Hinweise, dass 
die gesammelten Daten signifikante Wirkung 
hatten und z.B. zur Initiierung neuer Projek-
te führten. Verschiedene VGI-Instrumente 
können ebenfalls ihren Beitrag in der initia-
len Phase leisten: durch freiwilliges Erheben 
und Teilen von Wissen und raumbezogene 
Diskussionen wird Lernen und Vertrauensbil-
dung gefördert. Das Ziel in dieser frühen Pha-
se ist es Ideen und Initiativen zu sammeln. 
Während das Sammeln der Ideen relativ 
leicht realisierbar ist, ist die Verbindung zum 
formellen Planungsprozess eine Herausfor-
derung. Dazu bedarf es mehr Transparenz 
und Kommunikation zwischen PlanerInnen, 
EntscheidungsträgerInnen und BürgerInnen. 

Fallbeispiel: Der Unicampus zu 
Fuß und mit dem Rad

Die Immobilienfirma Aalto University Pro-
perties wollte wissen, wie Menschen sich auf 
dem Otaniemi Campus bewegen – und wie 
die Bewegungsfreiheit verbessert werden 
kann. Das Ziel ist es einen nutzerfreundli-
chen Campus zu entwickeln, auf dem Radfah-
ren und Zufußgehen so einfach wie möglich 
sein wird. In einer kartenbasierten Umfrage 
markierten die TeilnehmerInnen (Studieren-
de und Mitarbeitende) ihre täglichen Wege 

Abbildung 3: Gemeinsames 
Gestalten des Otaniemi 

Campus, Espoo, Finnland, 
2016, https://maptionnaire.

com/en/1488/
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Abbildung 4: 
Bürgerbeteiligung für die 
Erstellung des Helsinki 
Masterplans, 2015, https://
maptionnaire.com/en/

»Wir erreichten eine exzellente 
Anzahl an TeilnehmerInnen 
und erhielten viele Einträgen. 
Die Umfrage war ein Erfolg.
[…] Ich glaube, dass die 
Umfrageergebnisse als 
Hintergrundmaterial für 
eine umfangreiche Zahl 
zukünftiger Projekte genutzt 
werden.« – Heikki Mäntymäki, 
Kommunikationsmanager, 
Abteilung für Stadtplanung, 
Helsinki, Finnland (aus dem 
Englischen)

und wichtigsten Orte und wo zusätzliche Aus-
stattungen wünschenswert wären. Zusätzlich 
wurde zu jedem markierten Weg oder Ort 
erfragt, wie diese erreicht werden. Die Be-
fragten gaben zahlreiche Hinweise. Die um-
fassende Umfrage wird für die langfristige 
Entwicklung des Campus genutzt. 

Was soll sich ändern und wo? – Initiierung

In der Initiierungsphase wird das Projekt for-
muliert. Empirische Ergebnisse vorangegan-
gener Studien ergänzen die Bürgerbeteiligung 
in dieser Phase. BürgerInnen können sowohl 
neue Informationen beitragen als auch auf 
Ideen anderer reagieren. So werden diverse 
und mitunter kontroverse Ansichten über die 
vielseitig erfahrene urbane Landschaft offen-
gelegt. Die Datenerhebung und -analyse mit 
PPGIS und VGI kann traditionelle und analo-
ge Beteiligungsprozesse ergänzen. 

Obwohl unsere Fallstudien zeigen, dass 
PPGIS Instrumente in der Lage sind frühe 
Phasen des Planungsprozesses zu unterstüt-
zen, wird deutlich, dass PlanerInnen zwar 
die erhobenen Daten schätzen, der tatsächli-
che Nutzen aber hinter seinen Möglichkeiten 
zurück bleibt. Dafür kann es verschiedene 
Gründe geben: (1) PlanerInnen fehlen noch 
die nötigen Fähigkeiten zur Datenanalyse; (2) 
PlanerInnen sind mehr daran interessiert, 
den Beteiligungsprozess durch die Organi-
sation verschiedener Beteiligungsmöglich-
keiten zu legitimieren, als zu gewährleisten, 
dass die erhobenen Daten tatsächlich effektiv 
genutzt werden; und (3) die mit der Daten-
aufnahmen beauftragten Akteure sind häufig 
nicht für die Erstellung des Plans zuständig 

und daher nicht unbedingt daran interessiert, 
wie die Daten im Detail genutzt werden (Ka-
hila et al. 2015). 

Fallbeispiel: Tausende BürgerInnen malen 
sich das Helsinki der Zukunft aus

Der Masterplan der Stadt Helsinki soll die 
Entwicklung Finnlands Hauptstadt bis 2050 
vorgeben. Während der frühen Phase des 
Planungsprozesses wollte die Stadt die An-
sichten und Meinungen ihrer BürgerInnen 
erfahren. Dazu wurde eine kartenbasier-
te Umfrage durchgeführt. Es nahmen fast 
4.000 Menschen teil, welche über 33.000 
Einträge in die interaktive Karte vornahmen. 
Die BürgerInnen machten viele Vorschläge 
für neue Bebauungsgebiete und markierten 
urbane Grünflächen, die unbedingt geschützt 
werden sollten (Abb.4). 

Welcher Planungsentwurf ist der beste und 
was fehlt hier noch? – Alternativen bewerten

Während der Formulierung der Planungsal-
ternativen gibt es einen Dialog zwischen der 
Verwaltung und der Öffentlichkeit. Jedoch 
erfolgt dieser Dialog häufig nach starren Vor-
schriften. Der erste Planungsentwurf wird 
normalerweise von ExpertInnen formuliert 
und die Öffentlichkeit erhält die Möglichkeit 
diesen zu kommentieren. Idealerweise soll-
ten die BürgerInnen verschiedene Variante 
vergleichen dürfen, die Entwürfe der Alter-
nativen beeinflussen und sogar eigene Alter-
nativen mit der Unterstützung von PlanerIn-
nen formulieren können. Da in dieser Phase 
Ideen und Ziele konkretisiert und in den Plan 
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übersetzt werden, der diskutiert und entschie-
den wird, ist inklusive Beteiligung essentiell 
für einen demokratischen Prozess. 

In einigen PPGIS Projekten durften die 
BürgerInnen verschiedene Planalternativen 
bewerten. PPGIS ermöglicht eine dynami-
sche Visualisierung der Entwürfe, in denen 
die TeilnehmerInnen Kommentare und 
Meinungen markieren können. Eine höhere 
Transparent in diesem Planungsschritt würde 
durch die Informationen darüber, wie und wo 
die Daten der BürgerInnen in den Entwürfen 
berücksichtigt wurden, erzielt. Dies ist jedoch 
nicht einfach umzusetzen, da es schwierig 
nachzuvollziehen ist, wie diese Daten die Ent-
würfe im Einzelnen beeinflusst haben.

Fallbeispiel – Erholung mitgestalten

Die Abteilung für Park und Erholung der 
Lake Oswego Gemeinde in Oregon, USA, 
hat im Rahmen der Gestaltung des zentralen 
Stadtparks ihre BürgerInnen verschiedene 
Planungsalternativen kommentieren lassen. 
TeilnehmerInnen konnten zwei Entwürfe 
kommentieren, die zuvor in partizipativen 
Workshops entstanden sind. Auf der letzten 
Seiten der Umfrage konnten die Kommenta-
re aller TeilnehmerInnen eingesehen werden. 
Basierend auf den Eingaben wurde ein bevor-
zugtes Design ausgewählt (Abb.5). 

Und was kommt jetzt? – der 
Entscheidungsbeschluss

Die finale Entscheidung liegt bei der zuständi-
gen Behörde, dieser geht ein mehr oder weni-
ger informeller Verhandlungsprozess voraus. 

Das verdeutlicht die Wichtigkeit der Beteili-
gung im frühen Planungsprozess. Meist be-
einflussen lang etablierte Interessengruppen 
die Diskussionen und es ist fraglich ob diese 
die vielfältige Öffentlichkeit repräsentieren. 

Unsere Beobachtungen zeigen, dass nur 
wenige PlanerInnen in dieser Phase PPGIS 
Instrumente eingesetzt haben. Da vor allem 
kontroverse und öffentlichkeitswirksame Pro-
jekten eine Vielzahl von Kritik und Anregun-
gen hervorrufen, die sorgfältig bearbeitet wer-
den sollten, kann dies viel Zeit in Anspruch 
nehmen. Verständlicherweise drängen Plane-
rInnen in dieser relativ späten Phase nicht auf 
den zusätzlichen Gebrauch von PPGIS, um 
nicht noch zusätzliche Kommentare zu er-
halten. ExpertInnen befürchten einen Infor-
mationsüberfluss, welcher zu »zusätzlichen 
Verwirrungen [führen könnte]; wodurch die 
Wahl der Strategie eher verschleiert als ge-
klärt wird, welche andererseits einfacher wäre 
unter Bedingungen relativer Unwissenheit« 
(Young et al. 2002, 218, aus dem Englischen 
frei übersetzt). 

Es ist entschieden! – Implementierung

In der Implementierungsphase wird der Plan 
umgesetzt: Bau eines Gebäudes, Errichtung 
einer Infrastruktur oder Realisierung von 
Lehrgängen oder sozialen Programmen (Ho-
relli 2002). Die Implementierung garantiert 
nicht, dass alle festgelegten Ziele strikt ein-
gehalten werden. Daher sollte die Öffentlich-
keit auch während dieser Phase eingebunden 
sein, zumindest durch Informationen. Ob-
wohl sich das Internet hier als Medium an-
bietet (von Haaren et al. 2008), gibt es mo-

Abbildung 5: Kommentare 
der BürgerInnen zu zwei 
Konzeptentwürfen, Lake 

Oswego, Oregon USA, 2016, 
https://maptionnaire.com/

en/1267
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mentan keine empirischen Nachweise für die 
Nutzung von PPGIS in dieser Phase. PPGIS 
eignet sich hier, um den Informationsprozess 
zu unterstützen und zum Beispiel Kommen-
tare zur konkreten Gestaltung des Implemen-
tierungsprozesses zu erhalten. 

Und wie gefällt es? – Evaluierung

Die Evaluierungsphase beruht auf Daten zum 
konkreten Projekt und zu den Änderungen 
der physischen und sozialen Strukturen, die 
im Laufe der Planung erhoben wurden. Ho-
relli (2002) unterstreicht eine kontinuierliche 
Evaluierung über den gesamten Planungszy-
klus, um besser zu verstehen, wie die Beteili-
gung ablief. Daher ist die Evaluierung nicht 
auf bestimmte Phasen begrenzt, sondern soll-
te den gesamten Prozess von verschiedenen 
Perspektiven (sozial, ökologisch, etc.) und zu 
unterschiedlichen Zeiten (ex-ante, ex-post, 
etc.) begleiten. 

Die Forschungsprojekte, welche PPGIS in 
der ex-post Evaluierung erfolgreich eingesetzt 
haben, zeigen dass diese Daten stärker in der 
Planungspraxis eingebettet sein könnten und 
sollte. Die Effektivität der Beteiligung kann 
erhoben werden, indem man die Qualität des 
Prozesses und der Resultate misst. In der Re-
alität, ist es jedoch schwierig die Effektivität 
von Öffentlichkeitsbeteiligung zu messen, 
da die meisten in der Literatur diskutierten 
Kriterien eher prozesshaft als substanziell 
sind, d.h. sich eher auf die Effektivität des 
Prozesses beziehen als auf die Bewertung der 
Ergebnisse (Rowe & Frewer 2004). PPGIS 
Instrumente bieten eine Möglichkeit zur ex-
ante oder ex-post Evaluierung (Kyttä 2012). 
Beispiele aus der Forschung, in denen die 
Wahrgenommene Qualität der Umgebung, 
die Kinderfreundlichkeit des Umfelds oder 
die wahrgenommene persönliche Sicher-
heit untersucht wurden, können als ex-post/

ex-ante Evaluierungen verstanden werden. 
Der Einsatz standardisierter Abfragen wäre 
hilfreich, um Daten verschiedener Orte und 
Städte zu vergleichen.

Fallbeispiel – Forschungsprojekt zur 
Erholung am, im und auf dem Wasser

Die ForscherInnen der Aalto Universität 
wollten den Erholungsnutzen und die Er-
fahrungswerte von Wasser und wassernahen 
Orten in der Metropolregion Helsinki unter-
suchen. Ist der Zugang zu Wasser als Erho-
lungsort für alle BürgerInnen gleicherma-
ßen gewährleistet? In einer kartenbasierten 
Umfrage markierten die TeilnehmerInnen 
Aktivitäten und Landschaftswerte am und im 
Wasser. Die Umfrage erreichte 2.000 Perso-
nen und die Ergebnisse bestätigen den hohen 
Wert des Wassers für Freizeitaktivitäten. Die 
urbanen Küsten sind ein wichtiger Fluchtort 
vom täglichen Leben (Abb.6). 

Und wie geht es weiter? – Monitoring

In dieser Phase sollen die Ergebnisse und 
daraus resultierende Erkenntnisse in eine 
langfristige Perspektive umgewandelt werden 
(Horelli 2002). Die Rolle der BürgerInnen ist 
eher passiv als KommentatorInnen des aktu-
ellen Status. Regelmäßige Rückmeldungen, 
wie zum Beispiel der »Fix my street« Service 
(www.fixmystreet.com), könnten einen wich-
tigen Beitrag zum Bewusstsein über den aktu-
ellen Stand der Lebenswelt leisten. Diese oder 
die vorherige Phase können wieder auf die 
anfängliche Problemstellung zurückführen 
und damit den Planungszyklus vervollständi-
gen. Diese Phase unterscheidet sich von der 
Evaluierungsphase in der Art, wie Daten er-
hoben werden. In der Evaluierungsphase ist 
es wichtig zufällige Stichproben zu nutzen, 
um die Daten zu validieren, in der Wartungs-

Abbildung 6: Umfrage zur 
Nutzung, Wertschätzung 
und Zugang zu Wasser 
als Erholungsort, Aalto 
Universität Espoo, Finnland, 
2014, Laatikainen et al. 2015, 
2017

»Es ist eine tolle Möglichkeit 
den vielfältigen Charakter der 
beliebtesten Küstenabschnitte 
zu kartieren – wir können das 
Gesamtbild mit detailliertem 
lokalen Wissen und qualitative 
Informationen mit räumlichen 
Analysen verbinden, was zu 
neuen Interpretationen führt.« 
–Jenni Kuoppa, Forscherin, 
Aalto Universität (übersetzt)
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phase dagegen kann die Datenerhebung auf 
einer eher freiwilligen Basis geschehen. 

PPGIS Instrumente zeigen ihre Stärke, 
wenn es um die Frage »WO?« geht

Das Ziel dieses Beitrags war es PPGIS vorzu-
stellen und anhand von Beispielen Möglich-
keiten und Herausforderungen aufzuzeigen. 
Die lange Entwicklungsarbeit (2005-2017) 
von Maptionnaire hat uns zahlreiche Einbli-
cke gegeben, wie Forschung und Stadtpla-
nung von PPGIS profitieren kann. PPGIS 
Instrumente zeigen ihre Stärke, wenn es um 
die Frage »WO?« geht. Sie ermöglichen der 
lokalen Bevölkerung ihre eigenen Karten zu 
erstellen, in denen sie ihre persönlichen Er-
fahrungen in und mit ihrer Umwelt zum 
Ausdruck bringen. Während die Daten in der 
Forschung neue Möglichkeiten zur Untersu-
chung von Mensch-Umwelt Beziehungen bie-
ten, gibt es für die Stadtplanung zwei Vorteile. 
Zum einen können PlanerInnen mit diesen 
Informationen den wissensbasierten Pla-
nungsprozess stärken. Zum anderen können 
Sie ihr Portfolio an partizipativen Methoden 
erweitern. 

Die empirischen Erkenntnisse zeigen, 
dass PPGIS Daten den Planungsprozess in 
unterschiedlichen Phasen unterstützen kön-
nen. PPGIS Methoden bieten neue Mög-
lichkeiten die Ansichten, Erfahrungen und 
Meinungen der BürgerInnen zu erschließen. 
Dennoch ist weiteres Wissen von Planungs-
prozessen, in denen PPGIS über den gesamte 
Prozess eingesetzt wurde, nötig. Es wäre auch 
spannend zu untersuchen, wie genau die er-
hobenen PPGIS Daten den Planungsentwurf 
beeinflusst haben. 

Um PPGIS Instrumente und lokales Wis-
sen in die täglichen Routinen von BürgerIn-
nen, PlanerInnen und Entscheidungsträge-
rInnen zu verankern, bedarf es nicht vieler 
neuer Instrumente und innovativer Konzepte. 
Die Herausforderung besteht eher darin, die 
bestehende Planungskultur neu zu denken, 
um offener gegenüber vielfältigem Wissen zu 
werden und neue Methoden und Ideen tiefer 
in die Planungspraktiken einzubetten. 
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Angesichts der (neuen) Wohnungsknappheit und der überteuerten Mieten in den Wachstums-
regionen wird in jüngster Vergangenheit sowohl in den Kommunen als auch auf der Ebene des 
Bundes und der Länder eine Rückbesinnung auf die Wohnungspolitik – als Daseinsvorsorge 
– erkennbar. Damit verknüpft sind widersprüchliche politische und ideologische Debatten, in 
denen einerseits mit den neuen »Bündnissen für das Wohnen« die Wohnungsversorgung als 
Gemeinschaftsaufgabe aller beteiligten Akteure begriffen wird, und andererseits weiterhin ein 
regulierender Staat und die Rückkehr zu bewährten Instrumenten eingefordert werden. 

Dieser Beitrag* greift aus dem breiten Dis-
kurs um geeignete Wege einer zukünfti-
gen Wohnungsversorgung die Debatte um 
die Renaissance zweier klassischer Säulen 
der Wohnungspolitik heraus: den »Sozia-
len Wohnungsbau« und die »Wohnungs-
gemeinnützigkeit«. Die Fragen, ob und wie 
die Weiterentwicklung der Instrumente mit 
Blick auf differenzierte regionale und lokale 
Erfordernisse und die dauerhafte Einbettung 
der Wohnungsversorgung als Politikfeld in 
eine integrierte Stadtentwicklungspolitik ge-
lingen kann, sind Gegenstand der folgenden 
Betrachtungen. 

1 Neue Wohnungsfragen zwischen 
Wohnungsversorgung und Immobilienhype

Der Wohnungsmarkt in Deutschland ist in 
den letzten Jahren deutlich aus dem Gleich-
gewicht von Angebot und Nachfrage gera-
ten. Spätestens seit dem Jahr 2010 steht das 
Thema der Wohnungsversorgung wieder 
verstärkt auf der Agenda der Politik, der Fach-
welt und der Medien. Die Situation auf den 
Wohnungsmärkten stellt sich im räumlichen 
Vergleich sehr unübersichtlich dar. Die größ-
te Aufmerksamkeit bindet die angespannte 
Wohnungsmarktlage in den großen Städten 
der Wachstumsregionen, denen allmählich 
der bezahlbare Wohnraum ausgeht. Zeit-
gleich stehen in Deutschland nach wie vor 

Gisela Schmitt ist 
wissenschaftliche 
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Stadtentwicklung an der 
RWTH Aachen.
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ten Instrumente lassen sich nur beurteilen, 
wenn man die prägenden Entwicklungen im 
Wohnungssektor seit der Jahrtausendwende 
einbezieht – im Rahmen dieses Beitrags mag 
eine knappe Aufzählung genügen:

ππ Der Wohnungsleerstand in ostdeutschen 
Plattensiedlungen, den eine Expertenkom-
mission Ende der 1990er Jahre mit rund ei-
ner Million Wohnungen bezifferte, bewirkte, 
dass in fachlichen Diskursen und Prognosen 
die Thesen von dem langfristig ausgegliche-
nen Wohnungsmarkt/bzw. dem Wechsel vom 
Anbieter- zum Nachfragermarkt überwogen. 

ππ Die Schrumpfungsdebatte zu Beginn des 
Jahrtausends lieferte dann auch denjenigen 
zusätzliche Argumente, die es im Wesentli-
chen der Privatwirtschaft überlassen wollten 
Wohnungen zu bauen und zu bewirtschaften. 

ππ Bereits die Abschaffung der Wohnungs-
gemeinnützigkeit Ende der 1980er Jahre als 
Reaktion auf die Misswirtschaft des gewerk-
schaftseigenen Wohnungsunternehmens 
»Neue Heimat« und eine insgesamt ent-
spannte Marktlage hatte den Startpunkt einer 
Deregulierungspolitik markiert, deren wesentli-
cher nächster Meilenstein im Jahr 2002 das 
neue Wohnraumfördergesetz (WoFG) bil-
dete. Das Gesetz veränderte weitgehend die 
Grundlagen für die Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus vor dem Hintergrund eines 
scheinbar funktionierenden Wohnungsmark-
tes. 

ππ Im Zuge der Föderalismusreform erfolg-
te dann im Jahr 2006 der letzte Schritt der 
bundespolitischen Deregulierungspolitik: Die 
Wohnungspolitik wurde vollständig zur Auf-
gabe der Länder (und Kommunen). Zum Aus-
gleich stellt der Bund noch bis zum Jahr 2019 
Kompensationsmittel in Höhe von 518,2 Mio. 
Euro jährlich in Aussicht. 

ππ Diese Abkehr von der Objektförderung 
mit bundesweit einheitlichen Regelungen 
zugunsten einer länderspezifischen Wohn-
raumförderung, die auf regionale Markter-
fordernisse reagieren konnte, wurde flankiert 
durch den Umbau der sozialen Sicherungs-
systeme (Stichwort Hartz IV) im Jahr 2005. 
Nach den Regelungen des SGB II und XII 
(Sozialgesetzbuch, Zweites und Zwölftes 
Buch) unterstützt die öffentliche Hand seit-
dem Haushalte, die ihren Wohnbedarf nicht 
aus eigenem Einkommen decken können, 
durch die Übernahme der Kosten der Unter-
kunft und Heizung (KdU). 

ππ Diese Maßnahmen der Subjektförderung, 
die rund 5 Millionen Haushalten zugute-
kommt und jährlich rund 17 Milliarden Euro 
Kosten für die öffentliche Hand verursachen 

rund 1,7 Millionen Wohnungen leer. Auf den 
ersten Blick erscheinen im europäischen Ver-
gleich die Wohnverhältnisse in den deutschen 
Großstädten sogar angemessen und die Miet-
höhen noch moderat. 

Auch wenn heute selten von einer struk-
turellen Wohnungsnot die Rede ist, ist es au-
genfällig, dass es »neue Wohnungsfragen« 
gibt, die auf eine sozial und räumlich pola-
risierte Wohnraumversorgung hinweisen. 
Die Ungleichverteilung von bezahlbarem 
Wohnraum zeigt sich zwischen den Zentren 
und Rändern der Städte ebenso wie zwischen 
wachsenden und stagnierenden Regionen. 
Die Betrachtung von Ursachen und Aufgaben 
verlangt nach Differenzierung. Eine simple 
Faustformel mag eine erste grobe Orientie-
rung bieten: Dort, wo es Bildung und Be-
schäftigung gibt – also in den wachsenden 
Regionen, Großstädten und Universitätsstäd-
ten – ist die Nachfrage nach angemessenen 
bezahlbaren Wohnraum besonders hoch und 
in den letzten Jahren zumeist durch Zuzug 
immer weiter gestiegen. Wanderung gilt seit 
jeher als »der wichtigste Treibstoff des Woh-
nungsbaus« (vgl. Schader-Stiftung 2004, S. 
15) und die Zyklen »neuer Wohnungsnot« las-
sen sich auch in historischer Perspektive in 
der Regel mit Zuwanderungswellen, die auf 
einen Wohnungsmarkt mit langen Reaktions-
zeiten trafen, erklären – Stress und Hektik im 
Politikfeld Wohnen waren zumeist die Reak-
tion (vgl. Brech 1981, S. 9f; Schader-Stiftung 
2004, S. 25). 

Die gegenwärtige Angebotsknappheit 
lässt sich jedoch nicht monokausal mit Wan-
derungsbewegungen erklären – die polari-
sierte Debatte über die Ursachen (siehe z.B. 
Müller 2012, Dell 2013, Rink et al. 2015, von 
Einem 2016) ordnet je nach »Lager« die aktu-
elle Wohnungsmisere als Markt- und/ oder 
Politikversagen ein. Die einzelnen Argumen-
tationslinien scheinen oftmals die Komplexi-
tät der Zusammenhänge zu unterschätzen. 
Das breit gefächerte Ursachenbündel um-
fasst neben den veränderten demografischen 
und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
auch die politischen Weichenstellungen der 
Vergangenheit. Die Wohnungsmarktent-
wicklung wird zusätzlich durch die engen 
Verflechtungen mit den Prozessen auf den 
Immobilien-, Boden- und Finanzmärkten wie 
auch die Wechselwirkung der Wohnungspo-
litik mit anderen Politikfeldern determiniert. 
Das Ausmaß der Herausforderungen, die 
daraus resultierenden Aufgaben für die heu-
tige Wohnungspolitik und damit auch die 
Reichweite der in diesem Beitrag skizzier-
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(vgl. BMUB 2015), gelten als marktkonform, 
treffsicher, flexibel mit Blick auf die regional 
differenzierten Miethöhen. 

ππ Die neue lokale Verantwortung für die so-
ziale Wohnungsversorgung traf die Länder 
und vor allem die Kommunen in einer Zeit, 
in der die leeren öffentlichen Kassen und das 
Spardiktat der Kämmereien die politischen 
Debatten prägten. Dies hatte zur Folge, dass 
die Finanzressorts in den städtischen Grund-
stücken, Immobilien und Unternehmen ein 
Potenzial zur Haushaltskonsolidierung ent-
deckten – zumal es dem gängigen Zeitgeist 
entsprach, den »Privaten« eine effizientere 
und effektivere Aufgabenerledigung zu tes-
tieren. 

ππ Dieses zunehmend positiv besetzte Pri-
vatisierungsklima in Deutschland traf in den 
2000er Jahren im Zuge der Globalisierungs-
prozesse auf Kapitalmarktentwicklungen, die 
auch die Aufmerksamkeit der internationa-
len Akteure auf die deutschen Immobilien-
märkte lenkte (Just 2006; Spars 2006). Im 
Rahmen von großen Blockverkäufen (> 800 
Wohnungen) wechselten zwischen 1999 und 
2011 über zwei Millionen Mietwohnungen die 
Eigentümer (Deutscher Bundestag 2011). 

ππ Im Zuge der Finanzmarktkrise 2008 gin-
gen die großen Blockverkäufe zurück. Das 
Transaktionsgeschehen setzt sich aber bis 
heute unvermindert fort, nach wie vor wer-
den auch öffentliche Bestände verkauft, aber 
der Schwerpunkt liegt mittlerweile auf den 
privaten (Wieder-)Veräußerungen. Die In-
vestition in Betongold hat durch die Pleite der 
Lehmann-Bank noch einen weiteren Schub 
erhalten, da auch die nicht professionellen 
Akteure auf der Suche nach weiterhin siche-
ren Anlagemöglichkeiten und sinnvollen 
Alternativen zur privaten Altersvorsorge ver-
mehrt und ungeachtet überhöhter Preise in 
Immobilien investieren und so zum Ausver-
kauf der bezahlbaren Wohnungsbestände in 
guten innerstädtischen Lagen beitragen.

Das hier beschriebene Zusammentreffen pa-
ralleler Entwicklungen – eine staatliche De-
regulierungs- und Privatisierungspolitik, die 
Ausweitung der Verwertungsmöglichkeiten 
im Immobiliensektor, ein entspannter Woh-
nungsmarkt mit weitgehend stabilen Preisen, 
eine unklare Nachfragesituation mit einer 
prognostizierten rückläufigen Bevölkerungs-
entwicklung und regionalen Disparitäten 
der wirtschaftlichen Entwicklungen – hatte 
letztlich die fast völlige Einstellung der Neu-
bautätigkeit im Mietwohnungsbau zur Folge. 
Lediglich in attraktiven (innerstädtischen) La-

gen wurde in der Regel noch in hochpreisige 
Segmente investiert. Die preiswerten Miet-
wohnungsbestände reduzierten sich einer-
seits durch das Auslaufen der Mietbindungen 
im Sozialwohnungsbestand und die mieten-
wirksame (oftmals energetisch motivierte und 
mit öffentlichen Mitteln geförderte) Moderni-
sierung der Bestände. Angesichts eines weit-
gehend ausgeglichenen Wohnungsmarktes 
und der Wohnungsüberhänge in Teilmärk-
ten bemühte sich die Wohnungswirtschaft 
zunehmend um eine qualitätsorientierte Be-
standsentwicklung für »neue Nachfrager«. 
Auch die strategischen Ansätze in den kom-
munalen Konzepten zielten darauf ab, den 
Trend zur Reurbanisierung zu stützen und 
vermehrt Angebote für gehobenes Wohnen 
zu schaffen. 

Die nationale Wohnungspolitik hat seit 
Beginn des neuen Jahrtausends angesichts 
weitgehend entspannter Wohnungsmärk-
te einen zunehmenden Bedeutungsverlust 
erfahren, während sich gleichzeitig in der 
Stadterneuerung neue Förderprogramme mit 
Gebietsbezug (Soziale Stadt und Stadtumbau) 
etablierten, die auch die kommunalen Hand-
lungsansätze zum Wohnen stützen (vgl. u.a. 
Schultheiss 2006; BBSR 2010). In den alten 
Bundesländern standen die neu entwickelten 
lokalen Handlungsprogramme zum Wohnen 
oft in der Tradition jahrzehntelanger Hand-
lungsroutinen der behutsamen Stadterneu-
erung. In den ostdeutschen Bundesländern 
waren die Stadterneuerungsprogramme in 
vielen Fällen unabdingbare Voraussetzung 
für die Handlungsfähigkeit im Wohnungs-
bereich (vgl. Schmitt 2008). Vor allem das 
Programm Stadtumbau Ost stellte mit dem 
Rückbau und der Aufwertung der Woh-
nungsbestände explizit den Schulterschluss 
zwischen integrierter Stadtentwicklung und 
Wohnungswirtschaft her.

2 Neue Wege der Wohnungsversorgung – 
Recycling der (staatlichen) Instrumente? 

Im Laufe der 2000er Jahre schienen die »qua-
litativen« Themen der Wohnungsversorgung 
die »alte Wohnungsfrage« in den meisten Re-
gionen abgelöst zu haben. Erst seit 2010 stie-
gen die Mietpreise in den Großstädten wie 
auch die Nachfrage nach Immobilien stark 
an. Dieser allgemeine Trend führt zu einer 
Verknappung des preiswerten Wohnraums, 
und die Dimension der Zuwanderung im 
Jahr 2015 hat den Problemdruck noch einmal 
offensichtlicher werden lassen. Die Siche-
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rung und Bereitstellung bezahlbaren Wohn-
raums bestimmt seither die wohnungspoliti-
sche Debatte in Deutschland. Schon der letzte 
Bundestagswahlkampf im Jahr 2013 zeigte 
deutlich, dass die Verantwortung für die Woh-
nungsversorgung – sowohl Wohnungsüber-
hänge als auch Wohnungsknappheit – nicht 
nur in die Fachdebatte, sondern auch wieder 
in die Bundespolitik zurückgekehrt ist (Gin-
ski/Schmitt 2013; Egner 2014, S. 18f.; Kalten-
brunner/Waltersbacher 2014).

Die Behandlung der »Wohnungsfrage« 
zwischen staatlicher Regulierung und frei-
em Markt sowie der Gemeinwirtschaft als 
»Drittem Sektor« ist in Deutschland eine 
Geschichte der »Kontinuität mit Brüchen«, 
die sich in einzelnen Phasen jeweils in For-
derungen nach mehr Staat oder mehr Markt 
niedergeschlagen hat. Die Tatsache, dass die 
Wohnraumversorgung vom Grundsatz her 
marktförmig organisiert ist – und dies auch 
im sozialen Wohlfahrtsstaat schon immer 
war – impliziert den Doppelcharakter der 
Wohnung als Wirtschafts- und Sozialgut. Für 
die Wohnungspolitik ergibt sich daraus eine 
permanente Gratwanderung zwischen der 
Schaffung von Investitionsanreizen für pri-
vate Investoren (im Neubau und im Bestand) 
und der Sicherstellung der Wohnungsversor-
gung zu bezahlbaren Preisen, angemessener 
Qualität in akzeptablen (innerstädtischen) 
Lagen. In der aktuellen Situation kommt ver-
schärfend hinzu, dass aus dem »Wirtschafts-
gut Wohnen« ein »Finanzprodukt Wohnen« 
wurde, d.h. nicht mehr Angebot und Nach-
frage prägen die Preisgestaltung auf den re-
gionalen Märkten, sondern vielfach (globale) 
Anlagestrategien oder die Zinspolitik der Eu-
ropäischen Zentralbank (vgl. u.a. Heeg 2013). 

Angesichts der angespannten Lage meh-
ren sich in den Debatten Stimmen, die mehr 
staatliche Verantwortung und eine Rück-
kehr zu bewährten wohnungspolitischen 
Instrumenten fordern. Zu den klassischen 
wohnungspolitischen Steuerungselementen 
zählen »Geld und Recht« sowie das »Eigen-
tum«, und zunehmend vor allem im Zuge der 
Deregulierungspolitik die »Kooperation«. Die 
Diskussion um die Regelungsstruktur dieser 
Instrumente und ihre Wirkungen wird kontro-
vers geführt. Vom Grundsatz her hat der Staat 
drei Optionen, den Wohnungsbau direkt zu 
fördern: über den (Bau-)Träger, das Gebäude/
die Wohnung (Objekt) oder die Kaufkraft der 
Mieter (Subjekt). Daneben besteht die Mög-
lichkeit, indirekt über rechtliche Regelungen 
wie das Miet- oder Steuerrecht regulierend in 
den Wohnungsmarkt einzugreifen. Einzelne 

Städte sind in der Vergangenheit selber oder 
über 100%-ige Tochter-Unternehmen als 
Bauträger tätig geworden und verfügen daher 
über eigene Wohnungsbestände. Auch Ko-
operationen mit marktwirtschaftlichen und 
zivilgesellschaftlichen Akteuren – neuerdings 
oftmals als »Bündnisse für das Wohnen« be-
zeichnet – haben im Wohnungssektor Traditi-
on. Aus den verschiedenen Komponenten hat 
sich in der Bundesrepublik im Laufe der Jahr-
zehnte ein differenziertes Instrumentarium 
entwickelt, das als breiter Instrumenten-Mix 
Eingang in die jeweiligen lokalen Handlungs-
programme gefunden hat und trotz begrenz-
ter Ressourcen den Städten und Gemeinden 
nach wie vor Handlungsspielräume eröffnet 
(vgl. Borchard 2011, Ginski et al. 2012a).

Obwohl sich die Verantwortung für die 
Wohnverhältnisse zunehmend auf die lokale 
Ebene und private Akteure verlagert hat, ist 
das Handlungsfeld Wohnen auch in Phasen 
der Deregulierung und Privatisierung auch 
auf der staatlichen Ebene verankert geblieben 
– durch: 
•• die Gestaltung der rechtlichen und steuerli-
chen Rahmenbedingungen (u.a. Mietrecht, 
»Wohnriester«, steuerliche Abschreibung),

•• die Subjektförderung (Wohngeld und ein 
Anteil von circa einem Drittel an den KdU- 
Kosten der Unterkunft),

•• die Städtebauförderung in den Quartieren,
•• die KfW-Förderprogramme zur Förderung 
der energetischen Sanierung sowie

•• die Zahlung von Kompensationsmitteln 
für die soziale Wohnraumförderung.

Doch in der quantitativen Betrachtung hat 
sich die öffentliche Wohnraumförderung fast 
völlig in Richtung der Subjektförderung ver-
schoben – Kritiker sehen darin eine Markt-
verzerrung, die den Vermietern eine Preisge-
staltung erlaubt, der keine real existierende 
Mietzahlungsfähigkeit gegenübersteht. Da 
der überwiegende Anteil (in der Regel Zwei-
drittel) der Kosten der Unterkunft von den 
Kommunen getragen wird, entstehen für die 
öffentlichen Haushalte angesichts der vieler-
orts rasant steigenden Mieten hohe, stetig 
wachsende Belastungen. Sinnvoll erscheinen 
daher Initiativen aus Politik und Wissen-
schaft, die wieder zur Objektförderung oder 
der Förderung einzelner Träger und damit zu 
einer Angebotserweiterung der bezahlbaren 
Wohnungen und preisgebundenen Mieten 
als Korrektiv der ortsüblichen Mieten zurück-
zukehren wollen. Exemplarisch soll im Fol-
genden auf den Sozialen Wohnungsbau und 
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die Ansätze einer neuen Gemeinnützigkeit 
eingegangen werden. 

Objektförderung – Neubau preiswerter 
Wohnungen (Sozialer Wohnungsbau)? 

Aktiv preiswerten Wohnraum neu zu schaf-
fen, ist momentan eine populäre wohnungs-
politische Forderung, die sowohl in den 
öffentlichen Medien als auch den fachpoliti-
schen Debatten den Eindruck erweckt, als sei 
damit ein »Heilsbringer« (wieder)entdeckt. 
Die Diskussion unter dem Stichwort »Nach-
holbedarf« suggeriert: Man müsse lediglich 
das Versäumnis des letzten Jahrzehnts aus-
gleichen und wieder ausreichend angemes-
sene, bezahlbare Wohnungen bauen, um die 
Wohnungsengpässe in den Großstädten in 
den Griff zu bekommen (vgl. u.a. Die Immo-
bilie 2017).

Bereits in einer ersten quantitativen Be-
trachtung zeigt sich, dass dieser Gedanken-
gang zu kurz greift. Angesichts der drasti-
schen Reduktion der geförderten öffentlichen 
Bestände in den letzten Jahren kann es mit 
den zur Verfügung stehenden Fördermitteln 
nicht gelingen, hier für Ersatz zu sorgen – ge-
schweige denn noch zusätzlichen Wohnraum 
zu schaffen (vgl. Harlander/Schäfers 2016, 
S.430; Holm 2006). Zwar hat die derzeitige 
Bundesregierung die Wohnraumförderung 
fast verdreifacht und auch die Länder und 
Kommunen stocken mit eigenen Mitteln die 
Förderung auf, doch die in den meisten Groß-
städten angestrebten rund 1000-2000 öffent-
lich geförderten Neubau-Wohnungen pro 
Jahr (siehe z.B. Berlin, Hamburg, München) 
kompensieren in der Regel nicht einmal die 
Abgänge aus dem Bestand früherer Förder-
jahrgänge (vgl. Pätzold 2017; Rink et al. 2015 
S. 78). In der Folge heißt dies, die jetzt neu-
geschaffenen öffentlich geförderten Neubau-
wohnungen sind im Gegensatz zu früheren 
Zeiten, in denen es um eine breite Angebots-
erweiterung ging, lediglich ein Nischenpro-
dukt – was die Fragen aufwirft, für wen, in 
welcher Qualität, zu welchem Preis und wo 
in der Stadt diese Wohnungen bereitgestellt 
werden sollen. 

ππ Sozialer Wohnungsbau in der Rückschau

Die heutige Situation ist das Ende einer lan-
gen Deregulierungspolitik: Der soziale Woh-
nungsbau war von 1950 bis heute einem Funk-
tionswandel von der wichtigsten staatlichen 
Förderung zur Überwindung der allgemeinen 
Wohnungsnot zu einem auf spezielle Ziel-

gruppen zugeschnittenen Förderinstrument 
unterworfen (Kühne-Bühning et al. 2005, S. 
284). Der zunehmende Bedeutungsverlust 
war von vorne herein auch schon in den Woh-
nungsbaugesetzen der 1950er und 1960er 
Jahre angelegt. In den ersten Jahren nach 
dem Zweiten Weltkrieg hat sich die Bundesre-
publik für die Objektförderung und die Sub-
vention privater Investitionen im Mietwoh-
nungsbau und Eigenheimbau entschieden. 
Die öffentliche Hand stellte den Investoren 
zur Reduzierung der Kapitalkosten zinslose 
oder unter dem Marktzins liegende Darlehen 
und Aufwandssubventionen und für die An-
fangsjahre häufig noch Tilgungsfreiheit zur 
Verfügung. Im Gegenzug mussten die Ver-
tragspartner – bis die Darlehen zurückgezahlt 
waren – Preis- und Belegungsbindungen in 
Kauf nehmen. Da von Beginn an die Preis- 
und Belegungsbindung an die Kreditlaufzei-
ten der Förderung gebunden war, fielen die 
»Sozialwohnungen« zunächst nach 45 Jahren 
und in späteren Zeiten schon nach 25 oder 15 
Jahren an den freien Markt zurück – ein Vor-
gang, der von einzelnen Wohnungsexperten 
als »soziale Zwischennutzung« tituliert wird 
(Holm 2006, S. 105). Die Attraktivität der För-
derung ergab sich regelmäßig in Relation zu 
den Konditionen auf dem Kreditmarkt, d.h. 
zur Zeit bei dem niedrigen Zinsniveau muss 
die Gestaltung der Förderkonditionen auf zu-
sätzliche Maßnahmen wie Tilgungsverzichte 
zurückgreifen, um überhaupt für Investoren 
interessant zu sein.  

Bereits 1960 lag der private Anteil an der 
Bautätigkeit bei 76%. Anders als in den euro-
päischen Nachbarstaaten war der Marktanteil 
der gemeinnützigen Träger von Beginn an 
vergleichsweise gering – und konzentrierte 
sich auf die großen Städte und den Groß-
siedlungsbau. Der »Soziale Wohnungsbau« 
war damit von Beginn an ein PPP-Modell, 
das auf die Kooperation der staatlichen Woh-
nungsbauförderung mit privaten Wohnungs-
unternehmen und Einzeleigentümern setzte 
(Schader-Stiftung 2004, S. 23). Dem bereits 
erwähnten Nachteil, dass die geförderten 
Wohnungen nach Ablauf der Bindungsfrist 
an den freien Markt zurückfallen, steht als 
indirekte positive Folge gegenüber, dass der 
bundesrepublikanische Bestand an Sozial-
wohnungen einen vergleichsweise hohen 
Standard aufweist und vielfach dezentral in 
integrierten städtischen Lagen zu finden ist, 
da vor allem die (privaten) Bauherren im 
Vorgriff auf die bindungsfreie Zeit auf guten 
Standard und gute Lagen achteten (vgl. Scha-
der-Stiftung 2004, S. 60).
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Bei der Reform des Wohnungsbaurechts 
im Jahr 2001 – die sich damals auf die An-
nahme stützte, »dass ein funktionsfähiger 
Wohnungsmarkt die Wohnungsversorgung 
der überwiegenden Mehrheit der Haushalte 
gewährleistet« (Schader-Stiftung 2004, S. 60 
ff) – ging es nicht mehr in erster Linie darum, 
Wohnraum neu zu schaffen, sondern Wohn-
raum zu sichern. Die soziale Wohnraumför-
derung nach dem ab 2002 gültigen WoFG 
hatte den sozialen Wohnungsbau abgelöst 
mit der Intention das Instrumentatrium der 
Objektförderung auch unter Einbeziehung 
des Wohnungsbestandes weiterzuentwickeln 
und an die örtlichen und regionalen Gegeben-
heiten anzupassen. »Bestandswohnungen 
sind im Allgemeinen preisgünstiger als Neu-
bauwohnungen, die oft mit höherem Stan-
dard ausgestattet und mit höheren Kosten 
gebaut wurden« (Kühne-Büning et al. 2005, S. 
297). Daher bezog sich der Fördergegenstand 
nach §2 WoFG neben dem Wohnungsneubau 
auch auf die Modernisierung im Wohnungs-
bestands sowie den Erwerb von vorhandenem 
Wohnraum oder von Belegungsrechten. Die 
Erhaltung des Bestandes galt als kostengüns-
tiger und besonders geeignet für Haushalte 
mit geringer Mietzahlungsfähigkeit – ent-
sprechend wurden von der damaligen rot-
grünen Bundesregierung die Fördermittel für 
den Wohnungsneubau weiter reduziert. 

Neben der Bestandsorientierung und der 
Neubestimmung der Zielgruppe waren Flexi-
bilisierung, Effizienzsteigerung und Entbüro-
kratisierung weitere Ziele der Reform, die auf 
starre gesetzliche Vorgaben verzichten wollte 
und auch zur Abschaffung des bis dahin gel-
tenden Prinzips der Kostenmiete führte. Die 
Kostenmiete war eine auf der Grundlage einer 
Wirtschaftlichkeitsberechnung nach rechtli-
chen Vorgaben kalkulierte kostendeckende 
Miete, die sich im Zeitverlauf nur änderte, 
wenn einzelne Positionen der laufenden Auf-
wendungen sich erhöhten. Damit war die 
Kostenmiete eine von den Marktmieten ent-
koppelte Miete, die von den Genehmigungs-
behörden der Bewilligungsmiete zugrunde 
gelegt wurde. Die derzeitigen Bewilligungs-
mieten werden anhand des örtlichen Mietni-
veaus als höchstzulässige Miete unterhalb der 
ortsüblichen Vergleichsmiete festgelegt und 
vollziehen somit den Anstieg der Markmieten 
nach. 

ππ Sozialer Wohnungsbau – im Ausblick

Mittlerweile rechnet sich der öffentlich geför-
derte Neubau vielerorts nur noch im oberen 

Preissegment – durch hohe qualitative Anfor-
derungen wie der Energieeffizienz oder Bar-
rierefreiheit, aber auch durch die Preise für 
den städtischen Baugrund (Gedaschko 2012, 
S. 10). Rentierliche Einstiegsmieten liegen 
in den Ballungsräumen zumeist über zehn 
Euro/qm und die Differenz zur Bewilligungs-
miete des sozialen Wohnungsbaus kann nur 
durch hohe Subventionen erreicht werden. 
Kritiker finden denn auch Sozialwohnungen 
in bester Lage zu teuer und landauf landab 
bemühen sich Städte mit Instrumenten einer 
»Sozialen Bodennutzung« und Förderquo-
ten die Mischung von freifinanziertem Woh-
nungsbau, Eigentumswohnungen und sozia-
lem Wohnungsbau oftmals gegen erhebliche 
Widerstände durchzusetzen.

Der wieder erstarkte, öffentlich geför-
derte Wohnungsneubau kann längst keine 
Geheimwaffe mehr im Kampf gegen neue 
Wohnungsnöte in den Städten sein: Rein 
zahlenmäßig betrachtet, kann der Neubau 
den Wegfall der Bindungen und Belegungs-
rechte im Sozialwohnungsbestand nicht aus-
gleichen, die Mieten sind nur bedingt preis-
wert und stellen kein Korrektiv am örtlichen 
Wohnungsmarkt mehr dar. Dennoch sichern 
»Förderquoten« für den Sozialen Wohnungs-
neubau das Wohnen zur Miete in den begehr-
ten Innenstadtlagen und bieten den Kommu-
nen – wenn auch nur temporär – zusätzliche 
Verfügungsrechte über Wohnimmobilien mit 
zeitgemäßer Qualität. 

Kritiker halten jedoch den Ankauf von Be-
legungsrechten und Wohnraum im Bestand 
für die effektivere Objektförderung.

Es braucht ein ganzes Set an Maßnahmen 
auf allen Ebenen – das zeigen die komplexen 
strategischen Ansätze in den Handlungspro-
grammen der Kommunen – um bezahlbaren 
Wohnraum in den Innenstädten zu sichern 
und neu zuschaffen (vgl. Ginski et al. 2012a). 
Das »comeback« des Sozialen Wohnungs-
baus kann nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass sich in den letzten beiden Jahrzehnten 
die ökonomischen, sozialen und demografi-
schen Rahmenbedingungen geändert haben. 
Darauf muss das wohnungspolitische Instru-
mentarium reagieren. Auch wenn die Städ-
te vielfach eigene passgenaue Instrumente, 
Förderprogramme und Handlungsstrategien 
entwickelt haben, scheint eine dauerhafte 
staatliche Intervention in der sozialen Objekt-
förderung notwendig zu sein. Über grund-
sätzlichen Reformbedarf der staatlichen In-
strumente, die erforderlichen Qualitäten im 
Wohnungsneubau und die Ausgestaltung der 
Förderprogramme lohnt es sich denn auch 
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weiter mit allen Beteiligten zu streiten. Häu-
ser und Wohnungen sind langlebige Güter 
– das Motto: »möglichst viel und möglichst 
schnell bauen« scheint nur sehr kurzfristig in 
Wahlkampfzeiten ein erfolgversprechender 
Weg zu sein.

Neue Gemeinnützigkeit?

Ein wichtiger Akteur und Träger, der sich der 
Schaffung von preiswertem Wohnungsbau 
verpflichtet fühlte, war die gemeinnützige 
Wohnungswirtschaft, deren Anfänge sich bis 
in die zweite Hälfte des 19.Jahrhunderts zu-
rückverfolgen lassen (Häussermann/Siebel 
1996, S. 103ff; Schmitt 2003). Ende der 1980-
er Jahre führten Entspannungstendenzen auf 
dem Wohnungsmarkt und die Misswirtschaft 
einzelner Unternehmen zu einem allmähli-
chen Bedeutungsverlust. Letztendlich wurde 
unter dem Motto »Subventionsabbau« die 
Gemeinnützigkeit zum 01.01.1990 aufgeho-
ben und damit die (indirekte) staatliche För-
derung der Träger komplett eingestellt (vgl. 
Schader-Stiftung 2004; Kühne-Bühning et al. 
2005). 

Nun wird angesichts der vielfachen Woh-
nungsnöte in den Städten der Ruf nach »ge-
meinnützigen« Trägern auf dem Wohnungs-
markt wieder lauter (Mieterverein Dortmund 
2016, 10). Bündnisse für das Wohnen sowohl 
auf nationaler als auch auf lokaler Ebene su-
chen akteursübergreifend nach Lösungen für 
die Wohnungsprobleme und Wege die Woh-
nungsversorgung als Gemeinschaftsaufgabe 
zwischen Staat und Markt zu organisieren. 
Bei der Neu- oder Rückbesinnung auf Bünd-
nispartner für eine soziale Wohnungspolitik 
zur Sicherung bezahlbaren Wohnens schei-
nen die Wohnungsunternehmen besonders 
interessant zu sein, die nicht rein rendite-
orientiert agieren, eine Bindung an den Ort 
entwickeln und mit ihrer Wohnraumbewirt-
schaftung langfristige Perspektiven verbin-
den. Gemeinwohlorientierung lässt sich 
jedoch aufgrund der pluralisierten Anbieter-
struktur nicht mehr auf den ersten Blick an 
der Gesellschaftsform ablesen. Bevorzugte 
Partner der Städte sind traditionell neben den 
öffentlichen Wohnungsunternehmen die Ge-
nossenschaften, denen lange Zeit das Image 
einer verstaubten, kapitalschwachen und 
rückwärtsgewandten Unternehmensform 
anhaftete, und neuerdings auch die bislang 
quantitativ eher unbedeutenden Wohnprojek-
te und Baugruppen, die sich in gemeinschaft-
lichen Trägerformen organisieren (Ginski et 
al. 2012b; Ginski/ Schmitt 2014).

Weitergehende (politische) Forderungen 
gehen mittlerweile dahin, eine neue Ge-
meinnützigkeit im Wohnbereich als einen 
gemeinwohlorientierten Sektor in der Woh-
nungswirtschaft einzuführen (vgl. Holm 
et  al. 2015; Bundestagsfraktion Bündnis 90/
Die Grünen 2015). Ausgehend vom dem alten 
Prinzip der Gemeinnützigkeit – das Eekhoff 
wie folgt treffend umreißt: »Die einfache Idee 
des Gesetzes bestand auch darin, die Unter-
nehmen, die sich bestimmten Beschränkun-
gen unterwerfen, durch eine Steuerbefreiung 
dazu zu bewegen, preisgünstige Wohnungen 
anzubieten und den Staat bei der sozialpoli-
tischen Aufgabe zu unterstützen, die Woh-
nungssituation von Haushalten mit geringem 
Einkommen zu verbessern.« (Eekhoff 2011) 
– werden in wissenschaftlichen Studien und 
Positionspapieren die Notwendigkeit einer 
neuen Gemeinnützigkeit begründet und die 
rechtlichen und politischen Rahmenbedin-
gungen für die Wiedereinführung diskutiert. 
Auch wenn die Studien grundsätzlich zu dem 
Ergebnis kommen, dass eine neue Gemein-
nützigkeit, als nicht profitorientierter Sektor 
der Wohnungsversorgung »machbar, sinnvoll 
und notwendig« sei (Holm et al. 2015, S. 57 
ff), wird zugleich deutlich, dass auch dieses 
Instrument nicht isoliert wirken kann, son-
dern durch weitere wohnungspolitische (För-
der-)Maßnahmen gestützt werden müsste. 

So ist auch die alte Wohnungsgemein-
nützigkeit nicht ausschließlich an einer neo-
liberalen Deregulierungspolitik gescheitert, 
sondern an »Systemfehlern«, wie den Wi-
dersprüchen zwischen freiem unternehme-
rischen Handeln und der Beschränkung des 
Tätigkeitsfeldes oder auch der nicht definier-
ten sozialen Belegungsbindung und der ge-
nerellen Steuerbefreiung (vgl. Eekhoff 2011). 
Offen bleibt zudem die Frage, ob und wie in 
der Zukunft bei der engen Verflechtung des 
Wohnungsmarktes mit anderen Märkten 
(u.a. Boden- und Finanzmarkt) gemeinwohl-
orientiertes Wirtschaften gelingen kann. Ob 
»Selbstbindung gegen Förderung« noch ein 
brauchbares Prinzip im Wohnungssektor sein 
kann, braucht eine breite gesellschaftliche 
Verständigung darüber, worin ein gemein-
wohlorientierter Mehrwert besteht und wie 
(hoch) man diesen subventionieren will. Falls 
darüber ein Konsens erzielt werden kann, 
muss die »Gemeinnützigkeit« nicht mehr 
an einzelne Träger (rechtsformspezifische 
Subventionen) geknüpft sein, sondern kann 
ausschließlich das gemeinnützige Verhal-
ten, das festgelegte Kriterien der Herstellung 
und Bewirtschaftung von Wohnraum erfüllt, 
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staatlich subventioniert werden. Die Woh-
nungswirtschaft und ihre Verbände scheinen 
der Rückkehr zur Gemeinnützigkeit ohnehin 
eher skeptisch gegenüberzustehen (vgl. u.a. 
IW 2016). 

3 Schlussbemerkungen

Während in den letzten beiden Jahrzehnten 
auf der Bundesebene die Weichen auf Aus-
stieg standen, entstand auf der lokalen Ebe-
ne vielerorts ein ausgereiftes Instrumentari-
um, das die Wohnungsversorgung vorrangig 
als Wohnstandortentwicklung eng verzahnt 
mit der Stadt- und Quartiersentwicklung be-
handelte. Auch angesichts begrenzter Res-
sourcen scheinen sich eine kontinuierliche 
Wohnungsmarktbeobachtung sowie strate-
gische, integrierte Handlungsansätze, die 
Bestandsentwicklung und Wohnungsversor-
gung in langfristiger Perspektive im Kontext 
gesamtstädtischer Stadtentwicklung behan-
deln, auf der lokalen Ebene zu bewähren. 
Die (neuen) »Bündnisse für das Wohnen«, 
die gegenwärtig auf allen Ebenen entstehen, 
belegen, dass die Herausforderungen der 
Bestandsentwicklung und der Wohnungs-
versorgung als eine Gemeinschaftsaufgabe 
von Staat, Markt und Zivilgesellschaft wahr-
genommen werden (vgl. u.a. Aring et al. 
2016). Sowohl die Stadterneuerung als auch 
die Wohnungsversorgung haben sich in den 
letzten Jahren – trotz gelegentlicher Tiefs in 
der politischen und auch öffentlichen Wahr-
nehmung – als Daueraufgaben entpuppt. Es 
bleibt in erster Linie den Städten und Ge-
meinden überlassen, die neuen Wohnungs-
fragen auf der lokalen Ebene kreativ zu lösen. 
Die sind angesichts angespannter Haushalts-
lagen und überschießender oder stagnieren-
der Märkte trotz oftmals guter strategischer 
Konzepte und innovativer Verfahren mit die-
ser Aufgabe zunehmend überfordert.

Auf der Ebene des Bundes (und vielfach 
der Länder) stagniert der inhaltliche Diskurs 
über eine nachhaltige soziale Wohnungsver-

sorgung – hier herrscht der schnelle Rück-
griff auf scheinbar bewährte Instrumente 
(Mietpreisbremse, Wohnungsneubau, Steuer-
anreize, etc.) vor, ohne dass der Debatte über 
die komplexen Ursachen und den grund-
sätzlichen Reformbedarf (Stichwort: Boden-
frage) genügend Raum gewährt wird (vgl. 
auch Schader-Stiftung 2004, S. 34). Über 
Jahrzehnte hatten bundesweit der »Soziale 
Wohnungsbau« – mit seinen Programm-
richtlinien, der festgelegten Kostenmiete, 
den definierten Wohnungsgrößen und Aus-
stattungsstandards sowie den Vorschriften 
zur Wohnberechtigung – und die Unterneh-
mensstrategien der gemeinnützigen Woh-
nungsunternehmen die »Benchmarks« für 
gemeinwohlorientiertes Handeln im Woh-
nungssektor bestimmt. Beide Instrumente 
waren in der Vergangenheit über Jahrzehnte 
die Ausgangsbasis für Kritik, Weiterentwick-
lung und Reformbestrebungen – den dezen-
tralisierten Wohnungspolitiken sind aktuell 
vergleichbare Referenzen abhandengekom-
men. 

Um die veränderten Ausgangsbedin-
gungen und die daraus resultierenden Kon-
sequenzen für die Wohnungsversorgung 
angemessen zu analysieren und darauf mit 
durchdachten Konzepten, Strategien und In-
strumenten zu reagieren, braucht es eine ge-
sellschaftliche Verständigung und Aushand-
lungsprozesse auf allen politischen Ebenen 
mit allen beteiligten Akteuren. Der Politikan-
satz und die Programmatik der Bund-Länder-
Programme in der Stadterneuerung (u.a. So-
ziale Stadt und Stadtumbau) oder auch die 
Nationalen Stadtentwicklungspolitik haben in 
den letzten Jahren gezeigt, wie man Akteure 
und Ressourcen zusammenbringt – und viele 
mittlerweile erprobte Komponenten (Wissen-
stransfer, Programmevaluierung, Mittelbün-
delung, etc.) ließen sich analog auch für eine, 
über die Ebenen Bund, Land und Kommune 
stärker verflochtene, reformierte Politik der 
Wohnungsversorgung gemeinsam mit staat-
lichen, marktwirtschaftlichen und zivilgesell-
schaftlichen Akteuren nutzbar machen. 
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So notwendig die Erstunterbringung der Flüchtlinge in Notunterkünften im Herbst 2015 war, 
die sich aus Kriegsgebieten nach Deutschland gerettet haben, die zweite Stufe, d.h. die dauer-
hafte Unterbringung anerkannter und geduldeter Flüchtlinge in kostengünstigen Wohnungen 
des »normalen« Marktes, stellt Bund, Länder und – vor allem – die Kommunen vor eine kaum 
lösbare Herausforderung. Ihre Bewältigung ist  aber die Voraussetzung, damit Integration be-
ginnen kann. 

Eberhard von Einem
Professor i.R. für Stadt- und 
Regionalökonomie
Technische Universität Berlin, 
Center for Metropolitan 
Studies

Seit 2010/11 enteilt die anziehende Woh-
nungsnachfrage dem Angebot, in den wach-
senden Großstädten sowie in einigen Univer-
sitätsstädten. Die Mieten steigen, weil sich 
die Schere zwischen Bedarf und Bautätigkeit 
weit geöffnet und sich die Spaltung des Woh-
nungsmarktes vertieft hat. Der Wohnungs-
neubau hat zwar in den vergangenen Jahren 
wieder zugenommen, er konzentriert sich 
aber fast ausschließlich auf Mietwohnungen 
im oberen Preissegment sowie auf den Bau 
von Eigentumswohnungen. Damit trägt er 
kaum dazu bei, die Engpässe im unteren – 
preisgünstigen – Segment zu lindern. Die 
Magnetwirkung der großen Städte lässt den 
Bedarf weiter steigen, nicht zuletzt, weil auch 
die Flüchtlinge am liebsten in die großen 
Städte ziehen, hier jedoch werden sie unwei-
gerlich zu Konkurrenten anderer einkom-
mensschwacher Haushalte, die ebenfalls auf 
Wohnungen mit niedrigen Mieten angewie-

sen sind: Rentner mit niedrigen Renten, Al-
leinerziehende mit Kindern, Arbeitslose und 
Hartz IV Familien.

Die Politik sieht sich genötigt zu handeln. 
Da die Grundstücks- und Baukosten – trotz 
niedriger Hypothekenzinsen – das Bauen 
verteuern und den Spielraum der Wohnungs-
unternehmen einengen, werden mangels 
staatlicher Hilfen schon seit 15 Jahren kaum 
noch Sozialbauwohnungen gebaut. Die seit 
1949 praktizierte Förderung des sozialen 
Mietwohnungsbaus, die wesentlich zur Ver-
schuldung der öffentlichen Kassen beigetra-
gen hatte, wurde gestrichen oder eingespart. 
Einige Bundesländer (z.B. Berlin) haben die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus kom-
plett eingestellt. Ohne Förderprogramme 
jedoch verhalten sich nicht nur die freien, 
sondern auch die kommunalen Wohnungs-
bauunternehmen und -genossenschaften 

*Eine ausführlichere Version 
des Autors erscheint im 
Frühjahr 2017 als »essential« 
im Verlag Springer VS unter 
dem Titel »Flüchtlinge und 
Wohnungspolitik«. 
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gen. Mangels kostengünstiger Wohnungen 
in den großen Städten müssen Flüchtlinge 
nicht selten länger als wünschenswert in Not- 
und Massenunterkünften unter  beengten 
Verhältnissen ohne Privatsphäre ausharren; 
ihre Integration (Schule, Ausbildung, Arbeit) 
kommt nicht voran.  

Die wohnungspolitischen Antworten drän-
gen. Es sind zum einen Fragen des Tempos 
und zum anderen – wie sich zeigt – Fragen 
der Geographie, denn angesichts zeitlich-
räumlicher Restriktionen rücken jene Städte 
und Regionen ins Blickfeld, die nicht unter 
Wohnungsknappheit leiden; d.h. in denen es 
immer noch preiswerte Wohnungen gibt. Nur 
liegen diese Reserven selten in den dynami-
schen Großstädten. Wie einer Untersuchung 
des BBSR vom Februar 2016 zu entnehmen 
ist, stehen bundesweit aktuell 630.000 Woh-
nungen in Mehrfamilienhäusern leer. Hinzu 
zu rechnen sind aufgrund von Abwanderun-
gen hunderttausende weitere freie Ein- und 
Zweifamilienhäuser in den Dörfern sowie in 
wachstumsschwachen kleinen und mittleren 
oder altindustriell geprägten Städten. Lokali-
siert wurden sie sowohl in den Neuen als auch 
in den Alten Bundesländern,  allein in NRW 
sind es 150.000 WE. Sie könnten sofort oder 
innerhalb weniger Wochen bezogen werden. 

Damit nicht genug: Der gelegentlich geäu-
ßerte Einwand, Flüchtlinge fänden in struk-
turschwachen Städten sowie im ländlichen 
Raum keine Arbeit, scheint nicht zwingend. 
Wie der gleichen Studie zu entnehmen ist, 
befinden sich die meisten der gemeldeten 
freien Stellen – wie zu erwarten – zwar in 
Großstädten; aber auch in kleinen und mitt-
leren Städten und selbst in den ländlichen Re-
gionen wurden der Bundes-agentur für Arbeit 
freie Arbeitsstellen gemeldet, sei es in der In-
dustrie, im Handwerk (KfZ-, Bau-, Holz- und 
Installationshandwerk), in der Gastronomie, 
im Tourismus, in der Lagerhaltung und im 
Transportgewerbe, in der Land- und Forstwirt-
schaft (saisonale Erntehelfer) sowie in diver-
sen sozialen Dienstleistungen. Viele jüngere 
Flüchtlinge interessieren sich für eine Lehr-
stelle in ihrer Nähe, wissend, dass sich ihnen 
in Deutschland erst mit einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung Chancen auf Teilhabe 
eröffnen. Vor diesem Hintergrund kommen 
die örtlichen Handwerkskammern und die 
Arbeitsagenturen ins Spiel, denen allerdings 
die Hände noch immer gebunden sind, weil 
die arbeitsrechtlichen Barrieren für die Aus-
bildung und Beschäftigung von Flüchtlingen 

abwartend bis restriktiv. Nach den mageren 
Jahren haben mehrere Bundesländer kürz-
lich zwar angekündigt, wieder vermehrt So-
zialbauwohnungen errichten zu wollen, die 
avisierten Budgets reichen aber nicht aus, 
um die Lücken zu schließen, die aufgrund 
zu geringer Bautätigkeit zwischen 2000 und 
2015 aufgerissen wurden. Die Länder, die 
seit der Verfassungsreform von 2006 allein 
für den Wohnungsbau zuständig sind, sehen 
sich allerdings nicht in der Lage, die Finan-
zierung des sozialen Mietwohnungsbaus im 
erforderlichen Maße allein zu stemmen. In 
ihrer Not wenden sie sich an den Bund; der 
Bundesfinanzminister zögert indes und ist 
bisher allenfalls bereit, den Kommunen bei 
den  Betreuungskosten von Flüchtlingen un-
ter die Arme zu greifen. Zuvor hatte er im 
Frühjahr 2016 den Vorschlag ins Bundeska-
binett eingebracht, der Wohnungswirtschaft 
mit Steuererleichterungen zu helfen. In einer 
Anhörung im April 2016 erntete er heftigen 
Widerspruch, weil damit in erster Linie der 
Bau teurer Wohnungen, aber nicht der Bau 
von Sozialwohnungen induziert werde. Er-
gebnis: Es herrscht Ratlosigkeit, wie der Woh-
nungsbau zu niedrigen Mieten in Schwung 
kommen kann, ohne damit – trotz Steuer-
mehreinnahmen - die »schwarze Null« zu 
gefährden. 

Damit stehen die Städte und Gemeinden 
weitgehend allein da. Auf der Ebene der Kom-
munen wird hektisch über neue Wohngebie-
te und Nachverdichtungen im Bestand, über 
kostengünstige und vereinfachte Bauwei-
sen, über Quoten von Wohnungen für arme 
Haushalte, über eine Verschärfung der Miet-
preisbremse sowie über weitere Verbote und 
Auflagen nachgedacht, ohne damit zum Kern 
des Problems, der zu geringen Bautätigkeit, 
vorzudringen. Mit Rechtsvorschriften lassen 
sich Knappheiten des Marktes nicht beseiti-
gen, ganz abgesehen davon, dass die erforder-
lichen gesetzlichen Änderungen jenseits der 
Hoheit der Kommunen liegen; darüber hin-
aus werden sie der quantitativen  Dimension 
nicht gerecht, denn die Mieten werden sich 
erst dann stabilisieren oder gar sinken, wenn 
das Angebot hinreichend ausgeweitet wird, so 
wie dies zuletzt nach 1998 der Fall war. Die 
sich im Kreis drehende Debatte lähmt das 
Handeln. Bedenkt man die Zeit, die  vergeht, 
bis neues Wohnungen nach drei bis vier Jah-
ren des Planens und Bauens (mit B-Plan sind 
es gern sechs Jahre) bezugsfertig sind, rü-
cken schnelle Lösungen in weite Ferne; d.h. 
die Mieten werden immer noch weiter stei-
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noch nicht hinreichend gelockert wurden. Sie 
behindern die Arbeitssuche von anerkannten 
Asylsuchenden ebenso wie von geduldeten 
Flüchtlingen. Hier liegt das derzeit wichtigste 
Hindernis der Integration.

Abgesehen von wenigen Ausnahmen, die 
nicht in friedlicher Absicht kamen, sehnt 
sich die weitaus überwiegende Mehrheit der 
Flüchtlinge danach, endlich anzukommen 
und – als zweiten Schritt – eine eigene fes-
te Wohnung beziehen zu können. Nach den 
traumatisierenden Erlebnissen ihrer Flucht 
haben sie einen solchen Ort persönlicher Si-
cherheit verdient. Sie möchten die Sprache 
erlernen, ihre Kinder in Schulen schicken, 
an Veranstaltungen ihrer Gemeinden teilneh-
men, in Sportvereinen mitspielen und – vor 
allem – arbeiten. Viele Flüchtlinge bringen 
den unbedingten Willen mit, sich zu integ-
rieren – zumindest solange in ihrer Heimat 
Krieg herrscht – und in Deutschland hei-
misch werden. Sie möchten ihre Dankbarkeit 
zeigen, eigenes Geld verdienen, möchten et-
was zurückgeben und sich nützlich machen. 

Zwar würden viele Flüchtlinge am liebsten in 
einer Großstadt wohnen, wo sie Verwandte 
und Bekannte treffen können und meinen, 
zumindest als Hilfsarbeiter schneller einen 
Job zu finden. Dieser Wunsch ist verständ-
lich, lässt sich jedoch – nach Abwägung – in 
vielen Fällen nicht realisieren. Im Asylrecht 
hat der Schutz vor Verfolgung Vorrang, nicht 
die Erfüllung von Wohnortpräferenzen. Im 
Sinne schneller Lösungen ist es deshalb zwin-
gend erforderlich, leere Wohnungen dort zu 
mobilisieren, wo es sie (noch) gibt: in struk-
turschwachen, schrumpfenden Städten sowie 
im ländlichen Raum.  

Allerdings verbietet es sich, die Dezentra-
lisierung durch Zwang zu verordnen oder 
umgekehrt diese zu idealisieren; es bleiben 
Hürden und schwerwiegende Bedenken. 
Anders als die großen Städte sind die  Städte 
und Kreisverwaltungen im ländlichen Raum 
nicht überfordert. Auch in kleinen und mitt-
leren Städten wurde das Netz der sozialen 
Infrastruktur inzwischen ausgebaut, in vielen 
Dörfern hingegen fehlt es an unterstützenden 
Einrichtungen. Ohne PKWs sind Flüchtlinge 
auf gespendete Fahrräder angewiesen, an-
sonsten aber sind sie weitgehend immobil, 
da Bahn- und Busverbindungen ausgedünnt, 
Läden des Einzelhandels geschlossen sowie 
Ärzte und Schulen schwer zu erreichen sind. 
Viele alte Häuser und Wohnungen haben 

zudem schon mehrere Jahre leer gestanden: 
zerbrochene Fensterscheiben, nicht funkti-
onierende Heizungen, verstopfte Abflüsse, 
undichte Dächer, ungesicherte Haustüren. 
Bevor diese bezogen werden können, braucht 
es einige Wochen der Instandsetzung. Nicht 
selten leben die früheren Bewohner nicht 
mehr am Ort; manche Hauseigentümer sind 
zu alt, um ihr Haus laufend instand zu halten; 
anderen fehlt es an Kapital. Kann die öffent-
liche Hand einspringen? Dürfen Flüchtlinge 
selbst Hand anlegen? Notreparaturen im Sin-
ne von Ersatzvornahmen stoßen auf rechtli-
che Bedenken; wer haftet, wer zahlt? Bisher 
verbietet das Ausländerrecht, dass Flüchtlinge 
arbeiten, während öffentliche Gelder, die den 
Sozialbehörden für die Betreuung von Flücht-
lingen zur Verfügung stehen, nicht für Bau-
materialien und Instandsetzungen verwandt 
werden dürfen.  

Auf die leichte Schulter zu nehmen ist 
deshalb die Aufgabe nicht, Flüchtlinge in 
schrumpfenden kleinen und mittleren Städ-
ten sowie im ländlichen Raum unterzubrin-
gen. Das gilt auch aus dem unerfreulichen  
Grund, dass ausländerfeindliche Vorbehalte – 
leider – noch immer verbreitet sind. Erinnert 
sei an den Sturm rassistischer Hasstiraden 
im Internet, an Stammtischen, vor Asylhei-
men oder auf der Straße, geschürt vom Milieu 
am rechten Rand. Über 1.000 Angriffe und 
Brandanschläge auf Asylunterkünfte allein 
im Jahr 2015 sind eine Lektion, die präventive 
Maßnahmen erfordern. Diese Pöbeleien und 
Übergriffe lassen daran zweifeln, ob die He-
rausforderungen der Integration »zu schaf-
fen« sind. Polizei und Gerichte gehen zwar 
gegen Rechtsbrüche und Übergriffe vor, kön-
nen aber nicht alle Missbräuche eindämmen. 

In anderen Worten: Flüchtlinge dürfen we-
der blindlings erhöhten Risiken ausgesetzt, 
noch schutzlos offen gezeigten fremden-
feindlichen Angriffen überlassen, noch an 
den Pranger gestellt werden. Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit sind – ganz gleich wo 
– nicht hinzunehmen. Es gibt keinen Grund, 
Flüchtlinge zu diskriminieren, weil sie aus 
persönlicher Not nach Deutschland flüchte-
ten und im Stadtbild als Fremde auffallen, 
weil sie einer anderen Religion angehören, 
sich anders kleiden und andere Gewohnhei-
ten mitbringen. Diese Bedenken dürfen aber 
auch nicht als Vorwand dienen, den seit Jah-
ren schon bekannten Problemen peripherer 
ländlicher Regionen aus dem Weg zu gehen 
und der dortigen Bevölkerung das Gefühl zu 
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geben, dass sie nicht gehört und ihre Anlie-
gen nicht verstanden werden. Ein Wandel 
der Einstellungen ist notwendig. Die Dörfer 
in stadtfernen Landesteilen dürfen nicht auf-
gegeben werden. Erstmals zeichnet sich in 
einzelnen Gemeinden der ausgedünnten Re-
gionen, die unter Abwanderung der Jüngeren 
leiden, ein Wandel ab, nachdem dort erkannt 
wurde, dass integrierte Flüchtlinge auch Mög-
lichkeiten der Stabilisierung mit sich bringen. 
Vor dem Hintergrund der regionalpolitisch 
ungelösten Fragen, wie den struktur- und 
wachstumsschwachen Städten und insbeson-
dere dem ländlichen Raum eine tragfähige 
Perspektive geboten werden kann, dürfen we-
der Planer noch Bürgermeister oder Landes-
politiker kneifen. An das Gebot, gleichwertige 
Lebensverhältnisse herzustellen, sei erinnert.

Das bedeutet, die Strategie der Dezentralisie-
rung bedarf der Planung, der Vorbereitung 
und Begleitung durch vorbeugende Maß-
nahmen, die die Akzeptanz, Ankommenden 
gegenüber, verbessern, etwa durch ein neues 
Programm »soziales Dorf«, das in Anleh-
nung an das Programm »soziale Stadt« ins 
Leben gerufen werden sollte, mit dem inno-
vative Ansätze der Stadtteilarbeit in den Quar-
tieren zahlreicher Städte ermöglicht werden. 

In anderen Worten: Zum einen braucht es 
finanzielle Unterstützung; zum anderen be-
darf es des tatkräftigen Zusammenwirkens 
von Politik, kommunaler Verwaltung und 
Zivilgesellschaft. Der Schlüssel zur Integra-
tion liegt in der gewollten Kooperation auf 
dezentraler Ebene unter Einbeziehung der 
lokalen Kirchengemeinden, der Vereine und 
der vielen freiwilligen Flüchtlingshelfer, um 
gemeinsam die Integration sozialpolitisch 
verantwortbar zu gestalten. 

Damit ist zugleich ein neues Aufgabenfeld 
für Planer angesprochen, denn es sind Kon-
zepte, Programme und Maßnahmen gefragt, 
die über die bauliche Ortsplanung im enge-
ren Sinne hinausgehen und einen fachüber-
greifenden Ansatz erfordern. Strategien der 
dezentralen Wohnungs- und Sozialpolitik 
sollten mit der Öffnung des Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktes, mit sozialpolitischen 
und ökologischen Konzepten, mit Öffentlich-
keitsarbeit und Bürgerbeteiligung sowie mit 
Maßnahmen der Gewaltprävention, mit Initi-
ativen der sozialen, medizinischen und psy-
chischen Betreuung und – nicht zuletzt – mit 
der Mobilisierung von Selbsthilfepotentialen 
verknüpft werden. 
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In einer vom vhw initiierten und geförderten Studie2 hat der Lehrstuhl für Planungstheorie und 
Stadtentwicklung an der RWTH Nutzung, Wahrnehmung und Bedeutung öffentlicher Räume 
in stadtgesellschaftlich vielfältigen Quartieren untersucht – zunächst im Sinne einer »Annähe-
rung an die Wirklichkeit«, also mit sondierender Absicht. Daher wurden vorerst drei Fallstudi-
en in Stadtteilen Aachens, Essens und Saarbrückens durchgeführt, verbunden mit der Absicht, 
auf dieser Grundlage ggf. weitere Forschungsschritte auf breiterer empirischer Basis und/oder 
weiter zugespitzter Fragestellung in Angriff zu nehmen. 

Im Folgenden fassen wir die aus unserer Sicht zentralen Befunde der empirischen Arbeit 
zusammen und weisen auf mögliche Folgerungen hin. Mit zwei Beiträgen in diesem Heft wer-
den darüber hinaus weitere Ergebnisse aus der Studie vorgestellt.

Friederike Fugmann, 
Dr. Daniela Karow-Kluge und 
Prof. Dr. Klaus Selle
Lehrstuhl für Planungstheorie 
und Stadtentwicklung, RWTH 
Aachen University

1 Dieser Beitrag erschien in 
der Zeitschrift Forum Wohnen 
und Stadtentwicklung. Heft 1 
Januar - Februar 2017, S. 2-7.

2 Das Forschungsprojekt 
wurde am Lehrstuhl für 
Planungstheorie und 
Stadtentwicklung (RWTH 
Aachen University) in 
Kooperation mit Dr. 
Ulrich Berding (plan zwei, 
Hannover) bearbeitet. Weitere 
Mitwirkende: Conny Fiebig 
und Alexandra Schipp.

Untersuchungsgebiete, 
Forschungsfragen und -methoden

Drei stadtgesellschaftlich vielfältige Quartie-
re standen im Mittelpunkt unserer Unter-
suchungen: das Aachener Rehmviertel, Alt-
Saarbrücken und die nördliche Innenstadt in 
Essen. Auf die gesamten Quartiere bezogen 
wurden Interviews mit Schlüsselpersonen 
durchgeführt sowie Nutzerinnen und Nutzer 
befragt und um das Festhalten ihrer Raum-
wahrnehmungen in Mental-Maps gebeten. 
In den auf diese Weise identifizierten öffent-
lichen Räumen von besonderer Bedeutung 
wurden dann Nutzungskartierungen und 
-beobachtungen durchgeführt. Zentrale Er-

gebnisse dieser empirischen Arbeit vor Ort 
werden hier zusammengefasst und zu den 
theoretischen Ausgangsüberlegungen (vgl. 
den Artikel von Ulrich Berding und Daniela 
Karow-Kluge) in Beziehung gesetzt.

Als Gliederung dienen die fünf erkennt-
nisleitenden Fragestellungen unserer Unter-
suchung:

1. Wie werden die untersuchten Räume 
genutzt? Bildet sich die stadtgesellschaftliche 
Vielfalt in der Nutzung der Räume ab?

2. Finden Begegnungen in den öffentli-
chen Räumen statt?

3. Wie werden die öffentlichen Räume im 
Quartier von der Bevölkerung wahrgenom-
men und welche Bedeutung haben sie für sie?
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und Schlüsselpersoneninterviews entspre-
chend hingewiesen wurden, führten wir Nut-
zungskartierungen und Raumbeobachtungen 
an verschiedenen Tagen und zu unterschied-
lichen Zeiten durch. 

Vor allem auf dieser Grundlage lässt die ein-
gangs getroffene Feststellung belegen: Tat-
sächlich werden diese Räume vielfältig und 
von Menschen verschiedenen Alters, Ge-
schlechts und aus – augenscheinlich – unter-
schiedlichen Milieus genutzt. 

ππ Es kann unterschieden werden zwischen 
Räumen mit einem vielfältigen Nutzungsan-
gebot (auf den Plätzen selbst bzw. an ihren 
Rändern) und solchen, die vorrangig von 
einem Nutzungsangebot bestimmt werden 
(Beispiel Kinderspiel). Es liegt nahe, dass sich 
daraus eine gewisse Vorab-Selektion der Nut-
zerinnen und Nutzer ergibt– ohne dass wir 
allerdings eine milieuspezifische Selektion 
beobachten konnten.

2. Finden Begegnungen in den 
öffentlichen Räumen statt?

Die Tatsache, dass »in der Stadt die Fremden 
wohnen« (Siebel 1997, S. 33) gilt als konstitutiv 
für städtische – im Gegensatz zu ländlichen – 
Siedlungsformen. Es sind die Straßen, Plätze 
und Parks der Städte, in denen diese Fremd-
heit und Verschiedenheit der Menschen sicht-
bar wird, erlebbar ist – oder doch sein sollte. 
So zumindest lautet eine der normativen Kon-
sequenzen, die in der theoretischen Diskussi-
on zur sozialen Funktion öffentlicher Räume 
gezogen wird. Öffentliche Räume werden als 
Orte der »Begegnung« angesehen, wobei al-
lerdings das Verständnis von «Begegnung« 
sehr unterschiedlich ist. Um diesen schillern-
den und mit Erwartungen unterschiedlichster 
Art verknüpften Begriff bearbeitbar zu ma-
chen, unterschieden wir

ππ ... die Sichtbarkeit (»visibility«), die die 
»simultane Präsenz im Raum« zur Voraus-
setzung hat. Mit der Wahrnehmung der An-
deren in alltäglichen Situationen werden 
zentrale Voraussetzungen für ein soziales 
Miteinander in den Städten geschaffen. Oder 
wie es Vaiou & Kalandides (2009, S. 18) aus-
drückten: »the borders between familiar and 
strange, insider and outsider are re-negotiated 
and even challenged«.

ππ ... die Interaktion, die über die reine Wahr-
nehmung der anderen hinausgeht und ver-
schiedene Arten des Reagierens aufeinander 
bzw. des Agierens miteinander umfasst. Das 

4. Was sind hindernde oder fördernde 
Faktoren (baulich-räumlich, sozial bzw. nut-
zungsbezogen) für Nutzung und Begegnung?

Da die Untersuchung auch in methodi-
scher Hinsicht einen sondierenden Charakter 
hatte, kam eine weitere Frage hinzu:

5. Welche Methoden sind geeignet, um 
Nutzung, Wahrnehmung und Bedeutung öf-
fentlicher Räume zu erfassen?

1. Wie werden die untersuchten Räume 
genutzt? Bildet sich die stadtgesellschaftliche 
Vielfalt in der Nutzung der Räume ab?

Ein zentrales Erkenntnisinteresse der Studie 
lässt sich relativ klar beantworten: Die stadt-
gesellschaftliche Vielfalt der Quartiere bildet 
sich auch in den von uns untersuchten öffent-
lichen Räumen ab. Das gilt für verschiedene 
Dimensionen der Diversität, die jedoch nicht 
alle »objektiv«, sondern z.T. nur anhand des 
Augenscheins erfassbar waren.

ππ In Befragungen und Mental-Maps wur-
den Räume identifizierbar, die durchweg von 
allen genutzt werden. Aber nicht alle öffent-
lich nutzbaren Räume werde gleichermaßen 
wahrgenommen, bewertet und genutzt. Es 
gibt in allen untersuchten Stadtteilen auch 
Orte, die sozusagen blinde Flecken sind, und 
andere, die bewusst gemieden werden. Dies 
ist in der Regel auf Unsicherheitsgefühle bzw. 
mangelnde soziale Kontrolle zurückzuführen 
– und insofern nicht ungewöhnlich, sondern 
eher typisch für Verhaltensorientierungen im 
öffentlichen Raum.

ππ In den Räumen, die für das jeweilige 
Quartier von besonderer Bedeutung schie-
nen und auf die wir auch in Befragungen 
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kann von aufeinander bezogenen Bewegun-
gen im Raum über Begrüßungszeichen bis 
hin zu Gespräch und gemeinsamem Han-
deln reichen. Zugleich muss unterschieden 
werden zwischen einvernehmlicher und kon-
flikthafter Interaktion: Aufeinanderzubewe-
gen oder Ausweichen wären in diesem Sinne 
zwei Ausprägungen von Interaktion ebenso 
wie gemeinsames Spiel auf der einen und 
Streit auf der anderen Seite.

Im Rahmen unserer Beobachtungen bildeten 
die simultane Anwesenheit und die Sichtbar-
keit im Raum naheliegenderweise die häu-
figste Form der »Begegnung«. Darauf stützt 
sich auch die resümierende Feststellung, dass 
die gesellschaftliche Vielfalt der Quartiere 
sich in ihren zentralen öffentlichen Räumen 
spiegelt. Darüberhinaus wurden aber auch 
zahlreiche Interaktionen unterschiedlichster 
Art beobachtet. Wenige waren negativer Art: 
Nutzungskonflikte gab es lediglich verein-
zelt durch sozial auffällige Einzelpersonen 
bzw. raumgreifende Gruppen. Deutlich häu-
figer waren Begrüßungen, kurze oder länge-
re Gespräche – und natürlich gemeinsames 
Kinderspiel zu beobachten. Ob sich in diesen 
Situationen einander fremde Personen begeg-
neten, ließ sich aus unserer Beobachtungssi-
tuation nur bedingt beurteilen. Immerhin 
ließ sich unterscheiden, ob Personen zuvor 
gemeinsam oder allein die (Frei-)Räume be-
traten. Es liegt allerdings auf der Hand, dass 
die Interaktion zwischen einander bereits Be-
kannten wahrscheinlicher ist als die zwischen 
zwei sich bis zur Situation der Begegnung 
fremden Personen.

Eine weitere Beobachtung ist noch von 
Bedeutung: Vereinzelt (Stengelanlage in Saar-
brücken und Rehmplatz in Aachen) war eine 
Diskrepanz zwischen dem Image von Räu-
men (z.B. in Bezug auf Nutzungskonflikte) 
und der von uns beobachteten tatsächlichen 
Nutzung festzustellen. Ersteres war »schlech-
ter« als letztere (dazu unten mehr). Das könn-
te daran liegen, dass sich ein »schlechter Ruf« 
länger hält als die tatsächliche Situation – etwa 
zu beobachten beim Aachener Rehmplatz, 
der offensichtlich wirkungsvoll umgestaltet 
wurde, aber in der Wahrnehmung einzelner 
Befragter noch immer unter seinem früheren 
Image leidet.

3. Wie werden die öffentlichen Räume 
im Quartier von der Bevölkerung 
wahrgenommen und welche 
Bedeutung haben sie für sie?

Die Befragungen und Mental-Map-Kartierun-
gen bestätigten eine Erfahrung, die man in 
verschiedenen anderen Zusammenhängen 
bei der Auseinandersetzung mit der Wahr-
nehmung und Nutzung von Stadträumen 
machen kann: Das eine (die Nutzung) be-
stimmt das andere (die Wahrnehmung). Das 
klingt trivial, führt aber im Ergebnis dazu, 
dass Städte insgesamt, aber auch einzelne 
ihrer Stadtteile individuell sehr verschieden 
wahrgenommen und dargestellt werden. 

In unserem Zusammenhang zeigte sich 
so, dass es praktisch keine einheitliche Ab-
grenzung des »Quartiers« gab. Die Grenzzie-
hungen waren vielmehr sehr stark durch die 
individuellen Aktionsräume geprägt und ent-
sprechend verschieden. Aber es gibt innerhalb 
der Untersuchungsräume durchaus Orte, die 
vielfach oder sogar von allen genannt wurden 
– etwa als Vermeidungsräume oder beson-
ders prägende Orte im eigenen Lebensum-
feld. Zentrale Plätze gehören durchweg dazu 
und sind – wenn man so will – Identität stif-
tende Orte im jeweiligen Stadtteil. Zugleich 
sind solche Schnittbereiche zwischen den 
verschiedenen Wahrnehmungs- und Raum-
nutzungsmustern Voraussetzung dafür, dass 
sich in einzelnen Räumen Vielfalt abbilden 
und Begegnung stattfinden kann. 

Differenzieren muss man allerdings zwi-
schen der Bedeutung eines Raumes (aus der 
Sicht der Quartiersbevölkerung) und seiner 
tatsächlichen Nutzung: So nimmt der Lud-

Abb. 2: Nutzerinnen 
und Nutzer hielten ihre 
Raumwahrnehmungen in 
Mental-Maps fest.
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wigsplatz für viele Alt-Saarbrücker einen ho-
hen Stellenwert ein, was sich aber nicht in der 
Intensität seiner Nutzung ausdrückt.

Es ist in diesem Zusammenhang noch da-
rauf hinzuweisen, dass einzelne Plätze oder 
Parkanlagen durchaus eine Identität stiften-
de, also den Ort unverwechselbar machende, 
Funktion haben können (neben dem schon 
erwähnten Ludwigsplatz etwa der Rehmp-
latz in Aachen). Von der Identität des Ortes 
(zu der öffentliche Räume offensichtlich bei-
tragen können) ist aber die Identifizierung 
mit dem Ort zu unterscheiden: Es liegt zwar 
auf der Hand, dass es zwischen dem einen 
und dem anderen Bezüge geben könnte, der 
»Identitätsgrad« also in Beziehung zur Mög-
lichkeit der Identifizierung mit dem Ort steht. 
Das aber ist empirisch schwer dingfest zu 
machen. Immerhin könnte man das »Küm-
mern« um einzelne Orte als einen Ausdruck 
einer so verstandenen »Identifizierung« anse-
hen. In dieser Hinsicht lassen sich aus den 
Raumbeobachtungen einige Illustrationen 
finden: etwa Bewohner, die Müll wegräumen 
oder defektes Spielgerät reparieren.

4. Was sind hindernde oder fördernde 
Faktoren für Nutzung und Begegnung?

Auf die Frage, was öffentliche Räume zu 
belebten Orten macht, in denen gesell-
schaftliche Vielfalt erlebbar und Begegnung 
ermöglicht wird, lassen sich aus unseren Un-
tersuchungen zahlreiche Antworten geben. 
Dabei kann auf vielfache Weise an dem bishe-
rigen Diskussionsstand angeknüpft werden: 
Das gilt vor allem für die Unterscheidung von 
notwendiger und optionaler Nutzung, wie sie 
etwa von Gehl (1987) in die Diskussion einge-
führt wurde. Notwendige Aktivitäten sind z.B. 
Durchquerungen des öffentlichen Raumes, 
um Ziele (Schule, Arbeit, Einkaufen) zu errei-
chen oder Aufenthalt etwa an Haltestellen des 
öffentlichen Verkehrs. Sie finden unabhängig 
von der Qualität der Räume statt. Optionale 
Aktivitäten sind hingegen wesentlich von der 
Attraktivität der Räume – Ausstattung, Gestal-
tung, Lage, bereits vorhandene Nutzungen 
etc. – abhängig. 

Wenn man Wahrnehmung und Nutzung 
der Räume in unseren Untersuchungsgebie-
ten vor diesem Hintergrund betrachtet, so 
sind auch hier zunächst die »notwendigen 
Nutzungen« hervorzuheben: Ein Platz, der 
zu häufig angestrebten Zielen auf häufig ver-
wendeten Wegen überquert wird, ist a priori 
belebter als ein Raum, für den das nicht gilt. 

Fördernder Faktor ist hier die Tatsache, dass 
er »auf dem Weg« liegt oder – z.B. durch Nut-
zungsangebote an seinem Rand – selbst Ziel 
ist.  Das gilt zum Beispiel für den Rehmplatz 
in Aachen und den Marktplatz in Essen.

Darüber hinaus sind zahlreiche Faktoren 
für Eignung und Attraktivität der von uns un-
tersuchten Räume zu nennen, die man mit 
»optionaler Nutzung« in Verbindung bringen 
kann. Besonders zu nennen sind:

ππ Gute Lage und Erreichbarkeit, ungehin-
derter Zugang etc. 

ππ Vielfalt der Nutzungsangebote bei ange-
messener räumlicher Verteilung

ππ Größe und Differenzierung des Raumes, 
damit – wie es in der Literatur heißt (Dang-
schat 2011, S. 6) – man selbst entscheiden 
kann, wie groß der Abstand zu anderen Nut-
zern ist. Als Beispiel kann hier der Westpark 
in Aachen dienen, in dem sich häufig – räum-
lich verteilt – verschiedene Nutzer(gruppen) 
gleichzeitig aufhalten. Als Gründe wurden 
in der Befragung die Größe des Parkes und 
die »gute Verteilung« unterschiedlicher Nut-
zungsbereiche angeführt.

ππ Klare räumliche Definition: In Alt-Saar-
brücken gibt es zwar quantitativ einen erheb-
lichen Freiraumanteil im Siedlungsbereich. 
Vieles davon wird aber nicht als Aufenthalts-
ort angesehen und entsprechend genutzt. Als 
Ursache könnten unklare räumliche Definiti-
onen (»Fließraum«, »Zwitter«) und mangeln-
de Nutzungsangebote in Frage kommen.

ππ Pflegezustand und Gestaltung
ππ Soziale Kontrolle, Beleuchtung und alle 

weiteren Aspekte, die das Sicherheitsempfin-
den fördern.

Allerdings müssen nicht alle öffentlichen 
Räume gleiche Charakteristika aufweisen, 
um gleichermaßen beliebt und belebt zu 
sein. Denn einzelnen Räumen werden auf-
grund ihrer Nutzungsangebote und Lage 
durchaus unterschiedliche Funktionen und 
Bedeutungen zugeschrieben. So gibt es in 
Aachen das »Wohnzimmer« des Viertels (auf 
dem sich unterschiedliche Generationen und 
Ethnien aus dem ganzen Quartier begegnen). 
Daneben existieren (Kinder-)»Spielzimmer«, 
in denen sich eher die Nachbarschaften der 
angrenzenden Wohnblöcke treffen. Ähnli-
ches ist auch für Alt-Saarbrücken und Essen 
festzustellen: Es gibt Räume, die für alle von 
Bedeutung sind, daneben aber auch »spezia-
lisierte« Räume, die vorrangig von einzelnen 
Nutzergruppen besucht werden. In diesem 
Zusammenhang ist der Hinweis wichtig, dass 
insbesondere im Kontext von Kinderspiel vie-
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le Begegnungssituationen entstehen – unter 
den Kindern, aber auch zwischen denen, die 
sie begleiten.

Ergänzend soll auch noch auf »Momente der 
Geselligkeit« – wie es in der Literatur heißt 
(vgl. Wiesemann 2015, S. 196ff.) – also Feste, 
Märkte und Aktionen hingewiesen werden. 
Sie sind in besonderer Weise geeignet, um 
Verschiedenheit sichtbar und Begegnung 
möglich zu machen. Auch dazu lassen sich 
im Rahmen unserer Untersuchung Belege 
und Hinweise finden: Zu nennen wären etwa 
Feste, Kunst- oder Wochenmärkte wie sie z.B. 
auf dem Ludwigsplatz in Saarbrücken statt-
finden, Festivals und Konzerte in der Essener 
Innenstadt sowie nachbarschaftlich organi-
sierte Treffen auf dem Aachener Rehmplatz. 

Neben solchen temporären Veranstaltun-
gen und Aktionen spielen in allen Fallstudien 
auch (soziale) Einrichtungen eine wichtige 
Rolle. Sie alle tragen dazu bei, dass »gesellige 
Begegnungen« oder, wie es in der Literatur 
heißt »convivial encounters« (Fincher/Iveson 
2008, S. 145ff.) entstehen. 

Das wurde auch im Rahmen unserer Be-
fragungen vielfach deutlich. So gaben z.B. in 
Essen ältere Befragte an, dass sie sich nicht 
zu Hause, sondern bei Nachbarschaftstreffs 
in unterschiedlichen Einrichtungen, beim 
Stammtisch in Kneipen oder Aktivclubs tref-
fen. Auch die dort befragten Studierenden 
wiesen darauf hin, dass sie sich weniger in ih-
ren privaten WGs und Wohnungen träfen als 
vielmehr in Kneipen, Cafés oder Bars – und 
natürlich in der Universtät.

Im Übrigen können auch – das sei hier 
nur am Rande vermerkt – partizipative Pla-
nungsprozesse, mit denen alle Gruppen ei-
nes Stadtteils erreicht werden, eine wichtige 
Funktion für das Zusammenführen der Men-
schen im Quartier wahrnehmen.

Abschließend sei noch auf einen Faktor hin-
gewiesen, der im Rahmen unserer Unter-
suchung aus methodischen Gründen nur 
bedingt nachweisbar ist, aber nach allen Er-
fahrung eine wesentliche Rolle spielt: »Use 
begets more use« (Whyte 1980, S. 18) – Nut-
zung erzeugt zusätzliche Nutzung: Wenn 
also z.B. Lage und Funktion/Ausstattung 
ausreichen, um Menschen zu Durchquerung 
und/oder Aufenthalt anzuregen und so einen 
öffentlichen Raum nicht leer und ungenutzt 
erscheinen zu lassen, vermag diese »Grund-
belebung« den Raum auch für andere interes-
sant werden zu lassen. Umgekehrt kann das 
aber auch heißen, dass ein an sich geeigne-

ter Raum, der aber zu groß für den Ort ist, 
um belebt werden zu können, aus dem use-
begets-more-use-Effekt keinen Nutzen ziehen 
kann. Das könnte z.B. für den Ludwigsplatz 
in Alt-Saarbrücken gelten (dem es zudem 
aber auch an geeigneter Randnutzung fehlt 
und der lediglich an den Markttagen teilweise 
zu beleben ist).

Als hemmende Faktoren können zunächst die 
Negativausprägungen der zuvor aufgeführten 
fördernden Faktoren genannt werden. Also: 
Die Wahrscheinlichkeit der Nutzung sinkt, 
wenn der öffentliche Raum peripher liegt 
oder aus anderen Gründen schlecht zugäng-
lich bzw. erreichbar ist, keine attraktiven Nut-
zungsangebote aufweist, wenig überschaubar 
bzw. sozial schlecht kontrollierbar ist, unge-
pflegt erscheint und so fort. 

Hemmende Faktoren sind darüber hin-
aus: Prostitution, Kriminalität, Drogenkon-
sum und -handel sowie sozial auffällige Per-
sonen oder Gruppen, die einzelne Räume 
»besetzen«.

Auch Verkehr kann Nutzungen einschrän-
ken (Beispiel Nanteser Platz in Alt-Saarbrü-
cken), schließt diese aber nicht automatisch 
aus: z.B. ist die Stengelanlage in Saarbrü-
cken, ähnlich wie der Nanteser Platz, durch 
Straßenlärm belastet. Die stark frequentier-
te Bushaltestelle am Rande in Kombination 
mit diversen Sitzgelegenheiten »im Grünen« 
und der Nähe zum Ludwigsplatz führen aber 
dazu, dass sich hier viele unterschiedliche 
Nutzergruppen aufhalten. 

5. Welche Methoden sind geeignet, um 
Nutzung, Wahrnehmung und Bedeutung 
öffentlicher Räume zu erfassen?

Unsere Untersuchung hatte in doppelter Hin-
sicht »sondierende« Funktion: Einerseits soll-
te erkundet werden, ob öffentliche Räume in 
stadtgesellschaftlich vielfältigen Quartieren 
die ihnen oft zugeschriebenen Funktionen 
– Diversität sichtbar und Begegnungen mög-
lich werden zu lassen – erfüllen. Anhand von 
lediglich drei Untersuchungsgebieten sind 
die so erzeugten Ergebnisse selbstverständ-
lich noch nicht ausreichend empirisch belegt. 
Hierzu wäre eine größere Fallzahl und eine 
breitere Streuung der intensiv untersuchten 
Einzelräume notwendig. Um eine solche Er-
weiterung des Untersuchungsansatzes mög-
lich werden zu lassen, war die Studie zugleich 
als eine Art methodischer Pretest zu verste-
hen. Es galt zu erkunden, mit welchen Me-



Friederike Fugmann, Daniela Karow-Kluge, Klaus Selle: Öffentliche Räume in stadtgesellschaftlich vielfältigen Quartieren6| 7

www.planung-neu-denken.de

thoden die Untersuchungsziele am ehesten 
zu erreichen sind.

Dabei gab es zwei Ausgangspunkte: Ei-
nerseits die Milieuanalysen, die vom vhw für 
die Untersuchungsgebiete bereit gestellt wur-
den. Andererseits ein »Instrumentenkoffer«, 
der in nahezu 100 Jahren empirischer Aus-
einandersetzung mit öffentlichen Räumen 
und ihrer Nutzung entstand. In der Literatur 
finden sich dazu umfassende Darstellungen 
(insbesondere Gehl/Svarre (2013) mit ihrem 
Standardwerk »How to study public life«; vgl. 
hierzu ausführlicher den Beitrag von Friede-
rike Fugmann und Daniela Karow-Kluge in 
diesem Heft).

Erste Folgerungen

Mit der hier dargestellten Untersuchung soll-
te zwar in erster Linie ein Forschungsansatz 
getestet werden, der geeignet ist, die Wirk-
lichkeiten gesellschaftlich vielfältig genutz-
ter Stadträume zu erkunden. Angestrebt war 
aber auch, schon erste Ergebnisse für die Pra-
xis zu erzeugen, um z.B. folgende Fragen be-
antworten zu können: Welche Impulse lassen 
sich für integrierte Entwicklungskonzepte in 
gesellschaftlich vielfältigen Quartieren gewin-
nen? Und: Welche Konsequenzen ergeben 
sich insbesondere für die Gestaltung der öf-
fentlich nutzbaren Räume?

Wie oben schon erwähnt ist die empirische 
Basis noch zu schmal, um schon gesicherte 
Aussagen machen zu können. Als plausible 
Hypothesen lassen sich aber aus den bisheri-
gen Untersuchungsschritten festhalten:

1. Öffentliche Räume sind für gesellschaftlich 
vielfältige Stadtteile von großer Bedeutung – 
zunächst und vor allem, weil sie das Bild die-
ser Quartiere in der Wahrnehmung von Innen 
und Außen wesentlich prägen. So entstehen 
Identität wie Image. Das aber heißt auch: Sie 
bedürfen entsprechender Beachtung, was ihr 
Erscheinungsbild, ihre Funktionsfähigkeit, 
Gestaltung und Pflege betrifft.

Es ist daher nur konsequent, wenn dem 
Thema »Öffentlicher Raum« z.B. in den Stra-
tegien der „Sozialen Stadt“ große Bedeutung 
zukommt. Zugleich ist ihre Umgestaltung ein 
geeignetes Thema für Partizipationsprozesse, 
die der Vielfalt und Verschiedenheit im Stadt-
teil gerecht werden wollen (und können). 
Und nicht zuletzt ist auch durch unsere Un-
tersuchung deutlich geworden, wie wichtig 
Einrichtungen sind. Hier kommt gerade kul-
turellen oder sozialen Angeboten und schuli-

schen Einrichtungen eine wichtige Rolle zu. 
Das macht zugleich deutlich, dass öffentliche 
Räume in solchen Quartieren ausdrücklich 
nicht als »reine« Gestaltungsaufgabe zu ver-
stehen sind, sondern Gegenstand integrierter 
Handlungsstrategien sein sollten.

Und es gilt auch, sie nicht nur einmalig 
herzurichten, sondern dafür Sorge zu tragen, 
dass sie in gutem Zustand und funktionsfähig 
bleiben bzw. für ihre »Belebung« in Form von 
(temporären) »Momenten der Geselligkeit« 
(vgl. Wiesemann 2015) gesorgt wird. Auch das 
kann, wie Beispiele zeigen, unter Einbezie-
hung der Bewohnerschaft geschehen.

2. Ob die öffentlichen Räume genutzt werden, 
hängt von vielen Faktoren ab. Darauf wurde 
bereits verwiesen. Hier soll noch einmal der 
Aspekt der Wegebeziehungen hervorgehoben 
werden: Räume, die auf häufig gegangenen 
Verbindungslinien liegen, können von der 
daraus resultierenden Nutzungsfrequenz 
profitieren. Womit die Aufmerksamkeit auch 
auf die räumlichen Verbindungen und deren 
Attraktivität insgesamt gerichtet wird: Öffent-
liche Räume sollten als »System« betrachtet 
werden. Ihr Zusammenhang ist sowohl für 
die Wohnqualität im Quartier wie für die Nut-
zung einzelner Elemente dieses »Systems« 
von Bedeutung. Besonderes Augenmerk ist 
zudem Fuß- und Radwegeverbindungen zu 
widmen, die gefahrlos zu nutzen sind und 
so auch zur Erweiterung der Streifräume von 
Kindern beitragen.

Auf eine Kehrseite solcher räumlichen Zu-
sammenhänge muss jedoch auch hingewie-
sen werden: Unsere Untersuchungsgebiete 
liegen in unmittelbarer Nähe zur jeweiligen 
Innenstadt – und ihre öffentlichen Räume 
stehen damit in gewisser Weise in Konkur-
renz mit den innerstädtischen Lagen. Das 
wurde insbesondere in Saarbrücken deutlich: 
Die Menschen scheinen lieber in die Innen-
stadt zu gehen als sich in Alt-Saarbrücken 
aufzuhalten. Das gilt insbesondere für die, 
die Plätze mit Geschäften, Cafés und weite-
ren Einrichtungen aufsuchen wollen. Fehlen 
solche Angebote, sinkt auch die Nutzungsfre-
quenz der öffentlichen Räume.

3. Veranstaltungen wie Stadtteilfeste, be-
gleitete Projekte durch engagierte Personen 
(»Kümmerer«) oder Patenschaften (Einbe-
ziehung der Bürgerinnen und Bürger) und 
Kooperationen verschiedener Einrichtungen 
fördern Begegnungen verschiedenster Art. 
In unseren Untersuchungsgebieten wurden 
etwa als Beispiele genannt:
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ππ die Initiativen »Lokalfieber« in Essen und 
»Mit dem Stadtteil per Du - Alt-Saarbrücken 
trifft htw Saar«,

ππ die Kooperation verschiedener sozialer 
Einrichtungen im Arbeitskreis Aachen-Nord,

ππ kirchliche Gemeinden mit sozial-integra-
tiver Stadtteilarbeit (z.B. St. Gertrud in Essen 
und St. Jakob in Alt-Saarbrücken).

Mit Blick auf den Vorstudien-Charakter der 
hier dargestellten Untersuchung kann zu-
nächst festgestellt werden, dass sie ihren 
Zweck weitgehend erfüllen konnte: Es lassen 
sich durchaus Aussagen über Art und Um-
fang der Nutzung öffentlicher Räume – in 
diesem Fall: in stadtgesellschaftlich vielfälti-
gen Stadtteilen – gewinnen. Und: Die dazu 
erforderlichen Methoden sind vorhanden – 
und können auf vielversprechende Weise mit 
dem Milieuansatz des vhw verknüpft werden.

Aber, wie es bei einer Vorstudie so ist, wird 
es mit solchen Erkenntnissen erst richtig in-
teressant. Denn es werden auf der Basis der 
hier lediglich kurz und im Überblick darge-
stellten Ergebnisse viele Anschlussmöglich-
keiten für weiterführende Arbeiten sichtbar. 
Sie lassen sich in zwei Schwerpunkten zu-
sammenfassen:

ππ Räume der Vielfalt: Unmittelbar auf den 
Kern des Erkenntnisinteresses, also auf die 
Frage bezogen ob, wie und unter welchen 
Bedingungen öffentliche Räume in den Städ-
ten gesellschaftlich vielfältig genutzt werden, 
harrt der Forschungsansatz sowohl der Ver-
breiterung der empirischen Basis, vor allem 
aber auch noch der Übertragung auf den ge-
samten Stadtraum – etwa in Bezug auf Parks 
von gesamtstädtischer Bedeutung und Raum-
nutzungsmuster verschiedener Milieus in der 
Gesamtstadt.

ππ Prozesse der Vielfalt: Ein Dauerthema in 
der Auseinandersetzung mit Diversität stellt 
die Beobachtung dar, dass selbst dort, wo 
man sich intensiv um partizipative Gestal-
tung von Planungs- und Entscheidungspro-
zessen bemüht, bestimmte Gruppen nicht 
erreicht werden bzw. den Teilhabeangeboten 
fern bleiben. Somit ist die Frage, ob und un-
ter welchen Bedingungen »Prozesse der Viel-
falt« organisiert werden (können) und welche 
Erfahrungen in der Praxis (mit Blick auf die 
Umgestaltung öffentlicher Räume) bereits ge-
wonnen wurden, weiterhin von Interesse. In 
diesem Zusammenhang wäre insbesondere 
der Einsatz temporärer Rauminterventionen 
näher zu betrachten. Denn Beispiele zeigen, 
dass über niedrigschwellige konkrete Raum-
veränderungen Menschen angesprochen und 

eingebunden werden können, die sonst nicht 
erreicht werden.

ππ Erweiterung des Methodenmixes: Auch 
mit Blick auf die Forschungsinstrumente wä-
ren Erweiterungen reizvoll – und in Bezug 
auf bestimmte Fragestellungen (Aktionsräu-
me verschiedener Gruppen) auch notwendig. 
Das gilt insbesondere für die Einbeziehung 
GPS-basiert erfasster Raumnutzungsmuster. 
Wesentlich bleibt zugleich der Bezug zu den 
Milieuanalysen des vhw, die jüngst um inte-
ressante Elemente (Bewegungsmuster) er-
weitert wurden. Insbesondere letztere könn-
ten einen wichtigen Ausgangspunkt für die 
Analysen von Aktionsräumen und Raumnut-
zungsmustern darstellen. Hier entstünden 
sozusagen Hypothesen über das Verhalten 
verschiedener Milieus, die dann in der empir-
schen Arbeit vor Ort überprüft und detailliert 
werden. Gerade diese »iterative« Verknüp-
fung unterschiedlicher methodischer Zugän-
ge verspricht interessanten Ertrag.

Kurzum: Es bleibt spannend in den öffentli-
chen Räumen – und in der auf sie gerichteten 
Forschung.
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Abstract

Hinsichtlich ihrer Bedeutung für das Stadtbild, für Identität und gesellschaftliche Prozesse wird 
an öffentliche Räume ein hoher Anspruch formuliert. Generell werden sie als Orte möglicher 
Begegnung, als wichtig für die Bewältigung gesellschaftlicher Vielfalt eingeschätzt. In ihnen 
wird die Stadtgesellschaft sichtbar. Hier gibt es zum einen die Chance, Vielfalt und Verschie-
denheit wahrzunehmen und Fremden Begegnungen zu ermöglichen. Zum anderen werden 
gerade in öffentlichen Räumen gesellschaftliche Spannungen, Vorbehalte und Ausgrenzungen 
sichtbar. Eben weil sie Orte potentieller Begegnung sind, bedürfen Alltagskontexte öffentlicher 
Räume und die in ihnen üblichen Praktiken einer differenzierten Betrachtung, um sowohl 
überschießende Erwartungen als auch pauschale Konfliktszenarien zu relativieren.
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Öffentliche Räume nehmen in der Stadtpoli-
tik und Stadtentwicklung eine zentrale Rolle 
ein. Nicht nur in der Praxis, auch in der Theo-
rie und in wissenschaftlichen Diskursen wird 
ihnen in der Regel das Potential zuerkannt, 
sozialen Zusammenhalt und Interaktion zu 
fördern, da sie für jedermann zugänglich 
sind. Viele Autoren sind überzeugt, dass öf-
fentliche Räume als gemeinsam genutzte All-
tagsorte Kontakte und Austausch zwischen 
Angehörigen unterschiedlicher gesellschaftli-
cher Gruppen, also Begegnungen mit gesell-
schaftlicher Differenz, per se fördern (vgl. u.a. 
Carmona et al. 2008; Jacobs 1993 (1963), S. 
27, S. 46ff.; Madanipour 2010; Sennett 1983, 

1991, 1997). Dadurch, dass öffentliche Räume 
Bewegungsräume für unterschiedliche Men-
schen sind und sie hier (absichtslos) auf an-
deres Aussehen, Verhalten, unterschiedliche 
Interessen und Sichtweisen treffen können, 
»findet hier der soziale Austausch statt, der 
erst eine soziale Mischung zum integrativen 
Erfolgsmodell macht oder aber zur Entfrem-
dung und Feindseligkeit führt« (Dangschat 
2011, S. 4). Shaftoe beschreibt, dass öffentli-
che Räume als Begegnungs- und Erfahrungs-
räume bedeutende Lernfelder für Toleranz 
und Akzeptanz darstellen: »[T]hey are one of 
the few remaining loci where we can encoun-
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on weit über die alltägliche Wirklichkeit und 
über das Erwartbare hinausgehen und selbst 
in sozial homogenen Räumen nicht realis-
tisch sind. Diese Polarität soll im Folgenden 
anhand der Entwicklung des wissenschaftli-
chen Diskurses und seiner Differenzierun-
gen dargestellt werden.

»Momente« der Begegnung: 
Wahrnehmung und Interaktion

In seinem Buch »Interaktion im öffentlichen 
Raum« hat sich der Soziologe Erving Goff-
man bereits 1963 mit alltäglichen Begegnun-
gen und Interaktionen zwischen Menschen 
im öffentlichen Raum beschäftigt und dabei 
ungeschriebene Regeln und Normen darge-
stellt, die hier wirksam sind (Goffman 2009 
(1963)). Interaktion beschreibt er als »soziale 
Zusammenkunft« (ebd. S. 248) und als einen 
Betrachtungsbereich sui generis, der nicht auf 
andere Faktoren wie Klasse, Lebensstil oder 
Milieuprägung zurückzuführen ist. Ein Regel-
werk der Interaktion wird entfaltet, wenn sich 
Menschen in der Öffentlichkeit treffen. Öf-
fentlichkeit im Goffmanschen Sinne besteht 
dort, wo sich Akteure gegenseitig wahrneh-
men und miteinander interagieren (vgl. ebd. 
S. 19f.). Er beschreibt, dass jeder Einzelne von 
einem System aus Regeln gelenkt wird (»situ-
ative Anstandsformen«). »Jede Teilnahme in 
einer sozialen Situation impliziert etwas, was 
unter persönlicher Zugehörigkeit verstanden 
wird« (ebd. S. 247). Nach Goffman lohnt es 
sich also, auf »Begegnung« als eigenen Be-
trachtungsrahmen zu schauen – ohne davon 
unmittelbare Wirkungsprozesse und inter-
pretatorische Aufladungen von öffentlichen 
Räumen als Beitrag zur Intensivierung von 
sozialen Beziehungen oder für den sozialen 
Zusammenhalt einer Gesellschaft abzuleiten.

Gerade die Unverbindlichkeit und Anonymi-
tät öffentlicher Räume erfordert ein hohes 
Maß an Verhaltenssicherheit seitens der Nut-
zerinnen und Nutzer. Eine höhere Verbind-
lichkeit entsteht in sich räumlich oder sozial 
bildenden Teil-Öffentlichkeiten: Zum einen 
ist hier der Zugang erschwert und nicht für 
jedermann automatisch offen, zum anderen 
ergibt sich dadurch eine höhere Sicherheit 
durch kommunizierte Regeln und gemeinsa-
me Interessen, die die Zugehörigkeit bezeich-
nen. Gerade auf diese (Teil-)Öffentlichkeiten 
richten auch die geographies of encounter den 
Blick. 

ter difference and learn to understand and to-
lerate other people« (Shaftoe 2008, S. 5).

Allerdings sind im wissenschaftlichen Dis-
kurs gleichzeitig Gegenpositionen zu finden, 
die die Bedeutung von öffentlichen Räumen, 
insbesondere als Plattform für Begegnungen 
und sozialen Austausch, relativieren. Sie war-
nen vor der Zelebrierung und Romantisie-
rung öffentlicher Räume als potentielle Orte 
der Begegnung und des Zusammenhalts und 
bezweifeln, dass öffentliche Räume – selbst 
wenn sie »gut« gestaltet sein mögen – diesen 
hohen Erwartungen gerecht werden können. 
Auch die Vorstellung, dass öffentliche Räume 
Orte gleichberechtigter Teilhabe waren und 
sind, wird von vielen Autorinnen und Auto-
ren als nicht zutreffend bewertet (vgl. Belina 
2005; Bondi/Domosh 1998; Straub 2015). So 
sei es wohl eher eine idealtypische Vorstel-
lung, dass öffentliche Räume einen Beitrag 
zur Intensivierung der sozialen Beziehun-
gen zwischen unterschiedlichen Menschen 
und Gruppen leisteten, da »das alltägliche 
Interaktionsgeschehen nicht von Kontakt und 
Austausch, sondern von gegenseitiger Distan-
zierung und Gleichgültigkeit bestimmt [sei]« 
(Wiesemann 2015, S. 51).

Bauman beschreibt die Begegnung zwi-
schen Unbekannten in der städtischen Öf-
fentlichkeit als eine Art »Aneinander-vor-
bei-Treffen« (Bauman 2003, S. 114). Amin 
argumentiert, dass Begegnungen in öffentli-
chen Räumen lediglich flüchtig und von ober-
flächlicher Qualität sind und deshalb kaum 
Gelegenheit für sozialen Austausch bieten 
(vgl. u.a. Amin 2002a, S. 967). Selbst der 
Tatbestand, dass der gemeinsame Umgang 
durch Formen der Zivilität geprägt ist, sollte 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass öffentli-
che Räume für bestimmte Personengruppen 
eher als Orte der Ablehnung denn der Akzep-
tanz erfahren werden. Valentine verweist da-
rauf, dass durch Begegnung mit Differenz in 
öffentlichen Räumen eher bestehende Vorur-
teile und Fremdbilder bekräftigt anstatt aufge-
brochen werden (vgl. Valentine 2008, S. 325).

Öffentliche Räume werden also auch als 
ein äußerst ambivalentes Terrain dargestellt, 
für dessen widersprüchliche Wirkungen 
Thrift so konträre Bilder wie »ocean of hurt« 
oder »reservoirs of hope« (Thrift 2005, S. 147) 
findet. Die hier nachgezeichneten gegensätz-
lichen Positionen zwischen den Skeptikern 
und Optimisten lassen erahnen, dass manche 
Erwartungen bezüglich der Bedeutung öffent-
licher Räume für Vielfalt, Begegnung, sozia-
len Zusammenhalt, Identität und Integrati-



pnd|online I|2017 3| 6

www.planung-neu-denken.de

Diese aus der britischen Stadt- und Kultur-
geographie stammende Forschungsrichtung 
untersucht die Qualität der Begegnung selbst 
– im Zusammenspiel mit ihrem räumlichen 
Kontext. Die Verbindung bzw. das Wechsel-
spiel zwischen physischem Raum und Interak-
tionen zwischen Fremden wird als »situativer 
Ort« begriffen (Dirksmeier et al. 2011, S. 84). 
Mit diesem bisher wenig erforschten Blick auf 
alltägliche und situative Begegnungen in öf-
fentlichen Räumen grenzen sich die neueren 
Geographien der Begegnung (geographies of 
encounter) ab von klassischen geographischen 
Forschungsarbeiten, die sich vorwiegend mit 
langfristigen, stabilen Begegnungsformen 
unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen (z.B. 
sozialräumliche Mischung oder Segregation) 
in Stadtquartieren beschäftigen. Die Betrach-
tung von situativen Begegnungsverläufen 
wird dagegen unabhängig von der gesell-
schaftlichen Struktur diskutiert. Die »Geo-
graphien der Begegnung« wenden sich auch 
von der Kontakt-Hypothese, der vereinfachten 
Annahme ab, dass Begegnungen durch den 
Kontakt zwischen Fremden automatisch zu 
einem Verständnis für kulturelle Differenzen 
führen (vgl. Valentine 2008).

Auch Wiesemann macht deutlich, dass die 
Annahmen, dass Begegnungen in öffentli-
chen Räumen per se eine tolerante Haltung 
gegenüber Anderen und Verschiedenheit för-
dere, zu simplifizierend sei (vgl. Wiesemann 
2015, S. 196f.). Dennoch sei festzustellen, 
dass öffentliche Räume sehr wohl vieler-
lei Kontaktformen ermöglichen (z.B. Small 
Talk, längere Unterhaltungen, gemeinsame 
Aktivitäten). »Momente der Geselligkeit« 
(z.B. auf dem Spielplatz, dem Boule-Feld, 
dem Schachfeld oder der Bibliothek) zeigen, 
dass typische öffentliche Orte Schauplätze 
geselliger Begegnungen sein können. Diese 
temporär angeeigneten Orte können dabei 
als eine Art Teilöffentlichkeit fungieren, bei 
der »herkömmliche Kategorisierungsmuster 
nach ›Wir‹ und ›Sie‹ durchbrochen und neue 
Verbindungen miteinander eingegangen wer-
den« (ebd. S. 198). Wiesemann verwendet 
hierfür den Begriff »Interaktionssituationen« 
(ebd.).

Amin bezeichnet diese Orte, z.B. Sportver-
eine, Musikclubs, Theatergruppen, Gemein-
schaftsgärten oder Gemeindezentren, als 
»micro-publics« (Amin 2002b, S. 2), als ent-
scheidende Begegnungskontexte. An diesen 
Orten können sich Menschen mit verschiede-
nen sozialen und kulturellen Hintergründen 

auf Basis gemeinsamer Interessen zusam-
menfinden. Gleichzeitig seien sie Orte, an 
denen gemeinsame Aktivitäten und Projekte 
initiiert und realisiert würden (ebd. S. 15ff.).

Das verbindende Element von Alltagsprak-
tiken betrachten die Autoren Vaiou und Ka-
landides in ihrem Artikel »Cities of ›others‹: 
public space and everyday practices«. Sie 
zeigen, wie »Fremde« bzw. »Andere« in den 
öffentlichen Raum integriert bzw. zu einem 
Teil des »Wir« werden können. Als Schlag-
worte führen sie Kategorien wie »access« »vi-
sibility«, »familiarisation«, »contact«, »recog-
nition«, »participation« und »negotiation« auf 
(vgl. Vaiou/Kalandides 2009, S. 11ff.). Durch 
die Zurschaustellung von Alltagspraktiken in 
der Öffentlichkeit – z.B. grillende türkische 
Familien in innerstädtischen Parkanlagen 
wie dem Tiergarten in Berlin oder wenn die 
Mutter »private« Handlungen wie Lesen oder 
Stricken vollzieht, während das Kind auf dem 
Spielplatz spielt – gewinnen diese Fremden 
bzw. anderen »visibility and perhaps become 
less strange through contact« (ebd. S. 18). Zu-
gänglichkeit und Sichtbarkeit interpretieren 
Vaiou und Kalandides als Schritt in Richtung 
Teilnahme (vgl. auch Mitchell 1995). Durch 
Alltagspraktiken (»everyday practices«) und 
Präsenz im öffentlichen Raum werden Kon-
takte mit anderen ermöglicht. »Thus, the 
borders between familiar and strange, insider 
and outsider are re-negotiated and even chal-
lenged, while public space acquires new me-
anings” (Vaiou/Kalandides 2009, S. 18).

Gesellige Begegnungen im überschaubaren 
Rahmen (z. B. der Teilöffentlichkeit) können 
also dazu beitragen, eine größere Offenheit 
gegenüber Menschen zu erlangen, die sich 
von einem selbst unterscheiden. Nach An-
sicht von Fincher und Iveson erfüllen typi-
sche öffentliche Räume diese Bedingung aber 
nur unzureichend. Aufgabe der Stadtplanung 
sollte daher sein, vermehrt Einrichtungen zu 
schaffen, die Möglichkeiten für gesellige Be-
gegnungen bieten (Fincher/Iveson 2008). 

Räume der Begegnung: 
Bedingungen und Gestaltung 

In der Architektur und Stadtplanung hat sich 
seit den 1970er Jahren u.a. Jan Gehl darauf 
spezialisiert, soziale Aspekte in der Gestal-
tung von Städten zur Grundlage seiner Ent-
würfe und Konzepte zu machen (vgl. u.a. 
Gehl 2015; Gehl/Svarre 2013). In seinem 
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Buch »Life between Buildings. Using Public 
Space« untersuchte er alltägliche Räume und 
ihre Aktivitäten jenseits besonderer Anlässe 
(z.B. Märkte, Karneval, Hof- oder Straßenfes-
te). Er unterscheidet drei Typen von outdoor-
Aktivitäten: necessary activities, optional activi-
ties und social activities (Gehl 1987, S. 11ff.). 
Während die notwendigen Aktivitäten wie 
zur Schule, Arbeit, zum Arzt oder einkaufen 
gehen unter nahezu allen Bedingungen statt-
finden, werden optionale Aktivitäten (z.B. 
Spazierengehen) nur durchgeführt, wenn die 
äußeren Bedingungen wie das Wetter und die 
Qualität des Raumes dazu einladen. Er beob-
achtet eindeutige Abhängigkeitsbeziehungen 
zwischen der Art der Aktivität und der Quali-
tät der physischen Umgebung (vgl. ebd. S. 13).

Die sozialen Aktivitäten entstehen spon-
tan und hängen, so Gehl, von der Anwesen-
heit anderer in den öffentlichen Räumen 
ab. Kinderspiel, Grüße, Konversationen, Ge-
meindearbeit oder passive Kontakte (andere 
Menschen sehen und hören), beschreibt er 
auch als »resultant« activities, da sie in nahezu 
allen Situationen aus den anderen beiden Ak-
tivitäten resultieren: »Very freely interpreted, 
a social activity takes place every time two peo-
ple are together in the same space. To see and 
hear each other, to meet, is in itself a form of 
contact, a social activity. The actual meeting, 
merely being present, is furthermore the seed 
for other, more comprehensive forms of social 
activity« (ebd. S. 15).

In seinem Buch zeigt Gehl Beispiele, wie 
die Bedingungen für soziale Aktivität durch 
die Gestaltung von Räumen zum Gehen, Ste-
hen, Sitzen, zum Entspannen oder zum Se-
hen, Hören und Unterhalten geschaffen wer-
den können. Die Frage, welchen Beitrag die 
Gestalt bzw. Gestaltung öffentlicher Räume 
und damit die kommunale Planung leisten 
kann, wird allerdings unterschiedlich bewer-
tet. Während Planer und Architekten Ästhetik 
und qualitativ hochwertig gebauten Räumen 
einen hohen Beitrag zuschreiben (Baukultur), 
sehen dies andere Disziplinen (z. B. Stadtso-
ziologie und Siedlungsgeographie) durchaus 
differenzierter. Die Gestaltung habe nur ein-
geschränkte Bedeutung bei der Rolle öffent-
licher Räume als Begegnungsorte, indem 
sie Rahmenbedingungen schaffe (vgl. Dang-
schat 2011). Momente sozialer Interaktion 
entstünden en passant in unvorhersehbaren 
Begegnungen in öffentlichen Räumen, ohne 
dass darauf mit planerischen Maßnahmen 
wirkungsvoll Einfluss genommen werden 
könne. Allerdings können »Momente der 
Geselligkeit«, »Gelegenheitsstrukturen« und 

»Nutzungsangebote« geschaffen werden (vgl. 
Wiesemann 2015, S. 199).

Wesentlich gewichtiger bewerten Dirksmeier 
et al. die Bedeutung physischer Ausgestal-
tung öffentlicher Räume für Begegnungen: 
»Die Ausstattung und Exponiertheit des phy-
sisch-räumlichen Settings ist in mehrfacher 
Hinsicht bedeutsam für die Entstehung und 
Dynamik von Situationen der Begegnung. 
So sind hohe Interaktionsdichten zwischen 
Fremden bspw. eher dort zu erwarten, wo 
einem Kongregationspublikum umfangrei-
che Einblicke gestattet sind und zugleich ein 
Durchströmen vieler Arten von Passanten 
erlaubt ist« (Dirksmeier et al. 2011, S. 99). 
Ihr konkreter Ratschlag an Stadtplaner und 
(Landschafts-)Architekten lautet demzufol-
ge auch, dass physische Räume Bewegung 
ermöglichen sollten, damit es zu Begegnun-
gen kommen kann. Sie stellen eine deutliche 
Wechselwirkung zwischen dem physischen 
Setting und der dadurch ermöglichten Begeg-
nungen fest, z.B. durch die Anordnung von 
Sitzgelegenheiten, die zu unterschiedlichen 
Nutzungsformen anregen kann (vgl. ebd. S. 
92). Damit weisen sie der Gestaltung öffent-
licher Räume nicht unerhebliche Bedeutung 
bei, warnen aber auch vor einer »Übergestal-
tung«, die offene Aneignungsprozesse und 
vielfältige offene Nutzungsarten einschrän-
ken würde. Die jeweils anwesenden anderen 
einer möglichen Begegnung bilden das Pu-
blikum der Performanzen. Dieser »theatrale 
Charakter« (ebd. S. 96) kann ebenfalls durch 
das physische Setting beeinflusst werden, wie 
die Autoren am Beispiel des Monbijou-Parks 
in Berlin-Mitte herausgefunden haben. Durch 
die besondere Gestaltung des physischen 
Raums und seines Settings (Promenade als 
Bühne entlang der Spree und ansteigende 
Rasenfläche als Zuschauerrang), werden 
Möglichkeiten für spielerische Interaktionen 
geschaffen.

Auch Räume, die ausreichend groß, 
nutzungs(offen) bzw. divers gestaltet sind, 
so dass unterschiedlichste Nutzergruppen 
ihre Nische finden und sich nicht gegenseitig 
ausschließen (z.B. das Tempelhofer Feld oder 
der Park am Gleisdreieck in Berlin) fördern 
eine Anwesenheit verschiedener Menschen. 
»Möglichst viele und unterschiedliche Men-
schen sollten für sich das Gefühl haben, den 
Abstand zu »den Anderen« vor Ort selbstbe-
stimmt und nach eigenen Interessen regeln 
zu können; d. h. bestimmen zu können, mit 
wem sie sich wann und zu welchem Anlass 
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im öffentlichen Raum treffen wollen.« (Dang-
schat 2011, S. 6)

Differenzierungen

Öffentliche Räume können also durchaus 
Bedeutung für den Zusammenhalt der Ge-
sellschaft entfalten. Allerdings ist es mit ihrer 
bloßen Herstellung und Unterhaltung nicht 
getan. Entscheidend sind hier die Begeg-
nungen und möglichen Interaktionen, deren 
Qualität wiederum abhängt von ihrer sozialen 
Verbindlichkeit. So können typische öffentli-
che Räume durchaus Schauplätze (geselliger) 
Begegnungen (»Convivial encounters«) sein, 
wenn dort z. B. unterschiedliche Personen 
und Gruppen auf Basis gemeinsamer Akti-
vitäten und Interessen zusammenkommen 
und temporär eine gemeinsame Identifika-
tion herausbilden können Diese temporär 
angeeigneten Orte können dabei als eine Art 
Teilöffentlichkeit fungieren (Fincher/Iveson 
2008, S. 145ff.). Entscheidend ist die soziale 
Verbindlichkeit dieser Teilöffentlichkeiten, 
die Kommunikationsanlässe über inhaltli-
che Gemeinsamkeiten sehr viel einfacher 
herstellen. Im Gegenzug ist jedoch auch die 
Zugangsschwelle höher, da die Teilnehmen-
den Verbindlichkeiten eingehen; sei es durch 
einen Vereinsbeitritt, Eintrittsgelder oder das 
zumindest teilweise Aufgeben der Anonymi-
tät, die charakteristisch für den öffentlichen 
Raum ist. Besondere Anlässe für Begegnun-
gen können im Raum sichtbar werdende All-
tagspraktiken sein (z.B. das Ausführen von 
Hunden oder Kinderspiel), die ebenfalls ver-
bindenden Charakter aufweisen. 

Unter dem Begriff »Begegnungen« sind 
– vereinfacht zusammengefasst – die Sicht-
barkeit und die Interaktion zu unterscheiden. 
Die »Sichtbarkeit« (»visibility«) beschreibt 
die »simultane Präsenz im Raum«. Mit der 
Wahrnehmung der anderen in alltäglichen Si-
tuationen werden zentrale Voraussetzungen 
für ein soziales Miteinander in den Städten 
geschaffen. Durch die simultane Präsenz un-
terschiedlicher Menschen im Raum entste-
hen situative Begegnungsverläufe (»thrown-
togetherness of place« (Massey 2005, S. 141)).

Die »Interaktion« geht über die reine 
Wahrnehmung der anderen hinaus und um-
fasst verschiedene Arten des Reagierens aufei-
nander, z.B. Begrüßungen, kurze Gespräche, 
unterhaltsamer Austausch, ein Aufeinander-
zugehen oder Ausweichen bis hin zu Mo-
menten der Geselligkeit, Solidarität aber auch 
konfliktären Interagierens. Diese können 

wiederum nach verschiedenen »Momenten 
der Begegnung« (Wiesemann 2015, S. 193ff.) 
unterschieden werden. »Kontakt« im Sinne 
von absichtlich wie unabsichtlich ausgelöster 
Interaktion entsteht erst über bestimmte Ak-
tivitäten. Ein »Austausch« setzt beiderseitiges 
aktives Interagieren voraus.

Differenziert werden sollte auch im Hin-
blick auf den Untersuchungsgegenstand 
selber. In der sozialwissenschaftlichen For-
schung werden Forderungen formuliert, die 
Menschen statt über ihr Wohnumfeld und 
vorwiegend langfristige, stabile Begegnungs-
formen eher in ihren (sozialen) Netzwerken, 
Aktionsräumen und Bewegungsmustern – in 
situativen und fluiden räumlichen Begeg-
nungssituationen – verorten (vgl. Urry 2007). 
Ausgehend von den situativ sich bildenden 
»sozialen« Orten entstehen andere Raum-
konzepte, die weit weniger gestaltbar und be-
rechenbar sind als die typischen öffentlichen 
Räume.

Nicht der Platz oder der Park in seiner 
gestalteten Form selbst wirkt integrierend, 
sondern es sind vielmehr die Prozesse, die 
unterschiedliche Gruppen und Interessen zu-
sammenführen, die für die Integrationskraft 
ausschlaggebend sind. Es sollte dementspre-
chend auch auf die Prozesse der Entstehung 
und Nutzung von Räumen geschaut werden. 
Dangschat beispielsweise hält partizipative 
Verfahren zur Gestaltung öffentlicher Räu-
me insbesondere dann für einen wichtigen 
Beitrag zur Integration, wenn die Beteiligten 
selbst Hand anlegen und den Raum aktiv mit-
gestalten können (vgl. Dangschat 2011, S. 7). 
Auch aktive Aneignungsprozesse (z. B. Initia-
tiven oder Patenschaften) könnten Begegnun-
gen fördern, integrierend wirken und dann 
auch zum Zusammenhalt im Quartier und 
zwischen dessen Bewohnern führen. Erst in 
Momenten optionaler sozialer Aktivitäten 
kommt nach Gehl der Qualität und dem phy-
sisch-räumlichen Setting öffentlicher Räume 
eine signifikante Rolle zu. 

Der hier zusammengestellte Überblick über 
verschiedene Diskurse zum öffentlichen 
Raum macht anschaulich, dass es einfach 
zu beschreibende Ursache-Wirkung-Bezie-
hungen – etwa zwischen Gestalt und (sozia-
ler) Funktion – nicht gibt. Schwierig ist auch 
die Formulierung von nicht-trivialen, über 
den Einzelfall hinausgehenden Aussagen. 
Gleichzeitig lässt die gesichtete Literatur eine 
immense Vielfalt und Tiefe des bereits gene-
rierten Wissens über die Zusammenhänge 
zwischen Räumlichem und Sozialem auf-
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scheinen. Allerdings bleiben die Fragen, ob öf-
fentliche Räume Orte der Vielfalt sind und ob 
sie zu einer positiven lokalen Imagebildung 
beitragen, nach wie vor offen. Naheliegend 
ist es daher, hier durch weitere exemplarische 
Forschung eine dichtere Datengrundlage zu 
schaffen, die verlässlichere Aussagen zulässt.
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Abstract

In der empirischen Auseinandersetzung mit öffentlichen Räumen und ihrer Nutzung ist in na-
hezu 100 Jahren ein umfangreicher »Instrumentenkoffer« entstanden. In der Literatur finden 
sich dazu umfassende Darstellungen und Erprobungsbeispiele. Wenn die Nutzung öffentlicher 
Räume untersucht werden soll, kann dies nie allein in Bezug auf das physische Setting bzw. 
die Gestaltung oder die Raumnutzung geschehen. Eine mehrdimensionale Raumproduktion 
und Interdependenzen zwischen Raumkonstitution und -nutzung können nur multiperspekti-
visch mit Hilfe eines »Methodenmixes« betrachtet und untersucht werden. »Sondierend« und 
exemplarisch wurden in Aachen, Essen und Saarbrücken drei Methoden angewendet, um zu 
ermitteln, ob öffentliche Räume in stadtgesellschaftlich vielfältigen Quartieren die ihnen oft 
zugeschriebenen Funktionen – Diversität sichtbar und Begegnungen möglich werden zu las-
sen – erfüllen.
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Öffentliche Räume erforschen – Methoden 
der qualitativen Raum-Untersuchung

Öffentlich nutzbare Räume in ihrer ganzen 
Vielfalt müssen unterschiedlichsten Ansprü-
chen standhalten und eine große Bandbreite 
potentieller Nutzungen ermöglichen. Im kon-
kreten Einzelfall stellt sich gerade aus planeri-
scher, aber auch aus sozialwissenschaftlicher 
Sicht, schnell die Frage, ob und in welchem 
Maße ein bestimmter öffentlicher Raum tat-
sächlich wessen Ansprüchen und Nutzungs-
interessen entspricht und welche spezifischen 
Funktionen und Aufgaben er übernimmt.

Um möglichst konkrete Antworten auf 
diese Fragen zu erhalten, werden in der 
Praxis häufig qualitative Untersuchungen 
öffentlicher Räume durchgeführt. Ein öf-
fentlich nutzbarer Raum wird damit »zum 
Gegenstand von Analyse, Planung und Hand-
lungsstrategien – und zwar explizit in seinen 
baulich-infrastrukturellen wie auch in seinen 
sozialen Komponenten« (Riege/Schubert 
2002, S. 7). Diese raumbezogenen Evaluati-
onen sollen in der Regel vor allem praktisch 
verwertbare Ergebnisse liefern, die für den 
weiteren Herstellungsprozess oder auch die 
Unterhaltung der Räume schnell nutzbar 
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dann im Laufe einer weiteren halben Stunde 
wesentliche Ereignisse oder Veränderungen 
notiert. Diese Methode ermöglicht einen gu-
ten Eindruck der in den öffentlichen Räumen 
stattfindenden Art und Intensität der Nut-
zung und wurde daher in einer abgewandel-
ten Form für den empirischen Teil der Studie 
(vgl. den Artikel von Friederike Fugmann, Da-
niela Karow-Kluge und Klaus Selle in diesem 
Heft) angewendet.

Interviews

Gespräche zu Bedürfnissen und Verhalten 
von Nutzern öffentlicher Räume können in 
verschiedenen Kontexten geführt werden. Es 
können Schlüsselpersonen bzw. Multiplika-
toren befragt werden, die vertraut mit dem 
Ort und den Anwohnern sind. Anwohnende 
können via Fragebögen zu ihrer Meinung 
gehört werden. Eine weitere Möglichkeit ist 
das Interviewen der Nutzer auf dem Platz. 
Es handelt sich hierbei um unterschiedliche 
Varianten der qualitativen Sozialforschung. 
Vom standardisierten Fragebogen bis zum 
leitfadengestützten Interview bzw. Experten-
gespräch bis hin zum freien Interview, das 
eher wie ein »privates« Gespräch vor Ort ab-
laufen kann, ist alles denkbar. Je freier das 
Gespräch geführt wird, desto wichtiger wird 
seine zeitnahe Dokumentation. Häufig wer-
den auch hier die Methoden kombiniert und 
z. B. eine Abfrage über einen standardisierten 
Fragebogen mit stichprobenartigen qualitati-
ven Interviews ergänzt. 

Mental-Maps

Eine Mental-Map ist als eine subjektive und 
kognitive Karte zu verstehen. Bei der Erstel-
lung von Mental-Maps zeichnen Nutzerinnen 
und Nutzer Karten der von ihnen besuchten 
Orte, ihrer Wahrnehmung vom Stadtteil oder 
seiner alltäglichen Umgebung im Stadtraum 
aus dem Kopf auf. Interessant sind dabei die 
in den Darstellungen ausgedrückten Größen-
verhältnisse, Raumbeziehungen und bezeich-
neten Orte. Die hierbei erhobenen Aussagen 
sind in hohem Maße subjektiv: Ihre Interpre-
tation kann nur mit Hilfe der Erläuterungen 
der Zeichnenden vorgenommen werden, da 
hier keine zuverlässigen Codes oder Darstel-
lungsroutinen vorausgesetzt werden können.

Diese eher unkonventionelle Methode 
dient zur Untersuchung von Zusammenhän-
gen zwischen der kognitiven Repräsentation 
des Raumes und dem Verhalten von Individu-
en im Raum. Die Mental-Map-Methode stellt 

sind. Je nach konkreter Fragestellung, stadt-
räumlichem Kontext, örtlichen Rahmenbe-
dingungen und zur Verfügung stehenden 
zeitlichen, personellen und materiellen Res-
sourcen kommen hier sehr unterschiedliche 
Methoden zur Anwendung. Diese basieren 
oftmals auf bekannten und bewährten Metho-
den der qualitativen Sozialforschung.

Jan Gehl nennt als Tools seiner »Planung im 
menschlichen Maßstab: Counting, Mapping, 
Tracing, Tracking, Looking for traces, Photo-
graphing, Keeping a diary, Test Walks« (vgl. 
Gehl/Svarre 2013, S. 24). Weitere intensive 
Studien zur Evaluierung von öffentlichen 
Räumen arbeiten ebenfalls mit einem Bündel 
an Methoden, die die jeweilige Situation un-
terschiedlich beleuchten: z. B. die Studie zur 
Atmosphäre des Ernst-August-Platzes (von 
Seggern/Havemann 2010), die Studie zum 
Rehmplatz in Aachen (Stadt Aachen 2012) 
oder die zu Jugendlichen in öffentlichen Räu-
men der Stadt Hannover (Herlyn et al. 2003). 
Allen diesen Evaluierungen ist gemeinsam, 
dass sie zwar nicht repräsentativ sind, aber 
eine Versachlichung und Objektivierung der 
Daten über die Nutzung und das Funktionie-
ren eines Ortes anstreben. Aus der qualitati-
ven Sozialforschung, der Anthropologie und 
den Kulturwissenschaften stehen Methoden 
bereit, die für sich, besser jedoch in einer 
Kombination, genutzt werden können, um 
relevante und belastbare Informationen über 
einen konkreten Ort und seine Nutzung zu 
sammeln: 

ππ die standardisierte Beobachtung (»Bura-
no-Methode«)

ππ kurze leitfadengestützte Interviews 
ππ Mental-Maps
ππ Foto- oder Filmdokumentationen (vgl. Vi-

deographie)
ππ GPS-Kartierungen (Wegeverläufe)
ππ Spurensuche: Beobachten und Kartieren 

von Nutzungsspuren 
ππ experimentelle Interventionen und Aktio-

nen.

Beobachtung/ Kartierung

Methodische Basis der Beobachtung im öf-
fentlichen Raum ist die 1972 entwickelte 
»Burano-Methode«: Sozialwissenschaftler ha-
ben im venezianischen Stadtteil Burano die 
Nutzung verschiedener Stadtplätze erfasst, 
indem alle zu einem bestimmten Zeitpunkt 
auf dem Platz befindlichen Personen und ihre 
Tätigkeiten auf einer Karte festgehalten wur-
den. Auf Basis der Momentaufnahme wurden 
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somit einen verhaltens- und wahrnehmungs-
geografischen Forschungsansatz dar, der sich 
auf das subjektive Empfinden des objektiven 
Raumes stützt. Menschliches Verhalten wird 
dementsprechend nicht ausschließlich aus-
gehend von rationalen Fakten und ganzheit-
lichen Informationen gelenkt, sondern ist 
vielmehr das Resultat einer subjektiven Wahr-
nehmung und Bewertung von objektiven In-
formationen. 

Fotodokumentation

Bei der fotografischen oder filmischen Do-
kumentation liegt der Schwerpunkt auf dem 
Registrieren der Anzahl der anwesenden Per-
sonen auf dem Platz, ihrer räumlichen Ver-
teilung, vorhandener Nutzungsarten, dem 
Festhalten von Bewegungs- und Aufenthalts-
bereichen sowie von Veränderungen des Or-
tes, z. B. durch zeitweise Möblierungen oder 
Absperrungen. Ziel ist es, konkrete Aussagen 
über die Korrelation von Verhaltensweisen 
der Nutzer und der materiellen Ausgestaltung 
des Platzes zu ermöglichen, z. B. bevorzugte 
Aufenthaltsorte mit höherer Verweildauer. So-
wohl Überblicksfotografien oder Videographi-
en, die die Bewegungsströme auf einem Platz 
deutlich sichtbar werden lassen, als auch Seri-
en von Bewegungsmustern einzelner Nutzer 
lassen hier konkrete Aussagen zu. 

GPS-Kartierungen/ »Mapping« 
und »Tracking«

Mit Hilfe des Mappings lassen sich die Vor-
teile der virtuellen sozialen Medien nutzen. 
So können einerseits bestehende Daten zu 
Orten abgefragt, andererseits können diese 
gesammelt, eingetragen und veröffentlicht 
werden. Durch GPS-Tracking sind Wege ein-
zelner Nutzer – natürlich mit deren Erlaubnis 
– darstellbar. Interessant könnte dies auch ge-
rade in der Korrelation mit den Mental-Maps 
sein, die bewusst das subjektive Erlebnis von 
Räumen in den Vordergrund stellen und da-
durch Wertungen anschaulich machen. Das 
Tracking kann in diesem Fall eine objektive 
Datengrundlage liefern, die eine Interpretati-
on vereinfachen und objektivierend ergänzen 
könnte.

Spurensuche

Seit dem »Umherschweifen« (dérive) der 
Situationisten in den 1960er Jahren sowie 
den Spaziergangsforschern rund um Lucius 
Burkhardt gehört auch die Suche nach und 

Interpretation von Spuren in den öffentlichen 
Räumen der Städte zum Repertoire ihrer Eva-
luierung. Die Spuren lassen Rückschlüsse auf 
Nutzungen zu und zeigen, welche Räume im 
Sinne ihrer Planung oder auch manchmal 
gegen ihre Planung funktionieren. Fehlpla-
nungen oder nicht funktionierende Elemen-
te sind ebenso an Spuren ablesbar, z. B. an 
Trampelpfaden, Verschmutzung bestimmter 
Orte usw. 

Experimentelle Interventionen und Aktionen

Der Ausnahmezustand des Temporären 
bringt Freiheiten mit sich, die zeitliche Befris-
tung macht vieles möglich: Straßenfeste, Ab-
sperrung größerer Verkehrswege, der Aufbau 
von realistischen Kulissen im 1:1-Maßstab – 
das Temporäre eröffnet einen Spielraum. Ge-
sellschaftliche Regeln lassen sich zeitlich und 
örtlich befristet außer Kraft setzen, festgefah-
rene oder festgelegte Nutzungs- und Funkti-
onsroutinen temporär verschieben (vgl. Bee-
ren et.al. 2013; Karow-Kluge 2010).

Interventionen, temporäre Aktionen und 
»Probedurchläufe« können ein erster Schritt 
bei komplexen, unübersichtlichen Problemla-
gen sein oder auch bei erheblichen Umgestal-
tungen. In einem unverbindlichen Rahmen 
kann eine neue Gestalt zunächst ausprobiert 
werden – sie wird wieder verschwinden und 
mit ihr die Veränderungen, die sie hervorge-
rufen hat. Es handelt sich hierbei um »kleine 
soziale Experimente« (s. Kaplan 1996), die 
zunächst nur eine Aufgabe erfüllen sollen: 
eine von allen möglichen Lösungen Gestalt 
annehmen zu lassen, damit ein möglichst 
fundierter Diskurs darüber in Gang kom-
men kann, was denn das »Richtige« für die 
betroffenen Nutzerinnen und Nutzer, den be-
treffenden Ort oder ein anliegendes Problem 
sein könnte.

Erforschung von Vielfalt in 
öffentlichen Räumen

Weiter oben wurde bereits erwähnt, dass in 
der Erforschung von urbanen öffentlichen 
Räumen in der Regel mit einem Bündel an 
Methoden, die die jeweiligen Situation un-
terschiedlich beleuchten, gearbeitet wird. 
Dieser multimethodische Zugang – »Metho-
denmix« – findet sich auch in der Forschung 
über Vielfalt/Diversität in urbanen Räumen 
im internationalen Kontext (vgl. Salzbrunn 
2014). Steven Vertovec und sein Team vom 
Max-Planck-Institut wendeten ebenfalls un-
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terschiedliche ergänzende Forschungsme-
thoden in drei verschiedenen Städten an, um 
übereinstimmende und divergierende soziale 
und räumliche Muster unter Bedingungen 
der Diversifizierung zu untersuchen: »The 
multiple and complementary project methods 
are grouped under three overlapping domains 
of research and analysis: conceiving, obser-
ving and visualizing the interfaces of diversi-
ty, space and social encounters in each of the 
three cities under study« (Vertovec 2011, S. 
21, Hervorh. i.O.). Im ersten Schritt – »con-
ceiving diversity« (ebd.: 21f.) – geht es zu-
nächst darum, zu eruieren, wie Vielfalt konzi-
piert wurde. Zu den Haupttechniken gehören 
die Recherche in Archiven zur Sammlung 
von Material und statistischen Daten über 
sozioökonomische, kulturelle, geographische 
und demografische Charakteristika des Un-
tersuchungsraumes, verschiedene Sampling-
Techniken zur Erhebung qualitativer Daten 
(Fragebögen, Interviews etc.) sowie Exper-
teninterviews mit Personen, die spezifisches 
Wissen über die Lokalität besitzen (vgl. ebd.: 
22).

Im zweiten Schritt, dem Zentrum des For-
schungsprojektes, steht aber die ethnographi-
sche Beobachtung von Vielfalt (ebd.: 23f.). Als 
Schlüsseltechniken kommen teilnehmende 
Beobachtungen an besonders relevanten Or-
ten und von Nachbarschaftsorganisationen 
und gruppen, »transect walks« (eine Art mo-
biler Interviews über die Lebensumgebung 
während »Stadtviertelspaziergängen«) sowie 
»behavioural mapping« (ebd.: 24) zur Auf-
zeichnung von spezifischen Aktivitäten von 
Schlüsselpersonen zur Anwendung.

In einem dritten Schritt werden die Ergeb-
nisse und Ausprägungen von Vielfalt visuell 
mit Hilfe von Fotografie, Fototagebüchern, 
Videos, GPS und Mental-Mapping erhoben. 

Dieses sehr breit angelegte Forschungs-
design in drei Global Cities (New York, Sin-
gapore und Johannesburg) macht zwei Dinge 
deutlich:

ππ Zur Erforschung von Vielfalt in urbanen 
öffentlichen Räumen ist ein Methodenmix 
nötig, um alle Aspekte aus unterschiedlichen 
Perspektiven betrachten zu können.

ππ Als Forschungsmethode sind »Beobach-
tungen« offensichtlich von besonderer Rele-
vanz.

Drei Methoden in der Anwendung

Diese Erkenntnis lässt sich auch im For-
schungsprojekt »Öffentliche Räume in stadt-

gesellschaftlich vielfältigen Quartieren« (vgl. 
den Artikel von Friederike Fugmann, Dani-
ela Karow-Kluge und Klaus Selle in diesem 
Heft) bestätigen. Neben der Erkundung, wie 
Diversität sichtbar und Begegnungen in öf-
fentlichen Räumen in stadtgesellschaftlich 
vielfältigen Quartieren möglich werden, war 
die Studie auch als eine Art methodischer 
Pretest zu verstehen. Es galt zu erkunden, 
mit welchen Methoden die Untersuchungs-
ziele am ehesten zu erreichen sind. Als 
Grundlage diente dabei der oben beschrie-
bene »Instrumentenkoffer«. Es wurden drei 
Erhebungsmethoden ausgewählt, die jeweils 
aufeinander aufbauten. Diese wurden in drei 
»Suchräumen« in deutschen Städten durch-
geführt, die durch gesellschaftliche Vielfalt 
gekennzeichnet sind: das Rehmviertel in Aa-
chen, Alt-Saarbrücken und die nördliche In-
nenstadt Essens (Essen City-Nord).

Für die eigene empirische Untersuchung 
wurden als besonders geeignet angesehen 
und angewandt:

ππ leitfadengestützte Interviews mit Schlüs-
selpersonen (zur Wahrnehmung und Bedeu-
tung der öffentlichen Räume im Quartier und 
zur Erschließung des Feldes. Die Schlüssel-
personen hatten außerdem die Funktion, als 
Multiplikatoren auf Bewohner und Nutzer 
des Quartiers für die anschließenden Nutz-
erbefragungen hinzuweisen, auch auf solche 
aus schwer erreichbaren Gruppen.)

ππ Mental-Map-gestützte Nutzerbefragungen 
zu Wahrnehmung, Nutzung und Bedeutung 
der öffentlichen Räume im Quartier (Ziel war, 
die subjektive Wahrnehmung des Stadtteils 
durch Bewohner und Nutzer des Stadtteils zu 
erfassen. Dabei sollte ein Querschnitt über 
verschiedene Altersstrukturen, Lebensstile, 
Familienstände, Personen mit unterschied-
lichen Religions- und Migrationshintergrün-
den, Alteingesessene und Neuzugezogene 
erreicht werden.)

ππ teilnehmende Raumbeobachtungen eines 
beispielhaften Teilraumes bzw. einer Raum-
sequenz in Kombination mit Nutzungskartie-
rungen (analog Burano).

Beobachtungen in Aachen, 
Essen und Saarbrücken

In den Raumbeobachtungen ging es dar-
um, die Wahrnehmung der Schlüsselper-
sonen und Nutzer durch eine Außensicht 
stichpunktartig in einem exemplarisch aus-
gewählten Raum bzw. einer Raumsequenz 
zu überprüfen. Das übergeordnete Ziel der 
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Raumbeobachtungen war die Erfassung kon-
kreter Raumnutzungssituationen (Raumge-
schehen) aus drei Blickrichtungen. Wir woll-
ten wissen,

a)	 wie und von wem die ausgewählten 
Beispielräume genutzt werden, 

b)	 ob sich die Vielfalt des Stadtteils und 
die aus den Vorerhebungen vermutete simul-
tane Präsenz und Sichtbarkeit unterschiedli-
cher Bevölkerungsgruppen im Raum »in der 
Praxis« tatsächlich abbildet und

c)	 ob und wenn ja, in welcher Weise 
und welchem Umfang Begegnungssituation 
in Form von Interaktionen (zwischen Frem-
den) stattfinden.

Zunächst wurden anhand der in den Inter-
views getroffenen Aussagen in jedem Unter-
suchungsgebiet ein Raum, bzw. eine Raum-
sequenz für die Beobachtungen ausgewählt. 
Es handelte sich um solche Räume, die von 
besonders vielen Befragten als genutzte oder 
Lieblingsräume bezeichnet worden waren, 
und um solche, denen eine besonders ge-
mischte Nutzerschaft zugesprochen wurde. 
Die Beobachtungen wurden jeweils kompakt 
im Sommer bzw. Frühherbst, zu verschiede-
nen Tages- und Wochenzeiten durchgeführt. 
Pro Untersuchungsraum wurden fünf bis 
zehn Einheiten von 45-90 Minuten beob-
achtet. Analog zur Burano-Methode wurden 
allgemeine Beobachtungen, die Witterung 
und die Raumathmosphäre betreffend, sowie 
vorhandene Nutzer erfasst, hinsichtlich ihres 
Alters, Geschlechts und weiterer Merkmale 
beschrieben, um Aussagen zur vorhandenen 
gesellschaftlichen Vielfalt treffen zu können. 
Interaktionen zwischen Nutzern wurden auf 
separaten Bögen, so detailliert es aus einer 
entfernten Position möglich war beschrieben. 

In Aachen wurde der Rehmplatz und seine 
angrenzenden Straßenzüge als Beobach-
tungsraum ausgewählt. Abgesehen von ei-
nem regnerischen Tag waren stets Menschen 
auf dem Platz anzutreffen. Entsprechend der 
Ausstattung des Platzes waren die Hauptnut-
zungsarten neben dem Überqueren Sitzen 
und Ausruhen sowie sich unterhalten. Im 
Fokus stand jedoch das Spielen: das seit ei-
ner Umgestaltung im Jahr 2015 vorhandene 
vielfältige Angebot an Geräten wurde von Alt 
und Jung genutzt: Kinder spielten auf dem 
Klettergerüst und um die historische Marien-
säule herum, Teenager und Kinder sprangen 
auf dem Trampolin und spielten in einem 
großen Hamsterrad, Erwachsene und Kinder 
bespritzten sich an einem heißen Sommer-
tag gegenseitig mit Wasser des an der West-
seite des Platzes befindlichen Wasserspiels. 
Im Hinblick auf die Nutzerschaft ergab sich 
auf dem Rehmplatz ein bunt gemischtes 
Bild: verschiedene Altersgruppen, Männer, 
Frauen und Kinder waren in wechselnden 
Gruppengrößen gleichzeitig auf dem Platz 
zugegen und somit eine Sichtbarkeit vieler 
Gruppen gegeben. Es wurden verschiede-
ne Sprachen gesprochen und die Menschen 
gingen unterschiedlichen Tätigkeiten nach. 
Somit bildete sich die Vielfalt des Rehmvier-
tels (zumindest scheinbar und in den Beob-
achtungszeiträumen) auf dem Quartiersplatz, 
der in den Befragungen als »Wohnzimmer 
des Viertels« bezeichnet wurde, ab. Als häu-
figste Begegnungsform zwischen Menschen, 
die nicht gemeinsam den Platz betreten hat-
ten, war freundliches Grüßen und Winken zu 
beobachten. Gelegentlich kamen Menschen 
ins Gespräch, häufig im Kontext von Kinder-
spiel. Auch ein kurdischer Verein, am Rande 
des Platzes gelegen, belebte den Rehmplatz 
zusätzlich, Besucher tranken Tee auf dem 
Platz oder nutzten die Freifläche zum Volley-

Abb. 1 (links): Auf dem 
Rehmplatz in Aachen 
bewegen sich verschiedene 
Altersgruppen, Männer, 
Frauen und Kinder in 
wechselnden Gruppengrößen 
gleichzeitig auf dem Platz

Abb. 2 (rechts): Seit einer 
Umgestaltung im Jahr 2015 
spielen auf dem Aachener 
Rehmplatz viele Kinder auf 
dem Klettergerüst oder 
springen auf dem Trampolin. 
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ballspiel. Die Beobachtenden selbst wurden 
häufig in kürzere oder längere Gespräche 
verwickelt, mal wurde man als offensichtliche 
schreibende und zeichnende Personen aus 
Interesse angesprochen, mal bat man kurz 
um Hilfe beim Öffnen einer Flasche oder er-
kundigte sich nach dem Weg. 

Ein gänzlich andersartiger Platztypus wurde 
für die Beobachtungen in Alt-Saarbrücken aus-
gewählt: der repräsentative Ludwigsplatz mit 
seiner bedeutenden barocken Kirche und die 
angrenzende Stengelanlage, eine Grünanlage 
mit Springbrunnen und Bepflanzungen aus 
den 1950er Jahren, sowie die sie umgebenden 
Verkehrsräume. Der Ludwigsplatz war in den 
Befragungen als besonders wichtiger und von 
vielfältigen Nutzergruppen besuchter Platz 
beschrieben worden, während die Aussagen 
über die Nutzung und Nutzer der Stengelan-
lage konträr waren: Manche bezeichneten sie 
als Ort, den sie im Alltag aufsuchen, andere 
beschrieben sie als Meidungsraum aufgrund 
dort vorhandener Alkohol konsumierender 
Gruppen. Diese Aussagen sollten nun in 
den Raumbeobachtungen überprüft werden. 
Zunächst fielen die völlig unterschiedlichen 
Nutzungsarten und Atmosphären der beiden 
Teilräume auf. Der zentral gelegene Ludwigs-
platz diente primär als Durchgangsraum für 
verschiedenste Personen. Zum Aufenthalt auf 
dem Platz kam es vor der am Rande des Lud-
wigsplatzes gelegenen Gaststätte und durch 
Besichtigung der Kirche. Lediglich durch 
temporäre Veranstaltungen wie den Wochen-
markt oder einen Kunstmarkt veränderte der 
Platz seine Charakteristik als leerer repräsen-
tativer Durchgangsraum und wurde zu einem 
lebendigen Ort der Begegnung. 

Erwartungsgemäß anders war die Situ-
ation in der Stengelanlage: Hier lag zu allen 
Beobachtungszeiten eine rege Nutzung durch 

(augenscheinlich) vielfältige Nutzergruppen 
vor. Fördernder Faktor für diese Nutzung war 
hier eine Bushaltestelle am Rand der Anlage, 
die dazu führte, das sich wartende Fahrgäste 
in der Stengelanlage aufhielten. Jan Gehl ord-
net dieses Verhalten den necessary acitivities 
zu, die, im Gegensatz zu optional oder social 
activities, unabhängig von der Qualität der 
Räume stattfinden (Gehl 1987, S. 11ff). Auf 
den in der Anlage vorhandenen Sitzgelegen-
heiten trafen eben diese wartenden Fahrgäste 
auf die zuvor bereits beschriebenen Alkohol 
konsumierenden Menschen. Diese dominan-
te Nutzergruppe hielt sich über lange Zeiträu-
me hinweg in wechselnden Konstellationen 
in der Anlage auf. Bis auf zwei Ausnahmen, 
in denen scheinbar alkoholisierte oder ver-
wirrte Personen laut rufend durch die Un-
tersuchungsräume zogen und Irritation bei 
anderen Nutzern hervorriefen, waren jedoch 
keine Nutzungskonflikte zu beobachten. 

Ähnlich wie in den anderen Untersu-
chungsräumen kam es auch in Saarbrücken 
zu Interaktionen wie freundlichem Winken 
oder Grüßen (auch von Fremden, z.B. den 
Beobachtenden) oder zu kurzen interessier-
ten Nachfragen. Entgegen der Aussagen aus 
den Interviews ergab sich somit auch und vor 
allem in der Stengelanlage ein vielfältiges Bild 
ruhiger Koexistenz. 

Wiederum ein anderes räumliches Setting lag 
am dritten Untersuchungsort vor: Hier wur-
den drei verschiedene Orte in der nördlichen 
Innenstadt von Essen beobachtet: Der Markt, 
der Flachsmarkt und der Kopstadtplatz. Diese 
Räume dienen als Teil des Kerngebietes mit 
Fußgängerzone und zentraler Einkaufsmei-
le als Verteiler- und Durchquerungsräume 
und wurden in den Beobachtungssequen-
zen dementsprechend von unterschiedlichen 
Menschen genutzt: Lokale Quartiersbewoh-

Abb. 3 (links): Der 
repräsentative Ludwigsplatz in 

Alt-Saarbrücken.

Abb. 4 (rechts): Die 
Stengelanlage in Saarbrücken 
wird kontrovers eingeschätzt: 

Manche suchen den Platz 
gezielt auf, andere meiden ihn.
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ner und andere Essener trafen hier auf Be-
sucher aus dem ganzen Ruhrgebiet und In-
ternationale. Hinzu kamen, ebenfalls typisch 
für Innenstadtlagen, Straßenmusiker und 
politische Demonstrationen. Das eher spär-
lich vorhandene Sitzmobiliar wurde häufig in 
Anspruch genommen und darüber hinausge-
hender Bedarf durch das Umnutzen von Trep-
penstufen, Brüstungen und Gebäudesockeln 
gedeckt. Dort unterhielten sich die Anwesen-
den, ruhten aus, beobachteten Vorbeigehende 
und Musikanten, tranken und aßen. Auf den 
drei Plätzen bildete sich – augenscheinlich 
– eine große Vielfalt an Nutzern ab, sowohl 
was Alter und sozialen Stand, aber auch Inte-
ressen und Nationalität betrifft. Es kam über 
das gegenseitige Sehen und Gesehen werden 
hinaus immer wieder zu kurzen Begegnungs-
situationen wie freundlichem Grüßen oder 
kurzen Gesprächen, in die auch die Beobach-
tenden verwickelt wurden. Auch ungewöhn-
liche Situationen, wie etwa ein Auftritt einer 
Trommlergruppe auf dem Markt, eine politi-
sche Theateraufführung oder ein Mann, der 
seinen Kakadu in der Innenstadt ausführte, 
waren Anlässe für Interaktionen.

Die Raumbeobachtungen waren an allen drei 
Untersuchungsstandorten nützliche und 
wichtige Ergänzung zu den zuvor geführten 
Gesprächen. An manchen Orten bestätigten 
sich zuvor getroffene Aussagen, manchmal 
wurden Meinungen relativiert. Die Beobach-
tungseinheiten vermittelten ein facettenrei-
ches Bild der öffentlichen Räume in den un-
tersuchten Quartieren und ihrer Nutzer; sie 
zeigten verschiedene Begegnungssituationen 
und Interaktionen, die durch Befragungen 
allein nicht erhoben werden konnten. Da sie 
jedoch nur Aussagen über tatsächlich vor-
handene Nutzungen zulassen und nicht etwa 
subjektive Einschätzungen oder Gründe für 
oder gegen das Aufsuchen eines Ortes gene-
rieren, hat sich eine Kombination – etwa mit 
Mental-Map-Befragungen – zur Beantwor-
tung der zuvor formulierten Forschungsfra-
gen als sehr sinnvoll erwiesen. Ergänzt durch 
die Interviews mit Stadtteilakteuren wurde 
der Blick von der reinen Nutzerperspektive 
auch auf übergeordnete Problemlagen und 
Qualitäten gerichtet.

Abb. 5 (links): Treppen dienen 
als Sitzgelegenheiten auf dem 
Essener Markt.

Abb. 6 (rechts): Der 
Essener Flachsmarkt als 
zentrale Einkaufsmeile 
dient als Verteiler- und 
Durchquerungsraum.

Abb. 7 (links): Eine politische 
Demonstration auf dem 
Essener Markt.

Abb. 8 (rechts): 
Straßenmusiker ziehen 
die Aufmerksamkeit vieler 
unterschiedlicher Nutzer auf 
sich.
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Fazit

Fasst man die Ergebnisse dieses Methoden-
tests zusammen, so lässt sich sagen: Keiner 
der genannten methodischen Zugänge stellt 
allein den Königsweg dar. Erst im Mix ver-
schiedener Untersuchungsansätze, in der 
Kombination verschiedener Wege wird die an-
gestrebte »Annäherung an die Wirklichkeit« 
möglich. Über jeden der Zugänge wurden un-
terschiedliche Aspekte erschlossen, die in der 
Zusammenschau ein sinnvolles Bild ergeben. 
Auch die unterschiedlichen Untersuchungs- 
standorte erzeugten verschiedene Erkennt-
nisse, die in ihrer Gesamtheit betrachtet wer-
den müssen.

Dabei ist besonders auch darauf hinzuwei-
sen, dass der Mix der Methoden noch breiter 
war als oben angegeben: Denn das Repertoire 
der Raumnutzungsanalysen wurde in dieser 
Studie mit Milieuanalysen verknüpft bzw. auf 
deren Grundlage durchgeführt. Im Zusam-
menwirken des milieuanalytischen Ansatzes 
und kleinräumiger Untersuchungsmetho-
den, die den Milieuansatz gleichsam als »Ge-
nerator« von Nutzungshypothesen nutzen, 
dürfte ein noch weiter auszuschöpfendes Po-
tential stecken.

Diese Erkenntnis wird auch durch andere 
Forschungsprojekte zu Vielfalt in urbanen 
öffentlichen Räumen bestätigt (vgl. Verto-

vec 2011); ebenso die Relevanz und Ertrags-
dichte von Raumbeobachtungen sowie die 
Visualisierung von Erhebungsergebnissen. 
Diese multimethodischen und multiperspek-
tivischen Ansätze machen deutlich, dass das 
Forschungsfeld der Vielfalt und öffentlichen 
Räume bei weitem noch nicht erschöpft ist. 
Aus der sozialwissenschaftlichen Forschung 
werden beispielsweise Forderungen formu-
liert, die Menschen statt über ihr Wohnum-
feld in ihren (sozialen) Netzwerken, Aktions-
räumen und Bewegungsmustern zu erfassen 
(vgl. Urry 2007). Der Betrachtungsrahmen 
müsste demnach über das Quartier hinaus 
auf die Gesamtstadt und auf Bewegungsmus-
ter und -netze gelenkt werden. Deutlich wird 
auch, dass es einen erhöhten Bedarf gibt, In-
teraktionen zwischen urbanen Räumen und 
den dort lebenden Akteuren nachzugehen 
und dass wechselseitigen Prozessen sowohl 
aus dem räumlichen als auch aus dem situa-
tiven Kontext nachgegangen werden müssten 
(vgl. Salzbrunn 2014, S. 142 und Vertovec 
2010, S. 85ff.). Diese Verschränkung eines 
räumlichen und sozial-situativen Ansatzes 
erfordert die Anwendung auch neuer empi-
rischer Verfahren, bspw. der Videographie 
(vgl. Dirksmeier et al. 2011). Dies bedarf einer 
Erweiterung gängiger Forschungsverfahren 
und eine Kombination unterschiedlicher Me-
thoden.
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Die grundsätzliche Kritik an »Demenzdörfern« hebt deren exkludierenden Charakter hervor 
und unterstellt, dass es das Ziel dieser Art von Einrichtung sei, die Gesellschaft vor dem »Be-
unruhigungspotential« von Menschen mit Demenz und deren Anspruch auf Zuwendung und 
Begleitung zu schützen. Wie bei anderen Formen der Behinderung und mangelnder sozialer 
Anpassung – etwa bei Strafffälligkeit – stellten Demenzdörfer analog zu Gefängnissen eine 
»totale Institution« dar, durch die eine gesellschaftliche Auseinandersetzung mit unliebsamen, 
fremden und verstörenden Lebensweisen als eine notwendige Bedingung von Integration bzw. 
Inklusion erspart werde. Die Kritik bezeichnet dies als »Wegschließen« und bezieht sich dabei 
auf die äußerliche Gestalt des Settings: Mauern oder Zäune als Begrenzungen eines Aufent-
haltsraumes, der nur durch einen kontrollierten Durchgang betreten und verlassen werden 
kann. 

Zweites speist sich die Kritik an »Demenzdörfern« aus der Behauptung, dass dort kein wirk-
liches »normales« sondern nur ein simuliert dörfliches Leben vorgetäuscht werde und diese 
Art der »Lebenslüge« den Bewohnern gegenüber ethisch nicht vertretbar sei (Schmieder 2016).
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Die zwei Seiten einer Mauer. 

Im ersten Fall greift die Kritik im Anschluss 
an die Diskurse von Goffmann (2014) bis 
Foucault (1973) die Geschichte von Großkli-
niken, Heilanstalten, Psychiatrien und ande-
ren Einrichtungen der Medizin im Zuge der 
Modernisierung auf. Hier gelten zu Recht ins-
besondere die großen psychiatrischen ›Irren-
anstalten‹ als inhumane Verwahranstalten, in 
denen sich die Exklusion der Patienten mit 
einem therapeutischen pflegerischen Nihilis-

mus verbunden hat und eine gesellschaftliche 
Teilhabe erst gar nicht angestrebt wird und 
deren Typus noch heute in vielen Bereichen 
das Denken und Handeln in der Altenhilfe als 
einem im Grunde gesellschaftlich »aufgege-
benem Sektor« (vgl. Roth 2002) prägen. 

Doch alle Mauern und Zäune haben zwei 
Seiten. Sie dienen nicht ausschließlich der 
kontrollierenden Eingrenzung der Bewe-
gungsfreiheit und sind nicht nur Ausdruck 
einer totalen Institution: Betrachtet man be-
stimmte Wohnformen wie mittelalterliche 



Manuela Lautenschläger, Otto Inhester: Die Mauer muss weg?2| 6

www.planung-neu-denken.de

gangen, der seit 2012 an der Universität Wit-
ten / Herdecke angeboten wird. Es zeigt sich, 
dass eine a priori normativ geführte Diskussi-
on den vielfältigen Wünschen und Bedarfen 
der Menschen und ihrer Angehörigen keines-
wegs gerecht wird. Jede Diskussion muss an 
der Versorgungswirklichkeit ansetzen (siehe 
Keil/Knopp 2016) und Entwicklung im ge-
schichtlichen, der nicht zugleich auch ein his-
torischer Kontext ist, sehen.

Teilhabe als Versorgungsziel

Inklusion und Exklusion beschreiben nicht 
in erster Linie Wohnformen, sondern die in-
stitutionell gegebene Unterstützung der Re-
alisierung menschenrechtlich und grundge-
setzlich gesicherter Teilhabechancen. Durch 
Demenz eingeschränkte Menschen bedürfen 
dazu je nach Einschränkungsgrad der Hilfe 
anderer und es ist kritisch zu hinterfragen, 
ob beispielsweise pflegeabhängige Menschen 
in der Häuslichkeit per se bessere Teilhabe 
realisieren können als Menschen in statio-
nären Settings der Altenhilfe. Kati Borngrä-
ber und Susan Kertscher (2016) konnten in 
einem Projekt zur kulturellen Teilhabe  z.B. 
zeigen, dass Konzerte des WDR in Köln für 
Menschen mit Demenz ganz überwiegend  
von Betroffenen aus stationären Settings be-
sucht werden, während Betroffene aus Pri-
vathaushalten weniger als 10% der Besucher 
ausmachten. Auch nach einer intensiven 
Werbekampagne, die sich speziell an diese 
Zielgruppe richtete, konnte zwar deren Anteil 
verdoppelt werden, dennoch blieben sie wei-
terhin in der verschwindenden Minderheit. 
Ein Befund, der angesichts der Tatsache, dass 
70% der Pflegebedürftigen zuhause versorgt 
werden, erst seine volle Bedeutung entfaltet.

Bezogen auf institutionelles Wohnen für 
Menschen mit Demenz und einem Unter-
bringungsbeschluss nach §1906 BGB macht 
Katja Petrilos (2015) in ihrer Untersuchung 
zum WTG-NRW (2014) deutlich, dass der 
Gesetzgeber primär beabsichtigt, die Gesell-
schaft so zu »formen«, dass sie Menschen 
mit Behinderung und Menschen mit De-
menz trägt und ihnen das Leben im Quar-
tier ermöglicht. Allerdings ist der ordnungs-
rechtliche Rahmen zur näheren Bestimmung 
von »Teilhabe« weitgehend unscharf und 
beinhaltet einen tendenziellen Widerspruch. 
Während die Realisation des Inklusionsge-
dankens im Quartier auf Laien und alle damit 
verbundenen Unwägbarkeiten setzt, werden 
Pflegeeinrichtungen Standards und Fach-

Gutshöfe, Burganlagen, Runddörfer, aber 
auch klassische Arbeiter- und Bergbausied-
lungen, wie etwa die Margarethenhöhe in 
Essen oder die typische Blockrandbebauung 
in urbanen Stadtvierteln, wird deutlich, dass 
die Bedeutung der Abgeschlossenheit eines 
Settings entschieden von den inneren »Pro-
grammen« abhängt, d.h. von der Art und Wei-
se wie soziales Leben im Inneren organisiert 
und normiert wird. 

Aus der Innensicht treten positive – auch 
von wohlhabenden und Gesunden gern ge-
nutzte – Aspekte von Mauern und Zäunen 
hervor: Stiftung von Gemeinschaft (vertrau-
ter öffentlicher Raum), Ruhe und Sicher-
heit (Schutz vor ungewollten Interaktionen), 
Übersichtlichkeit (vertraute Anforderungen 
bei der Nutzung des Territoriums) und Re-
duktion von anstrengenden Sozialbeziehun-
gen (z.B. Aufpassen auf Autofahrer). Der 
bauliche Abschluss von Settings durch Mau-
ern und Zäune ist ein Konzept, dass bei neu-
en hofförmig angeordneten »alternativen« 
Wohnmodellen oder Urlaubsanlagen (z.B. 
Centerparks, Clubs) und Campingplätzen äu-
ßerst populär ist und von »gesunden«, inter-
aktionsgestressten »überkommunizierten« 
Bürgern gern aufgesucht wird. Das Ausmaß 
der Exklusivität bestimmt sich hier in Relati-
on zum politischen und soziökonomischen 
Umfeld der Anlage, aus dem unerwünschte 
Besucher und Einflüsse möglichst ferngehal-
ten werden sollen. 

In den folgenden Ausführungen wird der 
Ambivalenz der Diskussion um Demenzdör-
fer anhand verschiedener Arbeiten aus dem 
Multiprofessionellen Masterstudiengang Ver-
sorgung von Menschen mit Demenz nachge-

Abbildung 1: Irrenanstalt 
Basel-Friedmatt, 1884- 1886.

Abb. 13 in: Jetter, Dieter 
(1981). Grundzüge der 

Geschichte des Irrenhauses.
Wissenschaftliche 

Buchgesellschaft, Darmstadt. 
Bildquelle online unter: 

https://c1.staticflickr.
com/9/8579/16613478071_

efbc07ce0e_b.jpg
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kraftquoten auferlegt, die notwendig den ins-
titutionellen und angebotsorientierten Cha-
rakter der Sondereinrichtungen forcieren. 
Was also Teilhabe konkret in jedem Einzelfall 
bedeutet, hat der Gesetzgeber offen gelassen, 
um es Leistungserbringern zu ermöglichen, 
für Menschen mit Demenz, die aus beson-
deren Schutzgründen nicht mehr zu Hause 
oder in anderen Wohnformen leben können, 
ein individuelles Angebot zu entwickeln. Teil-
habe ist nicht nur eine strukturelle, sondern 
vorrangig eine soziale Kategorie, die weder 
verortet noch verordnet, sondern jeweils nur 
konkret hergestellt werden kann. 

Teilhabe und Selbstbestimmung 
müssen individuell unterschiedlich 
ausgestaltet werden

Wie alle Menschen, so favorisieren auch Men-
schen mit Demenz unterschiedliche Lebens-
stile: Was für den einen Einsamkeit darstellt, 
ist für den anderen ein Wunschambiente. 
Die Frage der Freiwilligkeit und der Ermitt-
lung von lebensgeschichtlichen Passungen 
bekommt bei der Bestimmung von Teilhabe 
und Selbstbestimmung einen bedeuteten 
Stellenwert. Menschen mit fortgeschrittener 
Demenz – und nur für diesen Personenkreis 
soll die weitere Debatte geführt werden – sind 
besonders schutzbedürftig. Und die Umgren-
zung eines Wohnensembles ist durchaus in 
der Lage, zusammen mit den passenden Pro-
grammen der Nutzung, diesen Schutz zu er-
möglichen und gleichzeitig die gewünschte 
und zu fördernde Bewegungsfreiheit zu si-
chern. Z.B. weil sich eingeschränkt verkehrs-
tüchtige Menschen gefahrloser frei bewegen 
können. 

Fredericke Asche (2016) hat in ihrer Mas-
terarbeit »Zur Übertragbarkeit des Modells 
›De Hogeweyk‹ auf ein bestehendes urbanes 
Quartier«, den Althoffblock in Dortmund  
herausgestellt: »Der öffentliche Raum kann 
inklusiv für Menschen mit Demenz gestaltet 
werden, indem er in altersrelevanten Um-
weltdimensionen für Menschen mit Demenz 
im Quartier, den übergeordneten »Dachkri-
terien« für universelles Design unterstellt, 
in Rückkoppelung mit der Nutzergruppe ge-
staltet wird.« Die Übertragbarkeit von Nut-
zungs- und Gestaltungskonzepten wird durch 
verschiedene Analyseschritte ermöglicht, de-
nen generalisierbare und damit vergleichbare 
Raumprozesse zugrunde liegen und deren 
Überschneidung sich als »area of homogenei-
ty« darstellen lässt.

Von der physischen Struktur her gleichen sich 
beide Ensembles durch die Blockrandbebau-
ung. In historischer Sicht weist der Althoff-
blocks viel Transformation und Verstetigung 
im gesellschaftlich historischen Zusammen-
hang auf, die in De Hogeweyk erst noch an-
stehen. In dieser zeitlichen Hinsicht sind und 
bleiben Demenzdörfer »Sonderwelten«, da 
wesentliche Entwicklungsprozesse erst noch 
bevorstehen. Inklusion ist eben auch ein 
historischer Prozess. Dass Demenzdörfer – 
wohlbemerkt nur für fortgeschritten erkrank-
te Menschen – errichtet werden, kann daher 
durchaus als Innovationswillen zur Über-
windung traditioneller, am klinischen Modell 
orientierten Setting der Altenhilfe gesehen 
werden. Dass sie räumlich außerhalb beste-
hender städtischer/dörflicher Strukturen an-
gesiedelt werden, ist nicht auf Versorgungs-
erfordernisse oder pflegerisch-therapeutisch 
Konzepte zurückzuführen, sondern auf die 
ökonomischen Verwertungsinteressen des 

Legende:
R= Räumlich
Zur Erkennung der räumlichen Spezifika, die Raum produzieren und 
der verallgemeinerbaren Verhältnisse, können Räume der gleichen, oder 
verschiedener Maßstabsebenen verglichen werden.
Z= Zeitlich
Hierunter können unterschiedliche Zeitpunkte der Erhebung wie auch die 
Betrachtung der historischen Entwicklung und so Transformationen und 
Verstetigung verstanden werden, zudem parallele Prozesse identifiziert werden.
S= Sozial-gelebt
Gesellschaftliche Verhältnisse werden von unterschiedlichen Individuen und 
Gruppen sowie Institutionen auf verschiedene Weise produziert und auf 
verschiedene Weise wahrgenommen. Soziale Differenzierung entlang z.B. 
Status, Geschlecht, Lebensstil führen zu anderen Betroffenheitsgraden und 
Beurteilungen.
K=Konzeptionell-normativ:
Situationen und Prozesse werden, oftmals implizit, mit gewohnten oder 
erwünschten Situationen und Prozessen verglichen.

Abb. 2: Die Bildung der area 
of homogeneity. Quelle: Asche 
2016: 45
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vorhandenen Wohnungsbestandes und der 
potentiellen Bebauungsflächen vor allem in 
urbanen Zentren.

Gesellschaftliche Verantwortung erfordert 
einen multiprofessionellen Diskurs

Die bisherige Diskussion im multiprofessio-
nellen Masterstudiengang »Versorgung von 
Menschen mit Demenz«, in der der klinische-
therapeutische-pflegerische Blick nur einer 
unter vielen darstellt, kristallisiert sich heraus, 
dass Demenzdörfer ein mögliches Wohn- und 
Lebenskonzept sein können, dessen pauscha-
le Ablehnung sowohl an den Wünschen und 
Bedarfen möglicher Bewohner und auch an 
den nicht immer und überall verfügbaren In-
tegrationskapazitäten des normalen Bürgers 
vorbei geht. Die notwendigen strukturellen 
Veränderungen der Versorgungslandschaft 
sind aber nicht allein aus dem Sozial-/und Ge-
sundheitssektor hervorzubringen. Tatsächlich 
verhindern an zentralen Innenstadtstandor-
ten Eigentumsverhältnisse und Bodenpreise 
sowie die damit verbundenen kommerziellen 
Interessen entsprechende Entwicklungen im 
Bestand. Die unter Integrationsperspektive 
favorisierten Quartiersentwicklungen schei-
tern oft an Gentrifizierungseffekten, so dass 
über Miet- und Eigentumspreise exklusive 
Wohnoasen entstehen, die lediglich äußerlich 
integriert sind. Ein Blick auf die Aufwertung 
von Zechensiedlungen als heute begehrte 
Wohngebiete mag als ein Beleg genügen.

Hinzu kommt, dass Menschen mit De-
menz mit ihrer Bewegungsfreude besondere 
Anforderungen, z.B. an den Autoverkehr, stel-
len, die mit den Interessen und alltagsweltli-

chen Möglichkeiten anderer Nutzergruppen 
nur schwer in Einklang zu bringen sind.

Unbestreitbar unterstützt oder erschwert 
die baulich-materielle Umwelt die Ausgestal-
tungsmöglichkeiten des Lebens im privaten 
wie im institutionalisierten und öffentlichen 
Raum. Doch die Effekte hängen zu allererst 
von sozial ermöglichten, geförderten oder un-
terbundenen intramuralen Interaktionen ab. 
Chancen und Defizite der häuslichen Versor-
gung müssen daher ebenso unter den beste-
henden Rahmenbedingungen diskutiert und 
hinsichtlich Inklusion und Teilhabe bewertet 
werden wie im institutionalisierten Raum. Ob 
ein Demenzdorf daher eher einen integrati-
ven oder exklusiven Charakter hat, ob die dor-
tige Scheinwelt moralisch zu rechtfertigen, 
als personale Entwertung oder professionelle 
Bankrotterklärung zu verstehen ist, kann da-
her nicht a priori entschieden werden. Allein 
die äußerliche Form gibt nicht hinreichend 
Auskunft darüber, wie sich das Leben gestal-
tet und wie es gestaltet werden kann.

Angesichts der komplexen demographi-
schen Herausforderungen benötigen wir 
dringend Betreuungs- und Unterstützungs-
angebote, die der Vielfalt der Wünsche, kultu-
rellen Gewohnheiten und Fähigkeiten gerecht 
werden, die Ausnahme- und Regelversor-
gung, kurzfristige Notfälle und wechselnde 
Hilfeabhängigkeiten mit hoher Durchläs-
sigkeit und Kontinuität bereitstellen. Mehr 
Bedarfs- und weniger Gewinnorientierung 
könnte zum Trigger- und Flexibilisierungs-
faktor werden. Sozialrechtliche Regelungen 
dürften nicht primär als starre Grenzen kons-
truiert und gelebt werden, sondern als lebens-
dienliche Ermöglichungsstrukturen. Gebiets-
körperschaften müssten ihre regulatorische 

Abb. 2: 
links: Grundrisse: 
Althoffblock Spar- und Bau 
e.G. Dortmund (2014a): 
Hundert Jahre Althoffblock, 
(Internetquelle: http://www.
sparbau-dortmund.de/aktuell/
newsdetail/ S.1; 13.03.2015).
rechts: De Hogeweyk: DETAIL 
- Zeitschrift für Architektur + 
Baudetail. 9/2012 Institut für 
internationale Architektur-
Dokumentation GmbH & Co. 
KG Hackerbrücke 6 80335 
München (Internetquelle 
http://www.detail.de/
fileadmin/_migrated/pics/
De_Hogeweyk_Demenzdorf_
Weesp_08.JPG 
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Gestaltungsmacht und Gestaltungshoheit 
zurückgewinnen. Vermutlich würden solche 
Experimente wie Demenzdörfer dann mit an-
deren Augen einer lebensqualitätssichernden 
Zweckmäßigkeit betrachtet werden. 

Demenzdörfer: eine zu kleine Gemeinschaft

Dann würde deutlich, dass unter Normalisie-
rungsgesichtspunkten die wenigen Demenz-
dörfer daran leiden, dass sie deutlich zu klein 
sind (weniger als 500 Einwohner). Die damit 
verbundene relativ geringe räumliche Aus-
dehnung forciert das Erleben von Begrenzung 
und die idealiter angestrebte alltagssimultane 
Vielfalt von Angeboten durch unterschied-
liche Nutzer kann sich so nicht naturwüch-
sig einstellen. Dann würde vermutlich auch 
sichtbar, dass Betroffene in Demenzdörfern, 
die in der Regel ja erst in fortgeschrittenen 
Krankheitstadien dort aufgenommen wer-
den, in der Regel weitaus mehr öffentlichen 
und teil-öffentlichen Raum zur Verfügung 
haben, den sie risikoarm nutzen können, als 
Menschen in privaten oder anderen Altenhil-
feeinrichtungen oder in Quartieren, die sich 
aufgrund fehlender baulicher Voraussetzung 
erst gar nicht entwickeln lassen. 

Die Frage des integrativen Charakters ei-
ner Wohnform entscheidet sich an den geleb-
ten Konzepten. Hier könnten Demenzdörfer 

erhebliche Vorteile generieren, wenn Sie von 
einer Vielzahl unterschiedlicher Berufsgrup-
pen, unterstützt von Laien, belebt würden. 
Nicht nur, dass sie dann zugleich auch »nor-
male Bevölkerung« repräsentieren würden. 
In der Regel sind sie nicht umfassend ge-
schult, mit abweichendem und herausfor-
derndem Verhalten umzugehen: Anderseits 
fällt es ihnen oft leichter, genau aus diesem 
Grund eine Alltagsorientierung im Sinne von 
Normalisierung zu realisieren (Feddersen/
Lüdtke 2014 zitiert nach WTG-NRW).

Vor diesem Hintergrund lautet unserer 
Fazit, dass ein zu striktes Integrations- und 
Deinstitutionalisierungsgebot weder der All-
tagswelt vieler Betroffenen noch der realen 
relativ unflexiblen ambulanten Versorgungs-
kapazität Rechnung trägt. Wir plädieren eher 
für den Aus- und Aufbau ganz unterschied-
licher, bedarfsgetriebener Flexibilisierungen 
mit Vorrang in der ambulanten Versorgung, 
ohne den stationären Sektor ideologisch zu 
beschneiden. Eine aus dem Elfenbeinturm 
der Wissenschaft herausgeholte öffentlich 
kritische Auseinandersetzung mit unter-
schiedlichen Lebens- und Wohnmöglichkei-
ten könnte einen hilfreichen Beitrag dazu 
liefern, solange sie gleich in welcher Form, 
darauf ausgerichtet ist, weitest mögliche Nor-
malität der Lebenswelten – auch bei stärkeren 
Einschränkungen zu realisieren. 
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Hintergrund

Urbanisierung ist nicht allein mit Stadt-
wachstum oder Verstädterung gleichzuset-
zen – vielmehr sollte sie als sozial-räumlicher 
und kultureller Prozess verstanden werden, 
der für eine nachhaltige Stadtentwicklung 
und nachhaltige Lebensformen in der Stadt 
unverzichtbar ist. Eine urbane Stadt ist durch 
spezifische räumliche, soziale, kulturelle, po-
litische und ökonomische Merkmale geprägt: 
Dichte und Nutzungsmischung sorgen für 
kurze Wege, kulturelle Vielfalt und Zuwande-
rung ermöglichen Begegnung mit dem Frem-
den und lassen soziale Innovationen entste-
hen. Ein vielfältiges Wohnungsangebot und 
nutzungsgemischte Quartiere fördern soziale 
Mischung, räumliche Nähe von Wohnen und 
Arbeiten sowie kreative Entfaltung.

Urbanität bedeutet auch Präsenz von Ge-
schichte im Alltag der Stadtbevölkerung: Das 
bauliche Erbe symbolisiert Urbanisierung 
und sorgt für Identität. Nicht zuletzt ermög-
lichen demokratische Öffentlichkeit und Par-
tizipation Teilhabe an der Stadtregierung und 
den Entscheidungen zur Stadtentwicklung.1 

Urbanität und Nachhaltigkeit

In all dem steckt sehr viel Nachhaltigkeit: 
Dichte und Nutzungsmischung senken den 
Flächenverbrauch genauso wie vorhandene 
Gebäude zu bewahren und immer wieder den 
aktuellen Bedürfnissen anzupassen oder Flä-
chen an integrierten Standorten nicht brach 
liegen zu lassen. Auch ist es zugleich urban 

1 Zu den Merkmalen und Dimensionen von Urbanität 
siehe Siebel (1994).

*Dieser Text basiert auf 
einer kürzeren Fassung des 
Autors, erschienen in der 
Zeitschrift GAiA. Ökologische 
Perspektiven für Wissenschaft 
und Gesellschaft, Jg. 25, Heft 
4/2016, S. 292-293, unter dem 
Titel: Der urbane Raum im 
Fokus der Sozial-ökologischen 
Forschung (online: http://
dx.doi.org/10.14512/
gaia.25.4.14).
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Anforderungen verbinden und auf eine resili-
ente Stadtstruktur mit höherer Lebensqualität 
zielen. Leitende Vision ist eine CO2-neutrale 
Stadt, in der der Ressourcenverbrauch gemin-
dert, die Luftqualität verbessert und die Lärm-
belastung verringert werden. Städtebauliche 
Umfelder sollen besser gestaltet, Flächen und 
Infrastrukturen effizienter genutzt und stadt-
verträgliche Produktion integriert werden. 
Es geht auch darum, soziale Spaltungen zu 
mindern, Teilhabemöglichkeiten gerechter 
zu gestalten und die Bevölkerung intensiver 
an den Prozessen und Entscheidungen zur 
Stadtentwicklung zu beteiligen sowie neue 
Formen des Miteinanders, der Kommunika-
tion und der Kooperation von Wirtschaft und 
Kommune in ihren jeweiligen räumlichen 
Bezügen zu erproben. Zweifellos müssen da-
für auch neue kooperative oder kollaborative 
Strukturen aufgebaut werden. Im Idealfall 
wird Nachhaltigkeit zu einem Anliegen der 
gesamten Stadtgesellschaft, das sich auch 
in den verschiedensten individuellen oder 
kollektiven Aktivitäten ausdrückt, vom bür-
gerschaftlichen Engagement bis zum urban 
gardening. Ziel der Fördermaßnahme ist es, 
durch gesellschaftsbezogene inter- und trans-
disziplinäre Forschungsprojekte Vorschläge 
für Transformationsprozesse in urbanen Räu-
men zu entwickeln und gemeinsam mit der 
Praxis zu erproben, die dem Leitbild der nach-
haltigen Entwicklung verpflichtet sind. In der 
SÖF-typischen Analyse der Wechselwirkun-
gen zwischen Gesellschaft, Wirtschaft und 
Umwelt bezieht diese Fördermaßnahme die 
räumliche Dimension explizit mit ein. Denn 
soziale, ökonomische und politische Entwick-
lungen wirken sich räumlich aus, zum Bei-
spiel in Form von spezifischen Nutzungen 
oder auch von spezifischen Belastungen be-
stimmter Räume, und haben so eine unmit-
telbare Wirkung auf die Lebensqualität in der 
Stadt. Das BMBF fördert seit Mitte 2016 mit 
einer Laufzeit von jeweils drei Jahren insge-
samt 23Projekte, in denen solche Zielstellun-
gen verfolgt werden.

Breit gefächertes Themenspektrum

Einer der Kristallisationskerne für eine nach-
haltige Stadtentwicklung ist das Wohnen und 
die Quartiersentwicklung. In den Projekten 
werden Themen adressiert wie etwa das CO2-
arme, ressourcen- und flächensparende Woh-
nen und die wohnstandortnahe Mobilität, das 
ökologische Potenzial des gemeinschaftlichen 
Wohnens, das Wohnen und die sozial-räumli-

und nachhaltig, im Quartier, lokal und regio-
nal Wertschöpfungsprozesse zu organisieren. 
Der Umgang mit dem öffentlichen Raum ist 
ein weiteres wichtiges Handlungsfeld (Abbil-
dung 1), um nachhaltige Lebensformen zu 
fördern: Etwa den Verkehr stadtverträglicher 
zu gestalten und dadurch unter Beteiligung 
der Bevölkerung öffentliche Räume mit Auf-
enthaltsqualität zu schaffen, hat das Potenzial, 
eine durch die Motorisierung der Gesellschaft 
verlorene Urbanität zurückzugewinnen. Es 
gibt viele weitere Felder, auf denen effizienter 
und sparsamer mit Ressourcen umgegangen 
werden muss.

Schon diese kleine Auswahl von Aspekten 
zeigt, dass der Handlungsbedarf groß ist: 
Urbanität und Nachhaltigkeit wohnt eine uto-
pische Perspektive inne – die heutigen Städ-
te entsprechen nicht den Idealbildern von 
Urbanität und Nachhaltigkeit, doch der Weg 
dahin ist zu beschreiten. Auch deshalb, weil 
für viele Menschen weltweit die städtische, 
typisch westliche Lebensweise attraktiv, auf-
grund ökologischer Belastungen und des Kli-
maschutzes aber in ihrer heutigen Form nicht 
mehr universalisierbar ist.

Die Fördermaßnahme im Detail

Vor diesem Hintergrund hat das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung 
(BMBF) im Rahmen der Sozial-ökologischen 
Forschung (SÖF) und der FONA-Leitinitiative 
Zukunftsstadt die Fördermaßnahme Nach-
haltige Transformation urbaner Räume auf 
den Weg gebracht.  Die Fördermaßnahme 
zielt darauf ab, integrative Strategien zu ent-
wickeln, die ökologische und gesellschaftliche 

Abb. 1: Das urbane Leben 
soll nachhaltiger werden: 
gelungene Transformation 
des Hafenareals in Bordeaux, 
Frankreich
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che Integration von Flüchtlingen und Zuwan-
dernden sowie die partizipative Grünflächen-
entwicklung. Einzelne Projekte untersuchen 
Schrumpfungs- oder Wachstumsphänomene 
von Städten und spüren dem Funktionsver-
lust städtischer Zentren nach. Klimaschutz 
und Klimaanpassung bilden den Hintergrund 
für weitere Projekte, die sich mit Fragen der 
Vulnerabilität und Risikoabschätzung sowie 
mit Partizipation beim klimagerechten Stadt-
umbau auseinandersetzen oder die Netzwer-
ke einer Stadt analysieren, um die Potenziale 
für das Klimahandeln zu aktivieren.

Ein eigenes Forschungsfeld in der Förder-
maßnahme bildet der Bereich der städtischen 
Infrastruktur. Die Forschungsfragen thema-
tisieren Sektorkopplung, Resilienz, Wärme-
netze, Elektrifizierung der Verkehrs- und 
Logistikinfrastruktur sowie den Ausbau der 
Energieinfrastruktur am Fluss (regenerati-
ve Energiegewinnung), mit der zugleich die 
städtebauliche Entwicklung von ufernahen 
Stadtteilen verbunden wird. Auch die stoff-
lich-energetische Reproduktionsfähigkeit von 
Stadt (v.a. Produktion und Konsum) wird in 
einem Projekt mit städtebaulichen Problem-
lösungen (z.B. auf Stadtbrachen) verknüpft, 
die zugleich ökologisch sind und dazu bei-
tragen, neue Stadtbilder und neue Stadtland-
schaften zu formen.

Gleich mehrere Projekte befassen sich mit 
der Reintegration von Produktion in der Stadt 
und beleuchten den stadt- und sozialräumli-
chen Kontext im Hinblick auf Akzeptanz und 
Verträglichkeit. Smart urban manufacturing 
und der Bezug zur lokalen Ökonomie und zu 
Wertschöpfungsprozessen in Quartieren (Re-
paratur, sharing, upcycling, Migrantenökono-
mie) sowie die Wiederbelebung von Brachen 
sind weitere wichtige Stichworte.

Ältere städtische Gewerbegebiete stehen im 
Fokus zweier Projekte: Mit Nachverdichtung, 
neuen Logistikkonzepten, ökologischer Frei-
raumentwicklung, Flächenmanagement und 
energetischer (regenerativer) Optimierung 
sollen nachhaltige Modernisierungs- und Re-
vitalisierungsprozesse angestoßen werden. 
Die kommunalen Wirtschaftsförderungen 
als Bindeglied zwischen Kommune und Wirt-
schaft sowie als Schlüsselakteur beim nach-
haltigen Stadtumbau sind in insgesamt vier 
weiteren Projekten empirischer Gegenstand 
oder sogar Praxispartner. Sie sollen sich städ-
tischen Resilienzinitiativen öffnen, strategi-
sche Wirtschaftsallianzen bilden sowie beim 

Umbau der älteren Gewerbegebiete und der 
sorgfältigen Einbettung urbaner Produktion 
helfen.

Gerade in jenen Projekten, in denen es um 
Produktion und Konsum, um energetische, 
städtebauliche und sozial-räumliche Fragen 
geht, arbeiten die unterschiedlichsten Diszi-
plinen eng zusammen: Das Spektrum reicht 
von Ingenieurswissenschaften (Maschinen-
bau) und Ökonomie über Stadt- und Frei-
raumplanung sowie Geographie bis zu Sozi-
alwissenschaften. Zu den Wesensmerkmalen 
sozial-ökologischer Forschung gehört auch, 
dass sich viele Projektteams außerdem mit 
Fragen des Transformationsmanagements, 
der Governance und der Partizipation be-
schäftigen. Genauso essenziell ist die Trans-
disziplinarität: Neben den universitären und 
außeruniversitären Forschungseinrichtun-
gen haben in jedem Projekt Kommunen oder 
kommunale Einrichtungen eine tragende 
Rolle. Stark beteiligt sind auch Unternehmen 
und Nichtregierungsorganisationen.

Informationen zu den Projekten

Nach und nach werden nun die beteiligten 
Koordinatoren und Koordinatorinnen der 
Verbundprojekte eigene Internetpräsenzen 
aufbauen, künftig auch die wissenschaftliche 
Begleitung der Fördermaßnahme. Die grund-
legenden Informationen sind auf der BMBF-
Seite zum FONA-Programm abrufbar (siehe 
FN 3). Einige weitere Fördermaßnahmen 
des BMBF im Kontext der »Leitinitiative Zu-
kunftsstadt« (siehe www.fona.de):

ππ Umsetzung der Leitinitiative Zukunfts-
stadt: Forschung für klimaresiliente, sozial-
ökologisch gerechte und lebenswerte Städte 
(inkl. urbane Mobilität)

ππ Wettbewerb Zukunftsstadt (zweite Phase, 
mit 20 ausgewählten Kommunen)

ππ ZukunftsWerkStadt II - Umsetzung der 
Projekte vor Ort (mit 15 Kommunen)

ππ Rapid Planning. Sustainable Infrastruc-
ture, Environmental and Resource Manage-
ment for Highly Dynamic Metropolises

Ergänzung zur Leitinitiative Zukunftsstadt 
um die Perspektive der Stadt-Land-Beziehun-
gen:

ππ »Stadt-Land-Plus«. Förderung von For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben im The-
menbereich »Ressource Land«. (aktuelle För-
derbekanntmachung; bis zum 31.3.2017 läuft 
noch die Frist zur Einreichung von Skizzen)
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ππ Kommunen innovativ. Forschungsprojekt 
für Regionen im Wandel. (Demographie, Flä-
chenressourcen, Nachhaltigkeit)

Fördermaßnahmen im Schnittfeld von Stadt 
und Energie (im Rahmen der Leitinitiative 
Energiewende):

ππ Förderinitiative Solares Bauen / Energieef-
fiziente Stadt

Weitere Fördermaßnahmen der Sozial-öko-
logischen Forschung (SÖF) zu den Themen 
»Green Economy / Nachhaltiges Wirtschaf-
ten«, »Zukunftsstadt«, »Energiewende« und 
Nachwuchsgruppen sind hier zu finden: 

ππ https://www.fona.de/de/massnahmen/
tag/996
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Die gerettete Stadt

Bartetzky, Arnold: Die gerettete Stadt. Architektur und Stadtentwicklung in Leipzig seit 1989.  
350 S. und 95 Abb. Lehmstedt Verlag, Leipzig 2015, € 19,90.

Auf über 300 Seiten setzt sich der Architek-
turkritiker Arnold Bartetzky in seinem Buch 
»Die gerettete Stadt« sehr engagiert mit der 
baulichen Entwicklung der Stadt Leipzig aus-
einander. Er erinnert an den extremen bauli-
chen Verfall der Stadt durch die Mangelwirt-
schaft in Zeiten der DDR und zeichnet dann 
chronologisch nach, wie sich die Stadt in den 
vergangenen 25 Jahren in vielen Fällen zum 
Besseren entwickelt hat. Zahlreiche Bauvor-
haben werden so in ihrer Entstehungsge-
schichte detailliert beschrieben und in ihrem 
Ergebnis kommentiert. Die heftigen Diskus-
sionen über den Umbau des Hauptbahnhofs 
werden ebenso dargestellt wie die schwierige 
Geschichte der Universitätskirche oder der 
Bau des neuen Einkaufszentrums Höfe am 
Brühl – um nur drei prominente Beispiele 
aus der Vielzahl an Vorhaben zu nennen. Vie-
les ist für mich als häufiger Besucher dieser 
Stadt nachvollziehbar, doch nicht alle Urteile 
zur architektonischen Qualität, die Bartetzky 
als Leipziger pointiert äußert, teile ich. Dies 

gilt beispielsweise für die sehr kritische Hal-
tung gegenüber dem Shopping Center Höfe 
am Brühl, an dem Bartetzky kein gutes Haar 
lässt, das ich aber für eines der wenigen ge-
lungenen Center seiner Art halte.

Auch weniger prominente Vorhaben au-
ßerhalb der Innenstadt dienen dem Autor, 
die verschiedenen Interessen der beteiligten 
Akteure am Umbau der Stadt aufzuzeigen. 
Die bauliche Gestalt wird auf diese Weise als 
ein Resultat der gesellschaftlichen Auseinan-
dersetzung dargestellt. Immer wieder werden 
auch die Personen benannt und mehr oder 
weniger gewürdigt, die für die Entwürfe der 
Bauvorhaben verantwortlich sind. Der Autor 
stützt sich bei seinen Darstellungen zum ei-
nen auf viele Dokumente zum Planungsge-
schehen aus verschiedenen Archiven und 
zum anderen auf zahlreiche Gespräche mit 
Zeitzeugen. Vor allem die Kolleginnen und 
Kollegen aus der Architekturkritik werden im 
Text immer wieder zitiert. So erweist sich Bar-
tetzky als ein außerordentlich informierter 

Eine Rezension von  
Claus-C. Wiegandt
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Gezeigt wird weiterhin, dass Leipzig eine 
Stadt ist, in der in der Nachwendezeit viel 
Neues probiert wurde, um es dann teilwei-
se auch in anderen ostdeutschen Städten zu 
übernehmen. Zu diesen Vorreitern gehören 
etwa die Zwischennutzungen, die Idee der 
Wächterhäuser oder die Stadthäuser in inner-
städtischen Quartieren. 

Schon der Titel des Buches deutet darauf 
hin, dass Bartetzky vieles von dem, was seit-
dem geschehen ist, positiv sieht, auch wenn 
er mit einzelnen Vorhaben sehr kritisch um-
geht. Hier pendelt er ein wenig zwischen 
Himmel hoch jauchzend und zu Tode betrübt. 
Dennoch oder auch gerade deswegen: Für 
alle, die die Entwicklung der Stadt Leipzig in 
der Nachwendezeit selbst erlebt oder auch aus 
der Ferne verfolgt haben, ist das Werk von Ar-
nold Bartetzky sehr lesenswert, weil er immer 
wieder auch Verbindungslinien zwischen den 
einzelnen Vorhaben herstellt und die einzel-
nen Vorhaben in einen größeren politischen 
Zusammenhang stellt. So handelt es sich um 
ein ausgesprochen lesenswertes Werk, das für 
jeden Stadtgeographen mit Interesse an der 
ostdeutschen Entwicklung bereichernd ist.

Kenner der Leipziger Nachwendegeschichte, 
der in seiner Sprache kaum verleugnen kann, 
dass er in den Feuilletons der großen Tages-
zeitungen über Architektur schreibt. Dies ist 
durchaus erfrischend und lässt sich gut lesen, 
wirkt stellenweise aber auch etwas blumig 
und besserwisserisch. Trotzdem: Die Darstel-
lung neuer Erkenntnis in einer ansprechen-
den Sprache und nicht im nüchternen Wis-
senschaftsdeutsch ist Bartetzky insgesamt 
sehr gut gelungen.

Deutlich wird in dem Buch, dass die Ent-
wicklung in Leipzig in den vergangenen Jah-
ren nicht stromlinienförmig verlaufen ist. So 
wird daran erinnert, dass es einige Jahre ge-
dauert hat, bis die ersten Bauvorhaben starten 
konnten und die provisorischen Zeltstädte für 
den Einzelhandel und die Baucontainer für 
die Banken aus dem Stadtbild verschwunden 
waren. Und dann gab es nach einer Phase der 
teils flächendeckenden Sanierung von grün-
derzeitlichen Altbauquartieren die Zeiten 
des Abrisses – nicht nur von Plattenbauten 
in Grünau, sondern auch von leerstehenden 
Altbauten im Osten der Stadt, die heftig be-
klagt werden. Inzwischen ist aber auch diese 
Phase Vergangenheit und Leipzig erneut im 
Aufwind.

Mittler, Macher, Protestierer

Beck, Sebastian; Schnur, Olaf (2016): Mittler, Macher, Protestierer. Intermediäre Akteure in der 
Stadtentwicklung. Berlin. Jovis

Die Volkshochschule initiiert eine Vortrags-
reihe, eine Kümmerin berät Hauseigentümer, 
eine Interessensgemeinschaft organisiert 
eine Ortsbesichtigung mit dem Bezirksbür-
germeister, eine Kirchengemeinde baut ihr 
Familienzentrum mit Städtebaufördermitteln 
um, eine Bürgerinitiative organsiert einen 
Flashmob gegen den Abriss von Bestand-
gebäuden ... Dies sind nur wenige Beispiele 
dafür, wie intermediäre Akteure in Stadtent-
wicklungsprozessen als »Mittler, Macher, Pro-
testierer« fungieren können. 

Diese unterschiedlichen Rollenzuschrei-
bungen dienen als Titel für ein sogenanntes 
»Debattenbuch«, das sich »kurz, prägnant 
und leicht zugänglich« der These widmet, 

dass eine höhere Akzeptanz und verstärkte 
Einbindung von intermediären Akteuren in 
Stadtentwicklungsprozessen mehr Chancen 
als Risiken für die Kommunalpolitik und die 
demokratische Stadtentwicklung mit sich 
bringen. 

Die Autoren Sebastian Beck und Olaf 
Schnur definieren intermediäre Akteuren – 
oder auch kurz »Intermediäre« – als Vermitt-
ler zwischen Politik/Verwaltung, Wirtschaft 
und Bürgerinnen und Bürgern und/oder 
aktiven Koproduzenten von Stadt in variie-
renden Akteursnetzwerken. In ihrem Buch 
unterteilen sie drei verschiedene Typologien 
intermediärer Akteure: Klassische Interme-
diäre wie Parteien, Gewerkschaften, Kirchen, 

Ein Lesehinweis von  
Sarah Ginski
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caritative Einrichtungen oder den Schützen-
verein, Para-Intermediäre wie Wirtschafts- 
oder Einzelhandelsverbände, Urban Labs 
oder Baugruppen und Neo-Intermediäre wie 
Social-Media basierte Initiativen und Urban-
Gardening-Initiativen.

Angesichts einer zunehmenden Flexibili-
sierung und Individualisierung sowie neuer 
Regelungs- und Steuerungsmechanismen 
erscheint es den Autoren wichtig, das öko-
nomische, kulturelle und soziale Kapital all 
dieser Intermediären für Stadtentwicklungs-
prozesse zu nutzen. Dadurch würden der tat-
sächliche Bedarf ermittelt und die Vielfalt der 
Interessen erweitert, Konflikte entschärft, zu-
sätzliche Ressourcen erschlossen und Grup-
pen aktiviert. Anders gesagt: Die Einbindung 
der Intermediären eröffnet jede Menge Chan-
cen und Potenziale für die Stadtentwicklung. 

Dennoch sei der Beitrag intermediärer 
Akteure unterschiedlich zu bewerten, denn 
nicht alle Intermediären erweisen sich als ver-
trauensvolle Verhandlungspartner für Politik 
und Verwaltung. Sie können auch Partikula-
rinteressen haben, Konflikte, Proteste und 
Blockaden fördern. Insofern sei die Art der 
Einbindung zu konkretisieren. Die Autoren 
schlagen dafür mögliche Prüffragen für die 
Beteiligung von Intermediären vor. 

Mit diesem Debattenbuch zu den Inter-
mediären Akteuren in der Stadtentwicklung 
als Mittler, Macher und Protestierer wollen 
Sebastian Beck und Olaf Schnur eine Brücke 
zwischen Theorie und Praxis schlagen. Daher 
fordern sie abschließend mehr empirisches 
wie theoretisches Wissen und eine diskursive 
Praxis und laden zum weiteren Dialog ein.
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Stadt oder Land? Versagt die Wohnungspolitik 

im Angesicht der Flüchtlingswelle?*

ISSN 1868 - 5196

So notwendig die Erstunterbringung der Flüchtlinge in Notunterkünften im Herbst 2015 war, 
die sich aus Kriegsgebieten nach Deutschland gerettet haben, die zweite Stufe, d.h. die dauer-
hafte Unterbringung anerkannter und geduldeter Flüchtlinge in kostengünstigen Wohnungen 
des »normalen« Marktes, stellt Bund, Länder und – vor allem – die Kommunen vor eine kaum 
lösbare Herausforderung. Ihre Bewältigung ist  aber die Voraussetzung, damit Integration be-
ginnen kann. 

Eberhard von Einem
Professor i.R. für Stadt- und 
Regionalökonomie
Technische Universität Berlin, 
Center for Metropolitan 
Studies

Seit 2010/11 enteilt die anziehende Woh-
nungsnachfrage dem Angebot, in den wach-
senden Großstädten sowie in einigen Univer-
sitätsstädten. Die Mieten steigen, weil sich 
die Schere zwischen Bedarf und Bautätigkeit 
weit geöffnet und sich die Spaltung des Woh-
nungsmarktes vertieft hat. Der Wohnungs-
neubau hat zwar in den vergangenen Jahren 
wieder zugenommen, er konzentriert sich 
aber fast ausschließlich auf Mietwohnungen 
im oberen Preissegment sowie auf den Bau 
von Eigentumswohnungen. Damit trägt er 
kaum dazu bei, die Engpässe im unteren – 
preisgünstigen – Segment zu lindern. Die 
Magnetwirkung der großen Städte lässt den 
Bedarf weiter steigen, nicht zuletzt, weil auch 
die Flüchtlinge am liebsten in die großen 
Städte ziehen, hier jedoch werden sie unwei-
gerlich zu Konkurrenten anderer einkom-
mensschwacher Haushalte, die ebenfalls auf 
Wohnungen mit niedrigen Mieten angewie-

sen sind: Rentner mit niedrigen Renten, Al-
leinerziehende mit Kindern, Arbeitslose und 
Hartz IV Familien.

Die Politik sieht sich genötigt zu handeln. 
Da die Grundstücks- und Baukosten – trotz 
niedriger Hypothekenzinsen – das Bauen 
verteuern und den Spielraum der Wohnungs-
unternehmen einengen, werden mangels 
staatlicher Hilfen schon seit 15 Jahren kaum 
noch Sozialbauwohnungen gebaut. Die seit 
1949 praktizierte Förderung des sozialen 
Mietwohnungsbaus, die wesentlich zur Ver-
schuldung der öffentlichen Kassen beigetra-
gen hatte, wurde gestrichen oder eingespart. 
Einige Bundesländer (z.B. Berlin) haben die 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus kom-
plett eingestellt. Ohne Förderprogramme 
jedoch verhalten sich nicht nur die freien, 
sondern auch die kommunalen Wohnungs-
bauunternehmen und -genossenschaften 

*Eine ausführlichere Version 
des Autors erscheint im 
Frühjahr 2017 als »essential« 
im Verlag Springer VS unter 
dem Titel »Flüchtlinge und 
Wohnungspolitik«. 
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gen. Mangels kostengünstiger Wohnungen 
in den großen Städten müssen Flüchtlinge 
nicht selten länger als wünschenswert in Not- 
und Massenunterkünften unter  beengten 
Verhältnissen ohne Privatsphäre ausharren; 
ihre Integration (Schule, Ausbildung, Arbeit) 
kommt nicht voran.  

Die wohnungspolitischen Antworten drän-
gen. Es sind zum einen Fragen des Tempos 
und zum anderen – wie sich zeigt – Fragen 
der Geographie, denn angesichts zeitlich-
räumlicher Restriktionen rücken jene Städte 
und Regionen ins Blickfeld, die nicht unter 
Wohnungsknappheit leiden; d.h. in denen es 
immer noch preiswerte Wohnungen gibt. Nur 
liegen diese Reserven selten in den dynami-
schen Großstädten. Wie einer Untersuchung 
des BBSR vom Februar 2016 zu entnehmen 
ist, stehen bundesweit aktuell 630.000 Woh-
nungen in Mehrfamilienhäusern leer. Hinzu 
zu rechnen sind aufgrund von Abwanderun-
gen hunderttausende weitere freie Ein- und 
Zweifamilienhäuser in den Dörfern sowie in 
wachstumsschwachen kleinen und mittleren 
oder altindustriell geprägten Städten. Lokali-
siert wurden sie sowohl in den Neuen als auch 
in den Alten Bundesländern,  allein in NRW 
sind es 150.000 WE. Sie könnten sofort oder 
innerhalb weniger Wochen bezogen werden. 

Damit nicht genug: Der gelegentlich geäu-
ßerte Einwand, Flüchtlinge fänden in struk-
turschwachen Städten sowie im ländlichen 
Raum keine Arbeit, scheint nicht zwingend. 
Wie der gleichen Studie zu entnehmen ist, 
befinden sich die meisten der gemeldeten 
freien Stellen – wie zu erwarten – zwar in 
Großstädten; aber auch in kleinen und mitt-
leren Städten und selbst in den ländlichen Re-
gionen wurden der Bundes-agentur für Arbeit 
freie Arbeitsstellen gemeldet, sei es in der In-
dustrie, im Handwerk (KfZ-, Bau-, Holz- und 
Installationshandwerk), in der Gastronomie, 
im Tourismus, in der Lagerhaltung und im 
Transportgewerbe, in der Land- und Forstwirt-
schaft (saisonale Erntehelfer) sowie in diver-
sen sozialen Dienstleistungen. Viele jüngere 
Flüchtlinge interessieren sich für eine Lehr-
stelle in ihrer Nähe, wissend, dass sich ihnen 
in Deutschland erst mit einer abgeschlosse-
nen Berufsausbildung Chancen auf Teilhabe 
eröffnen. Vor diesem Hintergrund kommen 
die örtlichen Handwerkskammern und die 
Arbeitsagenturen ins Spiel, denen allerdings 
die Hände noch immer gebunden sind, weil 
die arbeitsrechtlichen Barrieren für die Aus-
bildung und Beschäftigung von Flüchtlingen 

abwartend bis restriktiv. Nach den mageren 
Jahren haben mehrere Bundesländer kürz-
lich zwar angekündigt, wieder vermehrt So-
zialbauwohnungen errichten zu wollen, die 
avisierten Budgets reichen aber nicht aus, 
um die Lücken zu schließen, die aufgrund 
zu geringer Bautätigkeit zwischen 2000 und 
2015 aufgerissen wurden. Die Länder, die 
seit der Verfassungsreform von 2006 allein 
für den Wohnungsbau zuständig sind, sehen 
sich allerdings nicht in der Lage, die Finan-
zierung des sozialen Mietwohnungsbaus im 
erforderlichen Maße allein zu stemmen. In 
ihrer Not wenden sie sich an den Bund; der 
Bundesfinanzminister zögert indes und ist 
bisher allenfalls bereit, den Kommunen bei 
den  Betreuungskosten von Flüchtlingen un-
ter die Arme zu greifen. Zuvor hatte er im 
Frühjahr 2016 den Vorschlag ins Bundeska-
binett eingebracht, der Wohnungswirtschaft 
mit Steuererleichterungen zu helfen. In einer 
Anhörung im April 2016 erntete er heftigen 
Widerspruch, weil damit in erster Linie der 
Bau teurer Wohnungen, aber nicht der Bau 
von Sozialwohnungen induziert werde. Er-
gebnis: Es herrscht Ratlosigkeit, wie der Woh-
nungsbau zu niedrigen Mieten in Schwung 
kommen kann, ohne damit – trotz Steuer-
mehreinnahmen - die »schwarze Null« zu 
gefährden. 

Damit stehen die Städte und Gemeinden 
weitgehend allein da. Auf der Ebene der Kom-
munen wird hektisch über neue Wohngebie-
te und Nachverdichtungen im Bestand, über 
kostengünstige und vereinfachte Bauwei-
sen, über Quoten von Wohnungen für arme 
Haushalte, über eine Verschärfung der Miet-
preisbremse sowie über weitere Verbote und 
Auflagen nachgedacht, ohne damit zum Kern 
des Problems, der zu geringen Bautätigkeit, 
vorzudringen. Mit Rechtsvorschriften lassen 
sich Knappheiten des Marktes nicht beseiti-
gen, ganz abgesehen davon, dass die erforder-
lichen gesetzlichen Änderungen jenseits der 
Hoheit der Kommunen liegen; darüber hin-
aus werden sie der quantitativen  Dimension 
nicht gerecht, denn die Mieten werden sich 
erst dann stabilisieren oder gar sinken, wenn 
das Angebot hinreichend ausgeweitet wird, so 
wie dies zuletzt nach 1998 der Fall war. Die 
sich im Kreis drehende Debatte lähmt das 
Handeln. Bedenkt man die Zeit, die  vergeht, 
bis neues Wohnungen nach drei bis vier Jah-
ren des Planens und Bauens (mit B-Plan sind 
es gern sechs Jahre) bezugsfertig sind, rü-
cken schnelle Lösungen in weite Ferne; d.h. 
die Mieten werden immer noch weiter stei-
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noch nicht hinreichend gelockert wurden. Sie 
behindern die Arbeitssuche von anerkannten 
Asylsuchenden ebenso wie von geduldeten 
Flüchtlingen. Hier liegt das derzeit wichtigste 
Hindernis der Integration.

Abgesehen von wenigen Ausnahmen, die 
nicht in friedlicher Absicht kamen, sehnt 
sich die weitaus überwiegende Mehrheit der 
Flüchtlinge danach, endlich anzukommen 
und – als zweiten Schritt – eine eigene fes-
te Wohnung beziehen zu können. Nach den 
traumatisierenden Erlebnissen ihrer Flucht 
haben sie einen solchen Ort persönlicher Si-
cherheit verdient. Sie möchten die Sprache 
erlernen, ihre Kinder in Schulen schicken, 
an Veranstaltungen ihrer Gemeinden teilneh-
men, in Sportvereinen mitspielen und – vor 
allem – arbeiten. Viele Flüchtlinge bringen 
den unbedingten Willen mit, sich zu integ-
rieren – zumindest solange in ihrer Heimat 
Krieg herrscht – und in Deutschland hei-
misch werden. Sie möchten ihre Dankbarkeit 
zeigen, eigenes Geld verdienen, möchten et-
was zurückgeben und sich nützlich machen. 

Zwar würden viele Flüchtlinge am liebsten in 
einer Großstadt wohnen, wo sie Verwandte 
und Bekannte treffen können und meinen, 
zumindest als Hilfsarbeiter schneller einen 
Job zu finden. Dieser Wunsch ist verständ-
lich, lässt sich jedoch – nach Abwägung – in 
vielen Fällen nicht realisieren. Im Asylrecht 
hat der Schutz vor Verfolgung Vorrang, nicht 
die Erfüllung von Wohnortpräferenzen. Im 
Sinne schneller Lösungen ist es deshalb zwin-
gend erforderlich, leere Wohnungen dort zu 
mobilisieren, wo es sie (noch) gibt: in struk-
turschwachen, schrumpfenden Städten sowie 
im ländlichen Raum.  

Allerdings verbietet es sich, die Dezentra-
lisierung durch Zwang zu verordnen oder 
umgekehrt diese zu idealisieren; es bleiben 
Hürden und schwerwiegende Bedenken. 
Anders als die großen Städte sind die  Städte 
und Kreisverwaltungen im ländlichen Raum 
nicht überfordert. Auch in kleinen und mitt-
leren Städten wurde das Netz der sozialen 
Infrastruktur inzwischen ausgebaut, in vielen 
Dörfern hingegen fehlt es an unterstützenden 
Einrichtungen. Ohne PKWs sind Flüchtlinge 
auf gespendete Fahrräder angewiesen, an-
sonsten aber sind sie weitgehend immobil, 
da Bahn- und Busverbindungen ausgedünnt, 
Läden des Einzelhandels geschlossen sowie 
Ärzte und Schulen schwer zu erreichen sind. 
Viele alte Häuser und Wohnungen haben 

zudem schon mehrere Jahre leer gestanden: 
zerbrochene Fensterscheiben, nicht funkti-
onierende Heizungen, verstopfte Abflüsse, 
undichte Dächer, ungesicherte Haustüren. 
Bevor diese bezogen werden können, braucht 
es einige Wochen der Instandsetzung. Nicht 
selten leben die früheren Bewohner nicht 
mehr am Ort; manche Hauseigentümer sind 
zu alt, um ihr Haus laufend instand zu halten; 
anderen fehlt es an Kapital. Kann die öffent-
liche Hand einspringen? Dürfen Flüchtlinge 
selbst Hand anlegen? Notreparaturen im Sin-
ne von Ersatzvornahmen stoßen auf rechtli-
che Bedenken; wer haftet, wer zahlt? Bisher 
verbietet das Ausländerrecht, dass Flüchtlinge 
arbeiten, während öffentliche Gelder, die den 
Sozialbehörden für die Betreuung von Flücht-
lingen zur Verfügung stehen, nicht für Bau-
materialien und Instandsetzungen verwandt 
werden dürfen.  

Auf die leichte Schulter zu nehmen ist 
deshalb die Aufgabe nicht, Flüchtlinge in 
schrumpfenden kleinen und mittleren Städ-
ten sowie im ländlichen Raum unterzubrin-
gen. Das gilt auch aus dem unerfreulichen  
Grund, dass ausländerfeindliche Vorbehalte – 
leider – noch immer verbreitet sind. Erinnert 
sei an den Sturm rassistischer Hasstiraden 
im Internet, an Stammtischen, vor Asylhei-
men oder auf der Straße, geschürt vom Milieu 
am rechten Rand. Über 1.000 Angriffe und 
Brandanschläge auf Asylunterkünfte allein 
im Jahr 2015 sind eine Lektion, die präventive 
Maßnahmen erfordern. Diese Pöbeleien und 
Übergriffe lassen daran zweifeln, ob die He-
rausforderungen der Integration »zu schaf-
fen« sind. Polizei und Gerichte gehen zwar 
gegen Rechtsbrüche und Übergriffe vor, kön-
nen aber nicht alle Missbräuche eindämmen. 

In anderen Worten: Flüchtlinge dürfen we-
der blindlings erhöhten Risiken ausgesetzt, 
noch schutzlos offen gezeigten fremden-
feindlichen Angriffen überlassen, noch an 
den Pranger gestellt werden. Gewalt und 
Fremdenfeindlichkeit sind – ganz gleich wo 
– nicht hinzunehmen. Es gibt keinen Grund, 
Flüchtlinge zu diskriminieren, weil sie aus 
persönlicher Not nach Deutschland flüchte-
ten und im Stadtbild als Fremde auffallen, 
weil sie einer anderen Religion angehören, 
sich anders kleiden und andere Gewohnhei-
ten mitbringen. Diese Bedenken dürfen aber 
auch nicht als Vorwand dienen, den seit Jah-
ren schon bekannten Problemen peripherer 
ländlicher Regionen aus dem Weg zu gehen 
und der dortigen Bevölkerung das Gefühl zu 
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geben, dass sie nicht gehört und ihre Anlie-
gen nicht verstanden werden. Ein Wandel 
der Einstellungen ist notwendig. Die Dörfer 
in stadtfernen Landesteilen dürfen nicht auf-
gegeben werden. Erstmals zeichnet sich in 
einzelnen Gemeinden der ausgedünnten Re-
gionen, die unter Abwanderung der Jüngeren 
leiden, ein Wandel ab, nachdem dort erkannt 
wurde, dass integrierte Flüchtlinge auch Mög-
lichkeiten der Stabilisierung mit sich bringen. 
Vor dem Hintergrund der regionalpolitisch 
ungelösten Fragen, wie den struktur- und 
wachstumsschwachen Städten und insbeson-
dere dem ländlichen Raum eine tragfähige 
Perspektive geboten werden kann, dürfen we-
der Planer noch Bürgermeister oder Landes-
politiker kneifen. An das Gebot, gleichwertige 
Lebensverhältnisse herzustellen, sei erinnert.

Das bedeutet, die Strategie der Dezentralisie-
rung bedarf der Planung, der Vorbereitung 
und Begleitung durch vorbeugende Maß-
nahmen, die die Akzeptanz, Ankommenden 
gegenüber, verbessern, etwa durch ein neues 
Programm »soziales Dorf«, das in Anleh-
nung an das Programm »soziale Stadt« ins 
Leben gerufen werden sollte, mit dem inno-
vative Ansätze der Stadtteilarbeit in den Quar-
tieren zahlreicher Städte ermöglicht werden. 

In anderen Worten: Zum einen braucht es 
finanzielle Unterstützung; zum anderen be-
darf es des tatkräftigen Zusammenwirkens 
von Politik, kommunaler Verwaltung und 
Zivilgesellschaft. Der Schlüssel zur Integra-
tion liegt in der gewollten Kooperation auf 
dezentraler Ebene unter Einbeziehung der 
lokalen Kirchengemeinden, der Vereine und 
der vielen freiwilligen Flüchtlingshelfer, um 
gemeinsam die Integration sozialpolitisch 
verantwortbar zu gestalten. 

Damit ist zugleich ein neues Aufgabenfeld 
für Planer angesprochen, denn es sind Kon-
zepte, Programme und Maßnahmen gefragt, 
die über die bauliche Ortsplanung im enge-
ren Sinne hinausgehen und einen fachüber-
greifenden Ansatz erfordern. Strategien der 
dezentralen Wohnungs- und Sozialpolitik 
sollten mit der Öffnung des Ausbildungs- 
und Arbeitsmarktes, mit sozialpolitischen 
und ökologischen Konzepten, mit Öffentlich-
keitsarbeit und Bürgerbeteiligung sowie mit 
Maßnahmen der Gewaltprävention, mit Initi-
ativen der sozialen, medizinischen und psy-
chischen Betreuung und – nicht zuletzt – mit 
der Mobilisierung von Selbsthilfepotentialen 
verknüpft werden. 
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